
PRÄSIDENT (um 10.44 Uhr): Ich eröfftne
die Sitzung. Das Protokoll der letzten Si'tzung
ist gesohäftsordnungsmäßig aufgelegen; es ist
unbeanstandet gebheben, demnach als geneh­
migt zu betrachten.

Wir fahren; in der Beratung der Tag,esord­
nung, Landesvoranschlagfür 1952, fort.

Zu Gr'uppe 2 erteile ich als letzt'em Redner
Herrn ,Landeshauptmannstellvertreter Pop p
das Wort.

L1andeshauptmannstellvertreter POp,p: Hoher
Landtag! Verehrte namen und Herren! Gestat­
ten Sie, diaß ich !als der zuständige und verant­
wortliche Referent für dias ,schulwesen zum
Kapitel Schulwesen und zu den 'verschiedenen
A,eußerung,en ·der 'Vorredner Stellung nehme.
Ich darf erfreulicherweise 'feststellen, daß sich
fast sämtliche Redner posihv zu unserem Schul­
wesen Igeäußert haben. Mit den Vor,lesungen
des Herrn Llandiesrates Genner und mit den
Vorlesungen des Herrn Abg. IPospisch.il werde
ich mich separat befassen und diese Vor,lesun­
g,en separ!at einer Würdigung unt!erzi'ehen. leh
habe als Lehrer die Vorhehe, mich insbesondere
mit schwererziehbaren Kindern zu be,fassen,
warum soll ich das auf poEtischem Gebiet
nicht auch tun? iEs wurde ,bereits in der Dis­
kussion und durch den Berichterst:atter festge­
stellt, daß wir im heurigen Jahr ei'n Gesamt­
erfordernis von 18,4.64.000 S gegenüber dem
Vorjaht von 7,466.000 S, also eine ,steigerung
um ,fast 11,000.000 S zu 'verz'eichnen haben.
Die B{1gründung dafür liegt darin, daß erstens,
wie Ü'beral:1 ,in a.Jlen IRef'eraten, zunächst die
gesteigerten Personalikost1en zu 'verzeichnen sind,
daß wir zweitens die scho'n vom Fi'nanzrefe­
renten besonders hervorgehobene Post von
8,000.000 Saufweisen,und daß drittens erfreu­
licherweise ,auch der Schulbaufo'l1'dseine be­
trächtliche Steigerung 'erfahren hat. Wenn
weniger 'freundliche Kritiker des niedeflöstenei­
eibischen Schulwesens behaupten, daß di,e Lei­
stungen ,des iLa'ndes Niedef'österreich zu gedng
wären und daß Niederösterreioh förmlich ,das
Aschenbrödel unter den Ländern spiele, dann
darf kh darauf verweisen - Herr Ab,g. Bil­
garth hat das bereits in s'ei'ner Rede getian -,
daß zu d~m Aufwand des Landes Niooeröster­
reich - ich spreche jetzt vom Pflicht- und
Hauptschulwesen - ja noch die g,ewaltigeLei­
stung der Personalausgaben für di,e gesamte
Pflichtschullehrerschaft kommt. Auch ich be-
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ziHere diesen Betrag mit rund 150 Millionen
Sohilling. Wenn ich nun feststelle, daR wir
in Niederösterreich, nach der Statistik des
Landesschulrates vom Oktober d. ]., 111.165
Vol,kssch'Ü],er, 42.633 ,H,auptschüler, also rund
154.000 schulpfHchtige Kinder haben, so be­
deutet das, daß allein, 'vom S'landpunkte des
Persünal,aufwandes gesehen, auf jeden Schüler
bereits 1000 S Kosten kommen. Damit ist aber
der Sch:.tlaufwand für das PfIlchtschulwesen
noch l,ange nicht ,abgetan, denn dc.zu kommen
beispie.lsweise noch die Schulbauten, ,dazu
kommt der gesamte Sachaufwand. Die Gemein­
den iragen. ,die Kosten für die Schulerhaltung,
die Beheizung, die Anschaffung von Lehrmit­
teln und! al,l diese Dinge mehr. Es istalsü 'fest­
zustellen, daß im Lande Niederästerreich, rein
ziffernmäßig 'gesehen, sehr viel für das Pflicht­
sC'hulwesen geleistet wird.

Neu ist die Post von 8 Mi'llionen Schilling,
die wir im VOfianschlag selbst als einen Beitrag
zum Akhvitätsaufwand der 'öffentlichen Volks-,
Haupt- und Sonderschulen bezeichnen; unt,er
Umständen müßte das auch ein Aufwand hir
Pensionisten sein, wenn wir vorzei lig Pel1Isionie­
rungen vornehmen würden. Diese Post ist die
Folge des Finanzausgleiches 1951, dedür 1952
verlängert wurde. Wir haben nach der vor­
läufigen Abrechnung 1951 bereits einen Auf­
w,and von rund 1,930.000 S zu verzeich nen,
den wir im V"orjährigen Budget noc'h nicM vor­
sehen :konnten.

Nach dem ,Lehrerdienstrechts-Kompdenzge­
setz, das ,die Grundlage für die Erstellung der
Di,enstpostcnpläne ist, wären wir in der Lage
gewesen, den 'Dienstpostenplan nach einem
Klassendurchschnitt von 30 Schü],ern für Volks­
und Hauptschulen, von 15 Schülern !für SOI1­
derschul'en usw., zu ,erstellen. Sie wissm aus
den Verhandlungen über die frühepen Budgets,
daß sich das ,Fina:nzministerium durch eini,ge
Jahre hindurch bemüht hat, die Länder a'n den
Personalkosten zu beteiligen. Ich erinnere
dafian, daßvof drei Jahren bereits ein Vor­
schlag vorlag, wonach die Länder in ihrer Ge­
!'amt'heit mit einem Betrag von 68 Millionen
SchiUing zu belasten waren, daß ferner im
vorigen Jahr dem Nationalrat bereits ein Ge­
setzentwurf vorI1ag, won,ach 50 Prozelltder
Personalkosten 'von den Ländern zu tragen ge­
wesen wären. Damals wurde ,d;1S Gesamterfor­
dernis für Volks- und Hauptschulell mit rund
502 Millionen ,Sohilling angegeben, das heißt,
auf die Länder in ihrer Gesamtheit wären rund
251 MiUio'l1en Schilling entfallen, und auf das
Land Nied,erösterreich ,ein Ant,eil von 54 Mil­
lio'nen Schilling.

Das war die Situation bei den Finanz.aus­
gleichsverhandlungen im Jahre 1950 für 1951.
Das Ergebnis war, daß ein neuer Schlüssel

fest'gelegt wurde, wonach der Schülerdurch­
schnitt nicht nach den Kl,assen, sondern nach
den Lehrpersonen zu bemessen ist h1 der Form,
daß 'bei den Volksschül,ern 30 Kinder pro Lehr­
kraft, bei !HauptsC'hulen 20 und bei Sonder­
schulen 15 Kinder angenommen werden.

Wenn nun das Land mehr Lehrpersonen,als
diesem Schlüssel entspricht,in seinem Dienst
hat, so ist das Mehr aus LandesmiHcln zu
besoMen. Diese Bestimmung ,des Fi'nanzaus­
,gleichs gilt seit dem 1. September 1951. ,Es ist
ein Betmg von rund 1,930.000 S, den wir für
das heurige }ahr zu leisten haben. XünHighin
ist für den Personalstand als Stichtag jeweils
der 1. Oktober vorgesehen. Nach einer Durch­
schnittsberiechnung des Gesamtaufwandes wird
dann die ß.elastung pro ILehrpersonermittelt.

Zur Beurteilung der Situation mögen nun
folgende Daten dienen. Ich habe schon vorhin
gesagt, daß wir anVolksschülern, mit Stichtag
vom 1. Oktober, 111.512 Schüler zu verzeich­
nen haben. Das ist gegenüber dem Jahre
1950/51ei'n Rückgang von 11.936 Schülern.
Das ,heißt also: Wenn ich pro Lehrperson rund
30 Schüler r'echne, so sind in Wahrheit 400
Lehrpcrsonen Ü'berzähUg, weil für sie keine
Schüler übrigbleihen. Wir haben aber t,atsäch­
lich derzeit einen Klassens'tand von 3523 Klas-

I sen, das ist igeg,enüber dem Vorjahr ein Minus
von 276 Klassen,also nicht von 400 Klassen,
die dem tatsächlichen 'Schülernückgang ent­
sprechen würden. Das ,gibt einen Klassendurch­
schnitt von 31,6 Schülern.

Bei den Hauptschulen ist die Entwicklung
vermöge der ansteigenden Geburtsjahrgänge
eine umgekehrte. Wir haben 42.174 SC'hül,er zu
verzeichnen, das is,t eine Steigerung um 6099
Schüler. Wir haben 1293 Klassen, das sind um
181 Klassen mehr als wir im Vorjahr hatten,
mit einem Klassendurchschnitt von rund 32
Schülern.

Verehrte namen und Herren! Ich darf fest­
stellen, daß der KlassendurohschniH und damit
auch der Durchschnitt ,für die LehrerschaH
außer Wien bei uns der günstigste in ganz
Oesterreich ist. (Abg. Hilgarth.· Der nied­
fif!.ste!) Ja, der niedrigste. (Abg. Hilgartlz.·
Wie er noch nie war!) Wie er noch ,!üe war!
Wir haben um 31 bis 32 SC'hüler herum. Ich
darf feststellen, daß beispielsweise bei den
f ina'nziausgleichsverhandlungen eine Statistik
des F'inanzmi'nisteriumsund des Unterrichts­
ministeriums vorlag, wonach der Durchschnitt
der Schüler pro Klasse - das war vor einem
Jahr - mit 36 beziffert war. Ich glaube also,
die niederösterreichische Landesregierung und
die niederösterreichische Schulverwaltung
brauchen sich wahrhaftig des, Zustandes in
Niederösterreich nicht zu 'Schämen.

Nach dem seinerzeit vom niederösterreichi-
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1 ,eh,,: Landta~ h"chlos"'len ,oien,lpnstenplan, Verehd, Damen und Heeren, wamm sage
der noch keine Rücksicht auf das finanzans- ich das? Der Herr Abg. St,angler hat ebenfal'ls
gleichsigesdz nahm, hätten' wir 6416 Lehr- zu dem Problem Stellung genommen und Ihier
personen bestellen künnen, nach dem finanz- einige Grundsätze vertreten. ,Er hat zuerst ge­
ausg'leichsgesetz 5824 'Lehrpersonen. iDas er- meint, man solle auch das Studium an den
gäbe eine Di,f'f.erenz 'von 592 Lehrperso,nen - LehrerbHdungsanstalteneinigermaßen, wie soll
ich glaube, eine ganz gewichtige Differenz! ich sagen, regeln, planmäßiger einrichten, ein­
Tatsächlich weisen wir - eingerechnet auch dämmen, um nicht, so wie wir es seinerzeit
die nebenberuflichen Lehrer und alles, was da nach Jahre 1918 gehabt haben, dahin zu kom-
hereingehört - einen Le:lnerstand von 6133 men, daß Lehrerei-n Jahrzehnt überhaupt auf
Personen auf, das heißt, wir haben nach eine Stelle warten müssen. Ich unterschreibe
dem damaligen Berichtstag um rund 300 Lehr- das, ich weiß auch, daß unsere Ö'f,fentlichen
personen ,gegenüber ,der Z,ahl des finanz:ms- LehrerbiJ.dungsanst,alten praktisch hier schon
gleichsgesetzes zuviel. etwas planmäßig vorgegangen sind. Es ist aber

Es ist kein ZweH'el, daß alle interessierten zu verzeicrhnen, daß die Privat,lehrerbildungs­
Stellen des ,Landes, die Schulrhehörden, selbst- anstalten noch sehr viele Schüler aufnehmen,
verständlich auch das 'Schulre'ferat, selbst'ver- und die Entwioklung ganz anders betrachten
ständlichauch das 'finanzreferat und die ge- als wir, die wir die 'Öffentliche Schule hier v,er­
samte Landesr'egierung in dem Moment, als treten. Wenn man hier wirklich eine Planung
feststand, daß wir 'Überzählige Lehrpersonen vornehmen wollte, dann darf es nicht nur auf
haben, einmütig erlklärt hahen, daß wir die dem Sektor der öHentlichen SC'hulen, sÜ'ndern
Mehrhelastung im Interesse der Schule und, es müßte ebenso auf dem Sektor der Privat­
damit natürlich auch im Interesse der Lehrer- lehrerbildungsanstalten sein. Das ist ,das eine.
schaft von Landes wegen ühernehmen. Ich Herr Ahg. Stangler meinte weiter, man sollte
möchte das ,deswegen auch festgestellt haben, hinsichtlich -d€r Neueinstellung von Lehrper­
weH ich hie und da höre, daß offenbar mit sonenden Grundsatz aufstellen, daß man in
g€wissen Absichten draußen am Lande Oerübhte Niederösterreich nur jene ·B'ewerher anstellen
verbreitet werden, als ob ein Abbau von Lehrem darf, die an einerniederösterreichischen Anstalt
vor der Türe stünde. Davon, das c1ar'f wohl im studiert haben. Ich könnte diesen Grundsatz
Namen der gesamten Landesregierung gesagt nicht gutheißen, denn ich glaube, daß es auch
weDden, ist keine Rede. Denn gerade zur Ver- niederösterreichische Kinder gibt, die aus 'ge-
hütung eines Abbaues wurde j,a im Voran- wissen Gründen an einer Wiener Anstalt stu-
schlag der 'Betrag 'von 8 Millionen Schilling dieren, sei es, daß sie 'vidleioht ein leichtes Un-
eingesekllt. terkommen bei Vepwandten hier in Wien haben

freilich, die weitere frage, die sich erhebt, usw.... Ich glauhe, ,daß das 'kein allgemeiner
ist die, wie es jetzt mit der künftigen Neu- Grun,dsatz sein könnte. Ich könnte mir ,aber
anstellung ausschauen wir{l. Hier haben wir etwas anderes zur Regelung vorstellen. Die
eine epnste Situat'ion zu verzeichnen. Das Land Lehrer werden vom Bund besoldet, sie sind,
Niederösterreich hat einen Uelhersohußan besoldungsr'echtlich gesehen, ei,gentlich Bundes·
Lehrkräften wie kein anderes !Bundesland; das lehrer, und wir müßten ,ei,gcl1'tlich verlangen,
Leißt, die anderen Bundes,länder haben ,eigent- daß ein iBundesausgleichgeschaffen wird, und
lich die Absolventen der Lehrerbildungsanstal- daß daher auch niederiösterreichische 'Lehrer,
tenim Jahre 1951 in den Schuldienst einst·ellen die aurf Grund der ganz 'besonderen Verhält­
können. Wir im Lande Niederösterreich haben nisse in Niederösterreich nicht unterkommen
noch einige wenige Absol'venten aus dem Jahr- können bzw. zum Teil seinerzeit nicht unt,er­
gang 1949, und wir rhaben ,die Absolventen aus kommenkÜ'nnten, auch ,die Möglichkeit haben
den Jahren 1950 und 1951, die zusammen mit sollten, in einem ,anderen ,Bundesland ange­
einer Reihe von Lehrkräften, die seinerzeit als stellt zu werden. Ich glaube, daß wir damit der
Minderbelastete nach dem 'Verbotsgesdz nicht Lehrerschaft, neben einer Reihe anderer Maß­
in den Schuldienst genommen werden konnten nahmen, ·die ich in diesem Zusammenhange
o-der über Weisung außer Dienst gestellt nicht näher erörtern will, einen weitaus größe­
werden mußten, rund flOO Lehrpersonen aus- ren Di,enst erweisen könnten.
macheil. Ich haibe schon -gesagt, daß die an- Ich möchte im Namen ·der gesamten Lehrer­
deren Länder in einer weitaus besseren Lage schaft diese ,forderung im Landtag erheben,
sind, und in ·den ,letzten T,agen habe ich b€i- und ,es wäre angezeigt, auf diesem Gebiete Ver­
spielsweise die Mitteilung erhalten, ·daß ein handlungen zu führen.
Bundesland --- es ist das Land Salzburg -- Neben ,der frage der SchulorganisatiÜ'n muß
Lehrermangel hat und sogar darangehen muß, ich wohl gleich auf eine Bemerkung des Lal1­
Pensionisten wieder einzust-ellen,um seinen desrates Oenner reflektieren. Der Herr Landes­
Dienstpostenplan erfüllen zu können. rat Genner, glaube ich, war es, der als Be-
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weis dafür, wie schlecht oder unbefriedigend
das niederösterreichische Schulwesen ist, ange­
führt hat, wie vide ein~dassi'ge Schulen wir in
Niederösterrceich haben. Die Statistik besagt
folg,endes: Wir haben in Niederösterreich
19,8 Pmz'ent eil1'khssige ungeteilte Schulen
und 13,3 Prozent geteiUe.Schulen, die gehören
ja zusammen, lalso rund 33 Prozent. Wir hahen
fast 28 Prozent zweiklassige Schulen, 16,2 Pro­
zent dreiklassige Schulen, und was darüberliegt
sind vierklassige und mehrklassige Schulen.
Verehrte Damen und Herren, hier kann man
nicht theordisieren, sondern man muß sich ein­
mal die Gemeinden anschauen. Nachdem ich
vom Abgeordneten und Lal1desrat Genner an­
nehme, daß er neben den 'Stunden, die er hier
in den Sitzungen des Landtag'es verbringt ­
um sich nach den Worten des Abg. Dubovsky
seine Mandatsgebü'hren zu verdienen --, auch
im Lande draußen herumkommt, wird er wis­
sen, daß wir in Niederösteneichunter -den
1584 Gemeinden nicht weniger als 935 Ge­
meinden zählen, die lunter 500 EinwÜ'hner
haben, daß wir 4 Gemeinden mit 50 Einwoh­
nern, 44 Gemeinden mit 51 bis 100 Einwoh­
nern, 110 Gemeinden mit 101 bis 150 Ein­
wohnern und 121 Gemeinden mit 151 bis
200 Einwohnern haben. Ich frage Sie, was
,soll in dem IFalle, wo die nächste Schule
'viele Kilometer weit weg ist, geschehen?
Wir müssen dort z'wangsläufig die einklassige
Schule führen. Wir führen solche einklassige
Schulen, obwohl wir oft nur 15, 16 oder noch
weni'g,er Kinder halben - es wur,de mir sogar
eine Sohule mit nur 10 Kindern gemeldet -,
obwohl der Landesdurchschnitt 30 Schüler ist!
Es ist sehr schön, dann in der Oeffentlichkeit
:LU sagen: "Skandal! Schaut euch Niederöster­
reichan, 28 Prozent si'ndeinkIass'ige Schulen!
Was macht denn der Popp, er ist zwar selbst
Lehrer, er ist aber nicht für die Schule!" Ich
muß bmen, Herr Landesrat Genner, ,die Dinge
objektiver und sachlicher zu Ibehandeln! Ich
bin überzeugt, daß Genner auf diesem Geboiete
absolut besserungsfähig ist!

Neben der Fmge der Schulorganisation ist
meiner Meinung 'nach eine der wichtigsten
Fragen im Landesbudget der Schulbaufonds.
Hier freue ich mich persönlich, daß wir die
Mit'tel von 2,5 MiHionen auf 1 Millionen er­
höhen 'konnten. Es hat heute schon der Fillanz­
und Schulausschuß getagt und den Voran­
scMag des Schulhaufonds beraten. Dieser wird
noch im Verlaufe der nächsten Tage oder
mor,gen im Hause zur Beratung stehen. Dieser
Schulbaufonds hat eine Erhöhung von 8 auf
13 MiM'ionen Schilling erfahren. Das SC'hul­
baufondsgesetz wurde Ende 1949 beschlossen.
Ich freue mich, daß die IBedeutung des Schnl­
ballfonds heute allgemeinancrkannt ist; das

war seinerzeit nicht überall, nicht in allen
Kreisen so. Ich könnte mir heute di'e Entwick­
lung des Schulbaues in Niederösterreich ohne
Schulbaufonds überhaupt nicht mehr vorstellen,
denn ein Großtei,1 der Schulen, die bereits
fertiggest-ellt sind oder sich bereits in Bau be­
finden, hät,ten ohne den Schulbaufonds nicht
g,ebaut werden können. 'Einer der Herren Ab­
geor,dneten ,hat in dem TäHgkeitsbericht des
Referates Einsicht 'genommen und festgestellt,
daß wir beispielsweise im heurigen Jahr 78 Ge­
meinden in ihren Schulhau'Vorhaben unterstützt
haben, das ,bat 10 Miollionen Schilling ausge­
macht; ,daß -wir für 9 Gemeinden den Zinsen­
dienst tragen 'und daß wir neben den Schul­
bau~en inr heurigen Jahrauoh 4 Kindergärten,
die ebenfaHs in diese Gruppe mit einbezogen
sind, vollendet hahen. Weit,ere 6 Kindergärten
befinden sich in Bau. Im Jahre 1951 sind von
den noch wiederaufzubauenden Schul'en drei
Schulbauten vollendet worden, an Neubauten
wunden vollendet 5 Volksschulgebäudeund
3 VoIks- und Haup'tschulgebäude, an iErweite­
rungsbauten 3 Hauptschulgebäude; in Bau
befinden sich gegenwärtig 36 Schulen. Die
Zahl der Pro,jekte 'ist außerordentlich groß, mit
einem halben Hundert habe ich nicht zu hoch,
sondern eher zu tief gegriffen. Verehrte Damen
und Herren, ich darf wohl feststellen, daß ,das
ei'l1eansehnliche Leist'ung der Gemeinden und
auch eine ansehnliche 'Leistung des Landes
Niederösterreich ist. Wenn Sie mich jetzt
fragen, ob ich zufriedell 'bin, dann sage ich
Ihnen: nein! Zufrieden werde ich und wird
jeder, dem die Entwidklung ,der Schule am
Hemen Iieg,t, erst dann sein, wenn wir das
ganze gigantische SchulbaUiprogmmm erfüllt
haben. Aber so ;geht das nicht, daß man hier
mit Worten herumwirft. Als di,e Schulen im
Krieg zerstört wurden, war das das Werk von
wenigen IMinuten; das alles wiederaufzubauen,
ist aber leider, selbst im Zusammenwit1ken von
Gemeinden und Ländern, ein Werk von vielen
Jahren. (Landesrat Oennqr: Aber der Bund
hat die VerpflichtunR, zum Wiederaufbau bei­
zutragen/) Herr Landesrat Genner, ,die Zahl
der wiederaufzubauenden Schulen ist im Ver­
gleich zum ,gesamten Bauvorhaben sehr gering.
Wenn du willst, so kannst du ,die Stenographi­
sehen Protokolle durchlesen, dort kannst du
auch lesen, daß wir dem Landtag bekanntge­
,geben haben, daß im W'ege der Bezirksschul­
räte festgestellt wurde, daß nicht weniger als
561 Schulen aufgebaut oder Ergänzungsbauten
durchgeführt werden müssen. :Davon ist nur
ein sehr geringer Bruchteil kriegs.zerstörtcr
Schulen. Alles andere sind Schul!bauten, ,die
aus den siehziger und achtziger Jahren des
vori'gen Jahrhunderts stammen, und solche, die
ilU'f Grund der Entwicklung der Gemeinden



dorf, ebenfalls im Brucker Bezirk, sind von drei
Schulräumen zwei besetzt, ein einziger steht zur
Verfügung. In Ulreichsberg, im Lilienfelder
Bezirk, ist eine einklassi'ge Schule zur Gänze
von der !Besatzungsmacht besetzt. Herr Lan­
desmt Genner, was recht ist, ist recht! IEs ist
richtig, daß in Neuhaus Hilfe :gebracht werden
muß. Dasselbe muß aber auch für die anderen
von mir 'genannten Gemeinden gelten! (Beifall.)

Der ,Herr Landesrat Genner hat sich in einem
Brief von einem der Schreiber auch pädagogi­
sche Anleitungen geben lassen. (Heiterkeit.) Er
hat von der Koedukation gesprochen und hat
das kritisi'ert. Sag deinem Briefschreiber - daß
du es nicht weißt, das verzeihe ich dir, mHde
wie ich hin -, aber sag deinem Briefschreiber,
daß der IErlaß ,aus dem Jahre 1945, der anon1.­
net, daß bei Klassenteilungen zuerst ,nach Ge­
schlecbtoern und dann nach ,der >Begabung vor­
zugehen ist, gezeichnet ist vom damaligen
Staatssekretär ,für Unterrichtswesen, dem Herrn
Ernst Fischer. (Hört-Hört-Rule un'd Heiter­
keit.) Und dieser 'Erlaß gilt bis zum heutigen
Tage. Also, li'eber Genner, schreibe deinem
Briefschreiber, daß 'er dich künftighin nicht
blamieren s911. (Erneute Heiterkeit. - Abg-e­
ordneter Pospischil: Herr Schulmeister, Sie
sind aber streng! - Heiterkeit.)

Noch einmal zum Schulbaufonds. Das Schul­
bau'fondsgesetz 'läuft Ende 1952 ab. Ich möchte
heute schon an den 'Landtag :appellieren, wenn
wir vom Schulreferat den Gesetzentw,urf zur
Verlä1n1geru11lg v'Ürleg,en, daß er die Zu­
stimmung aller erhalten wird. Ich kann mir
auch nicht vorsteHen, daß wir bei dem ge­
waltigen Schulhauprogramm plötzlich auf­
hören würden. Ich muß auch verlangen, daß
wir dieses Gesetz nicht erst s'pät im Herbst,
sondern schon im iFnühjahr beschließen, denn
ich muß ja im Frühjahr das lß,auprogramm des
laufenden Jahres erstellen; und es ist winklich
etwas landeres, ob ich die Gewähr habe, für die
nächsten Jahre noch mit dem Schulbaufonds
rechnen zu können, oder vor der Situation zu
stehen, daß der Schulbaufonds mit Dezember
1952 beendet ist. Ich bin also ü1berzeugt, daß
ich diesmal das >Schulbawfonds1gesetz - das
war übrigens auch das erstemal - einstimmig
bewiHigt bekomme. Ich wäre auch sehr zufrie­
den, wenn es diesmal unbefristet verlängert
werden würde. Herr Professür Klang hat un­
längst von der Oesetzg,ooung im Nationalrat
g,esprochen und als eines df'r größten: Uebel der
österreichischen Gesetzgebung bezeichnet, daß
wir zu viele befristete Gesetze machen. Ich
hoffe also, daß wir zu einem unbefristeten
Schulbaufondsgesetz kommen werden.

Hoher Landtag! Gestatten Sie mir jetzt noch
einige Worte zum Bemfsschul'wesen. tDa darf
ich sagen, daß das 'niederösterreichische Be-
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heute den Anforderungen nicht mehr entspre­
chen. (Landesrat Genner: Wer hat die kriegs­
zerstörten Schulen aufgebaut? Die Gemeinden!)
Die Gemeinden und das Land Ni'ederösterreich!
Das L1and Niederöst'erreich hat, zum Unter­
schied von anderen, !für die kriegszerstörtcn
Schulen 25 Prozent als 11'ichtrückzahlbar,e Bei­
hilfen und 25PfOizent als unverzinsliche Dar­
lehen gegeben. Der Bund hat darüber hinaus
für einige >kriegsz'erstörte Schulen - dazu ge­
hören beispiels1weise die Schulen in Hainfeld
und in Traisen - auch einen B'undesz'uschuß
gegeben. Also auch der Bund hat in einer -Reihe
von fäHen Zusohüsse gegeben. Ich bin befugt,
das zu sagen. Ich nenne nur Orte wie Hai'nfeld
- das dÜJ1fte bekannt sein -, wo die Schule
bis auf den Grund zerstört und ausgebrannt war,

Nun hat sich der Herr Landesrat Genner
Briefe bestellt. Der eine kommt aus dem Trie­
st'ingtal, der andere von der Südbahngegend.
Die Namen werdet i'hr nie erfahren! Er hat sich
bestätigen lassen, wie schlecht es mit den Schul­
verhältnissen dort bestellt sei, daß es im Trie­
stingt,al ,in Neu'haus eine kleine Gemeinde gebe,
in ,der noch keine Schule ,bestehe. (Landesrat
Oenner: jalzrelanrz wurde versprochen, daß das
gemacht wird!) 'Es hieß, daß die Kinder in
einem Gasthof unterrichtet werden müßten. Da
stimme ich ihm zu. Ich stelle aber nur fest, daß
im Falle Neuhaus der Schulbauplan bis zum
heutigen Tage von der Gemeinde nicht vorge­
legt wurde. Ich stelle weiter fes't, daß sie das
nicht getan hat, obwohl sich das >Schulreferat
und auch ,das Gemeindereferat - weil 'es sich
hier um eine besonders noHeidende Gemeinde
handelt - bereit erklärt 'haben, weit über das
normale Maß hinaus Zuschüsse zu ,leisten.

Alber, Herr Landesrat Oenner, wenn man
schon diese frage anschneidet, ist es besser,
nicht nur einen fall, sondern objektiverw~ise

alle solche Fälle anzuführen, in denen die
Kinder keine Schule haben, sondern .in Wirts­
häusern unterrichtet wer,den müssen. Ich weiß
nicht, 'Üb du solche Briefe und !Berichte auch
bekommen hast. leh werde einige solche IFälle
anführen. In iRohrau ist die Schule von der
Besatzun,gsmacht ,besetzt und dieK'inder müs­
sen ins Wirtshaus in ,die Schule gehen. (Hört­
Hört-Rufe.) In Baden ist die große Doppel­
hauptschule, eine der größten in Niederöster­
reich, heute noch besetzt, und wir haben keinen
Platz, diese K'inder unterzubringen. !Das be­
trifft vi,ele Hunderte von Schulkindern. (Zu­
stimmung bei den Parteigenossen.) In Amstet­
tell ist die MiHelschule von der Bes,atzungs­
macht in Anspruch 'genommen. Die Folge da­
von ist, daß die Mittelschule in der Haupt­
schule ul11t,ugebracht werden muß und die Kin­
der bis 'zum heutig,en T,age dort keine Haupt­
schule haben. (Rufe: Sehr richtig.') In Götzen-
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rufsschulwesen wohl neben Wien an der Spitze
aUer Länder steht. Der Herr Ahg.Pospischil
hat in seiner H~de hinsicMlich ,des IBerufsschul­
wesens festgestellt, ,daß einige, drei, vier 'Be­
rufsschulklassen aufgelassen werden, und er hat
daraus natürlich sofort den Schluß gezogen:
Seht, wie schlecht das Sc~hulwesen ist; Rüc'k­
g,an:g also auch auf dem Gebiete des Berufs­
schulwesens. Ich weiß nicht, woher der Herr
A'bgeordnete die Daten hat, ob er sie zufällig
erfahren hat, wei.J er gerade im Orte draußen
Wiar, oder ober Berichte gesehen hat. Auch 'er
hätte sich den Gesamtbericht ansehen und sich
überz,eugen müssen: wie sieht es mit der Ent­
wiclldung des Beru'fsschulwesens aus? Wir
haben im Schuljahr 1945/46 in Niederiösterreich
gehabt: 25 ,allgemeine Berufsschulen mit 2805
Schül'ern :und 27 Berufsschulen mit fachklassen
mit 5999 Schülem, also ins:gesamt 8804 Schüler
mit 321 Klassen und 30 Lehrwerkstätten. Heute
haben wir 76 Berufsschulen, davon 64 all­
gemeine und solche mit fachklassea, und 12
LandeSiberufsschulen mit 581 Klassen. Also die
Entwicklung 'geht von 321 Klassen zu 581
Klassen und 91 ,Lehrwerkstätten statt 30 ,Lehr­
wenk:stätten, die wir damals haUen. Insgesamt
weI"den sie von 14.535 'Sohülern besucht, das
sind gegenüber dem Vorj,ahr um 566 weniger.

Von den 12 -Landesberufsschulen wurden im
laufenden Jahr die 'Berufsschu,len ,für Wagner,
Buchdruc~er und Steinmetze neu eröHnet. Die
anderen sind die für !faßbinder in Krems, für
Sattler und Tapezierer in LiJi.enfeld,fürBuch­
und P,apiel'handel i'n St. PöHen,für IHafner in
St. Pölt,en, für das Elektrogewerbe in Stocker­
au, für das KroafHahrzeug- und Mechaniker­
,gewerbe in Stock,emu, für -Rauchfangkehrer in
Stook'erau, 'für das Gastgewerbe in Waldegg.
Wir haben jetzt schon ,an den iLandesberufs­
schulen 84 ,Klass,en - sie wurden im abge­
laufe'nen Jahr um 25 vermehrt - mit 2201
Schülern.

Was zei'gen nun diese Zahlen? Erstens die
allgemein steigende Entwicklung der Verfac;h­
Echung des !Bemf'Ssohulwesens und vor allem
die neue Entwicklung der Landesherufsschulen.
Wenn ich also eine ,aHgemeinekleine Berufs­
schuleauf,lass'e, weil ich daraus einef,achliche
Schule oder gar eine Landesberufsschule mac'he,
so ist das natürlich kein Rückschritt, sondern
ein sehr hegrüßenswerter Fortschritt. Das
möcM'e ich bitten, bei dieser Gelegenheit rzur
Kenntnis zu nehmen.

Einige der Redner ,halben sich auch mit der
Lehrlingsausbildung und mit der iBerufsaus­
bildung im allgemeinen befaßt und auf Statisti­
ken des ,Landesal'beitsamtes ,hingewiesen. Auch
wir in Nieder'östeneich haben eine Verminde­
rung der Lehrlinge zu verzeichnen. Die Stati­
sNk des Landesj'ugendamtes besagt, ,daß 'wir an
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jungen Menschen im Alter von 14 his 18 Jahren
im Durchschnitt 80.000 haben. Der Andrang zu
den Leh rstellen ist ein verhältnismäßig groß.er,
nur kann er nicht hundertprozentig befriedigt
werden. Eine andere Statistik des Arbeitsamtes
besagt, daß von 100 Jugendlichen beispiels­
weise nur 50 männliche tin Berufsausbildung
stehen; bei ,den Mädchen ist es noch schlechter.
AUe diese Zif'fern --- das wäre sicher du'rch
statistische Dat'en zu belegen - zeigen, daß
hier vor uns sehr ernste Pwbleme stehen. Sie
zu J,ösen, ist nicht allein Aufg,abe des Schul­
referates, des Bef'Ufsschulreferates oder des ge­
weI1blichenBemf'Sschulmtes, sondern das ist
eine Auf'gabe, die im Zusammenwitiken mit :dem
So'zialministerium und anderen 'Stellen gelöst
werden muß. Meine Meinung ist, daß hi,er drin­
gend eine Lösung :gefunden werden muß. Es
igibt eine Menge von Lösungsvorschlä'g'en, di,e
alle begrüß,ens'wert sind;, ob das 'nun di'e frage
"Jugend am Werk" oder der ger,a,de vom nieder­
österreichischen LandesaI1beitsamt ausgehende
W'erkschulp'I,an oder die fr,age derstaa'tlichen
Lehrwerkstätten ist, will ich hier nicht disku­
Heren. Was mir am Herzen liegt, ist, daß man
die Lösung dieses Probolemsauf eine oder
mehrere Arten nebeneinander zweifellos errei­
chen kann, wie es im Interesse unserer gewerb­
lichen Jugend und des Gewerbestandes erfor­
derlich wäre.

Das Berufssohulwesen wird sich ,auch im
kommenden Schuljahr angelegen sei'n lassen,
ei'ni,ge 'B,erufsschulen zu schaHen. Wir denken
da 'Vor allem an das IBaugewel'be, wir denken
weiter daran, im kommenden Jahr auch eine
'erkl'eckliche Anzahl von Lehrwerkstätten aus·
zubauen. Sie 'wissen aus ,dem Voranschlag, daß
unser,e beiden Landesfachschulen, dank der
Dotierung, im kommenden J,ahr weiter ausge­
baut und, wie ich hoffe, vollendet werden,
weiter daß wir 'für ,die La'ndesfachschul,e in
W,aidho'fenan der Yblbs neuerlich 3 Millionen
SchiUing ,eingeSietzt haben iUnd daß wir dort
vieHeicht schon im :kommenden Schuljahr :mit
dem Unterricht beginnen !können. lEibenso hoHen
wir, daß der Bau der T,extilfachschule in Groß­
Sieglharts beendet sein wird undi im· Herbst mit
dem Unterricht begonnen werden kann.

Einer der Herren Ahg,eordneten hat auf die
IBundesfachschule für das UhrmachergeweI1be
in Kar1stein hingewiesen. Wir haben ein Inter­
t:sse daran, auch diese Schule, obwohl sie keine
Landessohule ist, zu unterstützen, weil s'einer­
zeit die Gefahr bestanden 'hat, daß sie in ein
anderes Bundesl,and ,abgewandert wäre. Ich
glaube, ,daß der Betrag von z'weimal 200.000
Schillin!g, den wir gewidmet haben, auf diesem
Gebiete sicherlich gut angelegt ist.

HoiherLandtag! Gest,atten Sie mir ahschJi.e­
ßend noch zu sagen, 'Welche Aufgaben dem
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Schulreferat im kommenden Jahr bevorstehen.
Erstens seIhstverständlich die weitere laufende
D.urchführung ,der Stellenbesetzu'ngen, von
denen ich wohl sagen kann, daß sie, im großen
gesehen, zweifellos zur Zufriedenheit :g,elöst
werden. Zweitens dieVepleihung des Personal­
definitivumsanaHe jene Lehrp-ersonen, die noch
nicht ortsd\:finiüv geworden sind, die Beendi­
gung der Vordienstzeitenanrechnung, die fort­
setzung der FesHegung von Hauptschulspren­
geln, die Systemisierung von Handarbeitslehr­
stellen, die Bewilligung von Studienbeihilfen,
die weitere Errichtung von Hauptschulen usw.
Auch darf ich bei dieser Oelegenheitankündi­
gen, daßl ich dem ,Landtag sehr bald den ,Ent­
wurf über den Bau der Hauptschule i'n Tees­
dorf, wofür die finanziellen Vorauss>etzungen
gegeben sind, und für die zweite Hauptschule
in Oberwaltersdorf vorlegen werde. Weiter
haben wir im Progr,amm die Errichtung von
Kindergärten, die fortsdzullig de; Schulbau­
programms und g>egebenen>falls auch die Behand­
lung vo'n iSchulgesetzen, wenn durch Bundes­
schulgesetze die Voraussetzungen dazu ,gegeben
sind, daß die not1wendigen IDurchführungs­
gesetze auch im ILande geschaffen wdden kön­
nenund unter Ums,tänden auch - wenn das
Randgemeindenproblem einer Lösung zugeführt
werden würde - die Uebernahme von Schul'en
und Kindergärten aus den iRandgebiden. Auf
dem Oebiet>e des :Berufsschulwesens 'habe ich
schon die Vollendung der faohschulen und den
weiteren Ausbau der IBerufsschulen ,angedeutet.

Ich will mich hier nicht mit den Fragen der
Bundessohulgesdzgebung, dem IBundesschul­
erziehungsgesetz befassen>; ich weiß, daß hier
noch >große fachliche und sachliche Auseinan­
dersetzungen notwendig sein wel'den, um einen
richtigen >Mittelweg zu fi'nden. Meiner Meinung
nach wäl'en ,aber schon jetzt zwei Gesetze neben
diesem >großenWer:k durohfü:hrbar, weil hier
fast keine Diffepenzen 'bestehen, das ist näm­
lich ,das Berufsausbildungsgeset>z bzw. das Be­
rufsschulg>esetz und das Schulaufsicht'sgesetz.
Das wären Gesetze, die, wie ich glaube, neben
dem L,andeslehrerdienstlgesetz absolut zu be­
schließ'en 'wär>en, weil es hier praktisch keine
Djlfferenzen 'gibt, so daß >eine 'Ver,abschiedung
derselben in der nächsten Z>eit zweHellos zu
erwarten ist.

Ich kann als Schulreferent die Hoffnung aus­
sprechen, daß wir wenigstens auf Teilgebieten
im nächsten Jahr weiteI1kommen werden. Im
Namen des Schulreferats der nieder'Öskrreichi­
sehen Landesr:egierung bitte ich zur Kenntnis
zu nehmen, daß wir im H,ahmenunsierer gesetz­
lichen und finanziellen MögHchkeiten alles tun
werden, 'Wlas im Inter>esse unserer Schuljugend
und im Interesse unseres Heimatlandes Nieder-

österr;eioh liegt. (Beifall bei den Sozialisten und
der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Die -Rednerliste ist erschöpH,
der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. ,SOHöBE-R>L (Schluß­
wort): Hohes Haus! Aus den Debattereden
geht die besondere Bedeutung der Gruppe 2,
Schulwesen, hervor. Die niederösterreichische
Bevölkerung erbliokt mit -Recht im Schulwesen
einen mächtigen Faktor für die Zukunft der
jungen Generation. Es ist daher nur recht und
billig, wenn >auch dieser Gruppe im -Rahmen
,der B'udgetdebatte das entspreohende Interesse
entgegengebracht wurde,

Zu dieser Gruppe wurde auch ein Abände­
rungsantmg gestellt. Ich bitte den Herrn Prä­
sidenten, zunächst über den Abänderungsantrag
und dann :über die Gruppe 2 selbst albstimmen
zu lassen.

PRÄSIDENT: Zur Abstimmung liegt vor , ..
(Landesrat Genner: Was ist es mit den Stipen­
dien? Kein Wort über die Stipendien? Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp: Ich stehe
?:erne zur Verfügung, Herr Landesrat.) Nach
dem Schlußwort hört sich die Debatte auf.

Zur Abstimmung liegt vor die >Gruppe 2,
Schul'wesen, und hierzu der Abänderungsantrag
des Herrn A1bg. iL,andesrat Genner.

Ich lasse 'zunächst über den Abänderungs­
antrag und dann über die Gruppe seihst ab­
stimmen.

Ich bitte den Herm Berichterstatter, den Ab­
änderungsantrag zu verlesen.

BerichterstaUer Abg. SCHöBERL (nach
Verlesung des Abänderunf!.'santrar.;es des Ab­
[!,eordneter Genner zu Gruppe 2, Schulwesen):
Ich hitte um die Abstimmung.

PiRÄSIiDENT (nach Abstimmung über den
Abänderunf!.'santraf!.' des Landesrates Genner):
Abgelehnt.

>Ich ersuche ,den Herrn Berichterstatter, nun­
mehr seinen Antrag zu der Gruppe 2,Schul­
wesen, zu stellen.

Berichterstatter Abg. SOHÖlBIERL: Ich st,e1le
den Antrag auf Annahme der Gruppe 2, Schul­
wesen.

PRÄS,IOENT (nach Abstimmung über
Gruppe 2 in Erfordernis und Bedeckung): An­
genommen.

Ich ersuche den Herrn -Referenten, Abgeord­
neten S c hö be r I, zu Gruppe 3, Kulturwesen,
zu berich t'en.

!Eerichterstatter SCHÖBERL: Hohes Haus!
Di'e Ausgahen der Gr,uppe 3, KuHurweslen, be­
tragen 3,885.900 S. IhDcn stehen Einnahmen
von 31.900 S gegenüber. Das Nettoerfordernis

I hei diesd Gruppe beträgt daher 3,854.000 S.
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nie Ausgaben dieser Grupp'E' haben sich ge­
genüber den Ansätzen des Vorjahres um 28 Pro­
z,ent erhöht. Sie umfassen 0,7 Prozent des Ge­
samtaufw,andes.

Neu geschaHen wurde in dieser Gruppe der
Voranschlagsansatz 3129-64, Druckkosten für
Kataloge und Führer der Museen und Samm­
lungen, mit einem Aufwand von 80.000 S. Die
Einnahmen ·für diese Druckwerke werden bei
den Betriebseinnahmen der Museen nachge­
wiesen werden.

Ich! ersuche den Herrn Präsidenten, die Spe­
zialdebatte über diese Gruppe zu eröHnen.

PRÄSIDENT: Ich eröffne ·die 'Debatte. Zum
Wort gelangt der Herr Abg. Pos pis chi 1.

Abg. POSPI>SOHIiL: HO'her Landtag! Ein­
gangs der vorjährigen Budgetberatungen be­
merkt·e der Herr ·Finanzreferent Müllner zur
Gruppe "Kultur und Schule" wortwörtlich: "Es
ist selbst'verständlich, daß im Rahmen des Lan­
desbudgds, GoH sei Dan~, die Ausgaben für
Schule und Kultur ,nicht zu groß sind." Sie
betrugen nämlich für die Kultur im Vorjahr
0,8 Prozent im Rahmen des Gesamtbudgets,
während sie diesmal wieder eine große Null
v'afsteHen, hinter der die Zehntelprozente sogar
auf 7 gesunken sind. Aus dem äußerst Wenigen
vom Vo·rja'hr wird also noch weniger. }:.der
verantwo'rtungsbewußte Mensch, der das schrei­
ende Elend ·der kulturschaffenden M·enschcn
und Institutionen unserer Heimat kennt, kann
keineswegs mit dem Herrn Finc;nzreferenten
dazu sa1gen: Gott sei nank! ,Er kann und muß
vielmehr dazu sagen: Dank der Bemühung2'n
des Herrn Finanzreferenten in ·diesem Lande,
der mit seinem Zehntelprozentebudget ·den Be­
weis für ei'ne engstirni,ge, kultur- wnd kunst­
feindliche Politik erbracht hat. Damit ist aber
außerdem der Beweis geliefert, daß das ,ganze
Oerede um die Pflege der Kulturwerte der Ver­
gangenheit, der Kulturwerteunserer Heimat -­
Niederüsterreich ist doch ein Kernstück davon­
und vor ,allem auch die Arbeit für die Zukunft
wirklich nur ein leeres Gerede ist. Z'wischen der
Kultur der Vergangenheit und der der Zukunft
muß sicherlich eine iBrüc~e gebaut werden, eine
Brücke, die meiner Meinung nach nicht mit
einem Zehntelprozentebudget gebaut werden
kann und schon gar nicht mit kunst- und kul­
turscha'Henden Menschen, die einer derartigen
V,erelendung preisg'egeben sind, wie das zur
Zeit der Fall ist, ,aber a.uch nicht mit ei'ner
Jugend, die sich in diesem Kulturvakuum be­
wegt, das von Jahr zu Jahr sich vergrößert
und das sich, daw-k der GeschäftsHichtigkeit in­
und .ausländischer GeschäHsleute und ihr·er
Gewissenlosigkeit mit Kitsch, Sohllnd, mit
Boogie~Woogie und amerikanischen Oanigster­
filmen füllt, vor aHem alber auch mit Filmen

wie beispielsweise "Der perfekte Mörder", des­
sen Aufführung 'von der niederösterreichischen
Landesregierung nicht verboten wurde. Wohl
aber sprach der Landeshauptmannstellvertret-er
Kargl ein Jugendverbot für den großen chine­
sischen Film "Tschi-,Lai" aus, der in der ganzen
Welt Achtung und Anerkennung gefunden hat
Diese Verbeugung 'Vor dem Amerikanismus
schlechter Prägung ist, meiner Meinunlg nach,
ein denkbar schlechte'r Beweis für das Verant­
wortungsbewußts,ein der niederösterreichischen ,
Landesregierung.

Nun 'hat man zwar den Titel der Gruppe 3,
der im Vorjahr noch "Kultur- und Gemein­
schaftspflege" gelautet hat, in "KuHurwesen"
umbenannt, iaber auch hinter dem neuen Titel
sucht man v'Crgebhch jene S.ummen, die dazu
nötig wären, um wirklich den kunst- und ~ul­

turschaffenden Menschen inumerem Lande
mehr zu heHen, als das bisher der F a11 war.
Es bleibt also :nach wie 'vor bei dem Titel ohne
Mittel, hi'llIgegen geht man im KfClbsg.ang zu­
rück, wO'für ich zwei Beispiele anführen werde.

So ist der Vomnschlagsans,atz 327 der
Gruppe 3, der die Bezeichnung "Förderung der
bildenden KünMe" trägt, in der Hö'he von
120.000 S gleichgebliehen wie im Vorjahr. Ein
zweites 'Beispiel bildet auch der Voranschlags­
ansatz 339 der Gpuppe 3, ,der den Titel "Bei­
träge für Vollksbildungszwecke (Förderung ,der
Li·teratur)" trägt, der ebenfalls unverändert
blieb. Das bedeutet, daß man die Stei>g'erung
der Lebenshaltungskosten um 30 bis 40 Pro­
zent, die ohne Zwei'felauch für die bildenden
Künstler eingetreten ist, einfach nicht zur
Kenntnis nimmt.

Es ist wil'klich kein Wunder, wenn bei einer
derartigen Einstellung der verantwortlichen
Leute und der :Lallidesl1egieru11'g die Gewerk­
schaft der Angestellten der freien Berufe sich
mit einem iFlugblatt an die Oeffentlichi~eit wen-
de·t, wobei sie ·vor ·a'llem zum Kampf gegen eine
engstirnige, kultuf'feindliche PoliHk ,aufruft.
Dazu ist zunäohst zu bemel1ken, daß das nicht
etw,a ein Flugblatt des :Linksblocks ist, sondern I
ein Flugblatt, das eine o:ffiz,ieUe Stellungnahme ••...
der Gewerkschaft der freien Berufe ist; ein
FIU'gblatt, das diese im Elend lebenden Künst-
ler in erster Uniean die Wiener Bevölkerung
ricMen, das sich .aherangesic'hts der Tatsache,
daß wir auch so wi'e in Wien in Niederiöster­
reich ein derartig kJ.eines .Budget für diesen
Zweck haben, ,ebenso an die niederösterreichi­
sehe Landesregierung wie an die nieder'öster­
reichische iBev,ölkerung wendet.

Erlauben Sie mir, daß ich Ihnen einige Aus­
schnitte aus -dieser Stellungnahme, aus dieser
oHiziellen Stellungnahme der Künstler-gewerk­
schaft zur Kenntnis br'in:g,e. iDa :heißt es unter
anderem (liest): "Oft 'hört man Klagen über
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die Verrohung ,der Jugend. rDie stdgende Ju­
gendkriminalität - beeinflußt 'durch IFil.me kri­
minalistischen und fragwürd,i'gen Inhalts und
Schundliteratur - ist alarmierend. In den
ldzten Jahren wurden 19 Prozent aller Sitt­
lichkeitsverbrechen, 21 Prozent aller iRaubüber­
fälle und 16 Prozent aller Diebstähle von }u­
gendlichen zwischen 14 :und 18 Jahren began­
gen, wä'hrend diese Altersgruppe insgesamt
kaum mehr als 5 Prozent der Gesamthevölke­
rungausmacht. Ziffern, die erschüttern. Die
Kunst hat die Kraft und die Mögliohkeit, diesen
menschheitsfeindlichen und schädigenden Ein- .
flüssen rechtzeitig ,ent,geg,enzuwinken. IEs ist
daher unlbegreiflich, daß 'unsere Schulbehörden
an den erziehedsehen Werten von T'heater und
Musik .}.eider noch immer so geringes Interesse
zeigen. In anderen Staaten 'hat man den obli­
g,aten Th'eater- und rKonzertbesuchfür die
Schüler und die studierende Jugend längst ,in
die Lehrpläneaufgenommcn."

Und dieses Flugblatt, diese offizielle Stel­
iungna'hme der Gewerkschaft der fr'eien iBerufe,
sa,gt dann zu den ,Leistungen de:' anderen Staa­
ten weiter (liest): "Werfen wir einen kurzen
Blick ,über die Grenze! I'nanderen Kultur­
staaten werden Theater und Musik durch 'Staat
und Gemeinden in großzügiger Weise betreut.
Einige ZiHel'll aus rDeutschla'nd, wo die Vor­
aussetzung,enfür die kiinlsHerische Tätigkeit
jenen in Oesterreicham ähnlichsten sind.
spf'echen ei'ilIe eindeutige Sprache.

Nach der statistischen Uebersicht des oHiziel­
leu Deutschen BühnenjahIibuches für die Spiel­
zdt 1950/51 befinden skh in West,deutschland
155 Theater, von welchen 98 Staats-, iLandes­
oder Stadttheater sind, Die restlichen sind teils
Privattheater, teils Vereinstheater, die vo'n ver­
schiedenen Organisationen, indirekt auch vo'n

, den Behörden Subventionen erhalten.
Nach ,einer Statistik des Deutschen Bühnen­

jahrbuches für die 'Spielzeit 1947/48 befanden
sich in der Ostzo'ne Deutschlands 116 Theater.
von welchen 56 von den zuständi'gen Behörden
erhalten wurden."

Und dieses F'lugiblatt 'der Gewerkschaft der
freien Berufe sagt dann weiter, und meiner
Meinung nach mit vollem ,Recht (liest): "Das
Theater, als Wirtschaftskörper gesehen, ist die
Arbeitsstätte von vielen hundert'en Menschen.
Es gvbt darüber hinaus direkt und indirekt
zahlreichen Geschäfts- und Gewerbebetrieben
Arbeit und Verdienst. Sei'ne Bedeutung für den
Fremdenverkehr ist überragend. Wirtschaftliche
und künstlerische Interessen sind somit eng
miteinander verflochten."

Die Gewerkschaft der aUSJübenden KünsHer
Oest,erreichs stellt sodann fest, ,paß das für
kulturelle Zweoke auflgewendete Oeld nicht nur
im Lande bliebe, sondern daß esüherdies dem

Lande noch Geld bring,en würde. nie <Gewerk­
schaft giht ,auch Antwort, w:as nun :geschehen
müßte, um 'gegen diese katastrophale JEntwick­
Jung wirklich etwas zu unternehmen. Sie ver­
langt unter ,anderem die Aufhelbung der Ver­
gnügungssteuer für sämtliche TheaterauHüh­
rungen und KO!llzertveranstaltungen. Sie ver­
langt vor allem - und ich gl,auhe, da muß
man winklioh sagen, daß das ,eine gerechte ,for­
derung ist - 'ei'IlJ Mitspracherecht der gewerk­
schaHlichen Interessenvertreter der 'künstlerisch
Erwerbstätigen 'bei der Auf- und Zuteilung aus
den Beträgen des Kulturgroschens. Sie ver­
langt ferner ,einefö'rderung der Publikums­
organisation und: lEinbau derselben in die all­
'gemeine Volksbildung, das heißt vor .aUem:
kleinste Preise für die Lohn- und <GehaHs­
empfänger. Sie verlangt schließ'lich di,e Er­
ziehung der Jugend zum Kulturverständnis
durch den obligatorischen Besuch von Theatern
und Konzertveranstaltungen. Wenn man zu­
sammenfaßt, sagt also die Gewerkschaft, daß
es angesichts dieser katastrophalen Lage auf
dem Sektor der Kultur und der Kunst unbe­
dingt öffentlicher fiÖrderungsmaßnahmen be­
darf, um aus dieser ikatashophal,en Situation
heraUSZUKommen. Es ist richtig, daß diese Not­
wendigkeHen in ,erster Linie für die !Bundes­
hauptstadt Wien bestehen, aber das ist ja auch
ebenso wichtig für Niederösterreich, das,an
kiinstlerischen Werten im Vergleich zu allen
anderen IBundesländem Igesehen, sich bestimmt
nicht als zweit- oder driHrangig bezeichnen
muß. Es hat eine IReihe von groß,en Künstlern
geg~ben, ,di·e in Niederösterreich :geboren wurden
und i'hre engere Heimat in Nieder'österl1eiC'h
hCitten Ich möchte hier nur auf einige wenige
hinweisen: So war es der große B,aumeist'er des
'Barocks, der St.·Pöltner Prandtauer, es 'war
vor allem aber auch der in Eßling ,geborene
RaHael Donner, der Kremse'f...Schmi,d, der in
Tullngeborene Egon Schiele und der noch
lebende Künstler Kokoschka, der in P,öchlarn
geboren w.urde. Ich bin mi'r 'bewußt, daß ,es hier
noch viele Namen; gäbe, die man erwähnen
müßte; ich möchte damit nur den Beweis dafür
erbringen, daß 'es im Vergleich zu Wien oder
zu anderen Bundesländern nicht richtig ist,
wenn man da oder do'rt ü'ber Niederösterreich
eine geringschätzige Meinung hat. Unbegrün­
det und eine Schande ist es daher auch, wenn
der Anteil des Kulturbudgets gegenüber dem
Gesamtrhudget so niedrig gehalten ist. Ja, man
geht noch daz.u über, zusätzliche 'Schwierig­
keiten zu schaUen, so etwa die iErhöhung der
VerwaltungsgebÜ'hren für die Vorführungen
von Volkskunstgruppen und Laientheatern, wo­
gegen man ,aber für IEi,genjagden in :geschlos­
senen Jagdgebieten von mehr 'als 115 ha di,e
Verwaltungsahgabe nicht ,erhöht hat. Da hat
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I wendig, wieder zwischen den Künstlern und
dem 'Volk einen hunigeren Kontakt zu schaU'en.
Wird das zuwege gebracht, dann wird gewiß
die Kunst, ,die sO'dann aus dem Volke kommt,
auch wi,eder vom Vol'ke verst,anden werden.
Unsere Pflicht muß es daher sein,aHe Be­
strebungen, die damufaibzielen, zu ;unter­
stützen. Da diese Bestrebungen eine Hauptauf­
gabe des Verbandes der niederösterreichischen
Volkskunst:gruppen ist, erlaube ich mir, ei'nen
diesbezü,glicihetll Antrag zu steHen, der folgen­
dermaßien l,autd .(liest):

Der Hohe Landtag 'Wolle beschließen:
"In der Ol'uppe 3 wird ein Voranschlagsan­

satz im Ausmaß von 100.000 S zur Förderung
der Volkskunst'gruppen eröffnet."

Ich bitte um Annahme des Antrages.
PHkSIDIEiNT: Zum Wort gelangt Herr

Aibg. Z 'e y er.
Abg. ZIEYEH : Hohes Haus! Zur Gruppe 3,

Voranschl:agspost 359-62 und 63, Orabungen
in Carnuntum und !Erhaltung der Aus,gr,ahun·
gen in Carnuntum, möchte ichfeststdlen, daß
für die erstgenannte Fost, ebenso wie im Vor­
jahr, 100.000 S zur Verfügung stehen. Für die
zweite Post, "Erhaltung der Ausgrabungen in
Camuntum", ist eine Erhöhung im !Betrage'Von
20.000 S vorgesehen. Die Beträge sind nicht
hoch :gegriiHen, wenn man aber bedenkt, in
welcher finanziellen ,Lage sich das 'Land be­
Hndet, kann dieser !Betr,ag immerhin als ent­
sprechend angesehen werden. Wer di'e Grabun­
goen in Carnuntum besucht und gesehen hat,
was dort geleistet wUf1de, wird .feststellen
Klönnen, daß trot,z dieser geringen Mittel Her­
vorragendesgeschaff.en wurde. Im Interesse des
Fremdenverkehrs, ja man kann s,agen daf1über
hinaus im Interesse ganz Oesterreichs, ist es
notwendig, daß die Sache noch mehr gef,ördert
wird, ,und daß das ,Land ehestens di,ese Gra­
bungenferügsteHen läßt. Ich verweise nur
darauf, daß der Zustrom zur Besichtigung
dieser Grahungen ein ganz g'ew,altiger ist,und
zwar nicht nur rvon den Schulen, sorldern auch
von in- und ,ausländischen Gesellschaften. Aus
diesem Grunde wäre es notwendig, daß diese
Gralbungen endlich abgeschlossen würden.

Wir haben in unseren Grenzgebieten auch
noch andere KulturstäUen, zum iBeispi,el das
Haydn..iHaus in RO'hrau. Dieses Haus befindet
sich in einem Zustand, der als Kulturschande
zu bezeichnen ist. Es ist hoch an der Zeit, sie
zu ,beseitigen. Es wird sich übrigens noch ein
anderer R,edner unserer Fraktion heute auch
mit dieser Angelegenheit befassen.

Weitere 'S,ehenswürdig1keitel1 si'nd die Heil­
quelle von iDeutsch-1AHenlburg, dne der stäf1k­
sten Heilquellen von Oesterreich, und die alte
Grenzfeste in Hainhurg, .gewiß Sehenswürdig-

die Gewerkschaft ja dann tatsächlich recht, wenn
sie mit Erbitterung von einer kultur- :und kunst­
feindliche1ll <Politik spricht. Es ist da:herauch
so, daß nicht nur di,e Theater in Wien, wie all­
gemein bekannt ist, vor eineml !Bankrott stehen,
sondern daß auch, mit Ausnahme des Sankt­
Pöltner Stadttheaters, das es 'verstanden hat,
eine Publikumsorganisatio'n ,aufzuhauen, das
Badner und Wiener-Neustädter Theater eine
Krise durchmachen. Es taucht hier die .Frag,e
auf warum diese Ibeiden Theater ,nicht ebenso
ein~ Publikumsorganisation aufgebaut haben,
~ie sie das St.-PoÖltner Stadttheater durchge­
führt hat. IEs ist sicher, daß die lB>evölkemng,
zumindest der !Bezirke Wiener Neustadt und
Baden, genau so großes Interesse an d:em
Theater hat, ,als di'es in St. Pölten der Fall 1st.

Was die Musikschulen in Nieder,österreich
anbelangt würde eine wif1kl.iche FÖl'demng und
vor ,aUem' ,eine Regelung in der Suhv'entionie­
mng di,eser SchuJ.en notwendi,g sein. Man darf
doch nicht vergessen, daß aus manchen: ,Laien­
musikernspäter hervorragende ,Berufsmusiker
und KünsHer wurden. Auch die Volksbildung
ist ,in Niederösterreich über ganz bescheidene
Ansätze bisher noch nicht hinausg,ekommen.

Begrüßenswert ist die Anerkennung, die sich
,das Niederösterreichische TOll'künstlerorchester
in dies,emahge1aufenen Jahr erwerben ko'nnte,
die 'vor allem dadurch zum Ausdruok 'kommt,
daß die Zahl der Konzerte, die es bisher ,gege­
ben hat, ständilgstei'gend ist.

,Ich will auch gerne di,e außerordentlich gut
gelungene Wiedererrichtung des Niederöst,errei­
chischen ,Landesmuseums anerkennen. Es wäre
nur wünschenswert, daß der !B,esuch dies,es Mu­
seums vor ,allem durch die Schulen in Nieder­
österreich wif'klioh ,auf einer Ibreiten IBasis orga­
nisert wird, so daß die Bildungsmöglichkeit, die
dieses Museum bietet, zur Wirkung kommt.

Diese weni,gen Lichtpunkte versinken in der
dunkIen Finstennis, in de~r sich die ganze der­
zeiHge Kulturpolitik auch hier in Niederöster­
reich befindet. Finsternis schafH man, wenn
man hier zu spar,etll beginnt, wo es doch am
Platz wäre, mehr zu g,ehen, um gegen dieses
Elend 'etwas zu tun. Die wertvollst'en Kräfte
unserer Heimat sind dadurch vielfachgez'Wun·
gen entweder ,die Heimat zu verl,assen und in
das' AusIand zu :gehen oder den Weg über die
parteipolitische Protektion zunehmen. Anstalt
daß nichts unversucht ibliebe, die Kunstliebe zu
fördern und die K'räf,t,e in unserer Heimat frei
zu machen, indem man vor allem versuC'he~
würde eigene ,Werte zu schaHen ~-- ohne Zwei­
fel wären ,die ,Menschen dazu da -, wird hier
eine Politik betri,eben, die dazu ,angetan ist, das
Volk von den Künstlemund di,e K'ünsHer rvom
Volk zu tr,ennen. Ich .glaube, es wäre not·
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keiten, die mitbestimmend für unseren f rem­
denverkehr sein können.

Ich möchte den Hohcn Landtag bitten, fol­
genden Resolutionsantrag zur Kenntnis zu
nehmen und zur Durchführung zu bringen
(liest):

"Die niederösterreichische Landesregierung
wird aufgefordert, ,die Ausgrabungen in Ca 1'­

nuntum durch großzügige finanzielle Mittel
weitgehendst zu för,dern."

Ich Ibitte um die Annahme dieses Antrages.
PRÄSIrDENT: Zum Wort gelangt Herr

Abg. D1'. S t ei n gö tter.'
Abg. D1'. STEINGöTTER: Hohes Haus'

Der Abg. Pospischil hat es für notwendig ge­
funden, zu dem Kapitel Kultur zu sprechen,
weil er dachte, ,daß zur Kultur ,die Kunst ge­
hört, hat er sich ein Kunststück geleistet; ,das
heißt, er hat in seinem Heferat nicht umhin
können, tatsächlich die ,Leistungen dieses Kul­
turreferats im Jahre 1951 - die weit über den
Rahmen dieses Hauses und des Landes hinaus­
reichen - festzustellen, und er hat im vorhinein
und im nachhinein allgemeine 'Betrachtungen
ang,esteIH, die mit unserem Referat nichts zu
tun haben. Vor allem aber hat er auf ,die Ver­
hältnisse in Deutschland hingewiesen, Deutsch­
land, das bek,anntlich dadurch von allen an­
deren ,Ländern :hervorsticht, daß es das Land
der großen Sbdte, der ,Hunderttausender­
Städte, ist. Ich empfehle ,dem Kollegen Pospi­
schil, einmal einen ganz kleinen Kalender zu
kaufen. Da stehen gewöhnlich die Hundert­
tausender-Städte der ganzen Welt verzeichnet.
Da wird er zur Kennt'nis nehmen, wieviele
solche Hundertt,ausender-Städte es in Deutsch­
land gibt. Es ist nur natürlich, daß in ,einem
solchen Land, das solche Oroßstä,dte hat, in
bezug auf Kultur selbst'V'€rständlich mehr ge­
leistet werden kann als ,in einem armen Land,
desscn größ'te Stadt 40.000 Einwohner zählt,
desscn zweitgrößote 36.000 IEinwohner zählt
und dessen drittgrößte nur mehr 2ü.()()() Ei-n­
wohner hat;, und dann geht es so abwärts. Es
ist heute erst wieder bei ,dem Thema Schule er­
wähnt wordcn, wie unser Land zum ,Beispiel im
Gegensatz zu Oberösterreich dadurch hervor­
sticht, 'Claß es unendlich viele Zwergg'emeinden
hat, die oft nur 50 und weniger ,Einwohner
habei!. Kurz und gut, ,die Bevölkerung unseres
Landes ist über ,das Land zerstreut, wir haben
heine großen Städte, die immer als Kultur­
zentren gcgolten habei!. Und wenn er da auf
das Thea'terwes1cn hinweist, nun, dann ist es
eb'cIl selbst'verständlich, daß in diesen Groß­
städtcn Deutschlands, in diesen deutschen
Städten mit IO().OOO und mehr Einwohnern
die Theater natüplich gedeihen. Er muß hier
selbst zugeben, daß es, dank dem Kulturreferat
der niederösterreichischen l.andesregierung, in

Niederösterreich möglich war, das Theater­
WCSCll trotz der Theaterkrise weiterzubringen.

In Niederösterreich, in einem Land mit
l,4()().()()() IEinwo1\lIlern, stehen - ein Beweis,
daß so wenig Städte sind -eigentlich nur drei
Theater zur Verfügung: Das Stadttheater in
St. Pölten, das Stadttheater in Ba,den und das
Stadttheater in Wiener Neustadt. Durch ,die
Mitwirkung des Kulturreferats ist es wi'rklich
gelungen, das Theaterwesen in Niederösterreich
auf eilwn Stand zu bringen, der sich in ganz
Oesterreich sehen lassen kann. Wir ha1ben ­
weil er schon von St. PöHen gesprochen hat,
sonst hätte ich davon vielleicht erst zuletzt ge­
sprochen ei'nen Theaterdirektor, der die
Kunst der Puhlikumsürganisation versteht.
Dieser Theaterdirektor fährt die sechs Monate,
in denen er nicht spielt, man muß fast sagen,
schon in ganz Niederösterrfich herum, das
heißt mill,destens von Amstetten bis Türnitz, und
wirbt während des SO'll1'mers die Besucher. Er
stellt dafür Omnibusse zur Verfüg,ung. Das ist
eine kluge Organisation. Und so ist es tatsäch­
lich der fall, daß in SI. Pölten fast täglich
cs wirclnur an einem Tag der Woche nicht ge­
spielt - volle Häuser sind. Da kommen 6, 7,
8 Riesenautobusse mit Leuten aus Amstetten,
Türnit,z, ja aus Krems; der Kreis reicht fast
schon bis Purkers,dorf. Und ,das Ha,us - es ist
ja an und für sich klein - ist voll. Man k,ann
hier von einer Ueberwindung der Theaterkrise
sprechen, aber nur dadurch, daß sich das Land,
das Kulturreferat und ,die Gemeinde tatsäch­
lich verpflichtet gC'fühlt harben, dieses Theater
so zu unterstützen, damit es möglich ist, es er­
folgreich zu führen. Seine Arbeit hat auch der
Herr Abg. Pospischil gewürdigt. Trotz seiner
L.eistungen wäre ,das Theater aber sch'wer pas­
siv, wenn nicht eben das Kulturreferat des
Landes einspringen und dies,es Theater fort­
laufend unterstützen würde.

'Im J.ahre 1951 wurden in St. P,ölten - in
den Sommermonaten wur·denicht gespielt
~05 Vorstellungen geg,eben, darunter 28 Pre­
mieren. Aber 'es war auch möglich, ,in Baden
lind Wiener Neusta,dt 110 Vorstellungen zu
geben, obwohl dort die VerhäHnisse nicht so
günstig liegen wie in SI. pölten. Wir hoHen,
l:aß sich auf Grund der Bemühungen des Kul­
turreferats auch in Baden und Wiener Neu­
stadt die Verhältnisse hesser g,estalten werden.
Diese Theater haih2n ja den Vorteil, daß sie zu­
gleich auch als Kino verwendet werden 'können.
L; handelt sich hier um einen rein finanziellcn
Vortei I, ich bin aber froh, daß dies 'ill Sankt
[>ölten nicht der fall ist. Wir hahen hier viel
eher die Möglichkeit, durch eine entsprechende
Propaganda einen häufigeren Theaterhesuch zu
erreichen und weiten Kreisen das Theater zu­
gä'ngl ich zu machcl1. In {[en anderen Städtcn
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ist es ja doch so, daß die Kinos die ganze Be­
völkerung als Publikum für sich gewonnen
haben. Durch diese Igroße Zahl von Kino­
besuchen ist der künstlerische Geschmack der
Bevölkerung tatsächlich schlechter geworden.

Das Theater ist eine Kulturinstitution, und
es ist wichtig, für das Tiheater ZU! wirk,en. Daher
muß es begl'üßt werden, daß das Kulturreferat
'Ni'ederösterreichs hier auf dieslem Wege, trotz
der beschränikten Mittel, doch soviel erreicht
hat, und zwar dadurch erreicht hat, daß sich
der politische Hderent des Kulturreferats
persönlich für dieses Referat interessiert,
aber auch dadurch, daß die Beamten dieses
IReferats hier tatsächlich Leistungen erbringen,
für die ihnen der Dank des Hauses pflicht­
gemäß ,abgestattet werden muß. (Zustim­
mung.) Ei'n ß,eamter dieses Refer,ats darf sich
nicht mit seinen Amtsstunden begnügen, er
muß den ganzen Tag und bis spät in die Nacht
zur Verfügung stehen, um den an ihn gestell­
ten Anforderungen g,erecht zu werden.

Soviel über das TheateL
Wenn heute hier ,davon gesprodlen worden

ist, daß es das Kulturreferat zustande gebracht
hat, ein stark zerbombtes Gebäude innerhalb
von fünf Jahren in einer so hervorragenden
Weise für Museumszwecke 'umzugestaHen, daß
man wil'klich von einem Neubau des nieder­
öst'erreiClhischen Landesmuseums sprechen kann,
so ist das sicher ,eine Großtat des Refemts, die
die volle Anerkennung des Landtages finden
muß. Bei der EröHnung dieses Museums wurde'
davon gesprochen, daß eigentlich hier der Mu­
seums'betrieb in eiher ganz modernen Weise
umgestaltet wUl'de, wie es nicht einmal in der
Großstadt Wien festzustellen ist. Dieses ,nie­
der'österreichische Landesmuseum ist förmlich
ein Beispiel für .eine moderne Museumsgestal­
tung, nach der sich jetzt sicherlich auch an­
dere Museen halten werden. Auch ich empfehle,
daß die Schulen, besonders die nie,de1"'österrei­
chischen Schulen, ,ihre Schüler häufig in dieses
Museum führen, weil es in einer Weise ausge­
stattet ist, die sich besonders für die Verwen­
dung zu ILehrzwecken eignet. ,Aher auch sonst
soll für ,die Bevölk'erung dieses Landes die
Möglichkeit ,geschaifen werden, dieses Museum
zu besichtigen. Das Kulturreferat fördert aber
nicht nur sein ei,ge'l1es Museum, sondern auch
die Heimatmuseen; es ist bestrebt, mit ,den ge­
ringen MiHeln .alles 'für di'e Kultur zu tun, was
e'ben in diesm Zeiten :möglich ist.

Ueber Carnuntum wurde SChOll gesprochen.
Die Tätigkeit des Kulturrefemts beim Zustande­
kommen des Naturschutzgesetzes ist hier eben­
falls zu erwähnen; das .Referat ist selbstver­
ständlich auch ibemüht,all die Dinge, die mit
dem Naturschutz im Zusammenhang stehen, zu
fördern, vor allem den bekannten Hottewald

und andere Naturde'IJ:kmäler Niederöst'erreichs.
Das niederösterreichische TonkÜ'nstlerorch~­

ster, dessen Ruf so ~groß ist, daß man seinen
Dirigenten sogar nach Japan beruf'en hat, hat
im Jahre 1951 35 Orte besucht und dort
72 Konzerte gegeben. Dadurch wird gute
Musik, man kann ruhig sagen beste Musik, in
das niederösterreichische Volk hineingetragen.
Jeder Ort, der noch ein solches Konzert seiner
Bev'ölkerung bieten konnte, hat sich beeilt, das
Tonkünstlerorchester mindestens für dasselbe
Jahr noch einmalanzuweflben. Wir sehen also,
daß ,auf den wichtigsten Gebieten ziemlich viel
geleistet wurde. Schließlich hat das Kultur­
referat ,auch 'volkskundliche Vorträge veranstal­
tet, und es ist auch mit den Kulturämtern des
Landes, soweit diese errichtet sind, in Kontakt.
Das Hindernis sind immer wieder ,die finanziel·
len Mittel, vor allem i'n den 'einzelnen Gemein­
den, und die KIClirnheit unserer Gemeinden. Die
größeren Städte Nieder'österreichs habeIl bereits
solche Kulturämter 'vielfach erricMet, das Kul­
turrdemt steht nlit diesen Kulturämtern der
rüederösterreichischen Städte in dauernder Ver­
bindung, und wir s'ehen bereits, daß die Tätig­
keH dieser Kulturämter heute sC'honanzuerken­
nen ist. Ich spreche hier zunächst von den Ver­
hältnissen in St. Pölten, wo fast ':kej'ne 'Woche
vergeht, ,in der nicht irgendein volkskundlicher
oder volksbildender Vortrag oder eine Auf­
führung abgehalten wird.

Wir kennen die Ursachen der Schwierig­
keiten mit unserer Jugend. nie Ursachen sind
auf allen möglichen Gebieten zu suchen, Inatür­
lich auch lauf dem Oeibiete der !Schundliteratur.
Es wird hier in diesem Hause seit der IBudget­
debatte immer wieder alles, was in Oesterreich
und NiederiÖsteueich schlecht ist, dem Ameri­
kaner in die Schuh'e geschoben. Ich Ikenne die
Ei'l1wil'kung der Ameriikaner zu wenig; sie sind,
soweit ich in Nieideriösterreich herumkomme,
nicht so vordringlich, ,daß man immer wieder
feststellen müßte, daß alles Schlechte von
Amerika kommt. Ich weiß nur, daß es auf
Gmnd der amerikanischen Gelder mä.glich war,
die ganze Bevölkerung, ,die total verhungert
war, so zu ernähren, daß wir Aerzte den Ge­
sundheitszustaI1ld heute als befriedigend er­
klären können, wenn 'audh hie und da natürlich
unter der Jugend Feststellungen gemacht wer­
den, daß das Gewicht ,geringer 'wipd. Wir wis­
sen schließlic'h, ohne darin etwas Besonders zu
erblicken, daß es eben zufälli!g die Amerikaner
waren - es gibt ja auchanlClereOroßstlaaten-,
die unserer Industrie ,geholfen, die iRohmaterial
und Maschinen zur Verf'ügung gestellt und die
es so ermö'glicht haben, daß wir heute einen so
großen Beschäftigungsstand 'erreichen konnten.
Damit '!konnte die österreichische Industri,e an­
gekurbelt wenden und den alten Rang erreichen.
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Uns Oesterreichern wäre es ziemlich ,gleich
gewesen, 'Von wem dieses Geld gekommen wäre;
wenn es zufäHig 'von de'n Amerik'anern ge­
kommen ist, wissen wir, daß diese 'gute Ge­
schäftsleute sind, die :natürlichauch ihren
Nutzen davon gehabt haben. Daß man aber
gerade alles, was in unserem Lande ,ist, den
Amerik'anern in die Schuhe schiebt, 'iM etwas
übertrieben. Es gibt auch andere Nationen
dieser Welt, mit denen man auch a.us irgend­
einer Ursache nicht zufrieden n,der einverstan­
den sei'n k,önnte. ,Es entspricht nicht internatio­
nalen Gebräuchen, eine Budgetdehatte eines
Land'es dazu zu henützen,um eine Macht an­
zugreifen, und 'Von den anderen wohlweislich
kein Wort zu sagen.

JedenfaHs können wir ·den Zustand Ider kul­
turellen Ent'wioklung in Niederösterreich, dank
der Tätiglveit des Kulturrder3ts, das bemüht
ist, mit den zur Verfügung stehenden Mitteln
das zu erreichen, was :möglich ist, nur be­
grüßen. Es ist vorauszusehen, daß 'auch im
Ja'hre 1952 diese Tradition weiterverfolgt wird.
Wir wissen, daß wir <ein ,armer, ausgeplünderter
Staat waren 'und ,ein ausgehungertes, verzwei­
feltes Vol'k hatten. Trotzdem ist es uns !gelun­
gen, in diesen Dünf oder sechs Jahren wieder
einen gewissen Stand in der Produktion, Fort­
schritte in schulischer Beziehung und in ge­
werblicher iBez'iehung, 'aber auch in kultureller
Beziehung zu erringen, die sich sehen lassen
können, um so mehr wenn man 'bedenkt, über
wie weIJ:i.g eig,eneMittel dieses Land 'verfügt.

Es iSlt ges'tern von der anderen Seite davon
gesproehen worden, daß für uns Oesteneicher
ein Ig,ewisser Optimismus nötig ,ist. Auch ich
teile 'Cliese Ansic1ht, und aus diesem Optimismus
her,aus k'önnen wir erwarten, daß auch in Nie­
derösterreich der Fortschritt in kuHureller Hi'n­
sicht nicht ,aufgehalten sein wird. (Beifall bei
den Sozialisten.)

P,RÄ'S<IiDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. S t an gl e r.

Abg. iSTANOLEH: Hohes Ha.us! Es hat
scho'n ,der Herr Landesfinanzreferent bei seinem
Einführungsreferat diarauf hingewiesen, daß es
,gelungen ist, die finanzidlenMiHel hereitzu­
stellen, um im vergangenen Jahr hedeutende
kulturelle Leistungen erbringen zu können. loh
bin der Zustimmung ider großen Mehrheit die­
ses Hauses sicher, wenn ich sage, daß auf dem
Gebiete der Kultur auch in Niederösterreich
sicherlich 'noch mehr gemacht und mit freude
geleist,et würde, wenn uns nicht Lasten be­
dpücken wür,den, die uns so manche Mittel 'vor­
entlhaHen, die für die Kulturtätigkeit und für
die förderung der Kultur verwendet werden
könnten. Wenn Oesterreich 'einmal keine Be­
satzungskosten mehr zahlen braucht, nach

keiner Seite -, ,ich betone das -, dann werden
sicherlich noch bedeutende Beträge für die
Kulturföllderung frei werden.

Ich möchte namens meiner Fraktion auch
feststellen, da.ß das K,ulturreferat im vergange­
nen Jahr auf einige Leistungen !hinweisen ,k,ann,
,die volle Anerkennung verdienen. Ger,ade bei
Kulturarbeit und Kulturf'örderung '1mnn man
von politischen Betrachtungen abgehen, denn
Kultur ist doch etwas, was uns allen Igemein­
sam ist Daher soll igerade in di,eseT Fr,age von
allen ,Seiten möglichste Objekhvität langewendet
werden. Wenn über ,die Frage Kultur lund Kul­
turförderung gesprochen wird, so verweise ich
auf die Kremser~Schmidt-Ausstenung in der
renovierten Minoritenkirche in Krems, die 'bei­
spielsweise schon durdh den star:ken Besuch von
40.000 Niederösterreichern gezeigt hat, daß
hier etwas Sehenswertes geschaffen wurde. Es
ist erfreulich, !feststellen zu k!önnen, daß das
Interesse für schöne und wahr,e Kunst inunse­
rrer Bevölkerung vorhanden ist, und daß man
sich in Niederösterreich Iwirkliche Kunstwenke
gerne ansi'eJht und diese auch ,gerne fördert.
Man kann ja nicht vo'n ,allem begeistert sein,
was sic'h heute unter dem Titel Kunst oft dar­
bietet. Gerade auf Wiener Boden sind manch­
mal Ausstellungen zu sehen, die angeblich
auch Kunst sind oder sein sollen, in der Tat
aber sehr häuhg Produkte krankhafter Ge­
hime zu sein scheinen. Jedenfalls mi,t einer
voliNsvel1bundenen und gesunden Kunst haben
diese Dinge nic1hts mehr zu tun. Daher ist es
zu begllüßen, daß gerade die niederösteneiohi­
sche Landesregilerung auch durch die Kremser­
Schmidt-Ausstellung bewiesen hat, daß sie die
wahre Kunst unseres Volkes zu f'ördern ge­
willt ist.

Wir anel'kennen auch gerne die Leistungen
,auf dem Gebiete der Ausgmbungen. Camun­
turn ist heute weit über die Grenz,e unser,es
Heimatlandes hinaus eine Sehenswürdigkeit ge­
worden, und es !mag uns doch mit einer ge­
wissen Genugtuung erfüllen, daß auf diesem
Boden, auf dem wir heute leben, sdhon vor
2000 Jahren hohe Kultur und hühe Zi<vilisation
beheimatet waren, während in anderen Teilen
der Welt und auch in ,anderen Teilen unseres
Kontinents von Kultur und Zi<vilisat.ion noch
sehr wenig zu spüren war. Ich glaube, diese
alte Kultur dieses Landes verpflichtet uns, ver­
pflidhtet den Ho'hen Landtag :und verpflichtet
die 'Hohe Landesregierung, sich immer w,ieder
d'ieser hohen Aufgabe bewußt zu s,ein, die Kul­
tur dieses Landes zu Ifördern. Mögen andere
Völker in militärischer Hinsicht Großmächte
sein, auf dem Gebiet'e der Kultur ist Oester­
reich jedenfalls mIch hcute noch eine Groß­
macht.

Auch das Lalldesmuseum zählt zu jenen Lei-
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stu'll1gen, die wir mit größter IBegeisterung an­
erkennen. Es ist ein wahres Vergnügen, -dieses
Haus zu betreten und einen Rundgang durch
dieses modernste Museum Oesterreichs zu
machen.

Wenn ich hier eine ganz kleine Kritik an­
füge, dann ist es der Wunsch, daß !künftighin
bei allen Druck'aufträgen, die vergeben wenden,
gleichgültig, vo-n welchem Referat der Landes­
regierung es geschieht,niederösteneic1hische
Fif1men und nieder-österreichische Druckereien
in erster Linie berücksichtigt wer-den. Wenn wir
schon keine Landeshauptstadt haiben, dann
sollen alle Druckaufträge, auch wenn es sich
um einen Museumsikatalog handelt, wirklich
nach Nied<erösterreioh vergeben wer,den.

Auch das TonkünsHerorchester hat in dies·em
Jahre seinem Namen "Niederösterreichiscihes
Tonküns-tlerorchester" ,E'hre -g,emacht und hat in
Niederösterreich - ich glaube - ungefähr
90 Konzerte -veranst,altet. Die verursachten
Kosten wmm dabei sicher beachtlich. IEs wäre,
meiner Meinung nach, der Ueberlegung des
Kulturrderats wert, ob nicht auf dem Gebiete
der MusiMörderung ein etiwas anderer Vertei­
lungsschlüssel:gefunden werden könnte. 450.000
Schilling -auf der einen Seite für ein einzig,:,s
Orchester und nur 50.000 S für -die übrige
Musi\kf-önderung in ganz Niederösterreich
scheint mir doch irgendwie ein Miß,verhältnis
zu sein. Man kann sich einer kulturellen Auf­
gabe auch nicht dadurch entledigen, -daß man
sich irgendeinen ,groß,en KI,angkörper leistet.
sondern man muß doch -VOT allem trachten, die
kulturtätigen Kräfte im Lande - die vielen
Musi-kvereine in den Städten, die groß,en
be·deutenden Gesangvereine in unserem nieder­
österreichischen 'Lande draußen und ,auch, wie
-ich schon sagte, .die wirklich bedeutenden Kir­
chenchöre unseres !Landes - mehr zu fördern,
als es Ibisiher geschehen ist.

Jawohl! Es soll auch das Niederösterreichi­
sehe TonkünsHerorchester weiterhin gefördert
werden, ,aber 'auch die übrigen Ver-einigungen
unseres Landes, die Musikpflege betreiben,
mögen künftighin eine stänkere ,F-örderung er~

f.ahr-en als es bisher der Fall war. Diese -Maß­
nahme wäre, meiner Meinung nach, insofern
leich t durchzuführen, ,als wir im nächsten j ah r
,große Leistungen - wie die Ausgaben für das
Landesmuseum - nicht mehr werden erbringen
müssen.

Wenn ich von der Mus,ikpflege spreche, darf
ich vielleicht -auch noch ein 'Paar Wünsche
vortragen. Ich gl,auihe, gerade die Konzerte
des Tonkünstlerorchesters müßten Gelegenheit
geben, vor allem junge tüchtige Nachwuchs­
kräfte aus Niederösterreich in diesem Rahmen
zu 'fördern. Hier könnte diesen Kräften ihr
erst'es Auftreten ermöglicht werden. Durc\h

Konzerte des Niederösterreichischen Tonkünst­
lerorchesters in unserem ni'ederösterreichischen
Lande draußen könnten diese Menschen in
diesen Klangkörper hineinwachsen. Es wäre
also eine entspr'echendeF-örderung hier wohl
am Platze.

Ich glaube, es wäre auch sinnvoll, wenn vom
Kuturref.emt Veranstaltungen gefördert wür­
den, bei denen jungen Nachwuchskräften die
Mö-glichkeit eines Auftretens gegeben wird.
Vielleicht hätten wir im Rahmen einer Einrich­
tung hierzu Gelegenheit, die sich lauf einem
anderen Gebiete beson-ders bewährt hat. Ich
habe im Laufe des ve1"g,angenen jahres Ge­
legenheit gehabt, von besonderen Veranstaltun­
,gen -der Verwaltungsakademie zu hören. Viel­
leicht bestünde eine Möglich~eit, Veranstalt-un­
gen -der Verwaltungsakademie bei besonderen
Anlässen künstlerisch zu umrahmen und auch
so wieder niederösterreichischen Künstlern di-e
Möglichkeit zu einem Auftreten zu geben.

Ich möchte hier im Hohen Hause noch eine
andere Anregung 'voJ;bringen. Vielleicht könnte
das Kulturreferat den herrlichen Huf des
niederösterreichischen L,andhauses für Veran­
staltungen heraHiziehen und so nieder,österrei­
chisehen KiiHlstlern ein Auftrletenauf Wiener
Boden ermöglichen. Was wäre es mit Serenaden
des Niederösterreichischen Tonkünstlerorche-

, sters, mit Konzerten niederösterreichischer Ge­
sang- und Musikvereine hier im nieder'öster­
reichischen Landhaushalf? Ich glaube, daß
vielleicht gerade die Wiener Festwochen dazu
eine Gelegenlheitabgeben könnten, daß sich
Niederösterreich auch als Kulturland ersten
Rangles hemerkbar macht. Das Kulturrefer-at
wird im verstärkten Maße auch immer wieder
lebendigen Kontakt mit den kulturschaffenden
Kräften am Lande halten müssen, und -es er­
scheint mir dies gerade auf dem Gebiete der
Musik notwendig. Kulturreferenten können
nicht nur :vorm grünen Tisch aus ,arbeiten, son­
~rn müssen - ich darf feststeIJ.en, daß das
j.a teilweise :gemacht wird - mit dem L\a'nde
in ,lebendigem Kontakt sein, das sie kulturell
zu betreuen haben. Auf dem Gebiete der Musik
scheint mir hier doch noch sehr viel Arbeit am
grünen Tisch zu gesohehen und weniger prak­
tische Arbeit.

~
Ich darf mit einiger Genugtuung f-eststellen,

daß meine Anregung, nämlich vor allem die
lJiederöst>erreichische Heimat- und Mundart­
. ichtung besonders zu fördern, nun im kom­
menden j,ahr ver'winklicht werdIen soll. Wie ich
höre, plant das Kulturreferatim kümmend,."n
Frühjahr eine Landesibuchaussteliung dn
niederösterreichischen Mundartdichtung. Wir
haben schon einmal 'hier in diesem Sa.ale an­
läßlich der Missonf-eiereil1ie Veranstaltung er-

I lebt, bei der wir Oeleg'enheit haüen, ,kennenzl\-
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lernen, Iwelch bedeutende Kräfte der Mundart­
dichtung wir in unserem Lande haben. Ich
glaube, dieser Plan einer Ausstdlung der
Mundartdichtung könnte von der. dazu be­
rufenen Stelle auf Sonderausstcll ungen für
wissenschaftliche und schöngeistige Arbeikn
verwirklicht werden. Es könnten Landes- und
Bezirksausstellungen immer wieder 'zum An­
laß genommen werden, das kulturelle, geistige
und wissenschaftliche Schaffen unseres Landes
in den Vordergrund zu steHen und auch die
breite Masse unsererB,evölikerung auf die
hohen geistigen Qualitäkndieser Kräfte un­
seres Landes .atlfmerksam zu machen.

Ich 'habe schon 'vor zwei Jahren in diesem
I-Iauseeine Anregung gegeben, daß den aus
dem Lande stammenden Kräften, soweit sie
sich auf kulturellem Gebiet betätigen, eine
besondere förderung zuteil wird, ja, daß maa
sie und ihre Leistungen herausstellen, sie an­
erkennen und der Bevölkerung bekanntmachen
sollte. Ich habe dabei von der Einführung von
Landespreisen gesprochen. Bisher ist es noch
zu IkeifliCir Durchfühnung dieses Vorschlages
gekommen, obwohl ich weiß, daß man sich im
Schoß'e der :Landesregierung schon mit dieser
fmge beschäftigt hat. !Damit diese Anregun­
gen sehr bald Wirklichkeit werden, erlaube ich
mir, einen Resolutionsantrag einzubringen, der
darauf Bezug nimmt. Dieser IResolutionsantrag
lautet (liest):

"Die niederösterreichischeLandesregierung
wird aufgefordert, ehebal,digst den Plan zu
verwirklichen, durch Schaffung ,eines Ehren­
ringes des Landes Niederösterreich, 'von Ehren­
plaketten, Uf1kunden und durch lobende Er­
wähnung in geeigneten Presseorganen meson­
dere Leistungen gebürtiger Niederösterreicher
auf wissenschaftlichem, künstlerischem und
caritahvem Gebiet sowie für besonders ver­
dienstvolles Mfentliches Wirkcn auszuzeichnen.
Diese Auszeichnungen wären nach ,Beurtei­
lung geeigneter flachkräfte, über Vorschlag der
Landesregierung, durch den Herrn Landes­
hauptmann zu verleihen."

Ich darf der !Hoffnung Ausdruck geben, daß
die 'wirklich großen Niederösterreicher unserer
Zeit auf allen Gebieten diese Auszeichnungen
des Landes erhalten, wie es gerade in der
Bundeshauptstadt schon seit vielcn Jahren
üblich ist.

Wenn ich abschließend noch zu den Worten
des Herrn Abg. Pospischil kurz Stellung
nehmen möc:hte, dann -darf ich daz'u folgendes
sagen: Gerade ich persönlich kenne den Wert
der Volks-und Brauchtumsarbeit aus eigener
Erfahrung sehr gut und es ist sicherlich auch
hier jede förderung sehr begrüßenswert. Man
kann ,aher nicht so unbescheiden sein und für
einen sogrenanntcn Verband der VolkskUl1st-

gruppen gleich 100.000 S verlangen, weil das
ein Teiliverband ist und kein umfassender Ver­
hand, weil das kein überparteilicher Verlband
ist, sondern weil sich hinter diesem V'erhand
eine sehr eindeutige politische rRic'htung ver­
birgt. Vor allem die Kommunisten verstehen
es immer wieder, die ihr nahestehenden Ver­
bände mit allen möglichen Titeln IZU vers,ehen,
der richtige Aushängeschild wird dabei
meistens getarnt oder vermieden.

Ueber den Einfluß schlechter Literratur und
sc'hlechter ,filme auf unsere Jugend Iwef'de ich
im Kapitel 4 zu sprechen kommen, und werde
daher hier nicht darauf Bezug nehmen.

Es kO'11'l1te, :wie schon mein Vorredner f'est­
gestellt hat, auch der Abg. Pospischil nicht
verhehlen, daß es in diesem Lande gerade auf
kulturellem Gebiet besonders anerkennenswerte
Leistungen ,gibt. Er hat dann aber wieder in
DunWeI und in Schwarz g'ezeichnet, wie wir
es nun schon in diesem IHause gewohnt sind.
(Zwisc!lmru/ des Landesrates Qenner.) So­
lange und sooft :hier von Vertretern der
äußersten Linken gesprochen wird, hahen wir
noch nie ein anerkennendes Wort über die
Leistungen in diesem Landle gehört.

Ich darf dazu wo'hl abschließe-nd sagen, daß
sich die Verantwortlichen dieses Landes ihrer
Aufg,abe bewußt sind, und so werden auch wir
von der Volkspartei diesem iKlapitel die Zu- .
stimmung geben. Wir hoffen, daß die Kultur­
arbeit in diesem Lande noch lebendigier und
lebensverbundener wird, und daß trot,z Vor­
enthaltung 'von Souveränitäts- und 'f reiheits­
rechteninfolg,e der Besetzung Oesterreichs alle
Anstrengungen gemacht werden, daß der ,Ruf
unserer kulturellen Größe e['halten! bleibt. frei­
heit des Geistes, der Wissenschaft ,und der
Kultur muß von luns hochgeha:lten werden.
Niederösterreich ist, wie ich schon eingangs
,(l'usführte, das KlCrnland unseres Staates ge­
wesen, und hier war schon eine Blüte dtr
Kultur und der Zivilisation zu einer Zeit vor­
handen,als in 'vielen anderen Gegenden davon
noch nichts zu spüren war. Im Laufe der
tausendjähfi.gen österreichischen Geschichte
hat Niederösterreich abler ,immer eine besondere
Aufgabe zu erfüllen gehabt. Niederösterreich
war sich seiner Sendung im Laufe der tausend
Jahre auch immer bewußt. Es wird nicht zu­
letzt auch 'von diesem Hohen Hause und von
uns allen, die wir mit die Verantwortung
tragen, abhängen, daß dieser Huf ,dier kul­
tmelkn Sendung unseres HeimaHandes in
Zukunft weiterhin erhalte'n bleirbt. (Beifall bei
der Volkspartei.)

PRAS lDiENT: Oie Rednerlisteist erschöpft.
Der Herr B>crichterst,atter 'hat das Schlußwort.

Berichterstatt~r Abg. SCHöBlEiR,L (Schluß­
wort): Ich verzichte auf das Schluß1wort und
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stelle an das Hohe Haus den Antrag auf An­
nahme dieser Gruppe in der von mir eingangs
vorgetragenen 'f<assung. Ich ersuche den Herrn
Präsi,denten, über diese Gruppe abstimmen zu
lassen.

PiRÄSI<DEiNT (nach Abstimmung über
Gruppe 3 in Erfordernis und Bedeckung):
Angenommen.

(Nach Abstimmung über deli Zusatzantrag
des Abg. Pospischil, betreffend Voransdila",s­
ansatz von 100.000 S zur FördertllZ{!,' da
Volkskunstgruppi!lz): Abgelehnt.

(Nach Abstimmung über den R.esolutions­
antrag des Abg. Zeyer, betreffend Ausgrabull­
,(!,'('fl in Carnuntum): Angenommen.

(Nach Abstimmung über den R.esollltions­
antrag des Abg. Stangter, betreffend Schal­
tung eines Ehrenringes und Ehrenplak!'/tfll für
besondere Leistungen gebürtir,er Nil'{!flö,5ter­
reicher): Angenommen.

Somit unterbreche ich die Sitzung bis 13 Uhr
30 Minuten. (Die Sitzunp,: wird UIll 12 U/tr
40 Minuten unterbrochm.)

2. PiRÄSIOENT (um 13 Uhr 12 Minllt<,n):
Ich nehme die Sitlzung wieder auf.

Wir 'fahren in ,den Beratungen zum Vor­
anschlag 1952 fort. Ich ersuche den Herr~1

Referenten, A'bg. S c <h ö bel' I, zu Gruppl' ,,],
fürsorgewesen und Jugendhilfe, zu berichten.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL: In der
Gruppe 4, f'Ürsorgewesen und Jugendhilfe,
sind Ausg,aben von 55,828.900 S vorges<:hen.
Die entsprechenden Einnahmen hierzu be­
tragen 27,451.500 S. Das sich hieraus erge­
bende Nettoerfordernis beträgt 28,377.400 S.

Gegenüber den Ansätzen des Vorjahres '('1'­

gibt sich eine prozentuelle !Erhöhung um
04,9 PfOizent. <Die Summe der Ausg,aben stel1l'n
10,3 Prozent des GeSiamtau~wandes ,dar.

Ins Auge fallend ist die Mehranfordd'ullg
bei Voranschlags,ansatz 42-62, "Kosten für
die Anstaltsunterbringung von hilfsbedürftigen
Geisteskranken, Geistesschwachen und Epilep­
tikern". Neben der Erhö'hung dieses Ansatzes
infolge Steigerung der Verpflegskosten ent­
steht hier eine Mehmusgabe deshalb, weil
sämtliche Verpflegskosten bei Heil- und Pflege­
anstlalten nunmehr bei diesem Voranschlags­
ansatz 'in Ausg:abe 'verrechnet werden. Dem­
entsprechend steigern sich auch die Einn<l'hmen
bei Voranschlagsal1'satz 42--02, "Kostcnersätz..:
für die Anstaltsunterbringung von hilfsbedürf­
tigen Geisteskranken, Geistesschwachen und
Epileptikern". <Diese Art der Verrechnung
hringt eine Vereinfachung der Verwaltung
mit sich.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, ditO De­
batte zu eröffnen.

2. PRÄSI>DiENT: Zum Wort gel,angt Herr
Albg. rDr. Hab erz et t 1.

Abg. Dr. HAIBERZ,ETTL : Hohes Haus!
Ich möchte bei der Gruppe 4, fürsorgewesen
und JUg1endhilfe, insbesonders über die TU'ber­
kulosefürsorge sprechen. Im ,Lande Nieder­
österreich standen monatlich 465 Tuberkulose
in Behandlung. Von diesen 465 mußte das
Land für 180 Patienten die Verpflegskosten
übernehmen. Wenn man nur 40 iS pro T<ag
rechnet, macht das e'inen Betrag von 2,600.000
Schilling aus. Im J,ahre 1951 war im Vor­
anschlag ein niedel1er Ansatlzenthalten und es
mußten diese Verpflegskostoen durch einen
Nachtragskredit von zirka 9.00.000 S gedeckt
werden. Im Vomnsohlag für das Jahr 1952
wurde ,diesem Umstand schon Rechnung ge­
tragen 'Und ein noch größerer Sicherheits­
koeffizient hineingenommen - es wurden für
diese Verpflegskosten 3 Millionen Schilling
eingesetzt --, so daß man damit rechnen kann,
daß auf diese Weise mit der Summe des ordent­
lichen Voranschlages das Auslangen gef<unden
wird. Nun sorgt das Land Niederösterreich
für die Tubepkuloseerkmnktenauch in wirt­
schaftlicher Hins,icht und 'geWährt diesen Leuten
einen gewissen Zuschuß. Diesbezüglich war im
Voranschlag des J,ahres 1951 ein Betrag von
500.000 S Ivorges<ehen und reichte, wie uns das
Sanitätsreferat erklärte, dieser iBetrag aus, Im
Vomnschlag 1952 wurden um! 250.000 S m~hr

eingesetzt. Ich werde Ihnen auch sagen,aus
welchem Grunde. Es wurden 160 Personen mit
110 familienangehörigen wirtsohaftlich be­
treut. Die Leute bekamen durchschnittlich
150 S,ein kleiner Betrag blieb dann noch
übrig, und davon erhielten die Leute eine
kleine Wei'hnachtsgabe. Nun ist das Land ver­
pflichtet, für alle diese Unterstützten, wenn sie
krank werden - ein Tuberwulosekmnker kann
ja auch etwas anderes bekommen, 'wie zum
Beispiel eine Blinddarmentzündung; er kann
sich Hand oder Fuß 'brechen usw. -, die Ver­
pflegskosten zu übernehmen. Nach den Bestim­
mungen des ehemaligen Gaufürsorgeverbandes
Niederdona'll über die wirtschaftliche fürsorge
im R'ahmen der TubepkulosehiUe zählen näm­
lich zu den Leistungen für den ILebensunter­
halt auch die Kranikenhilfe ,für den Patienten
Lind seine Angehörigen. Diese Verordnung
wurde nun am 10. Febpuar 1946 vom Sozial­
ministeriumaIs in Geltung stehende äster­
reiohische Rechts'vorschrift erklärt. Infolge­
dessen muß das Land für diese Verpflegs­
kosten solange aufkommen, bis ein eigenes
Tuberkulosengesetz geschaffen wird. Es wäre
natürlich hoch ,an der Z.eit, daß der National­
rat ein dieshezüg,liches Gesetz beschließen
würde, weil mit dem Problem der Tuberkulose
sehr viel andere Dinge zusammenhängen. Wir
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haben heute nicht die Möglichkeit, einen alten
Großvater, der in der Wohnung seiner familie
herumspuckt und seine Enlkel infiziert,3hzu­
sondern und ihn in eine Anstalt zu bl'inr;r'll.
Das könnte nur durch ein Tbc-Gesetz geregelt'
wel'den. Im Landtag sitzen zwei Aerzte, wäh­
rend im Nationalrat kein einziger ärztlicher
Vertreter ist. Ich bin überzeugt davon - wir
haben im niederösterrekhischen Landtag erst
vor kurtem das modernste Gemeindeärz!,cgesetz
beschlossen -, wenn der Kollege Dr. Stein­
götter und ich im Nationalr,at sitzen würden,
hätten wir das Gesetz sicher schon beantragt.
(Landeshauptmannstellvertreter POP!): Des­
wegen haben wir noch kein Sc/lll!g'esetz!). Un­
sere Sanitätsbehörden gehen natürlich darauf
aus, die Tub'erkulosefälle in möglichst frühem
Stadium zu erfassen. iEs wurde da eine sehr
dankenswerte iEinrichtung in Verbindung zwi­
schen Landessanitätsverwaltul1ig, den Magi­
straten der Städte und den Sozi,alvcrs:icherungs­
träge'n geschaHen, nämlich die gemeinsamen
Tub'erkulosefürsorgesteUen. Mir liegen Ziffern
vor, wonach vom Jahre 1949 bis zum Jahre
1951 in St. Pölten 28.333, in Krems 13.1ö9
und in Neunkirchen 12.4ö9 Fälle erfaßtund
behandelt wurden. Obwohl die Schaffung
dieser Tuberkulosefürsorgestellen ,am An fang
viel Geld kostet, erspartaher diese Einrichtung
später ein Vielfaches an Mitteln, die bei fehlen
,dieser SteHen doch aufgebracht werden müssen.
Auf diesem Gebiete ist unbedingt sehr viel
geschehen.

Sowohl in Iden Zeitungen, als im Finanzaus­
schuß, als auch hier im Hohen Hause, wurde
bereits mehrfach auf die Kinderheilstätte Krems
Bezug genommen. Ich möohte _hier die Sache
nur vom rein medizinischen St,andpunkt aus
beleuchten. Ich will nicht den alten Sheitauf­
wärmen, ob Krems ein Kindererholungsheim
oder eine Kinderheilstätte ist. Nach meinem
Dafürhalten kann es nie eine Heilstätte im
Sinne ,des Anstaltenges,etzes sein, 'weil die An­
st'alt' von keinem Primarius geführt wird, es
keine anderen Aer:z,te 'und keine Schwestern
dort gi·bt. Der führende Arlzt ist 'nur im Werks­
vertrag ang,estellt, st,att Schwestern sind dort
Fürsmgerinnen, und 'es ,werden schließlich auch
keine Behandlungen durchgeführt,außiCr liege­
und Mastkuren. Ich bin überzeugt davon, :daß
sich diese Liege- und Mastlkuren f'ür erholungs­
bedürftige Kinder ganz gut ausgewirkt haben;
man hat z'war in Krems einen Röntgenapp.uat
und ein Labomtorium, wo man Harn- und
andere Untersuchungen durchführen: kann,
aber sonst eigentlich nichts.

NUll wird v,jelfach die ,f rage aufgeworfen:
Ist das Kindererholungsheim in Krems wirk­
iich am richtigen Pl.atz? :Der Herr Landes­
haulptmannstellvertreter Popp hat im finanz-

ausschuß erklärt, dieses Kindererholungsheim
ist im J a'hre 1920 dorthin verl,egt wOJ1den. Die
Gebäude ,gehören gar nicht dem Land, sie sind
von der Stadtgemeinde Kr,ems gepachtet wor­
den. Ich bin mit ihm da völlig einer Mei­
nung, ,daß diese Kinderheilstätte nicht günstig
hegt inmitten des verbauten Geländes. Wer
schon einmal im Sommer, wenn es drückend
heiß ist, auf der Str,aße nach Langenlois hi'nauf­
gegangen ist, inmitten der lettigen Weingärten,
empfindet dies'e Luft für einen Erholungsauf­
enthalt nicht besonders geeignet. Ist schlechtes
Wetter, kommen von der Donau Nebel herauf,
ist Südwestwind, so hat das Heim, das ober­
halb der Häuserzeile liegt, unter Ruß und
St,aub zu leiden, Wir stellen uns unter einem
Er;holungsheim natürlich etwas anderes vor.
Es müßte 'von grünen Wiesen und Wäldern
umgeben sein und in einer bestimmten Höhe
liegen; für Tuberkulose hat man doch gerne
die Höhe über 1400 m, da aus dem Sonnen­
spektrum infolge Wegfalles' der Nebel- und
Staubschichte di,e ultravioletten Strahlen v. irk­
sam werden. Das alles fällt bei Krems weg.

Nun habe ich 'neulich in den "Kremser Nach­
richteIt' zwei Artikel gelesen, in den:en es
geheißen hat, man hält die Z'uweisunge:l für
die Anstalt in Krems bewußt zurück. Nun, ich
Ikann I,hnen sagen, ich 'hahe mich diesbezüglich
interessiert und mir Unterlageng,~ben lassen
Die Wahflheit ist, daß in den letzten dreiviertel
Jahren nicht so viele Kinder ange]allen sind,
daß man dieses Erholungsheim Krems voll
belegen könnte.

Die Sozialversich:erungsträger haben in die­
~~em Berichtszeitraum, in diesen drei'Viertel
Jahr'en, 137 Kinder 'in 'fremde Anstalten 'ein­
gewiesen. Nun 'gicht die Einweisung so vor sich:
Die Kinder werden Ibei den Gesundheitsämtern
erfaßt, der betreffende !Bezirksarzt stellt einen
Antrag, daß dieses Kind ,anstaltsbedürfiig ist.
Das geht ,an die Kmnkenversicherung weit,er.
Die Krankenversicherung läßt sich selbstver­
ständlich nicht vorschreiben, in welches Heim
sie die Kinder geben muß, sondern der betref­
fende Chefarzt erstattet seinem Vorstand oder
dem betr'eHenden Abteilungsleiter Bericht, die
die endgültige 'Einweisung vornehmen. Nun
hat sich gezeigt, und das ist statisNsoh nach­
gewiesen, ,daß die SOQ:i,aIversicherungsträger
diese Kinder zum grüßen Teil nach Sulzbach­
Ischl oder IB'ad Hall geschickt haben, in wel­
chen Orten ganz modern eingerichtete Kinder­
heilanstalten vorhanden sind, in denen s'ie nicht
um einen Grosohen mehr zahlen müssen als in
Krems. (Rut beim Linksblock: Stimmt nicht!)
Nach Krems wurden im ganzen 84 Kinder ein­
gewiesen, in das Göteborghaus 4. Und das
Land Niederlösterreich hat von den K'indern,
für ,deren Kosten es aufkommen muß, in
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diesen ·drei'viertel Jahren nach KrellJ" :20, ins
Schwedenstift 11 und nach Schauboden 3, also
zusammen 34 Kinder eingewiesen. Der Rück­
gang des Belages in den landeseigenen An­
st,aHen erldärt sich daraus, daß die Zahl der
'anstaltsbedürfti~gen Kinder ehen von Jahr zu
Jahr zurückgeht. Wir müssen hier vor ;'lIe111
unter'scheiden (Zwischmrtlfe des Abi(. DlIb(ll!­
sky), mein lieber Freund Dubovs1ky, zwischeIl
erholungsbedürftigen und hc>iI-bedürftigen Kin­
dem. W'irhaiben eine Reihe Erholungsheime,
wo die nur erholungsbedürftigen Kinde;- hin­
kommen, aber wir ,hahen auch eine ganz he­
stimmte Anzahl von Ansh!tcl1, wo eben die
heilhedürftigen Kinder, die mit Lungentuber­
kulose, Knochel1ituherk'ulose oder Drüsentuber­
kulose behaftet sind, Aufnahme finden. Die
Zahl derer geht, Gott sei Dank' - auch der
Kollege DubO'vSiky wird ,darüber erfreut sein,
wenn sich der Gesundheitszustand der Kinder
bessert -, immer weiter zurück. (Abt(. 0[[/101'­

sky.o Wieso?) Es wer;den hier viele Schiltz­
impfungen durchgdührt. (Abi!. Dubo :Jskv:
1949 warm es 14.369 erfaßte Tuberk[[losefä!lIJ,
1950 24.300. in einem Jahr also um 10..000
mehr, und Sie sprechen Foneinom Rückr.:ane:
der Erkrankungen! Das ist nicht wahr!) Ich
muß nach wie vor feststellen, daß wir hier
einen Rückgang zu ver,zeichnen haben. \'ViI'
hahen nicht nur einen Rüokgang der Fälle in
den landeseigenen Anstalten zu verzeichiH~n,
sondern auch einen Rückgang bei den andclen
Anstalten. So kann ich Ihnm mitteilen, daß
zum Beispiel die schon erwähnte Heilstätte in
Bad Hall, die vor zwei Jahren umgebaut und
neu ausgestattet wurde, ebenfalls einen Rück­
gang des Belages ,aufzuweisen hat, so daß
bereits eine Umdisponierung vorgenommen
weI'den mußte. Man nahm daher auch ander.e
Kinder a,u'f diese Station.

Wenn der Herr Ahg. Dubo'V'sky meinen Aus­
führungen schon nicht gJ.aubt, so kann ich ihm
einen anderen Herrn zitieren. Das ist der Re­
ferent für Tu:berkulosebekämpfung in Wien.
(Abg. Dubovsky.o In Wiren stimmt das!) Dort
hat dieser Fach'l11ann ,den ,Rückgang fest'ge­
stellt. (Abg. Dubovsky.o Für Wien stimmt das,
aber nicht für Niederösterreich.' ) Ihm unter­
steht lauch eine ganze Reihe von Anstalten, in
denen die Zahl dieser [vkrankungen zurück­
geht. Wenn der Abg. Dubovsky mir nicht
glaubt, soH er zum Telephon gehen und Henn
Dr. Fischer anrufen. Er kann sich übcrze'lgen,
daß meine Ausführungen richtig sind. Die All­
gemeine Invalidel1'versicherungsanstalt, über {Jie
viele Einweisungen gehen, hat mangels an Re­
lag eine Heilstätte in Gmundnerberg aufge­
lassen. Ich glaube auch nicht, daß eine Ab­
sicht besteht, iEinweisungen nach Krems zu­
rückzuhalten, es kommen 'ehen mangels ehes

Anfalles so wenig Kinder dorthin. Das sind
die TatsacheIl.

Wir sind uns dessen bewußt, daß das Land
Nieder'österreich genall so wie der Bund _
und Oesterreich steht nun einmal bei den sozia­
len Einriohtungenan erster Stelle - schöne
Kindererholungsheime und Kinderhcil~;tätt(,!1
haben will, die dem Zweck entsprechen. Wir
halben im vorigen Jahr im außerordentlichen
Bu·dget 2 Millionen 'Schilling für diesen Zweck
vorgesehen, heuer sind wieder 2 Millionen ein.
gesetzt. Es ist das immerhin ein recht schöner
Betrag. Wenn man dieses Geld richtig v{'r­
wendet, ,kann damit eine· Kinderheilstät+e ge­
schaffen werden, die allen modernen Anfor­
derungen entspricht.

Aus den angeführten Gründen bin ich als
Arzt daher für diese Ansätze, und auch meine
Partei ,wird für sie stimmen. (Bei/a/! bei der
OeVP.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt der
Herr Abg. Pos p i'S chi 1.

Abg. POSPISCHIL: Hoher Landtag! Wer
heute die Gelegenheit wahrnimmt, das Leben
der Rentner und der Oemei'l1'debefürsorgten in
unserem Lande kennenzulernen, ,der 'I1mß mit
Erschütterung feststellen, in welcher Not und
in welchem Elend gerade diese Menschen in
unserem Lande leben müssen. T,atsächlich :lat
s-ich auch 'in diesem abgelaufenen Jahr die
trostlose lage dieser Menschen keineswegs
gebesslert, sondern, man muß konkreterl\veise
feststellen, verschlechtert. Während die Aus­
lagen der Geschäfte strotzend voll von den
herrlichsten ,Waren sind, während man den
Reichen mehr Steuergeschenike macht ,denn je,
und während es Menschen gibt, die sich, ohne
zu arbeiten, einen aufreizenden Luxus leisten
können, sinken die Renten. Besonders die Ge­
meindehefürsorg'kn sinken immer mehr und
mehr auf das Niveau eines Bettlerdaseins herah.
Es ist bestimmt keine Uebertreibung, wenn man
heute feststellen muß, daß die Mehrzahl dies~r
Gemeindebefürsorgten da,zu gezwungen wird,
ihre paar Hahseligkeiten, die sie sich im Ver­
laufe eines langen sohweren Lehens angeeignet
haben, zu versetzen oder zu verkaufen, tim

dafür zumindest das Allernotwendigste für das
Leben kaufen zu können. Gerade jetzt in den
kalten Wintermonaten tritt neuerlich eine Ver.
schärfung der Lage dieser Menschen ein; man
muß feststellen, daß diese Menschen nicht
imstande sind, von di,esen BettelrenteIl zu
leben, gar nicht davon zu reden, daß sie sich
auch Brennmaterial für den Winter anschaffen
könnten. Das sind wahrhaft menschenunwür­
dige Verhältnisse, die die Machthaber in diesem
Staat und 'auch in diesem Lande laut an.
klag'ell. Die Lage dieser Menschen ist aber
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, ganz besonders dort kat,astrophal, wo der getroffen werden. Man beginnt mit dem Sparen
Krieg in unserer Heimat tiefste Wunden ge- bei den Aermsten der Armen. Es ist eine Ver­
schlagen hat. Um nur ein Beispiel anzuführen, höhnung sondergle'ichen diesen Menschen ge­
heträgtdie Zahl deI" Gemeindebefürsorgkn in genüber, die ihr ganzes ü~ben hindurch ge­
Wienü Neuskldt,also jener Stadt in Nii'dcr- arbeitet haben, wenn man im gleichen Atem­
österreich, die die schwersten Kriegsschädcn zu zug, in der gleichen Zeit, in der man den Be­
verzeichnen hat, 5,7fJ Prozent. Das ist gegen- f'ürsorgtel1i Abschlagszahlungen in der Höhe
iiber eincmLandesdurchschnittvon 1,91 Pro- von 40 oder 50 S monatlich gibt, die Bezüge
zent festZ'llstellen. Ein gleiches Bild beweist der Regierungsmitglieder um über 80 Prozent
auch die Tatsache hinsichtlich der einmalig erhöht, in einer Zeit, in der es Ministergehälter
Unterstützten. So waren es in Wiener Neustadt von 9000 S monatlich 'gibt, eine Summe, die
über 900, während es in St. Pölten über 300 dazuausreichcn wür,de, einem Gemeindebefür­
waren. Ich will hier nicht über die Auswi'rkun- sorgten die 'Rente für die <Dauer von 3 oder
gen des letzten Lohn- 'und Preisabkommens 4 Jahren zu geben. Ich glaube daher, daß es
s'prechen,aber es muß hier festgestellt werd'en, recht und 'billig wär·e, die Differenz zwischer..
daß dieses 5. Lohn- und Preisabkommen 'auch den erfo'lgten Abschlagszahlungen und der
vor allem durch die nachher eingetretenen Neuregelung der Richtsätze, die mit 1. Oktober
Preissteigerungen die Lage der Rentner und eingetreten ist, in der Form zu einer Nach­
Oemeindehefürsorgten besonders verschlechtert zahlung zu bri'ngen, daß die Schäden, die den
hat. Nun erhielten diese Gemeindebefürsorgten Oemeilldehefürsorgtcn dadurch erwachsen sind,
im Zusammenhang mit dem lehtenLohn- und ausgeglichen werden. Ich möchte daher an
Preisabko'1l1men, beginnend mit Juli 1951 bis das Hohe gaus folgenden Antragstell-en (liest)"
1. Oktober 1951, also ,bis zu dem Termin, an "Der Hohe Landtag wolle beschließ,en:
dem die Landesreg'iepung neue Richtsätze eo<_ Die Landesregierung wird aufgefordert, die
lassen hat, Abschlagszahlungen, die sich in notwendigen Schritte in die W,ege z'u leiten,
der Höhe zwischen 63 und 83 ,s bewegt habl~n. damit ,den Rentenempfängern in der Armen­
Wie vorsichtig man bei diesen Abschlags- fürsorge ,die DiHerel1'Z zwischen den seit Mitte
zahlungen vorgegangen ist, kann dadurch Juli erfolgten AbscMagszahlungen und den
festgestellt werden, wenn man die Nach- Richtsätzen, ,die ab 1. Oktober 1951 gelten,
zahlungen, die am 1. Oktober gewährt wurden, nachgezahlt wird."
dazu in Vergleich zieht. Diese Nachzahlungen Zu den neum Richtsätlzen selbst muß man
bewegten sich nämlich 'Zwischen 50 'und 78 S. feststellen, daß sie völlig ungenügend sind.

bl den Richtsätzen, die die 'Landesregierung Selbst im günstigsten Falle, nämlich bei den
mit Wirkung vom 1. Oktober 1951 erlas3en Alleinstehenden der Gruppe iß mit monatlich
hat, muß man aber auch feststellen, daß hier, 220 S, verbleiben nach Abzug von Zins, Strom
meiner Meinung nach, eine vallig ungerecht- und Brennmaterial für Kochz'wecke, bestenfalls
fertigte Zweiteilung, nämlich in Befürsorgte 150 S für das nackte Leben. Ich gtlaube kaum,
der städtischen Gemeinden und in Befürsorgkdaß es hierunter den anwesenden Kollegen
der ländlichen Gemeinden, vorgenommen wur-de. jemand gehen wird, der mir sagw kann,
Ungerechtfertigt ist das deswegen, 'weil die wie so ein Gemcindebef'ürsorgter mit den 150 S
Begründung zu dem Antrag selbst schon monatlich sein Auslangen finden soll. Aber
sagt, daß die Richtsätze lediglich Hilfsmittel noch nicht ,genug damit; ei'ne Reihe von Le­
für die Bemessung dieser F ürsorgeunterstützlIu- bensmittel verteuerte sich noch naeh' dem
gen sein sollen, das heißt, daß im Einzelfall 5. Lohn-und Preisablkommen, und ZiWar .das
überschritten bzw. unterschritten werden kann. Schmalz von 16 auf 22, ,das Fleisch von 18
Man kann doch auch ganz konkret daz'lI sagen, auf 24 bis 36 S. Um diese wirkilich unsaghare
daß vor allem die Hauptnahrungsmittel - viel Not dieser Menschen nur eini'germaßell zu

... mehr kann sic'h so ein Gemeindebefürsorgter lindern, möchte ich auch in dieser Hinsicht
~ mit der Rente ja sowieso nicht anschaffct! - einen Antrag stellen, der eine Neur-egelung der

in d"2n Landgemeinden bestimmt nicht billiger Richtsät,ze zur 'Folge haben soll. Mein An­
zu bekommen sind, als in den städtischen Ge- trag lautet (liest):
meinden. 'E ine besondere Härte erblicke ich "Der ,Hohe Landtag wolle beschließen:
aber in der Tatsache, daß ,die neuen Richt- Die Landesregierung wird aufgefordert, eine
sätze erst mit 1. Oktober in Wirksamkeit ge- Neuregelung der Richtsätze ,für die äHentliche
treten sind, während die Abschlagszahlungen Fürsorge im Lande Niederösterreich mit nach­
bei weitem nicht dazu geeignet waren, die stehenden Mindestsätzen zu erl'assen:
Teuerungen dieses Jahres wirklich wettzu- Alleinstehende 400 S,Haushaltungsvorst.and
macheil. Das ist wahrhaftig ein trauriges Bei- 3M S, Haushaltsangehörige üher 16 Jahre
spi,el für die Art der Sparmaßnahmen, die in 303 S, Unterstützte, die im Genuß der Kinder­
diesem Land'e durch die Landesregierung oft beihilfe stehen 310 S."



barer Stelle Ael'zte aufzustellen; schon des­
wegen, weil es ja vieHach gerade auf diesem
Gebiet sehr leicht ist, an Hand von Tahellen
oder Statistiken Dinge zu behaupten, die bei
genaucr Prüf1ung doch nicht standhalten. Wenn
es auch ein etwas starkes Wort ist, so kann man
es docha'uch ,auf 'Öffentlicher Tribüne gebrau­
chen, nämlich, daß vielfach~ schokier'en Sie sich
nicht darüber - die IStatistik eine Hure ge­
nannt wird; das heißt, daß man an Hand der
Moßen Statistirk, ,wenn man die Zahlen nicht
wirklich s,o darst'ellt, wie sie es verlangen,
natürlich verschiedenes behaupten kann. Wir
wevden ja auf dem Gebiet des Gesundheits­
wesens davon noch sprechen.

Sicher ist, daß wir Aerzte wissen, daß di,e
offenen, 'ansteckenden Formen der Tuherkulose
im Lande Niederösterreich im Rückgang be­
griHen sind. Das ist erwiesen. Und wenn hier
andere Statistiken angeführt werden, so sind
das natürlich immer wieder Statistiken, in
denen ,alle mögliohen Formen der Tuherkulose
ver1zeichnet sind, auch die schon 'vollkommen
geheilten, auch die geschlossenen.

Wir wissen, daß Kinder - besonders der
Großstadt, wenn slie aus irgendeinem Grund
ihr Lehen vorz.eitig beenden und dann obdu­
ziert wer·den - in so und so vielen Fällen ab­
geildungene Formen einer tuber,kulösen An­
steckung aufweisen. Ich werdie mir noch beim
Kapitel Oesundheitswesen, wenn wir über die
Calmette~Schutzrim'Pfung sprechen, weitere Aus­
führungen hierzu erlauben.

Fürsorge ist ein wichtiges Kapitel im Leben
jeder Gemeinschaft. Nurfehlt- ich hahe das
beim Kapite'l AIIgemeine Verwaltung schon
ges.agt - gerade uns Oesteneichern für die
Fürsorge und ,für das Sanitätswesen die den
modernen Anforderungen gerecht werdenden
Grund'sat1zgesetze. !Es wird hier Aufgabe des
Bundes sein, diese wichtigen Grundsatz,gesetze
über die Fürsorge und das 'Sanitätswesen mög­
lichst bald lZur Verabschiedung zu 'bringen,
weil jeder Verfassungs,j'llfist uns bestätigen
muß, daß wir auf diesem Gebiete - man ver­
zeihe mir 'Wieder den Ausdruck - eigentlich
schwimmen.

niese 'unMaren VerhäHnisse sind schuld, daß
die Bezirkshauptleute vieUach VerwaHeröffent­
licher Einrichtungen sind, die mit Gesetzen
aus der Zeit des Deutschen Reiches zusammen­
hängen, weil wir eben noch keine österreichi­
schen Gesetze für diese Belange hahen. Das
gilt auch - wie ich ges,agt habe - auf dem
Gebiete des Fürsorgewesens, und darum wäre
es notwendig, daß wir möglichst haldein der­
artiges Grundsatzgesetz, das bereits ver­
schiedenen Körperschaften zur Begutachtung
vorgelegt wurde, bekommen.

--~_ ..- .._ .._---~-------------._-_.._---
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Denken Sie daran, daß in wenigen Tagen
Weihnachten ist und daß für die Mehrzahl der
Gemeindebefürsorgten, vor allem in jenen Ge­
meinden, die diesen Gemeindehefürsürgten noch
keine Ueberbrückungshilfc gewährt haben,
ihnen noch kein Holz, keine Kohle oder keine
warmen Kleider 'geben konnten, diese Weih­
n'achten sicherlkh sehr traurige Weihnachten
sein werden. Es ist ,daher die Forderung nach
Zuwendung ei'ner Monatsrente, die von den
Rentnern schon da 'und dort erhoben wurde,
bestimmt berechtigt, Izumal man ja ,dazu fest­
steHen muß, daß an die Rentner ohnehin
nur zwölf mal vier 'Wochen ausbezahlt wurden,
wodurch ja ,der ,dreizehnte Monat pmktisch
eingespart wurde. Ich erlauhe mir auch, dazu
einen Antrag zu stellen (liest):

"Der Hohe Landtag wolle ,beschließen:
nie Landesregierung wird aufgefordert, die

notwendigen Schritte !zu unternehmen, damit
den ö'f1fentlich Befürsorgten eine Weihnachts­
zuwendung in der Höhe einer Monatsrente
ausbezahlt wird."

2. IPiRÄISIiDENT: Zum Wort gelangt I-IelT
Abg. Dr. S te i n:g ö t te 1".

Abg. STBNGöTTiER: Hohes Haus! Für­
sorg,ewesen und Gesundheitswesen hängen so
innig ane,inander 'und miteinander !Zusammen,
daß Professor Tandler in Wien seinerzeit dazu
übergegangen ist, diese zwei Referate unter
dem Namen WO'hlfahrtswesen zu ver,einigen.
Es sind verschi,edeneMomente, die es hier im
ni'ederöSit~rrekhischCl1l ILandtag nüclh unmög­
lich machen, die Vereinigung dieser 'Referate in
der Weise durchzuführen, wie Tandler das in
Wi,en gemacht hat. ,Es ist daher notwendig,
daß, 'Wie Kollege Dr. Haberzettl gesagt hat,
di,e zwei Aerzte, die hier im Landtag s'ind, tat­
säohlichauch schon bei dem Kapitel !Fürsorge­
wesen das Wort nehmen.

Bei dem letlzten Städtetag, der Generalver­
sammlung des Städtebundes, hat der Bürger­
meister von Innsbruckein sehr kluges Referat
des Inhaltes "Politiker und Fachmann" gehal­
ten. Darin hat er dargestelH, wie notwendig
in der Politik - die ja schließlich alles mensch­
liche Lehen umfaßt - das Zusammenarbeiten
von Politikern und ,fachmännern ist, wie 'es
aber auch notwendig erscheint, daß unter den
Politikern auch fachmänner sind. IEs ist he­
dauerlich, daß im Nationalr:at unter den zahl­
reichen Aibgeordneten nicht auch Mediziner
sind. Es liegt mir und wahrscheinlich auoh
dem KOlllegen HaberzettI vöHig fern, uns als
Kandidaten für den Nationalt~at ,anzupreisen,
aher es wäre im Interesse der groß.en Parteien
gelegen, wenn sie dafür sorgen würden, bei
einer künftigen Wahl nicht nur in den Land­
tagen, sondern auch ,im Nationalrat an wähl-
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Freilich seht dieses Fürsorgegrundsatzgesetz,
wie es den verschiedenen K'örperschaften vor­
gelegt wurde, auch eine tBezirksverwaltung
voraus, und es wird sich ehen darum handeln,
wie im ParJ,ament dieses Grundsatzgesetz ohne
eine leinheifll(ic:he 'Bezü'ksvierwaHung durchge­
bracht werden !kann.

Wenn wir nicht von rein gesundheitlichen
Gesichtspunkten ausgehen, ist es sellbstver­
ständlich, daß der Fürsorge vor allem die­
jenigen bedürfen, die ein langes Lehen der Ar­
beit hinter sich haben und' jetzt infolge der
Gebrechen des Alters unfähig sind, ihren eige­
nen Lebensunterhalt zu finden. Hier gibt es
nun derzeit in den gesetzlichen Vorschriften
oft 'vielfach unlklare IBestimmungen. Wir haben
nur Gemeinden, aber keine geeigneten Für­
sorgeverbände, und infolgedessen haben wir
Verhä'1t-nisse, die sichedich zu ibeklagen sind.

rOie geschlossene Fürsorge, soweit sie dem
Lande untersteht, verfügt über zwei iSiechen­
häuser, Einrichtungen, die noch aus der Zeit
des vorigen j ahrhunderts stammen, aber doch
schon soweit modernisiert sind, daß sie ihren
Zwecken g,erecht werden. Das ist das Siechen­
haus in St. Andrä 'im iHagental und das Sie­
chenhaus in Mistelbach. Anderseits hätten di'e
Altersheime, die eigentlich 'Von den noch nicht
bestehenden 'Bezirksfürsorge'Verbänden verwalt­
wer,den saUten, dafür zu sorgen, daß dort alle
diejenigen Menschen unterkommen, die infolge
ihres Alters oder ihrer Gebrechen nicht mehr
die Möglichkeit haben, sich seIbst zu 'versorgen,
oder ,die mit ihren Fürsorgerenten nicht das
Auslangen finden und sich nicht selbst erhal­
ten können. !Diese Altersheime werden, soweit
ich gesehen hahe, .ziem'lich modern geführt, und
ich for-dere die Abgeordneten aller Parteien auf,
von ihrem IRecht Gebrauch zu machen und sich
diese Altersheime zeitweise anzusehen, um auf
Grund der Erfahrungen, die sie bei einem sol­
chen persönlichen Besuch machen, an geeig­
neter Stelle entsprechende Verbessel'ungsvor­
schläge eimubr'ingen.

Für die Jugend 'gibt es nun verschiedene
FürsorgeinstituHonen, hauptsächlich für die
jugend, die schwer erz,iehbar ist oder die gar
schon, wenn auch nicht in hesonderem Aus­
maße, krimineil geworden ist. Für die Unter­
bringung dieser -sc1hwererz'iehbaren, teilweise
oder fast straHällig gewordenen Jugend verfügt
Niederösteneich über 4 Heime, das sind Kor­
neuburg, Ho'llabrunn, Waidhafen und Allent­
stei,g. In diesen vergangenen Jahren war es
schwierig, alle Schäden - teilweise waren es
Kriegsschäden, teilweise waren es durch eine
vorüberg,ehende Einquartierung hervorgerufene
Schäden, teilweise waren es Schäden, die durch
Aufnahme 'von Flüchtlingen entstanden - zu
beseitigen und diese Heime wieder herzurichten.

Das hat sehr 'viel Geld gekostet, und die Heime
sind noch nicht so instandgeset:zt, wie es not­
wendig wäre. VoraJilem wissen wir, daß Kor­
neuburg noch eines vollkommenen Neubaues
bedarf; es sind die entsprechenden Pmj.e!kte
bereits hier im Landhaus ausgestellt gewesen,
doch fehlen die finanziellen Mittel, um diesen
Neuhau tatsäcMich durchzuführen. Wenn hi,er
erwähnt wur,de, daß, nach dem Gutachten des
iDireMors der :Erziehungsanstalt Korneuhurg,
die Baulichkeiten des denzeitigen Landes­
Bildungs'heimes in TuHnerbach für die Zwecke
ein-er Erziehungsanst,alt geeignet 'wären, so
müßte man die Sache wirklich erst unt'er­
suchen. TuHnerbach ist in rein ländlicher Um­
gehung gelegen, während Komeuburg den
Vorteil hat, in einer teilweise ländlichen, teil­
weise städtischen Umgebun,g Z'U Hegen. Wenn
man hedenkt, daß die Zöglinge dieser Anstalt
nic'ht nur landwirtsch,aHliche, sondern auch
geweI1bliche Berufe erlernen, wei'l sehr vide
stTaffäHig gewordene jugendliche oder schwer­
erziehbare jugendliche ,aus den Städten stam­
men, so ist ,eine gewerbliche Unter'bringungs­
möglichkeit notwendig, die sicher in Tu'Uner­
bach schwieriger 'ist als in Komeubur,g. Dahei
leugne ich nicht, daß man in TuUnerbach auch
noch ganz andere !Dinge hätte machen können,
a'ls dort diese rdn landwirtschalftliche Fort­
bildungsschule unterzubringen.

<In Waidhofen ist besonders zu begrüßen,
daß sich dort mit der Zeit eine Ikomplette Hilfs­
sch ule herausgebildet hat, wie sie sonst 'vielfach
in größ,eren Städten im Zusammenhang mit den
vorhandenen SC'huIen errichtet werden. Es ist
aber zu begrüß,en, daß· sich diese HiHsschule
dort in einer sehr schönen ländlichen Umgebung
befindet. Das gilt schließtichauch für die
Hilfsschule Allentsteig.

Wenn wir von der jugendfürsorge sprechen,
so ist es natürlich auch notwendig, das Kinder­
gartenwesen anz'uf'Ü'hren, das sich nicht nur
auf rein pädagogisches Gebiet erstreckt, son­
dErn auch eine Art Unterbringungsmöghchkeit
für jene Kinder darstellt, deren Eltern im Er­
werb stehen. Da sind es besonders eben di.e
vorschulpflichtigen Kinder, die in solchen Kin­
dergärten untergebracht werden. B'edenken wir,
daß sich diese Vorschulpflichtiglreit ja bis in
das sechste Lebens'jahr erstreckt, denn nach den
neuen Weisungen dürfen Kinder, die zu iSchul­
beginn noch nicht 6 Ja,hre sind, die Schule nur
ausnahmsweise besuchen. Es befindet sich also
eine ziemlich große Anzahl 'Von Kindern im
vorschulpflichtigen Alter, wo beide EHern in
Arbeit stehen, weshalb 'für die UnteI1bringul1g,
Verpflegung und' IErziehung dieser Kinder 'in
diesen FäHen eben nicht richtig ,gesorgt ist.
Wir haben leider, ,weil wir das Land sind, in
dem sich der Krieg nebe'n Wien am meisten
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ausgetobt hat, noch immer mit der Beseitigung
der Schäden des Krieges in bezug auf unser
Schulwesen zu tun. Sobald aber diese Schäden
beseitigt sind, werden wir uns unbedingt mit
der Erricht'ung neuer Kindergärten näher zu
hefass,en haben, denn es ist eine Inkonsequen,z,
wenn wir bei einer Zahl von 120.000 Volks­
schulkindern derzeit nur 1200 Kinder in Kin­
dergärten untergebracht haben. IEs sind also
sicher noch nichtaBe Kinder, die unbedingt i'n
Kindergärten untergebracht werden müssen, er­
faßt. Das betreffende Referat der Landes­
regierung hat die IErrichtung 'Von 30 weiteren
Kindergärten geplant. Es befinden skh ja be­
reits 6 im :Bau. Daneben gilt es aber auch, für
die Kinder zu sor,gen, deren Eltern den ganzen
Tag über beschäftigt sind. IDraußen in Deutsch­
land wird diese Form ,der Kindergärten als
Tagesheimstätte rbezeichnet, währ,end wir uns
in Oesterreich daran gewöhnt haben, diese
Kindergärten als Horte zu bezeichnen. Der
Ausbau ,dieser Horte ist nun sehr dringend
geworden, ebenso wie in rein ländlichen Ge­
bieten die Errichtung sogenannter Emtekinder­
gärten notwendi'g ist. Ich erlaube mir daher
zu dieser Gruppe einen Resolutionsantrag z'u
stellen, der folgendermaßen rlautet (liest):

"Die ILandesiregierung wird aufgefordert, für
den Aushau des Ki'ndergartenwesens, insbeson­
dere zur Schaffung von IErntekinder,gärten und
von Kinderhorten die erforderlichen Voraus­
setzungen zu scharfrf,en."

Nach den Plänen des Referats sollen im
Jahre 1952 mit Hilfe der Gemeinden 10 solche
Horte und 20 Erntekindergärten errichtet wer­
den. Dabei ist es jedenfalls IZU begrüßen, daß
,die Zahl der Kindergärtnerinnen in Nieder­
österreichauf ungefähr 117 vergrößert wird,
wodurch wir 'ein paar arbeitslosen jahrgängen
von Kindergärtnerinnen iwieder Arbeit verschaf­
fen können. Dabei ist noch zu erwähnen, daß
in solchen Kindergärten auch noch Wärterinnen
angestellt werden; also ,gerade auf ,dem Sektor
der weihlichen Angestellten, für die wir ganz
dringend Arbeitsplätze brauchen, ist dadurch
die Möglichkeit geboten, Arbeit Z'U schaffen.

Es ist jedenf,alls wichtig, daß wir dem Ka­
pitelfürsorgewesen und jugendhilrfe nach wie
vor unser ganzes Augenmerk Izuwenden und
daß 'wir neben der Pflicht, den Nationalrat
daran zu erinnern, das fürsorgegesetz mög­
lichst ba'ld zu verabschieden,auch vom Lande
aus ,alles tun, um in der fürsorge für die
Kinder die notwendigen Voraussetzungen zu er­
füllen. Es handelt sich doch hier um die ganze
Zukunft, um den Inhalt unseres Lebens, das
seinen Zweck verloren hätte, wenn wir nicht
für unsere Kinder genügend Vorsorge treffen
würden. (Beifall bei den Sozialisten.)

2. PRÄISIiDENT: Zum Wort g'elangt Herr
Abg. Wenge'f.

Abg. W'E NOEH: Hohes Haus! Es ist zwei­
fellos richtig, daß im Rahmen der Gmppe 4
der jugendfü'rsorge ein weiter Raum zu
widmen ist. Wir konnten feststellen, daß be­
reits bei der Gruppe 2 sehr viel darüber ge­
sprochen wurde. Ich möchte einen hesonderen
Umstand :bei dieser jugendfürsorge erwähnen,
und zwar die fü,rsorge 'für die jugend, die wir
als die berufstätige jugend bezeichnen. Da
haben wir g,erade jetzt mit besonderen Schwie­
rigk,eiten zu Technen, denen wir unser volles
Augenmerk z'U'wenden müssen. Es ist uns be­
kannt, -daß während -der Zeit der Diktatur un­
seligen Angedenkens in Oesterreich ein sprung­
haftes Ansteigen der Geburten zu verzeichnen
war. Wir erinnern uns daran, daß damals
Mutterheidinnen geschaHen wurden, denen man
ein MutterkreUiZ ain die Brust geheftet hat.
Durch die fordef'llug dieses StachanoiW­
Systems auf dem Gebiete der Bevölkerungs­
politik hat man es so weit gebracht, daß die
Oehmten sprunghaft angestieg,en sind. Wir
müssen uns jetzt damit befassen, für das Pro­
dukt aus der damali'gen "ProdUiktionssteige­
rung" zu sorgen, damit diese Menschen an
ihrer Gesundheit. an ihrer Existenz nicht
Schaden Ieiden. Wir stellen also 'fest, daß in
Nie,derösterreich die >Geburten derart zugenom­
men haben, daß di,e ZaM der Schulentlassenen
im jahre 1951 18.500, im Jahre 1952 aber
bereits 20.000, 1953 27.000, 1954 28.100
betragen wird. Diese Steigerung der Zahl der
Schulentlassenen stellt uns vor das Problem,
wie diese schulentlassene jugend unterzubringen
ist. Wenn wir aber auf der anderen Seite fest­
stellen, daß die Zahl der Lehrstellen nicht im
gleichen Maße steigt, sondern im Gegentei'l
sinkt, und zwar 'von 18.700 im Jahre 1947 auf
14.900 im jahre 1951, so ist das zweifellos ein
Zeichen dafür, daß hier etwas nicht in Ord­
nung ist und daß wir dagegen et,was unter­
nehmen müssen. Es ist nicht ganz so, wie der
Herr Abg. Stangler gesagt hat, daß da~ An­
gebot an Lehrstellen be1friedigend wäre. Es ist
im Gegensatz dazu, auf Grund der letzten
Feststellungen des Sozi,alministeriums eine
Tatsache, daß 683 o,ffenen ilehrstellen 2988
Lehrstdien suchende jugendliche gegenüber­
stehen. Wir sind daher der Meinung, daß die
Schaffung von Lehrwerkstätten, zusätzlich zu
den Bemühungen ,des Gewerbes und der Tndu­
skie, eine absolute Notwendigkeit darst'ellt. Wir
glauben auch, daß es insbesondere auf dem
Gebiet der hÜllzveral1beitenden Industrie und
ebenso auch auf dem Gebiet der metallver­
arbeitenden Industrie notwendig wäre, solche
Lehrwerkstätten in stärkerem Maße als bisher
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~ zu schaffen. Mit den betriebsgebundenen Lehr- Ich :ghube, daß man damit nur den Notwendig-
I werkstättenaHein, das sehen wir aus der beiten der Zeit Rechnung trägt.

Prax'is, finden 'wir nicht ,das Auslangen, mag Darüber hinaus ,glaube ich ,auch, daß ,das
auch noch so sehr die ISchaffung von Lehr- Land die Obsorge für die berufstätige jugend
werkstätten, die nicht betriebsgebunden sind, in größerem,Maße als bisher in den Vo'rder­
kritisiert werden, wie es beispielsweise bei der arund stellen muß insbesondere wenn wir be­
Eisenbahnerlehrwerkstätte in St. Pölten der denken, daß die b'erufstätige jugend auch in
fall ist. Ich möchte demgegenüber feststellen, bewg auf ihre Gesundheit 'verschiedenen Ge­
daß gerade aus der Lehrwerkstätte in ISankt fahren ,aus,gesetzt ist. IEs ist also notwendig,
Pölten wi'rklich hervorragende Facharbeiter diese Jugend von Zeit zu Zeit einer Unter­
hervorgehen, di,e zwar nicht aHe bei ,der Eisen- suchung ,zuzuführen, um ,festzustellen, ob ihr
bahn untergebracht werden können, die aber Gesundheitsz'ustand den AnfO'fderungen eines
über ein demrtiges Können verfügen, daß ihre fortschrittlichen Sta,atswes,ens, wie es unseres
Unterbringung in anderen Betrieben trotzdem ist, entspricht.
keineallrzu große Sch~ie~igkeit bereitet. Ich Ich muß dazu feststeHen, daß sich - ge­
kann heu,er, genau so wie Im vorgen; jahr, nur messen an den Verhältnissen in Niederöster.
immer wieder darauf hinw~isen,.daß .es,~enn reich _ in der Hauptsache der Oesterreichische
man es näher betrachtet, clgenNlch e111 Wlder- Gewerkschaftsbund und die A'rbeiterk,ammer,
sinn ist, wenn man feststellt, daß der Staat im Einvernehmen mit der Gebietsikrank,enkasse
nicht im gleichen Maß~ ~ür die iH~ranbildung dieser Aufgabe unterlziehen. Wir 'bitten vo~
von manueUen .und geistIgen Arbe'ltern sorgt. dieser SteIle aus jedes jahr, ,die Reihenunrer­
für die .HeranbI1dun~ v?n Intellektuellen tln:d suchungen der :berufstät'igen jug,end durchzll­
Akademl:k,ern zum Beispiel so~~t '~er S~aat nut führen. Man stellt den Gesundheitszustand der
der a~lergrößten Selbstverstandhchkelt, tl.nd jugendlichen wohl fest, dabei darf 'es aber
zwar 111 der form, daß auf den Ak.ademlen nicht bleiben. Um den Gesundheitszustand fest­
bzw. Universitäten alles vorgekehrt w:rd, um z'llstellen ist eine Klassi!hkation der jugend­
diese~ Mensche~ei~ entsprechendes ~lssen zu lichen id bezug auf ihren Gesundheitszustand
vermitteln, damit .sle .alls Akademl~kel Im .. Staat notwendig. Sie werden in die rK<\assen I, II und
und im Leben rwlrk~lch etw~s lel~ten ik~.nn~n. III eingereiht. Wenn ein 'Befund HI zustande­
Warum sollte es helm Arbeiter l11C'ht mogiIch kommt bleibt es nicht dabei daß man nur
sein, daß ihm von seiten des Staates eine A.us- diesen' schlechten Gesundheit~zustal1d konst,a­
bildungsmüglichkeit z~teil wi~·d '~nd daß hler- tiert. Diese jugendlichen werden vielmehr in
für von 'Staatswegen eme Inshtuh~n geschaffen gewerkschaftseigenen 'Heimen untergehracht,
wird. IC'hg'laube, daß durch '?'le Schaffung und die Krankenkasse trägt in einem großen
von Lehrwerkstätten dem Ansteigen d~r lehr- Maße dalzu bei, die Kosten für die Unterbrin­
stellensuchenden jugend 'entsprochen Wird, gung in diesen Heimen zu tragen. Wirwönnen

Ich wiM zur Ehre des Gewerbes feststellen, mit einiger Genugtuung feststellen, daß· sich
daß es seiner Verpflichtung g,egenüher der der Gesundheitszustand der berufstäHgen
Lehrstellen suchenden jugend zum ,allergröß- jugend in Niederösterreich auf Grund dieser
ten Teil wirklich mustergÜ'ltig nachkommt, wo- Aktivität der drei genannten Institutionen
bei ich nicht versC'hweige, daß es Ausnahmen wesentlich gebessert 'hat.

gitbt. Ich möchte hier im Zusammenhang mit der
Wenn Abg. Stangler davon gesprochen hat, jugendbetreuung und der Jugendfürsorge noch

daß Lehrlinge i.n den staatlichen Lehrwerrk- einen anderen Umstand erwähnen, den wir
stätten, nach ihrem Auslernen, nm über di,eebenfal1s auch schon voriges jahranläßlich
drei Monate Behaltspflicht behaHCIli werden, so cer Budgetherat,ungen erwähnt haben. Es ist
möchte ich in diesem Zusammenhang fest- Ihnen nicht 'unbekannt, meine Herren, daß nicht
stellen, daß wir oft heftige Kämpfe durchge- alle jugendlichen, die auf einem ILehr'P'latz
fochten haben, damit private Meister den 'Lehr- sind, in NiederösterreiC'h untenkommen können.
\ing überhaupt diese drei Monate behalten Ein großer Teil von ihnen ist :gezwungen oder
hahen.· Im groß.en und .ganzen will ich aber ist vieI.leiC'ht ,aus irgendwelchen Gründen selbst
feststeHen daß das Gewerbe seiner Verpflich- bestrebt in Wien einen 'Lehrplatz zu finden.
tung weitgehend nachkommt, was man von der Eine g~oße Zahl 'von jug,endlichen, die in
Industrie absolut nicht behaupten: kann. Wiren in einer Lehre sind, pendeln tagtäglich

Ich bitte also ,das Hohe Haus, sich auch im mit der Eisenbahn oder mit der Str.~ßenbahn

kommenden jahr unserer Tätigkeit OedankPn oder mit dem Au.tobus zwischen. W'le~ und
darüher zu machen, wie man die Schaffung ihrem Wohnort hm und her. Em Tel.l von
von Lehrmöcrlichkeiten instbesondere staatlicher ihnen ist in einer form untergehracht, dIe oft­
Lehrmöglich](eiten, stä;'ker 'intensivieren könnte. mals An\.aß zur Krititk gibt. Ich möchte hier
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erwähnen, daß sich, um diesem Uebelstand ab­
zuhelfen, der Oesterreichische Gewerikschafts­
bund und die Arheiterkammer zusammengetan
haben, um ein must,er&ültiges Lehrlingsheim in
Wien zu errichten, ein Lehrlingsheim, in dem
ein großer Teil von Wiener jugendlichenunter­
gebracht wird, die kein ordentliches Daheim
haben. !Darüber hinaus werden dort -aber auch
ständig 80 nIeder'ÖsterrekhischeLehrlinge
untergebracht, damit sie der Sorge enthoben
sind, tagtäglich morgens nach Wien und am

. Abend wieder nach Hause zufahren. Es ist
oftmals von Fürsorgern festgestellt worden,
daß, wenn dies,e Jugend'lichen .auf der Bahn
fahren, sie dort selbstverständlkh unkontrol­
liert sich seIhst überlassen: sind und daß ihre
Haupttätigkeit während der Fahrt darin be­
steht, zu schnaps,en, zu taroc'kiel'en oderandef'en
Vergnügungen nachzugehen, die letzt'en Endes
zu ernsten Debeln führen können. ,Dem wird in
Zukunft weitgehend dadurch abgehoH-en wer­
den, daß in Wien, ,im vierten 'BelziTk, in dem
ehemaligen Hothschild..Palais, dasniedergeris­
sen wurde, ein Heim der Arbeitenkammer und
des Gewerkschaftshundes seiner Vollendwn'g
entgegengeht. Ich bitte Sie - wir sind jederzeit
bereit, Ihnen die Anlage dieses HeimesZ'U
zeigen -, sich auch persönlich davon :zu über­
zeugen, i'n welch mustergültiger Weise dort
auch den Bedürfnissen der niederösterreichi­
schen jugend iRechnung getragen wird, die in
Wi,en berufstätig sein muß. Dort ist also nicht
nur die Unterbringung der jugendlichen ge­
währleistet, das heißt, die jugendlichen sind
dort nicht nm im Internat unterg~bracht, son­
dern es stehen ihnen do,rt auch ganz ausge­
zeichnete Lehrwenkstätten und theoretische 'Be­
heUe zur Verfügung. iEs ,ist in weitestem Maße
dafür gesorgt, daß eine freilzeitgestaltung er­
folgt, die es verbürgt, daß diese jugendlichen
unter aUen Umständen zu ordentlichen Men­
schen erzogen werden. Hohes Haus, das leistet
insbesondere die Arbeiterkammer Niederöster­
reichs, der vom Lande auch heuer wieder eine
Subvention von 500.000 S zuerk,annt wird. Ich
glaube aber, es 'ist unschwer 'festzustellen, daß
mit diesen Mitteln die Kosten des ständigen
Internats für' 80 j'u{gendliche nicM g,edeCikt
werden ,kann. :Ich :glaube daher, daß das Hohe
Haus überlegen sollte, im kommenden jahr
nach Möglichkeiten z'u suchen, damit für die
Unterbringung von jugendlichen, die dadurch
verschiedenen Gefahren 'entzogen 'werden, VO'll

Landes wegen etwas mehr getan wird. Ich er­
laube mir daher, aus diesem Anlasse einen
Resolutionsantrageinzubringen, d€'! Ifolgender­
maßen lau t,et (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
Maß'nahmen zu erigreifen, die die Unterbrin­
gung von ILehrH,ngen aus Niederösterreich, di,e

sich in Wien: in IBerufsausbildung >befinden,
in einem Heim in Wien ermöglichen."

Ich bitte Sie, diesem Antrag Ihre Zustim­
mung zu geben. 'Er :besagt nicht, daß wk h,:ute
schon irgend etw,as 'beschließen und einen be­
stimmten IBeitTag leisten müssen. Es soU da­
mit nur Ibewirkt werden, daß die Unterbr'ingung
von niederösterreiohischen Lehrlingen im Wiener
Heim ein v'ÜlIer IErfolg werden kann.

Das ist also die Arbeit, die wir im Interesse
einer wirksamen jugendfürsorge leisten müssen.
Wir stellen uns 'V.or, daß es weitaus 'Zlweck­
mäßliger ist, in dieser 'form für die b€'!ufs­
tätigen jugendlichen und ihre Gesundheit zu
sorgen, damit sie sich aus der berufstätig,en
Gemeinschaft nicht ,ausgestoßen 'füMen. Ich
glaube, daß man sich damit einen ,großen Teil
der Kosten ersparen kann, die man ansonsten
für Krankenfürsorge, für KrüppeIfürsorge und
letzten Endes für die Unterbringung von
jugendlichen in Erziehungs- bzw. Zwangs­
erziehungsanstalten ausgeben muß. ü,as sind
lauter prophylaktische Maßnahmen, die wir
hier heffen , und ich glaube, daß das Land in
stärk'erem Maße ,an solchen Maßnahmen feH­
nehmen soll. S()I fassen wir unsere Auf,gabe im
Zusammenhang mit der Jugendfürsorge auf.
Ich bitte das Hohe Haus, sich im gleichen
Maße z'u unserer Auffassung zu hekennen.
(Beifall bei den Sozialisten.)

2. PIRÄlS,IiDEINT: Zum Wort gel,angt Herr
Abg. Dubovsky:

Abg. DUBOV'SKY: Hoher Landtag! ,ß,ei der
Gruppe "fürsorgewesen" möchte ich ,die Auf·
merksamkeit des Landtages auf ein Kapitel
lenken, das naohgerade schon !zueinem poliN­
schen Skandal Oesteneichs geworden ist, ,der
bereits über dioe Grenzen unseres Landes hinaus­
reicht. Es ist dies die T,atsache, daß, nachdem'
sich die KZ-Lager der faschisten vor sieben
ja'hrengeöffnet haben, die Opfer dies-es fa­
schismus im wesentlichelll in Oest,erreich noch
immer ohne Wiedergutmachung und ohne Ent­
schädigung dastehen. Es handelt sich um die
diesen Opfern vom Nationalsozialismus und vom
faschismus in finanzieller Hinsicht zugefügten
Schäden. Gerade in der letzten Zeit haben die
Opfer des ,faschismus wieder ganz eindring,lich
darauf hingewiesen, daß man in Oesterreich,
für das sie ,gekämpft haben, zwar 'fast drei
MilIiar-den für Wieder,gutmachungen an Na­
tionalsozialisten aufgewendet hat, ,daß man
aber Ibisher 'immer noch keinen Groschen Geld
für die Wieder,gutmachung der Opf,er des Fa­
schismus aufg,ebmcht 'hat. Mit ,Recht verweisen
die Opf,er des Faschismus darauf, daß ihre
forderungen doch nicht etwa so hoch sind, ,daß
sie von diesem Staat nicht zu leisten wären,
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daß sie also ,für diesen St,aat 'untragb.ar seien.
Sie steHen sehr bescheidene Forderung,en, sie
5tellen so'gar Ü1berbescheidene forderungen;
denn, wenn manh'ört, daß die Opfer des f a­
sch'ismus für Verdienstentgang 'und als Haft­
entschä,digung pro Haftmonat 250 S 'vQlfge­
sch.Jagen haben, da'nn muß manangeskhts der
fOl'derungen, ,die von den Nationalsozialisten
bei der Wi,edergutmachung gestellt werden,
sagen, das sind wirklich sehr, sehr bescheidene
For,derungen. Sie verlangen, daß jenen, die in
der Zeit des Faschismus zwischen 1933 und
1938 aus politischen Gründen gekündi,gt und
in ihrer Existenz ,geschädigt wurden, weil sir
keine Verdienstmöglichkeit mehr gef,unden
haben, weni'gstens a'ls Ausgleich für diese Zeit
monatlich 500 S vergütet werden sollen. 'Ich
g.Jaube, daß das ,durchaus ,forderungen sind,
die von jedem als selbst'verständlich und ge­
recht anel1kannt wer,den müssen, von jedem,
nur nicht vom finanzminister Dr. Mar,garetha.
Dieser 'finanzminister hat es nämlich ,für not­
wendig Ibefunden, diese fnrderungen der Opfer
ces Faschismus als unmoralisch zu bezeichnen;
das ist der gleiche Ifinanzminister, der die for­
derungen der ehemaligen Nationalsolzialisten
als durchaus berechtigt anerkannt hat. Wir
stiehen auch hier auf dem St,andpunkte, daß in
Oestel'reich endlich mit dem ganzen Nazi­
problem iSchluß· 'gemacht 'lind hier endlich eine
Bereinigung stattfinden muß. Allerdings muß
aber vorher eine Bereinig,ung der Ansprüche
eintreten, die die Opfer des fasohismus er­
hoben haben, es muß vor allem eine Bereini­
gung für jene stattfinden, die ihre Gesundheit,
ja oft 'ihr, Leben im Kampfe 'um dieses Oester­
reich gelassen haben.

Sehen Sie, da sieht es in Niederösterreich
auch einigermaßen merkwürdi,g ,aus. Man he­
Iwmmt erst nach sehr 'Vielen Mühen und unter
sehr großen ISchwieri,g'keiten die Amtsbescheini­
gung :ausgestellt. Es dauert oft Monate, ja
Jahre hat es oft gedauert. In der Amtsheschei­
nigung steht scMn gedruckt drinnen (liest):
"Der Besitzer dieser Amtsbescheinigung hat
vonaHenösterreichisehen Stellen als Kämp'fer
für die Wiederherstellung Oesterreichs bevor­
zugt behandelt zu werden." Wie schaut nun
diese bevorzugte Behandlung aus? Da gibt es
in LiHenfdd - der Kollege Tesar wkd ihn
zweifellos kennen - einen im ganz,en Traisen­
tal bekannten Kämpfer, den Schrammel, ein
Mann, der in ,der HaH gesundheitlichen
Schaden erlitten hat. Stimmt das, Kollege
Tesar? (Abr;. Tesar: Ja.) Dieser Mann wurde
mit 70 Pwzent 'lrl'validität eingest'uft. Späterhin
stellte sich eine weitere Verschlechterung seines
Zustandes heraus. Der Amtsarzt des AI1beits­
amtes erklärte 'ihn hundertproz,entig für 'aTbeits­
unfä:hi'g. Und nun kommt er zum Amtsarzt des

Landes, Dr. Kukla - wahrscheinlich war er
früher a.uch ein Nazi (R.ut: Nein!)-, und
der stellt fest, daß nicht mehr 70 Prozent Z'U­

treffend sind, sondern daß sein Hent,enbezug
herabges'etzt werden sol1. Das ist die Bevor­
zugung.

Oder ein anderer Fall. ,Die Frau P'rofessor
Hanik aus Gloggnitz hat bei der Bezir'kshaupt­
mannschaft Neunkirchen: um ihre Amts­
bescheinigung eingereicht. Man ist mit dem
Abweisen bei den Amtsbescheinigungen sehr
schneE zur Hand. :Sie hat -dann weitere Unter­
lagen dafür hertbei,geschafft, daß sie den An­
spf'Uch auf eine Amtsbescheinigung hat. Sie
hat einen Rt'kurs gegen den ursprünglichen
Bescheid der Bezirtkshauptmannschaft einge­
br,acht. Und was glauben Si'e, wie di,e bevor­
zugte Behandlung dieser Frau Professor Hanik
ausgesehen hat? Ihr wurde do'rt von dem
Beamten erklärt, sie mö,ge die Behörden nicht
belästigen, widrigenfalls sie mit df'ei Tagen
Arrest oder 300 S Oel,dshafe bestraft wird. So
schaut die bevorzugte Behandlung der Opfer
des faschismus in Oesterreich aus.

Und hier zeigt sieh, wie dieses Oesterreich
wirklich eingestellt ist zu jenen, die durch ,ihre
wirksame Tat mit dazu beigetrag,en haben,
daß dieses Oesterreich wieder ersteht. Ich
glaube, daß diese zwei Beispiele - ichkJönnte
noch eine ganze IReihe anführen - zei,gen,
welcher Geist in manchen Amtsstellen dieses
Landes herrscht, daß man dort noch immer
nicht b-egriffen hat, was die Amtsbescheinigung
bedeutet und welchen Anspruch die iBes'itzer
der Amtsbescheinigung von Gesetzesweg'~n

haben. Gerade diese Beispiele zeigen, wie not­
wendig es ist, daß wirklich ,alles darangesetzt
wird, 'um di'cse bereohtigten for,derungen der
ehemaligen Opfer des 'Faschismus zu erfüllen
und ihnen diese bescheidenen Beträge, die sk
fordern, tatsächlieh zuzugestehen.

2. P,RÄS,IDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Si gm'u nd.

Aibg. SIOMUND: Hohes Haus! Für die
Gruppe 4, fürsÜ'fgewesen, geben wir 'vom Ge­
samtbudget 12 Pmzent ,aus. Der Zweck dieser
Ausgaben liegt darin, den Aermsten 'unseres
VO'lkes zu helfen. !Der fluchwürdige Krieg hat
uns da furchtbare Lasten ,auf,gebürdet. Bund,
Land und Gemeinde müss,en ihre ganze Kmft
aufbieten, um diesen Aermsten zu heUen. Wir
wi'ssen ganz gut - besonders die Bürger­
meister -, daß vor ,allem in ,der Armenfür­
sorge für die Aermsten noch mehr g,eleist,et
werden müßte. Ich ,glaube aiber, daß die Ge­
meinden hier bestimmt an der Grenze ihrer
Leistungsfähigkeit angelangt sind, denn sie
haben wiTklich !alles gegeben, was sie zu geben
in der Lage waren.
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Wenn wir uns amtliche Statistiken ,anschauen,
so sehen wir, daß 6 Mi'11iarden Schilling auf­
gewendet werden müßten, um den Kriegs­
opfern und den Opfern des Faschismus vom
Sta,ateaus helfen zu können. Die Statistik
zeigt uns, daß auf Grund des Kriegsopferver­
sorgungsgesetzesin Oesterreich 511.042 Per­
sonen zu 'verso~gen sind; ausschließlic'h der
Kinder beträgt dieser Stand 347.769. Ich ver­
weise darauf, welche Tragi'k es hedeutet, daß
das österreichische Volk in einer Generation
zwei so furchtbare Kriege und 'solch ungeheure
Opfer zu tragen hat.

Wir haben heute noch Kriegsopfer aus der
Zeit des ersten WeHkrieges zu betreuen. Gerade
wi'r Sozialisten waren es, die nach dem ersten
furchtbaren Krieg hinausgelzogen sind und er­
klärt haben: "Nie wieder Krieg!"un,d "Krieg
dem Kriege!" Kaum zwanzi,g Jahre sp1Her
mußten wir aber noch viel größeres L~idatlf

uns nehmen. Aus dem ersten Krieg sind 51.9Y6
Kriegsopfer noch zu versorgen, außerdem
28.329 Witwen. Nach dem zweit,en Krieg sind
116.313 Kriegsibesc'hädigte und 56.345 Witwen
zu versorgen. Dazu kommen noch 46.870 Per­
sonen, die Familiell'unterhalt beziehen. Zu
ihnen sind 'noch jene Frauen zu zählen, deren
Männer aus dem zweiten Weltkroieg noch nicht
zurückgekehrt sind.

Wenn auch in diesem Voranschlagskapitel
heuer keine Ansätz,e für Kriegsgefangene und
Heimkehrer ,zu finden sind, so müssen wir doch
sagen und feststellen, daß wir alle wissen, ,daß
es noch immer t,ausende Kriegsgefangene giht,
zum Teil auch noch Internierte.

Es ist daher unsere Aufgabe, gerade von
(lieser Stelle aus im ,Namca der unglücklichen
frauen und Mütter einea Appell zu richten,
daß es s,icben Jahre nach Kriegsende endlich
an der Zeit wäre, diesen Menschen endlich die
Freiheit zu g~ben. (Zllstimmllni!,.)

Wir haben in der Gruppe Fürsorgewesf'n
auch für die Opfer des Faschismus vorgesorgt.
Wi'r wissen, daß diese Fürs,orgeeigentlich
Bundessache ist. Aber wir im Lande Nieder­
österreich haben durch ein Opferfürsor,ge­
abgabegesetz, das der !Hohe Landtag am
30. Juni 1948 beschlossen hat, dahir Vorsorge
gehoHen, daß zu den Renten, die der Bund
den Opfern des ,faschismusausbezahlt, eine
zusätzliche Unterstütmng gewährt wird. Ich
verweise darauf, daß ,im Lande Niederösterreich
monatlich an 204 Opf.erfürosorgerenten 15.258
SchiJling, an 302 Hinterbliebenenrenten 36.261
Schilling, an Zusatzr,enten 7355 Sund 3n
182 Unterhaltsrenten 47.121 S, also pro Monat
für die Opfer des Faschismus, die eiue Amts­
b,escheinigung voroweisen können es sind
dies in Ni'ederösterreichinsgesamt 439 Per-

souen - und im :Bezug einer Rente sind,
106.175 6 ausbezahlt werden.

Aus der Opferfürsorgeabgabe, die eine zweck­
gebundene Einnahme des Landes Niederöster­
reich ,darstellt 'und nur für die Opfer des fa­
schismus und die Kriegsopferverwendet wird,
möchte ich einige Zahlen erwähnen. ,Es war in
der Zeit 'vom 1. Jänner bis 31. Oktober 1951
ein Betr.ag von 848.000 S an :Einnahmen zu
verzeichnen; z'wei Drittel davon kommen dem
Kriegsopferverband zu. Dieser Kriegsopferver­
band besteht aus einer Kommission, die die
G~lder verwaltet und ,gleichzeitig auch ,der
Landesregierung über die Verwendung der
Gelder Bericht erstattelll muß. Von diesen zwei
Dri,tteln wurden haupt,sächlich Unterstützungen
für die Kinder, Eroholungsfürsorge der Kinder,
Erholungsurlaub für die Mütter, Muttertags­
aktionen, Weihnachtsaktionen usw., geleistet.
Im,ges,amt wurden aus Einnahmen der Opfer­
fürsorgeahgabe ein Betrag von 565.700 S an
den Kriegsopferverband überwiesen. Ein Drit­
tel der ,Einnahmen steht für die Opfer des
Faschismus 'zur Verfügung. Aus dies,en Ein­
nahmen hat gleichfalls eine Kommission an
die Besitzer von Amtsbescheinigungen und
Opferausweisen einen !Betrag 'von 282.000 S
ausgegeben. <Das ist sicherlich 'nur ein kleiner
Behag. Er wird im Monat iDezem:ber - wie
ich erfahren habe - noch zur Auszahlung
gelangen.

Wir haben schon öfter darauf hingewiesen,
daß 'unsere Kriegsopfer und die Opfer des
faschismus bei ,der Vergebung der T'rafiiken
oder Tankstellen in ,allererster Linie zu berück­
sichtigen wären. Ich habe schon einmal dies­
bezüglich einen Antrag eingebracht. Ich gl,aube,
daß es an der Zeit wäre, daß T'rafiken oder
Tankstellen an die Kriegsop'fer oder an die
Opfer des faschismus vergeben wer,den sollten,
da dadurch wieder vielen dieser Opfer eine
Existenzmöglichkeit gegeben würde.

Die Kommunisten hahenin der General­
debane darauf hingewiesen, daß dieses Budget
ein Budget der Kriegsvonbereitungen i,st. Ich
möchte hier behaupten, daß das eine arge ,Ver­
drehung ist, die uns nicht nur in 'unserem
Lande, sondern auch dem A'tlSlande ,gegenüber
außerordentlich schadd. In diesem Budget sind
wohl Ausgaben enthalten, die uns durch den
Huchwürdigen Krieg dadurch auferlegt worden
sind, daß wir heute für des'Sen Opfer aufkom­
men müssen. Wir v,erabscheuen den Krieg, weil
wir ihn kennen und ihn auch im eigenen Lan;de
erlebt haben. An den Folgen dieses Krieges
müssen wir ja heute noch leiden. Ich glaube,
daß wir offen aussprechen Ikönnen, daß der­
jenige, der die Frei'heit liebt, für den fri,eden
arbeitet, auch ohne Unterschriften und ohne
friedenstauben und ohne Ff'iedens'rat. Das
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~ österreichische Vollk hat wahrlich unter Beweis wesen. Von diesem Betrag erhielten eine Reihe
t gestellt, daß es ein aufbauendes und fried- von Verbänden der verschiedensten Richtungen,

liebendes Volk ist, das mit allen Völkern in Gesinnungen und Weltanschauungen Unter­
frieden und Eintracht ,zusammenleben will. stützungen. Die beiden ,kommunistische!] Orga­
Wi'f ha:hen nur den einen AppeH an die Welt nisationen "Kinderland" und "FOeJ" erhielten
zu richten, daß man endlich dem gequälten 20.000 S. Ich stelle fest, daß diese 20.000 S
österreichischen Volk die freiheit gebe, denn von der 'ganzen Summe 13,3 Prozent darstellen
dann erst wird der friede in der ganzen Welt (Zwischenrufe des Ab~'. Dubovsky), daß aber
gesichert sein! (Beifall bei den Sozialisten.) der Bevö'lkerungsanteil, der Ihrer r.artei zu-

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelano-t Hef'r kOI?mt,. nur .5,5 Prozent ausma~ht (Zwisc/zen-
Ab S ta n' I e ' b rute beim Ll!zksblock). Sehen Sie, so demokr'\-

g. . g I. "tisch handelt die 'niederöst~rreichische Land~s-
Abg. STAN<:}LE!~: Hol!er L~ndtag. Unter regierung, und meiner Meinung nach wäre es

der Gruppe 4 smd wI:de: eme R,elhe von ifr~~en fast notwendig, hier nachzuprüfen, ob es nicht
hehandelt ..worden, ..dIe IchnocIldurc~ e1l11ge winklich demokratischer wäre, jeder Gruppe
~Q,rte erganzen mochte. Vorerst muß Ich aber nach ihrer Stärke die Unterstützung zu geben.
w.leder zu den Behauptungen St~llun!?nehmcn, Das wä'r,e 'vollkommen d~mokratisch! Ich würde
dlC der Herr Abg, Dubov.sky In semer. Rede sogar das zuständige Referat der ,Landes­
gemacht hat. Ich erlaube mir, das Recht In An- regierung ,ersuchen rzu überleo-'en ob im kom­
spruch zu nehmen, Sie /zu -:4 bR". Du~ovskYf!e- menden Jahr dies~ Unterstüt;un~ nicht wirk:
wendet) zu ers'llchcn, hIer mcht nur Immer B~~- lich nach streng demoJkratischcn Grundsätzcn
hauptungen .aufizus~ellen, sondern auch dafur gewährt werden soll (AbR". Dubovsky: Das ist
d~n Wahrheltsbe~el:san~utreten. I~h ersuche nur der Neid), denn sonst könnte uns wieder
Sie daher sehr hoflich, hier Z'U erklaren, wann de Vorwurf gemacht werden wir seien 'un-
der finanzminist':r. ~rklärt 'hat, daß die ~or- de~okr.atisch. '
d~rungen ,de~ polihs.ch Ver~olgten unmo.rahsch In d!'r Gruppe 4 scheint auch der VOI­
smd. Das mußten SIe beweIsen! (AbR". Dubov- anschlao-sansatz 483-91 mit 500.000 Sauf
sky: Hier. ist d~s Flugblatt der KZler, g,cR"etZ und z:ar für Förderung des Kindergarten~
das er kemen Emspruch erhoben hat.) wesens. Bei aUer Anerkennung 'und Würdigung

Zum zweiten wird es auf die Dauer nicht der Leistung ,der Landeskindergärten - von
möglich sein, daß Sie immer wie,d,er hier Beamte denen es 22'5 gibt in denen 12.400 Kinder be­
des Hauses verdächtigen können! Wi,eso können treut werden - d~rf ich doch auch darauf hin­
Sie behaupten, daß der Amtsarzt Dr. Kt\lkla weis'en daß es in unserem Lande eine Heihe
wahrscheinlich auch ein ehema'1iger Nazi ist? von p;iv:aten Kindergärt'en gibt, die unter ,den
GJ.auhen Sie,es geht das so einfach, daß ein größten Opfern z'um Wohle unserer Bevöl­
Abgeordneter des Hohen Hauses aufst'ehen und kerung aufrechterhalten werden. Ich darf dar­
jeden Beamten des Hauses, wenn er ihm nicht auf hinweis,en daß die Caritas der Diözesen
paßt, coram publico als Nazi v,erdächtigen Wien 'und St.' Pölten im iB:ereich des 'Landes
kann? (AbR". Dubovsky: Weil ich ihn besser Nj,ederösterreich 31 Kindergärten aus ei!genen
kenne. Sie waren ja auch ein Verteidiger des Mitteln unterhält. :Darunter befinden sich auch
Großdeutschen Reiches!) Ich möcht,e wisscn, 5 iErnterkindergärten. In diesen Kindergärten
wieso Sie berecMigt waren, diesen Beamten als wurden im vergangenen Jahr 1500 Kinder er­
Nazi zu 'verdächtigen? Ich muß es z'urück- faßt, die von 50 Kindergärtnerinnen betreut
weisen, daß hier immer wieder Beamte ver- wurden. A'ußerdem werden von der Caritas
dächtigt werden. (Abg'. Dubovsky: Seine Hand- noch 8 Kindel'horte unterhalten, 'in denen täg­
lunR" war die eines Nazi!) iSie haben den W,ahr- lich 400 Kinder Aufnahme finden. Ich glaub~e,
heitsbeweis anzutreten. Wenn ich der Beamte daß ,es ,auch notwendio- ist daß wir in di'esem
wäre, würde ich Sie klagen. Hohen Hause einmal "'auf 'diese wertvolle Ar-

Auf die Voranschlagsansätze der Gruppe 5 beit anerkennend hinweisen. Denn diese P.ri­
eingehend, möchte ich mich vorerst zu dem vatinitiaHve auf karitativem und erzieheri­
Vo'ranschlagsansatz 462-66 äußern. Es wir,d sehern Gebi'et wird vol1 der Bevölkerung außer­
uns von der äußersten Linken sehr oft der Vor- ordentlich geschätzt und verdient daher die
wurf gemacht, daß uns jede demokratische Ein- volle f1ör,derung des 'Landes und der ofifizie1'len
stellung und jede demokratische Gesinnung Stellen. (Landeshauptmannstellvertreter Popp:
mangle. Wie demokratisch unsere Einstellung In welcher Form, Herr Kollege?) In form von
und ,auch unsere Haltung ist, ,das darf ich an fallweisen finanziellen Unterstützungen und
folgendem Beispiel feststellen: Unt~r di.esem Subventionen. (Landes/zauptmannstellvertreter
Voranschlagsansatz 462-66, Förderungsbei- Popp: Das ist eine R"anz neue Situation, Herr
trag für fürsorge- und Jugendverbände, sind Präsident! Das ist ein Bruch des Abkommens!
im l,aufenden Jahr 150.000 Sausgewiesen ge- Das täte euch so passen!) Ich erlaube mir
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daher fO'lgenden Resolutionsantrag 'einzu­
bringen (liest):

"Die niederöst,er'f{~ichlsche Landesregierung
wird aufgefordert, aus den Mitteln des Vor­
anschlagsansatzes 483-91 ,f,örderung des Kin­
dergartenwesens' auch die Kindergärten der
Caritas im iBereiche der Diözesen St. Pö!ten
und Wien entsprechend zu unterstützen."
(Landeshauptmannstellvertreter Popp : Wo sind
die Mittel dalür bereitgestellt? Das ist doch
eine reine Demagogie!) Ich 'habe darauf hin­
gewiesen, Herr LandeshauptmannsteHvertreter,
daß in dem Voranschlagsansatz 483~-91 ...
(Landeshauptmannstellvertreter Popp: Aber
nicht lür diesen Zweck, sondern lür öl/entüclze
Kindergärten. Das Ist eine Illoyalität sonder­
gleichen, die Sie sich da leisten! Herr Präsi­
dent, da werden wir gleich reden, so geht das
nicht in diesem Hause.) Ich glaube, daß es
wohl das Recht eines Abgeordneten ist, Herr
Landeshauptmannstellvertreter (Landeshaupt­
mannstellvertreter Popp: Nein!), daß wir auch
diese berechügtell! Wünsche vor allem der
kathoHschen Eimic'htungen, die wertvollste
Arbeit leisten, berücksichtigen. (Landeshaupt­
mannstellvertreter Popp: Wir haben öl/entliche
Kindergärten zu lühren, wer private haben
will, der soll sie bezahlen. Da hört sich der
Ourkenhandel aul.)

2. PIRAS,IiDIENT: Bitte, das Wort hat der
Herr Abg. Stangler. (Landeshauptmannstell­
vertreter Popp: Und die Mittel lür die öl/ent­
hchen Kindergärten werden gestrichen? Dann
werden wir anders reden miteinander! - Abge­
ordneter Dr. Steingöt~er: Sie bekommen ja die
Kirchensteuer und haben sich selbst zu erhal­
ten. - Landeshauptmannstellvertreter Popp:
Das ist unglaublich.)

Abg. STANGLER (fortsetzend): Aber, meine
Herren, woz,u diese Aufregung, wenn höflich
ein Ersuchen gestellt wird, auch dieser karita­
üvenEinrichtungen z'u gedenken. (Landes­
hauptmannstellvertreter Popp: Dann mul) ich
sagen, daß der Finanzrelerent Müllner die Er­
richtung von 10 öl/entlichen Kindergärten ge­
strichen hat, und lür die privaten 'Kinder­
gärten soll er etwas haben. Wir werden reden,
da werden Sie staunen, wie der Verlaul sein
wird.) Es ist auch sicherlich für das Land und
für den Staat wert'voll, wenn man so'1che pri­
vate InsNtutionenauch berücksichtigt, die dem
Staat und ,auch der öffentlichen fürsorg'e s'ehr
viele Gelder erspar'w.

Weiter möchte ich im Rahmen dieser Gruppe
darauf hinweisen, daß es sicher w~rtvoll wäre,
wenn die bereits im Ikleinen Ausmaße beste­
hende Jugendgerichtshilfe noch weiter aus­
gebaut werden würde, und zwar durch ehren­
amtliche KräHe, so wie ,es auch bereits jetzt in

eini'gen Verwaltungsbezinken gehandhabt wird.
Im Laufe des J ahr,es 1950 - so entnehme ich
es dem iB,ericht - standen insgesamt 618
jugendliche RecMsbrecher unter ,gerichtlicher
Schutzaufsicht. Diese Schutzaufsicht, di'e von
den Jugendrichtern verhängt wird, kann durch
die überlasteten hauptberuflichen Fürsorge­
ongane nur ungenügend erfolgen, was wir
völlig verstehen. Ich glaube, daß die B,erufung
freiwilJi,ger Helfer in den Verwaltungsbezirken
wirklich einen weiter,en Ausbau verdient. Auf
diesem Gebiete können wir sicherlich auch von
anderen Ländern dni:ges 1emen. Ich haUe
Geliegenheit,vor allem die ,englische Jugend­
gerichtshilfe zu 'Studieren, und ich konnte fest­
stellen, daß hier die Schutzaufsicht und die
Betreuung ,gestrauchelter junger Menschen
nach modernen Gesichtspunkten sehr erfolg­
reich durchgeführt wird.

Noch wichtiger als die nachfoJ,gende 'Schutz­
aufsicht, wenn ein Jugendlicher vom richtigen'
Wege abgekommen ist, wären .zweifellos vor­
beugende Maßnahmen. Hier gäbe es noch
sicher manches z'u erledigen in 'unserem Staate
und auch in unserem Land Niederösterreich.
freilich 'k'önnen wir hier nicht auf einmal Er­
folge erreichen. Gerade hier wird von privater
Seite, von privaten Stellen, vor allem von
Jugendorganisationen, immer wieder ein posi­
tiver Kampf gegen alles geführt, was die gei­
sHge, sittliche und moralische Entwicklung
der j'ungen Menschen beeinträchtigen könnte.

Aus diesen Erwägungen ist es auch :zur Be­
schlußfassung über das Gesetz g,egen Schmutz
und Schund ,gekommen. Es ist aber ein weiterer,
ein verstärkter Kampf giegen Schmutz und
Schund notwendig, Ho'hes Haus, weil wir
immer und immer wieder feststeHen können,
daß viele junge Menschen, die später 'vor den
Schranken des Oerichtesstehen, durch eine
schlechte Literatur und schlechte Einflüsse auf
Abwege gekommen sind. Es ist die strengste
Ueberprüfu'lllg der pomographischen und der
Gangsterliterarur notwendig. Wir begrüßen es,
daß die Sicherheitsdirektion für Niederöster­
reich heuer erstmali:g durch VerbreH'ung's­
schränkung einen Schlag gegen diese Gang­
sterliteratur geführt hat.

Man mag mir von einer ,gewiss,en Seite vor­
werfen, daß ich in meiner Stellungnahme ein­
seitig bin. Nein! 'Ich möchte hier den österrei­
chischen Standpunkt vertroeten, der Fehler er­
kennt und Schwierigkeiten aufzeigt, die uns
irgendwie belasten und bedrücken, ganz gleich,
auf welcher Seite sie a'uftreten. Wir wissen
schon, daß wir in Oesterreich nicht nur von
einer Macht besetzt sind, sondern vi'er Be­
satzungsmächte im Lande haben und daß uns
alle vier Besatzungsmächte auch auf diesem
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Gebiete 'vielfältige Schwierigkeiten in den Weg
legen.

!Dasselbe, was für diese Schundliteratur gilt,
von der ich eben ,gesprochen: habe, gilt ,auch für
eine Heihe 'von Filmerzeugnissen, di'e da auf
uns,eren ,MallktkommelJ und den schlechtesten
Einfluß .auf unsere Jug'end ,ausüben. Ja,ich
stehe auch nicht an, zu erklären, daß ich mich
ebenso entsc'hi'eden wie gegen andere Dinge da­
gegen aufhalte, daß man hier gewisse filme
wesHicher Herkunft importiert und sie hier auf­
führt, die ,dann die Ursache sind, daß Jugend­
liche auf Abwege geraten. ,filme wie die
"Sünderin", der "Reigen", das "Phantom der
Oper", "Gangsterpremiere" usw., sind die Ur­
sache vieIer Verbrechen. Ich glaube, daß es der
Anstrengungen ,aller bedarf, um hier AhhiHe
zu schaHen.

Wenn wir aber schon nicht verhindern kön­
nen, daß solche Filme ,aufgeführt wer,den, dann
müssen wir wenig~tens möglichst viele jUlg'end­
liche Jahllgänge davon abhalten können, sich
solche Filme anzusehen, damit sie nich t durch
das im Film Geschaute verdorben werden.

Ich würde es daher sehr 'begrüß,en, wenn sich
die Hohe Landesregierung dazu entschließen
könnte, eine NO'vellierung des niederösterreichi­
schen iLichtspielgesetzes 'vom 12. Juli 1935 in
Erwägung zu ;zieheru, damit sie den Besuch
von 'filmen durch Jugendliche im Alter
zwischen 16 'und 18 Jahren ebenso unter Ver­
bot stellen kann - wie sie es für 'notwendig
findet -, wie es derzeit nur für Jugendliche
bis zum 16. Lebens<jahr möglich 'ist. Wem es
um unsere Jugend ernst ist und wer am Wohl­
ergehen und der gesunden Entwicklung unserer
Jug,end Interesse hat, wird darin keine Ein­
schrä'nkung der persönlichenrFreiheit oder eine
Zensur erblicken, sondern er muß darin eine
VOlibeugungsmaßnahme zum 'Wohle der Jugend
sehen. Sehen Sie, verehrte frauen und Männer
des Hohen Hauses, wir haben mit den ver­
schiedensten Schwieri,gkeiten der Zensur z'u
kämp~en.Es werden durch die Besatzung ja
nicht nur Briefe und das Te,lephon zensuriert,
sondern ,auch Filme und der Rundfunk; seien
wir auch da ohje<ktiv. !Die Oesterreicher zahlen
in allen vier Zonen die Rundfunkgebühr, und
in allen vier Zonen wird auf den österreichi­
schen Rundfunk Einfluß 'genommen. Ichgl,aube,
es ist das gute Recht frei gewählter Abg,eord­
neter, daß sie verlangen können, daß aus dem
österreichischen Rundfunk nur ei'ne österreich i­
"che Stimme und Meinung erklingen kann.
Darum .appelheren wir immer wieder an alle
Besatzungsmächte unseres Landes, uns auch
auf diesem Gebiete jene frei,heiten und Mö,g­
,lichkeiten :zu geben, damit wir unseren Auf­
gaben g'erecht werden k,önnen. Das hat mit
Gehässigkeit nichts zu tun, das zu verlangen

ist das gute Recht dieses Hohen Hauses. Wir
wissen, ,daß wir mit machtpolitischen For­
derungen nichts erreichen können, 'wir glauben
aber, daß wir das moralische 'Recht haben,
darauf hinzuweisen, daß das doch interne An­
geleg,enheiten unseres eigenen: Volkes sind, vor
allem dort, wo 'es sich um die rErziehun.g unserer
Jugend handelt. Was für die österreichische
Jugend und im besonderen ,falle hier auch für
die Jugend in Niederösterreich gut ist, soll
man doch österreichischen SteHen entscheiden
J.assen. 'Wir wissen selbst am 'besten, was un­
serer Jugend Not tut, und wir glauben auch,
daß wir die fä:higkeit besitzen, alles zu tun,
um 'unsere J'ugend richtig .zu erziehen und zu
führen. Die Jugend ist uns das Heiligste und
Wertvollst'e, und wir werden sicherlich auch
imstande sein, dieses wert'voHste Gut unseres
Vo.Jkes so zu betreuen, daß diese Jugend wirk­
lich einmal in diesem Lande eine gesicherte
Z'ukunft besitzt.

Bevor ich zum Schluß komme, möchte 'ich,
um hier nicht weitere Verstimmungen ,aufkom­
men zu lassen, meinen Antrag, den ich 'vorhin
gestellt habe, zurückziehen, bleibe aber weiter
dabei und appelliere an die Hohe Landes­
regierung, gelegentlich doch ,Wege und Mög­
lichkeiten zu finden, wenn esirgendwie möglich
ist, auch die Institutionen der Caritas aus
öffentlichen Mitt'C'1n zu unterstützelli, weH diese
karitativen Institutio'l1'en ,auch der öHentlichen
rIand wertvolle Dienste leisten. Ich glaube, daß
dies nur im Sinne des ,Landes sein kann, wenn
die öffentliche Hand auch der Privatinitiative
und den privaten 'Institutionen auf karitativem
Gebiete Unterstützungen gewährt. (Beifall hei
der Volkspartei.)

2. PHÄSIDrENT: Z'um Worte gelangt Herr
Landeshauptmannstel1vertretff Pop p.

LandeshauptmannsteHvertreter POPP: Hoher
Landtag! Ich hätte mich nicht mehr zum Worte
gemeldet, wenn nicht die fmge dies·es Antrages
vom Abg. Stangler aufgeworfen worden wäre.
leh will hier nur 'kurz eine 'Klarstellung vor­
nehmen. Das Kinderg,artenwesen, das jetzt
unter der -Gruppe "Fürsorgewesen" eingeteilt
ist, wird praktisch vom Schulreferat,geführt,
weil wir der Meinung sind, daß ,es als eine
vorschulische Einrichtung im Lande Nieder­
österreich behandelt werden s011. 'Es ist schon
vom Abg. HiJ.garth di,ese grundsätzliche frage
in einem ,anderen Zusammenhang erörtert wor­
den, und ich glaube, der rHerr Abg. !Dr. iSf.ein­
g,ötter hat sich ,ebenf,alls mit dieser !frage <be­
faßt. Wir wissen, daß in einem IEntwurf ,des
Unterrichtsministeri'ums, im übrigen auch im
L€hf'erdienstrechtskompetenzgesetz, vor,gesehen
ist, daß die Kindergärten als 'Schulische An­
gel'egenheit dem Unterrichtsminister zu unter-
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stellen sind. Hier gehen die Meinungen nicht
aus politischen Erwägungen auseinander. Steier­
mark 'und auch Wien st'ehen ,auf dem Stand­
punkt, daß die Kindergärtetn ,als 'fürsorgerische
Maß'nahmen zu hehandeln sind. ,Wir Niedter­
österreicher stehen auf dem Standpunkte, diese
Kinder,gärten als schulische iEinrichtung zu
behandeln. Ich bin der Meinung, daß das
Grundsatzlgesetz im 'Bund als Rahmengesetz
so gefaßt werden sol1, daß die Bestimmung, wie
j1edes einzelne Land die Kin,dergärten zu führen
gedenkt, der Landesgesetzgebung überlassen
wirid. Das halte ich für die beste Lösung. Wir
haben nun im VOTanschlag für Kindergärten
und IHorte 9,404.100 Schilling vorgesehen; das
ist eine Steigerung gegenüber dem Vorjahre
um 2,471.600 S. Diese ISteigerung ist im Per­
sÜ'nalaufwand ahsolut begründet. Das Schul­
referat bzw. das Kinder,gartenreferat hat dem
Finanzreferat einen weitaus höheren Voran­
schlag unterbreitet, und zwar hätte dieser ein
PI'us von 1,073.000 S ,gegenüber dem t,atsäch­
lichen VoranschJ,ag gehabt. Wenn ich ,(zu Ab­
~'eordneten Stang,'ler ~ewendet) gegen Ihren
Antrag remonstriert habe, so zunächst aus dem
Grunde, weil wir einsehen, daß das Land nicht
alles budgetieren ikann, und wir hahen uns
daher 'letzten 'Endes auf den P,auschalbetrag
von 500.000 S geeinigt, 'Womit ungefähr 20
Kindergärten errichtet werden. Wenn Sie jetzt
hier solche rF orderungen stdlen, so sind sie
erstens nicht 'besprochen und schwerlioh in
dem Rahmen unterzubringen, wie wir die
öffentlichen Kindergärten ausbauen wO'Hen.
Ich nehme zur Kenntnis, daß der Abgeordnete
Stangler 'um des lieben Weihnachtsfriedens
willen seinen Antrag zurüc~gezo.gen hat.

Wenn ich schon beim Worte bin, gestatten
Sie mir, noch eini'ge zusätzliche rBemerlku'lllgen.
Mit Ende 1951 haben wir 225 Kindergärten,
hiervon, Herr rAhgeordnet,er, werden 146 welt­
lich und 79 Kinder,gärten von geistlichen
Schwestern geführt. 'Wollen Sie das gefälligst
zur Kenntnis nehmen. (Abg. Zach: Eine große
Ersparung für das Land und die Gemeinden!)
Nein, 'Sie irren sich voHständirg, das muß ich
auch Ihnen ,sagen! Ich habe gegla,ubt, ich muß
das nur dem Genner sagen. ,(Landesrat Genner:
Das hast du jetzt davon!) Die Geschichte der
Führung der Kindergärten durch' geistliche
Schwest,ern war eine 'Einrichtung des seiner­
zeitigen Schul- 'und Finanzrefer1enten, des
Ahg. Prader. Der Ahg. Prader ist lange vor
den dreißiger Jahren gekommen und hat
,gemeint, heim Ausbau der 'Landeskindergärten
könnte man im IWege dier Ersparung diese
Kindergärten unter geistliche ,Führung stellen,
denn 'in diesem F aUe würden die Kinderlgärt·
nerinnen nur den Anf,angsgehalt bekommen.
Und so hat das Gesetz auch ausgesehen, ohne

Berücksichtigung der Vorrüokung, der ißiennien,
ohne Pensionsbezug 'usw. Dieser Zustand
bestand rbismm Jahre 1938. Dann sind die
Nazi gekommen und haben di,e Landeskinder­
gärtenaufgeJ.öst. Wir haben im Wege der
WiederlgutmachulligaUe von der NS'V ge­
führten Kindergärten 'Und auch die ,geistlichen
Kindergärten wieder eröHnet, wei'l wir verant­
wortungsbewußt gesagt haben: Sdbst~erständ­

lich 'sind diese Kindergärten wiecterherzu­
stellen. Nun darf ich Sie daran erinnern, daß
durch einen Beschluß des Landtages, der selbst­
verständlich auch vorher im zuständigen Aus­
schuß beraten wurde, einstimmig - auch mit
,dien Stimmen der Sozi.alist,en - f,est,gestellt
wurde: Gleiche Leistung, gleiche Löhne! Es
wurde von dem Grundsatz, daß die geist­
lichen Kindergärtnerinnen nur den Anfangs­
gehaH beziehen, Abstand genommen. Wir
haben daher jetzt genau dieseIhenBezüge zu
bezahlen, gleichgülHg, ob es weltliche oder
geistliche Kindergärtnerinnen sind. Um nichts
anderes geht es hier. Wer die Landtags­
heschl'ÜsSiC 'V'e'ffolgt hat, wird mir das auch
bestätigen können. Das wollte ich eindeutig
festg;elegt haben.

Es geht neben dem Erwähnt,enaber noch um
andere Probleme. Das Land Niederösterreich
ist in Wirklichkeit das einzige Land, das über­
haupt Landes'kindergärten führt. Die ,anderen
Länder haben kei'ne Landeskindengärten, son­
dem di'e anderen Länder führen die Kinder­
gärten ,in irgendeiner Form als Privatkinder­
gärten, sei es zum Beispiel durch die Caritas
oder sei es durchandef«~ fürsorgerische Vereine.
Die ILänder selber wenden keine Mittel auf. Die
Gemeinde ,Wien hat eine !Sonderstellung, weil
sie als Gemeinde Wien ihre üemeindekinder­
gärten hat. Es ist das Verdienst des Landes
Niederösterreich schon aus der Zeit der Zwan­
zigerjahre und des damaligen Referenten ­
kann mich nicht ,einmal mehr erinnern, wer das
war -, daß die Landeskinder,gärten eingerich­
tet wurden in der Form, wie wir sie heute noch
haben, nämlich daß das Land die Personal­
bezügefür Kindeflgärtnerinnen und Kinder­
wäderinnen bezahlt,während für den gesamten
Sachaufwand di,e zuständige Gemeinde aufzu­
kommen hat. IDas ist das jetzige Rechtsver­
hältnis, das ,auch in einem sogenannten Kinder­
gartenstatut niedergelegt ist. Die öffenHiche
V,erwaltung hat nach diesem Statut ein eige­
nes Kindergartenlolkalkomitee, das nach dem
Stänkev'erhältnis der Parteien im Gemeinderat
zusammengesetzt ,ist.

'Wir bemühen 'uns nun, nach Maßg,abe der
Mittel des Landes einerseits, nach den Mög­
lichikeitenund VO'faussdzungen der Gemeinden
anderseits, schrittweise diese Landeskinder-

I gärten auszubauen. 'Es wäre wünschenswert,
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daß wir in jeder Gemeinde, wo wir etwa vierzig
Kinder haben, einen Landeskinder,garten, zu­
nächst einabteilig, und wo die Besucherzahl
sehr ,groß 'ist, auch in zwei Abtei'lungen er··
richten. Das ist das eine Problem.

Das zweite Problem, mit dem wir ·uns be­
schäftigen, ist jetzt, daß die bäuerlichen Ge­
meinden kommen und sagen, wenn wir schon
keine ganzjährigen Kindergärten haben, so
wäre unser Wunsch, während ,der Zeit der
großen Arbeit, also etwa von Anfang Mai bis
über ,die IErnt,ezeit hinaus sogenannte Ernte­
kinder;gärten, also quasi Halbj ahreskinder­
gärten, saisonbedingte Kindergärten, zu er­
richten. Das ist der eine Wunsch, der an das
Referat gestellt wurde.

Der zweite kommt aus den Industriegemein­
den, die neben den Kindergärten Kinderhorte
wünschen, damit die Kinder der EItern, die
vielfach, und zwar beide Teile, im Arbeitsver­
hältnis stehen, doch irgendwo untergebracht
und 'unter Aufsicht sind. Eine Reihe von lndu­
striegemeinden hat bereits solche A'nträge ,ein­
gebracht. Wir wissen, daß das keine Landes­
sache an sich ist, umgekehrt aber wieder ist
es unsere Meinung, daß auch das Land hier
helfend eingreifen saH.

Wir haben aus diesem Grunde, ,ausgehend
vom Sehulreferat und Kindergartenreferat, eine
Enquente einberufen, die sich bereits vor einiger
Zeit mit der Frage befaßt hat, inwieweit das
Land hier ebenfalls fördernd eingreifen kann.
Es müsse ein mittlerer Weg gefunden werden,
damit das Land heHen könne, ohne ,die Be­
lastung zu tragen, wie ibei den Kindergärten.
Diese Hilfe müßte in form ,eines Zuschusses
des ,Landes zu den Kosten erfol,gen, für die
die Gemeinden aufzukommen hätten. ,Es wird
also unsere Aufgahe sein, uns mit diesem
P.roblem ·der Kindergärten, das ich gar nicht
in die Uiskussion weden wollte, wei'l es erst
einer zukünftigen, noch nicht' spruchreifen
Regelung hedarf, zu bdass,en und hierfür nach
den Möglichkeiten des Landes entsprechende
Mittel bereitzustellen.

Wenn k'h mich ,also zum Worte g,emeldet
habe, so aus dem Gmnde, um noch einmal
festzustellen, daß wir erstens die kar'gen Mittel,
die wir jetzt zur Verfügung haben, für den
Ausbau öffentlicher Landeskindergärt:en ver­
wenden, daß wir zweitens auch ,für die g,eist­
lieh geführten Kindergärten die vollen Bezüge
auszahlen, und daß wir drittens vor der Not­
wendi.gkeit des Ausbaues der lErntekindergärten
im Interesse der bäuerlichen Gemeinden und
der Kinderhorte im Interesse der Industrie­
bevölkerung stehen. (Bei/all bei den Sozia­
listen.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt A'bg1e­
geordneter Professor Z ach.

Abg. ZAOH: Meine sehr verehrten Frauen
unel Herren des 'Hohen Landtages! Ich fühle
mich 'Verpflichkt, zu diesem Gegenstand einiges
zu sagen, um nicht falsche Eindrücke zu
hinterlassen. Ich hahe gesagt, die form, von
der Kollege Stangler ,g.esprochen hat, kommt
für die öffentliche Hand billiger zu stehen
(Landeshauptmannstellvertreler Papp: Das ist
gar nicht wahr!), weil es sich hier nicht darum
gehandelt hat, ganze Kindergärten zu über­
nehmen, sondern von (Landeshauptmannstell­
v"rtreter Papp: Das sollen die Stenographen
/tsfstellCll, was Sie gesagt haben!) den in den
Kindergärten jeweils beschäftigten Kindergärt­
nerinnen, ein'e oder zwei zu z,ahlen, nachdem
dort ,der gesamte iSachaufwand von der Kör­
perschaft - das sind in der Regel freiwillige
Vereinigungen - getragen wird. Wir haben
zum Beispiel einen solchen Kinder,gart,en in
Wiener Neustadt in der Ungargasse. IEr ist
herausgewachsen ,aus einem ehemaligen Kin­
derhort. Dort können auch Kleinstkinder hin­
gebracht werden, wenn die Mütter aus irgend­
einem Grund daran gehindert sind, -die Be­
treuung der Kinder selber durchzuführen. Es
ist nun die iBitt·e herangetragen 'Worden, daß
von den ,dort tätigen Kindergärtnerinnen zwei
oder wenigstlenseine als lebende Subvention
gegeben wird. Das ist zumindest ein Aus,gangs­
punkt. Wie das endgültig geordnet w~rd!en soll,
das wird noch gründlicher Berat'ungen be­
dürfen.

Es scheint mir aber merkwürdig, daß jedes­
maI, wenn eine Anregung von seiten .der
Mehrheit dieses Hauses kommt, sO'fort große
Aufregung entsteht. Es ist das wirklich nicht
gut. Da es in diesler frage um das Abgrenzen
zwischen der Machtvollkommenheit des Staates,
der Länder und der Gemeinden und dem ent­
scheidenden Mitbestimmungsrecht der Eltern
geht, wird diese 'frage in der nächsten Zeit
mehr als bisher besprochen werden müssen. Es
ist nun ei'nmal so, daß man auch ,denjenigen
(Landesrat Brachrnann: Der Zach will schon
wieder Desterreich uni/armieren!), die fast
alles zu tragen hahen,ihr IRecht gibt. Und das
sind in der heutigen Zeit die Eltern, die man
so gern mit den Lippen lobt, aber in der Tat
hat man für die familie vi·el zu wenig übrig.
(Zustimmung bei der DeVP.) Daher muß der
Machtbereich in der nächstm Zeit einmal ganz
genauabgegrenzt werden.

,Es liegt mir feme, irgendeinen bestimmten
Antrag zu st'ellen. Aber wir werden zu ge­
gehener Zeit auf diesen Antrag zurückkommen
und in aller Beschei,denheit versuchen, auch
einmal einen Wunsch der von uns vertretenen
Wählerschaft in diesem Hohen Hause durchzu­
setzen. Ohne Aufregung! - das 'ist klar. (Lan­
deslzauptmannst('llvertreter Papp: Man muf3
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sich an Abmachungen halten, auch ihr!) Wir
können Erklämngen über unseren Standpunkt
abgehen. Wir sind auch nicht darauf aus, in
echt - obwohl ich zu dieser Kat'egorie gehöre--­
schulmeisterlicher ,Art darüber zu wachen, üb
bis auf das letzte 1-Tüpferlalle diese Punkte
eingehalten werde'n, weil wir uns sagen: ein
hißchen großzügig muß man immer sein. Wir
st'ellen nur das !ganz 'untertäni,gste IErsuchen,
daß diese Großzügigkeit auch von der anderen
Seite dieses Hohen Hauses mehr als 'bisher an
den T,ag gelegt wird, 'und ,zwar deshalb, weil
ich glaube, daß solche iDinge leidenschaftslüs
,ausgetragen werden sollen. Wenn erst einmal
eine solche Aufbssung platzgreift, werden wir
auch über andere ,Fragen viel leichter sprechen
können als es dermalen noch der Fal,list. Es
ist uns~re feste Ueberzeugung, daß gerade bei
Fragen, bei denen unsere Auffassungen sehr
weit ausei'1l'anderliegen, einaHmähliches Ab­
rücken von b'eiden Seiten nach der Mitte ,er­
folgen muß, weil sonst die innere Befriedung,
die wir alle miteinander gleich notwendig
brauchen, ,nicht durchzu'führen ist. ,

Es geht 'um nichts anderes, als auch einmal
einen solchen Wunsch in al,ler Bescheidenheit
durchzuführen, und daher !sagen wir: Diese
Sache nicht gleichZ'li heiß bekämpft, sonst
könnte es wirklich ,auf der einen oder anderen
Seite einmal zu einem argen Verbrennen der
Zungenspitze kommen.

Es ist der Antrag zurück,gezogen worden,
aber aufgeschoben ist nicht aufgehohen. Dies,e
Frage wird 'uns gleich zu Beginn des neuen
Jahres beschäftigen. Also der Herr Kollege
Stangler hat den Wunsch bereits angemeldet
(Landesrat Oenner: Da nützen deine Beleh­
rungen gar nichts!), und es wird darüber
gesprochen werden. Ich lasse mich gerne in
die Reihe der noch Lernenden eimeihen, sehr
gerne sogar, weil ich glaube, es können die
Haare schon ,ganz weiß und ganz wenig sein,
so hat man doch noch nicht zuviel gelernt.
Das erlaube ich mir aber dann auf ,aHe Teile
auszudehnen. Es soll sich niemand zu er­
'haben erklären 'und gar nichts mehr an­
nehmen wollen. f Beifall bei der Volkspartei.)

2. PRkS,IDENT: Zum Wort gelangt Lan­
,desrat B ra c h m,a n n.

Landesrat IBRACHMANN: Hohes Haus!
Zu den AusführungeIlI und Anträgen des Herrn
Abg. Pospischil muß ich kurz Stellung nehmen.
Es ist allgemein und sicher auch dem Abge­
ordneten Pospischil bekannt, daß die Armen­
fürsorge eine Sache der Gemeinden 'und der
Bezirksvellbände ist, deren MiUel wieder von
den Gemeinden aufgebracht werden müssen.
Der ganze Aufwand für die Armenfürsorg,e ist
,also auf die Schultern ,der Geme'inden gelegt.

Nun hahen wir schon im Finanzausschuß und
in der Generaldebatte von ,den Rednern des
Linkshlocks gehört, wie triste, ja geradezu
katastrophal in einzelnen Fällen die Lage der
niederösterreichischen Gemeinden ist. Wir
wissen aber auch, daß ,die Not ,der Gemeinden
gr,aduiert ist, daß es Gemeinden gibt, in denen,
da sie nicht über das Steuereinkommen ver·
fügen können, das ihnen gebührt, die NoHage
besonders groß ist. Das ist d~f Grund, warum
wir nur mit äuß,erskr VOfsichtan di'e :Er­
Iassung vÜ'n Richtsätzenan ,die Fürsorgever­
bände herangegangen sind, von Richtsätzen,
die durchaus nicht verbindlich sind, sondern
in jedem einzdnen Falle, je nach der Lage des
Falles, über- oder unterschritten w~rden kön­
nen. Ich 'glaube nicht, daß es zweckmäßig
wär,e, auf diesem Gebiete eine schablonenhafte
Behandlung einz'uführen, weil ja die indi'vi­
duelle Lage dieser Befürsorgten eine duroh­
aus verschiedene 'ist, und weil denen, ,die diese
Lage am besten zu beurteilen v,ermögen, das
sind die ,FürsÜ'fgekommissionen j'n den Ge­
meinden, die Möglkhkeit gegeben sein muß,
auf Grund dieser 'Lage 'von den 'Richtsätzen
entweder nach oben oder nach unten ,albzugehen.
W,enn beanstandet 'wird, daß diese IRichtsätze
eine Zwei,teilung zwischen Landbezirken und
Stadtbezirken :beinhalten, so kommt das daher,
daß wir in sehr demokratischer Uehullig unsere
Vorschläge den iBezirken zur 'SteUungnahme
gegeben und erst nach der ,Stellungnahme ,der
Bezirke dann endgültig die Entscheidung ge­
troffen haben.

Der Herr Ahg. Pospi'schil hat beanstandet,
daß den Befürsorgten ,auf die späkr erfoJ.gende
Regelung mit 1. Juli 1951 Vorschüsse g'egebcn
worden sind, und hat verlangt, daß die Dif­
ferenz, ,die zwischen diesen: Vorschüssen - die
seiner Meinung nach sehr vorsichtig angesetzt
waren - und der später 'erfolgten Regelung
besteht, abzuZ'ahlen sei. Ich kann dem Herrn
Ab,g. ,Pospischil die beruhigende Erklärung
geben, daß diese Nachzahlung bereits er­
folgt ist.

Der Herr Abgeordnete verlangt dann weiter,
daß Richtlinien erstellt werden sollen, die
weit höhere Fürsorgebeträge beinhalten. Ich
muß dem !Herrn Abg,eordneten verraten, daß
diese Ausgahen ,für die Gemeinden nach einer
Berechnung, die im z'uständigen Referat an­
gestellt wurde, ungefähr 40 his 45 Millionen
SchHling ausmachen würden. Ja, meine ver­
ehrten IHerren, wenn wir die Fürsorgesätze,
so wie sie gegenwärtig ausbezahlt werden, nur
um 10 'Prozent erhöhen würden, würde das
tine Mehraus,gabe der Gemeinden von 2 Y2 Mil·
lionen Schilling bedeuten. Man muß bedenken,
daß die A'uf'wendungen der Gemeinden für das
Armenfürsorgewes,en im laufenden Jahr mit
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27 Milli-Ü'ilIell! Schilling für die in oUener F'ür­
sorge Stehenden, mit 2 Millionen Schilling für
einmalige Aushilfen und mit 9 rmionen
Schilling für die in geschlossener Pht:ge Be­
findlichenangesetzt werden mußten. Das heißt
also, daß die Gemeinden im laufenden Jahr
immerhin eine Leistung von 38 Millionen
Schilling zu erbringen haben und daß dazu,
nach den Anträgen des Herrn Abg. Pospischil,
eine .Mehrleistung von ungefähr 40 bis 50 Mil­
lionen Schilling käme. Wenn man das alles he­
denkt, ü'berlasse ioh es jedem, der über den
Antrag des Herrn Abg. Pospischilabstimmen
soll, zu beurtei-len, ob man den Gemeinden diese
Belastung z'umuten kann. Die FäHe, die der
Herr Ahg. Dubovsky vorgebracht hat, werden
erhuben, und ioh werde veranlassen, daß der
Abg. Dubovsky auf schriftlichem Wege darüber
Aufklärung erlangt. (Beifall bei den Sozia­
listen.)

2. PRÄS,liDENT: Die Rednt:1iste ist er­
schöpft. Der Herr Berichterstatt'er hat das
Schlußwort.

Berichterst-atter Abg. SOHÖBIEIRL (Schluß­
wort): Es ist erfreulich, feststellen zu Iwönnen,
daß der Gruppe 4, Fürsorgewes-e11I und Jugend­
hilfe, in diesem Hohen Hause ein so groß,es
und lebhaftes Interesse entgegJengebracht wurde.
Das bekundet, daß die Ziffern der Omppe 4
im vorHegenden Voranschlage als gerechtfertigt
erscheinen. Z'u di'eser Gruppe wurden fünf Re­
solutionsanträge gestellt.

Ich bitte den Herrn Präsidenten, zuerst über
die Gruppe 4 selbst und dann über die Resolu­
tionsanträge -abstimmen zu lassen.

2. PRÄSIDENT: Zur Abstimmung liegen
vor: Di'eGrupp.e 4, 'Fürsor-gewesen und Jugend­
hilfe, rund 5 Resolutionsanträge, nämlich drei
vom Abg. Pospischil und je 'einer von -den
Herrn Ahig. Dr. Steingötter und Wenger.

Ich ,lasse zunächst über die Gruppe selbst
und zum Schltuß :über die zu dieser Gruppe
vorliegenden Resolutionsanträgeabstimmen.

2. PRÄSliDENT (nach Abstimmung über
Gruppe 4 in Erfordernis und Bedeckung'): An­
genommen.

(Nach Abstimmung über d~n Resolutions­
antrag des Abg. Pospischil über die Neu­
regelung der Richtsätze für die öffentliche
Fürsorge im Lande Niederösterreich) : Ahge­
lehnt.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. PospischiL über die nüssig­
machung einer Weihnachtszuwendung an die
öffentlich Befürsorgten): Abg'elehnt.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Pospischil über die Nach­
zahlung der Differenz zwischen Abschlags-

zahlungen und Richtsätzen in der Armenfür­
sorge): Abgelehnt.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Dr. Steingötter, betreffend den
Ausbau des Kindergartenwesens, insbesondere
Schaltung von Erntekindergärten und km
Klinderhorten): Angenommen.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Wenger, bet,reffmd Unterbrin­
gung von Lehrlingen aus Niederösterreich, die
sich in Wien in Berufsausbildung befinden):
Angenommen.

Damit ist die IÜruppe 4 ,erl'edigt. Ich ersuche
do~n Referenten, den Herrn Abg. Schöberl, über
die Gruppe 5, Gesundheitswesen und körper­
liche 'Ertüchtigung, zu referIeren.

Bericht,erstatter Abg. SOHÖBiERL: Die
Gmppe 5, Gesundheitswesen und körperliche
Ertüchtigung, deren Ausgaben mit 39,998.700
SchiUing vorgesehen sind, verzeichnet Ein­
na'hmen in der Höhe von 28.739.100 S. so daß
das hieraus resultierende Nettoerf"- ~emis mit
11,2'59.600 S zu heziHern ist.

Der V-ergleich mit -diem Vorjahr z,eigt ein
Anwachsen des Erfordernisses vü'll 45,5 Pro­
zent. Ein Ver,gleich mit dem Gesamtaufwand
des ordentlichen VoranscMages ergibt, daß die
Ausgaben bei dieser Gruppe 7,4 Prozent dar­
steHen.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, zu dieser
Gruppe die De-batte einzuleiten.

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gemeldet ist
Herr Abg. Hab erze t t 1.

Abg. Dr. HkBE'RZETTL: Hohes Haus! Ich
möchte aus dem Kapitel Gesundheitswesen
einige Punkte 'herausgr,eifen, und zwar in erster
Linie die iSäuglingssterblichkeit.Es wird in
letzter Zeit in den Zeitungen und von !klinischer
Seite sehr viel über 'Sä'Ulglingssbenbliohlkeit ge­
sprochen und geschrieben. Ich muß zugeben,
daß uns auch in Nieder,ös:terreieh die Säug­
!ingssterbliohkeit sehr zu denken gibt. Während
in Schweden uilld in' HoUand die St,erblichkeit
nur 2,3 Prüzent beträgt, erreicht sie bei uns in
Oesterreich - so wie in Italien und in Spa­
nien -- 7,5 Proz,ent.

In Niederösterreich lag im Jahre 1951 die
SäugHnlgsst'er;bHchkeit um 7,2 iProZJent, aber in
den einz-elnen BeziI'ken ist sie verschieden hooh.
Im Waldviertel ist der Prüzentsatz am höchsten,
im Bezitk Gmünd 8,1 Prozent, Waidhofen
8,9 p.rozent, :Horn 9,7 Prozent 'und in Zwettl
10,11 Prozent. Ich möchte aber ausdrücklich
betonen, daß diese Bez,irke natürlich auch die
größte Zahl von ILebendgeburten ,aufweisen,
und zwar 5494, das sind 27 Prozent aller
Kinder, die in Niederösterreich~eborenwurden.

W,enn wir uns nun über die Todesursachen
Gewißheit verschaffen, die zu dieser Kinder-
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sterblichkeit führen, so finden wir, daß an der
Spitz,e die Erkrankungen der Atmungsorgane
st~hen, und zwar in erster Linie Pneumonien,
verursacht durch schlechte Wohnverhältnisse,
spätes Aufsuchenr des Arztes oder Nichtbe,fol­
gung der Anordnungen des Arztes. In zweiter
Linie handelt es sich um frühgeburten- und an
dritter 'Stelle stehen die !Erkf,an'kun~en des
Darmes. Die Sterblichkeit ist besonders im
Sommer hoch, weil ,da die Kinder mit aufs
Feld genommen werden, sie leiden unter
drückender Hitze 'und an Durst, der unter
Umständen mit unzulänglichen Mitteln gestillt
\'iif'd. So treten die iDarmerkrankungenauf,
die ,die Ursache vieler Todesfälle sind, 14,4 Pro­
zent der Todesfälle sind darauf zurückZ'U­
führen. An Rachitis sterben 8,2 Prozent. Unter
den' Krankheiten ,der ersten Lebenszeit hat
Niederösterreich mit 28,95 Prozent ebenfalls
eine hohe Zahl zu v'erzeichnen.

Die Sterblichkeit ist seit 1945 g·ewaltig zu­
rückgegangen. Wir hatten im Jahre 1945 in
ganz Oesterreicheine 'Sterhlichkeit von 16,2
Prozent, in Wien sogar von 19,2 Prozent, in
Ni,edierösterreich von 16,4 Prozent gehabt. Im
Jahre 1950 - ,diese Vergleichsziffern habe ich
bei der Hand - betrug die Sterblichkeit in
ganz Oesterreich 6,6" in Wien 5,69, in Niecler­
österr<eich 7,16 Prozent. ,Wenn sie auch gegen­
über 1945 gewaltig zurückgegangen ist, so
stehen wir doch noch immer hinter dem
Burgenl,and und hinter Oberösterreichan
drittschlechtester Stelle.

;Es ergibt sich daraus natürlich die frage,
welche Maßnahmen wir da ergreifen müssen,
um der 'Säuglingssterblichkeit Herr zu werden.
Erstens müßte nach meiner Ansicht 'vor allem
eine 'umfassende Ali'~klärung der Mütter in
pflegerischer Hinsicht einsetzet1J, ferner brau­
chen wir eine bessere ,Betreuung der Neugebore­
nen sowohl in den iEntbindungsheimena'ls auch
bei Hausgeburten, 'eine möglichst früh ein­
setzende nachgehende fürsorge in Zusammen­
arbeit mit den Entbindungsheimen und frei
praktizierenden Hebammen, eine umfangreiche
Rachitisprophylaxeund schließlich eine Er­
weiterung und IntensivieflUng der Mutter­
beratungen, die gesetzmäßig den Gesundheits­
ämtern obliegen. bisher aher dem niederöster­
reichischen Landesjugendamt 'unterstanden.

Wir hatten im Jahre 1950 in Niederösterreich
289 Mutterheratungsstdlen mit 833 versorgten
Orten!. In diesen Stellen wurden 4788 Be­
ratungen abgehalten. !Dafür standen 107 haupt­
amtliche fürsor'gerinnen Z'Uf Verfügung, die
aber auch noch 'für Hausbesuche und bei der
Tuberikulosefürsorge verwendet wurden. Di,:,
ärztliche Betreuung 'h3lhengewöhn'lich die
Gemeindeärzte, Kinder- oder andere Ärzte über­
nommen. Oie Mutterberat'ung wurde entweder

in der Ordinatio'n des Arztes, in einem Gast­
haus, im tGesundheitsamt oder in Kindergärten
abgehalten. Für die Sach- und Arztkosten
dieser Mutterhemtungen müssen natürlich di·e
Bezirke aufkommen, ebenso für die Gehälter
der fürsorgerinnen. Im allgemeinen kann aber
festgestellt werden, daß gerade in den Ge­
genden, in denen die Säuglingssterblichkeit am
größten ist, die Mutterberatungsstellen a111
wenigsten aufgesucht wurden. Neulich ist im
Sanitätsrat eine Debatte darüber geführt wor­
den, wie man dieser Sache iHer!r werden kann.
Da hat ein KoHege gemeint, wenn es schon
nicht möglich ist, daß man die Mütter mit
ihr,en Kindern in die Mutterberatungsstellen
bringt, so müsse man sie eben im Hause be­
suchen. Hausbesuche 'von Aerzten und Heb­
ammenl kommen zu teuer und sind 'unausführ­
bar, so ideal sie auch wären, außerdem kämen
von den 329 Hebammen nur 61, die unter
40 Jahren alt sind, in Betracht. Leider GoUes
ist der St,and uns,erer Hebammen in Nieder­
österreich vollikommen überaltert. Wir haben
2 Hebammen, die über 80 Ja'hrealt sind, 18
im Alter VOn 71 bis 80 Jahren, 89 im Alter
von 61 bis 70 Jahren, 102 im Alter 'von 51 bis
60 Jahren, 48 im Alter 'von 41 bis 50 Jahren
und nur 61 'unter 40 Jahren. Besser wäre eine
fahrbare Mutterberatung. Im Bezirk Mistel­
bach hatte 'bereits eine fahrbalre M'utter­
beratung ihre Tätigkeit aufg'enommen, leider
mußte diese wieder ,eingestellt werden, weil ,die
notwendigen MiiUeiln,icht vorhanden waren.
Wir stellen uns vor, daß Ifahrbare Mutter­
beratungen unbedingt geschafEen werden sol­
ten, je ein Auto mit einem Arzt, einer für­
sorgerin, einer Säuglingsschwester und einem
Cha'uffeur. Dieses Team könnte von BeziJ1k zu
Bezi,rkf,ahren und in der Woche 15 Mutter­
beratung,en abhalten. Sollte sich diese fahrbare
Mutterber,:'ct'ung, di'e besonders in solchen Ge­
genden eingesetzt werden müßte, wo die größte
Säuglingssterblichkeit zu verzeichnen ist, be­
währen, müßten wir Vorso1rge kef.fen, daß
solche fahrbare Teams überall im Lande ein­
gesetzt werden. :Ich erkläre, daß wir bei der
Budgetierung für nächstes Jahr dann einen
drei- oder viedachen Betrag beantragen würden;
ich hoHe, daß 'wir ihn auch ,durchsetzen können.

Von klinischer Seite wird immer wieder
betont, daß die Sä'uglingssterbiichkeit darauf
zurückzuführen sei, daß in Niederösterreich zu
wenig Kinderärzte praktizieren. Sie wissen, daß
wir in Niederösterreichin d,en größ,eren Städten
und in manchen Bezirken Kinderf,achärzte
haben. Ich muß aber auch feststellen, daß der
beste Kinderf'acharzt die Säuglingssterblichkeit
nicht aufhalten kann, wenn die Leute nicht zu
ihm kommen oder seine Anordnungen nicht
befolgen. Bei uns am ;Landehat sich der Oe-

,
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meindearzt eine der,artige Stellung geschaHen,
daß er überall als Hausarzt gilt; die Leute
haben zu ihm Vertrauen und gehen immer
wieder zu ihrem Arzt, so daß für die Ansied­
lung von Kinderärzten wenig Möglichkeit be­
steht. Wenn wir die Kindersterblichkeit ein­
dämmen woJolelll, müssen wir den: vorgeschlage­
nen Weg beschreiten, mehr Geld aufwenden,
die Mutterberatung'en ausbauen und dem S.a­
nitätswesen unterstellw. Die Besorgung der
Rechtsangelegenheiten für uneheliche Mütter
und Kinder und die fürsorge,erziehung, der
die heranwachs,enden Kinder unterliegen,
sollen natürlich auch weiterhin dem betreffen­
den Referate 'unterstehen. Wenn es skh aber
um die sanitäre Betreuung von Menschen und
um die Abgabe von Medikamenten handelt,
dann gehören diese Angelegenheiten unbedingt
in die Hände der Aerzte und Pharmazeuten
und nic'ht in die Hände von Juristen und
Laien. Meine Damen 'und Herren, wenn dieser
Orundsat,z schon durchgeführt worden wäre,
hätte es keine fortedol-Affäre gegeben.

Ich möchte di,e fortedol-Affäre vom rein
medizinischen Standpunkt aus beleuchten. Sie
wissen, daß wir der sogenannten "Englischen
Krankheit", der Rachitis, durch Abgabe von
Lebertran bzw. !D-VitamiIJ! ,an den Leib rücken.
Ich bin zufällig auch lBezilrksstellenleiter des
Roten Kreuz,es und habe ein faß Lebertran aus
einer isländischen Spende zur Verfügung be­
kommen. Wir haben den L,ebertran nicht so
ausgegeben, daß wir gesagt haben, die Leute
sollen kommen und wir geben jedem etwas,
sondern wir 'haben dieses faß dem Gesund­
heitsamt ZUlf Ausgabe übergeben. Nun hatte
Oesterreich von Schweden eine Spende von
neun Kanist'ern fortedol bekommen. fortedol
ist ein konzentrierIes iD-Vitamin-Präparat, ähn­
lich dem Bay,er-Präparat· Vigantol. Dieses
DNitamin hat die Eigenschaft, im wachsenden
Knochen Kalk zu erzeugen. Wenn nun FOlrIedol
richtig dosiert, nämlich tropfenweise, gegeben
wird, verhindert es nicht allein das A'uftreten
der Rachitis, sondern es heilt die ausgebrochene
aus. Ueberdosierun'g führt zu schweren Krank­
heitserscheinungen, der Kalk wird nicht
allein im Knochen, sondern auch im !Darm, in
der Niere und in den Arterien ,abgelagert. Es
ergibt sich dann der groteske Fall, daß der
Säugling früher Arterienverkalkung berkommt
als sein Großvater. Es kann weiter zur Ab­
lagerung in den NiereIJI kommen, welche 'f'unk­
tionsunfähig werden, wodurch es schließlich
zum Tod kommt. Das fortedol ist aus
Schweden !gekommen und wur,de vom Bundes­
ministerium für soziale 'Verwalhmg übernom­
men. Soweit ich unterrichtet bin, ist es eine
feststehend,e T,atsache, daß weder im Mini­
sterium für soziale Verwaltung noch im

Amt der niederösterreichischen Landesregierung
einer der Ibeamteten Aerzte oder Apotheker noch
der Amtsarzt der Bezirkshauptmannschaft
Mistelhach mit ,der 'Spende und der;en Ver­
teHung befaßt wurden bzw. von dem Vnr­
handensein dieser Kanister Kenntnis erhielten.
Wer an dieser Af.färe die Schuld trägt, wird
das !gerichtliche Verfahren erweisen. Auf die
Angriffe, die überall erhoben worden sind,
möchte ich nicht eingehen, weil ich auf dem
Standpunkt stehe, daß wir in ein gerichtliches
Verfahren nicht eingreifen sollen. Entschieden
sind durch die Ueberdosierung bei der Abgabe
von f ortedol viele Erikrankungsfälleaufge­
treten. Daß diese Erkrin:kungsfälle erst sehr
spät und eigentlich erst nach einem Todesf,aH
wirklich el1kannt wurden - vo'rher hat man j.a
gar nicht :gewußt, worum es sich dreht -, hat
seine Ursache darin: 1. daß die Aerzte ,von
dem Vorhandensein des Fortedols oder vonj der
A,bgabe dessdhenan Kinder keine Ahnung
hatten, und 2. daß in den nördlichen ILändern,
wie Schweden, Lappland, Island und überall
dort, wo besonderer Mang,el an natürlichen
Vitaminen herrscht, das Vitaminpräparat richtig
dosi,ert wird. Infolgedessen hat es sehr wenige
fäHe von Ueberdosierungen gegeben. Und ich
kann Ihnen s,agenl, ,daß in der ganzen medizini­
schen LiteratlUf diese ,fälle, die sich mit einer
Ueberdosierung des :fortedol bePass,en, so selten
sind, daß man :sie an den fingern der Hände ab­
zählen kann. Als ,der mysteriöse Todesfall in
Mislelbach eing,etreten war, hat das Sanitäts­
r'eferat die Obduktion ,angeordnet,und bei der
Obduktion ist man natürlich auf die Ablagerung
im Darm, in den ,Arterien und in der Ni'ere
gekommen, und da hat man sofort gewußt,
worum es sich handelt.

Ich möchte nochmals hier feststellen, daß die
Aerzte bei di,eser fortedol-Affäre keinerlei
Sch'uld trifft, daß natürlich ,auch die Aerzte
des Krankenhauses Mistelbach unschuldig sind.
Daraus ergibt sich die Lehre, daß es hesser ist,
wenn man solche Medikamente, auch wenn sie
geschenkt wer,den, den Gesundheitsämtern über­
gibt und nur durch Aerzteahgehen läßt, statt
durch die J'ugendämter. Die Gesundheitsämter
- ich bin überzeugt davon, das können Sie zur
Kenntnis nehmen - gehen ganz gewissenhaft
vor. Und wenn bei der Oeneraldebatte gestern
davon gesprochen wurde, daß die Org,anisa­
tion des Gesundheitswesens in Niederösterreich
schlecht ist, so muß ich dem auf das 'allerent­
schiedenste ent'gegent'feten, denn die Organisa­
tion des Oesundheitswesens in Niederösterreich
ist mustergültig. Da können sich andere Länder
von uns etwas abschauen. !Denn wenn Sie nur
einmal den St'and der Geschlechtskrankheiten
oder der Diphtherie und des Scharlachs mit
dem der vorhergehenden j.ahre v,ergleichen, so
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finden Sie, daß wir hier einen ganz gewaltigen
Rückgang haben.

Wenn ich Ihnen jetzt ein paar Ziffern sage,
so wer,den :Sie daraus ersehen, daß meine Be­
hauptungen richtig sind. Im Jahre 1945 hatten
wir 5687 Typhusfälle, irn Jahre 1950 nur 324.
Ruhr 1945: 15.662 Fälle, im Jahre 1950 nur
17. Lues: Im Jahre 1945 2060, 1950 nur 178
fälle. Und die Gonorrhöe, die im Jahre 1945
mit 50.903 fälle all'fschien, ist auf 184 zurück­
gegang,en.

Wenn ,Sie diese Ziffern vergleichen, wissen
Sie auch, daß sich die Bazillen nicht von selbst
in dr::r L'uftaufgelöst haben. Sie sind aberl aus
,dem niederöst.erreichischen Raum verschwun­
den. Da st'eckt systematische Arbeit dahinter,
die systematische, gewissenhafte Arheit 'unserer
SanitätS'verwaltung und unserer Gesundheits­
ämter ,draußen. Dieser Erfolg ist nur dem
Pflichtibewußtsein der A,erzte und der Arbeit
der Desinfektof'en und des gesamten Personals
zu danken. (Bravo-Rute.)

Wenn nicht di'e TYlphusexplosionsepidemie in
Ybbs gewes,en wäre, wär,e heuer - das kann
ich Ihnen sagen -auch bei den Typhus­
erkrankungen einfriedensmäßiger Zustand er­
reicht worden. Diese Yhbser Angelegenheit ist
überhaupt ein eigenes !Kapitel. Da ist sehr 'vi'el
darüber geschrieben und unsere Sanitätsver­
waltungang,egriHen wor,den. Ich kann Ihnen
sagen: zu unrecht! In Anstalten ,für Geistes­
kranke - das wira mir mein Freund Steingötter
wieder hestätigen können - Ikommen immer
wieder fäHe von o,armerkrankungen oder
Dal'minfektionen vor. Auch in Mauer-Oehling,
Gugging wie in Ybbs tauchen immer wieder
t'inzelne Erkrankungen auf, die mitunter durch
Kontaktinfektionen auch kleine Ketten bilden.

Was nun Ybibs ,anbelangt, möchte ich diesen
fall chronologisch 'entwickeln. Im April dieses
Jahres sind in dieser Heilanstalt für Geistes­
hanke, die übriogem der Gemeinde Wien ge­
hört, ParatyphusfäHe aufgetreten. Wie das Ge­
sundheitsamt Mel1k davon Kenntnis erhielt, hat
der Amtsarzt die 'Sache in Ybbs sofort unter­
sucht und die nötigen VOl1kehrungen getroHen.
Im Mai sind ,dfiei TyphusfäHe aufgetreten. Der
Seuchenreferent hat so'wOh! das Gesundheits­
amt Melk wie ,das Hauptgesundheitsamt Wien
3'uf die drohende Gefahr aufmerksam gemacht.
Daraufhin wur,den hygienische Vorkehrungen,
zusätzliche Ahsonderungen, Vefikehrsbeschrän­
kungen getroffen und iBazillenausscheiderunter­
s'uchungen ,eingeleitet. Es 'Wurden das Personal
und die Pfleglinge 'Untersucht, ob sich IBazillen­
ausscheider darunter befinden, Schutzimpfungen
W'llrdenangeordnet, AufnClhmenund Entlassun­
gen wurden gesperrt. Es wurde alles Men­
schenmögliche getan. Nachdem aber die Kon­
taktinfektion schon da war, hat sich trotzdem

di'e Zahl der IErkrankten erhöht. Anfang Juni
sind weitere ,Erkrankungen aufgetreten, auch
bei Kindern, die in der Irrenanstalt in einem
Kinderheim ünterg'ebracht waren und von der
Anstaltsküche aus verpflegt 'Wurden. IWie he­
kannt ist, erfolgte durch Genuß einer mit
Typhusbazillen verseuchten Speise eine Massen­
infiektion, die 360 Personen umfaßtle.

Und hier ist ,der Hebel anzusetzen. Es muß
derjenige emiert werden, der die Kinder i'n
di,eses Heim in der Irrenanstalt geschickt hat.
lClh glaube, Sie sind mit mir hundertprozentig
einverstanden, wenn ich sage: In eine ohren­
anstalt gehören keine Kinder hinein! (Zustim­
munrz bei den Parteil!,enossen.) Erstens ist der
Anblick von Geisteskranken !gerade kein er­
hehendes iBild für Kinder, zweitens sind Gei­
steskranke geschlechtlichabnofimal oder üher­
reizt, und driUens Ischmiereni Geisteskranke viel
mit Kot und sind sehr 'unrein, wodurch !es zu
ständigen Kontaktinfektionen von DanminfE'k­
tionskrankheiten kommt.

Ich glaub'c, wir müssen aus di,ese'f Ybbser
Affäre die Lehr,e ziehen, daß erstens einmal
die Heil- und IPflegeanstalten in ,sanitärer Be­
ziehung dem Sanitätsrefer,at unterstellt werden
süllen, damit wir sie auch während des Jahres
sanitär überprüfen kÖ'nnen, daß zweitens Kin­
del'heime, Schullandheime US'W. nicht ohne aus­
drückliche Genehmigung der Bezitksverwal­
tung errichtet werdel1l dürfen, wobei dem Gut­
achten des Amt,sarztes entscheidende Hedeu­
t'ung z'ukommt. Ich bin durchaus für frei'heil
und wende mich gegen jede freiheitsbeschrän­
kung, in diesem falle hataher die im ,Inter­
esse der Kinder noch in Geltung stehende
PfI,egekinderverordnung versagt, und drittens
dürfen solche Kinderheime auch nicht aus einer
Anstalt für Geisteskranke verpflegt werden.

Aber eines hat uns dies'cr fall Ybhs noch
gezeigt, nämlich daß die Gefährdung in Nie­
derösterreich durch Darminfektionskrankheiten
noch nicht überwunden ist. Sie wissen, daß a'uf
Grund des BaziHenausscheidergesetzes reg'el­
mäßig Untersuchung,en durch die bakterisero­
logische Bundesanstalti,P.i Wien durchgeführt
werden, und diese kommt mit der Arbeit nicht
nach. Um diesem Uebel abzuhelfen, hat man in
Sankt Pölten im Jahre 1950 eine Landesunter­
suc:hungsstelle geschaffen, die vom lande unter­
stützt wird und die sich s'ehr gut bewährt hat.
1'11 B,adenund in Speising sowie in Wiener
Neustadt will man noch ähnliche Unter­
suchungsstellen schaHen.

Bei der Bekämpfung von Infektionskrank­
heiten hahen sich die Desinf'ektoren sehr be­
währt. Tritt in einer Schule Scharlach oder
Diphtherie auf, so bekommt der Ortssc'hulrat
den Auftrag, die Schule zu desinfizieren. Kommt
nun der Desinfektor vom Oesundheitsamt
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hinaus, so macht er das in sachgemäßer Weise
und nimmt dem Bürgermeister die Sorge dafür
ab. In Raaibs haben wir eine ähnliche 'Epidemie
gehabt; die Desinfektoren haben dort die sach­
gemäße :Desinfektion auch in den P6vathäusern
durchgeführt. Ich stehe auf dem Standpunkt,
daß die 'Einrichtung der <Desinfektoren weiter­
hin ausgebaut werden müßte, da diese neben
ihrer Facharbeitdie besten Helfer der Aerzte
bei der Belehrung der B-evölkerung sind.

Wenn ich schon beim Kapitel "Gesundheits­
wesen" bin, dann möchte kh noch erwähnen,
daß wir heuer im niederösteneichischen ·Land­
tag das niederösterreichische Oemeindeärzte­
gesetz verabschiedet haben. Ich spreche aus
dem Grunde darüber, weil ich als iB'ericht­
erstatter damals darauf hi,ngewiesen habe, daß
ich Wert darauf lege, ·daß es noch ·vor den
ferien verabschiedet wird, weil so und so viele
arme 'Witwen auf i·hre iBezüige wa,rtem Ich
kann Ihnen sagen, daß, nachdem dieses Gesetz
beschlossen und hinausgegeben war, der Pen­
sionsfonds der Oemeindeärzte sO'fort hmktio­
niert hat. Es ist sofort eine Durchrechnung
erfolgt und -diese armen /Frauen haben ihre
Nachzahlungen erhalten. Immer wieder kamen
Witwen von Gemeindeärzten zu mir und sagten:
.,Herr Doktor, was sollen wir mit den 115 :S
anfangen, helfen Sie uns, wir könneIlJ uns
nicht einmal Kohlen kaufen." Vier Wochen,
nachdem dieses Gesetz publiziert war, kam
wieder eine Witwe und sagte: "Ich habe joetzt
1700 S 'bekommen, und damit habe ich mir
sofort Holz und Kohlen und Verschiedenes
kaufen können." Mit ·diesem Gesetz ·haben wir
also diesen verschämten Armen wirklich etwas
Gutes g·etan. ,Es ist nicht allein nur ·die Er­
höhung der Pensionsbezüge erfolgt, sondern
auch die zweite Teuerungszulage, die bereits
am 1. März und am 1. Juni miteingerechnet
wur-de, hat sich s<C'11r segensrei-ch ausgewirkt.
Auf Grund dieses Gemeindeärztegesetzes haben
bereits 'viele ältere Oemeindeälrzte, nachdem sie
nun monatlich 750 S Pension bekommen ­
dmch unsere private Altersversorgung der
Aerzte, die wir uns selbst geschaffen haben,
bekommen diese Aerzte ja auch einen bestimm­
ten Betrag -, um ihre Pens.ionierungange­
sucht. Dadurch haben 'wir wieder vielen Jung­
ärzten einen Platz für ihre neue Existenz und
Praxis freigemacht. Ich bin davon überzeugt,
d2ß man zwar mit diesem niederösterreichi­
schen Oemeindeärztegesetz das ganze Jung­
ärzteproblem nicht lösCl] kann - dazu müssen
noch andere Wege gegangen werden -, daß
damit aber immerhin vielcfI jungen Aerzten
pine Existenzmöglichkeit geboten wurde.

Wenn ich das ganze Gebiet des Sanitäts­
wesens im Lande Niederösterreich überblicke,
wenn ich auch manches Kapitel nur auszugs-
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wcis·e gestreift habe, komme ich zu -dem Schl'uß,
daß -die Stellen, die sich im Lande Ni.ederöster­
reich mit dem Gesundheitswesen zu befassen
haben - dieSanitätsverwaltung im ,Lande,
die Gesundheitsämter und die Gemeindeärzte _
sich voll und ganz in den Dienst der Sach~
gestellt haben, wenn vielleicht auch die Mittel,
die wir zur Verfügung hatten, manchmal nicht
ausreichten. Meine Herren, mit Geld allein
kann man kein gesundes Gemeinwesen auf­
bauen, da müssen auch der richtige Geist,
Opferfreudigkeit und Pflichtbewußtsei-n 'vor­
handen sein. Hierzu muß ich sagm: AUe
damit befaßten Stellen haben restlos ihre
Pflicht erfüllt. Ich möchte daher den Sanitäts­
behörden im Lande, in den ,Bezirken und den
Aerzten draußen herzlichst danken, 'und ich
kann sagen, daß ·die Mittel, wenn sie auc,h
nicht so groß waren, wirklich richtig ange­
wendet wurden. (Beifall bei der Volkspartei.)

3. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. n ub ovsky.

Abg. DUBOViSKY: Hoher Landtag! Das
GesundheitswesellJ in NiederoÖsterr·eich ist krank,
sogar sehrkranik. Die Krankheit dieses Ge­
sundheitswesens ist im heurigen Jahr besonders
kraß in Erscheinung ,getreten. ,Begonnen hat es
in Ybbs an der Donau, wo die TYpihusaffäre
20 Todesopfer gefordert hat, .und !fortgesetzt
hat sich diese Krankheit mit dem Fortedol­
Skandal, bei dem ,ein Heilmittel zum Todes­
mittel für unschuldige Kinder geworden ist.
Dazwischen liegt das Säuglingssterhen im
Mistelbacher Krankenhaus, wo man, weil das
Gesundheitswesen in Nie:derösterreich so vor­
züglich organisiert ist, überhaupt nicht f.est­
stellen konnte, was die TodesursaClhe dieser
Säuglinge gewesen ist; erst nach ihrer Ueber­
führung nach Wien wurde festgestellt, an was
diese Säuglinge 'erkrankt waren, und dann erst
konnte man ~z'ur ,B.ekämpfung der Krankheit
dieser Säuglinge aus dem Mistelbacher iBezirk
schreiten. Ich k.ann nicht annehmen, daß d~r

Kollege Haberzettl hier seine eigene Meinung
zum Ausdruck ,gebracht hat. Denn Ihier kann
man nicht sagen, der und der ist nicht schuld,
sondern diese Todesopfer fordern die klare
Herausarbeitung, wer tatsächlich daran
schuld ist. (Abr,;. Dr. Haberzdtl: Wird das
Oericht herallsbrinr,;en!) Meine feststellung
bedeutet nicht einen Eingriff in das Gerichts­
verfahren, sondern sie bedeutet, daß der Land­
tag ·hierdie Aufgabe hat, zu untersuchen, wo
die Quellen für die Schuld überhaupt liegen.
Da müssen wir schon etwas anderes roekapitu­
lieren, als der Herr Kollege Haberzettl es
getan hat, der nach meiner Mei'l1Iung wider sein
ärztliches Gewissen gesprochen hat, sonst wäre
er nicht zu diesen Ausführungen gekommen. Ja,
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Herr iKoHege Haberzettel, ich kann sonst nicht
annehmen, daß Sie zu dies,en AUSl~ührungen ge­
kommen wären.

,Wie war es in Ybbs? Begonnen hat es
damit, daß Anfang April -des heurigen J.ahres
ein Schwein geschlachtet wurde, -das kurz vor
dem Verr,ecken !g'estanden ist, also ein krankes
Schwein! Dieses notgeschlachtete Schwein
wurde zur Emährung für diePfleghnge der
Heilanstalt in Ybbsan der Donau freigegeben,
und zwar von den Aerzten freigegeben,
allerdings :mit dem Hinweis, daß das Fleisch
nur nach 'sehr starkem Kochen dem mensch­
lichen Genuß :zugeführt werden darf. Kurze
Zeit darauf sind schon die ersten Typhusfälle
in dieser Anstalt aufgetreten. (Abg. Doktor
Haberzettl: Paratyphus.) Ja, worauf ist Pa­
ratY'phus zurückzuführen? (Abg. Dr. Haber­
zettl: Von einem kranken Schwein kann kein
Mensch Typhus bekommen. - Abg. Stein­
götter : Da hat er sich blamiert.) Aber vom
verdorbenen Fleisch. Paratyphus hat es hier
gegeben. ln dieser Anstalt waren auch Kinder
einer Sozialorganisation untergebracht, die
geg-laubt hat - und ich will hier nichts ver­
teidig-en, nichts beschönigen -, durch diese
Unterbringung billigere Preise Z'U erreichen.
Allerdings, wäre diese Sozi-alorganisation eine
kommunistische Organisation gewesen,die
"AJ1beiter-Zeitung" hätte sicherlich darüber
Schaüermärchen geschrieben. Aber man kann
die Frage 'Über die Auf1d.äl.1Uug der Ybbser
Geschichte nicht so stellen, daß man sagt: wer
trägt die Schuld, daß die Kinder überhaupt
hingekommen sind. rEs geht vielmehr darum,
wieso ist ,es dort überhau'pt zur Infektion ge­
kommen und zu der Ausbreitung der Infek­
Hon? Schon nach kurzer Zeit mußte festge­
stellt werden, daß nicht nur bei den Ki'ndern,
,die in -der Anstalt direkt 'untergebracht waren,
sondern auch ,bei -denen, di'e in der Nähe in
einer Baracke -untergebracht waren, die als
Schul-Landheim eingerichtet war, die Typhus­
erkrankungen zugenommen haben. Das war
deswegen, weil die Kinder, die zwar nicht in
unmitklbarem Kontakt mit ,den PflegHngen
dieser Anstalt gestanden sind, die Verpflegung
aus der Anstalt bezogen haben. !Daher kO'lmte
die Infektion nur mittels der Venpflegung
übertragen werden. (Abg. Dr. Haberzettl: Das
ist richtig.) ,Es wurden die Wasserversorgung,
die Kanalisation, der Küchenbetrieb und die
Leibensmittel 'untersucht. Nach den ärztlichen
Untersuchungen war das -alles einwandfrei.
Doch mußte die niederösterreichische Landes­
sanitätsdirektion einige Zeit darauf feststellen,
daß es sioh um eine einmalige massive Infek­
tion des ganzeIlJ Personenkreisesgehandelt hat,
d.i,e durch eine Speise hervof'gerufen wurde, die
mit Typhusbazillen verunreinigt gewesen ist.

Die gleiche Landessanitätsdirektion hat aller­
dings vorher in einer Aussendung erklärt, sie
hat überhaupt nicht gewußt, daß in Ybbs
Kinder zur IE rholung untergebracht sind. (Ab­
geordneter Dr. Haberzettl: Auch richtig.)
Nun ist das schon ,ein Fehler der Organisa­
tion des Gesundheitswesens. A'uch wenn diese
Anstalt der Gemeinde Wien gehört, so unter­
steht sie dennoch der Aufsicht ,durch die z-u­
ständige Landessanitätsdirektion. (Abgeord­
neter Dr. Haberzettl: Das ist eben nicht rich­
tig.) Auch ,unser Landeskrankenhaus in Spei­
sing unterst,eht nicht der Aufsicht der nieder­
österreichischen Landessanitätsdirektion, son­
dern der Wiener Sanitätsdirektion. (Abgeord­
f;eter Dr. Haberzettl: Ja, weil es ein Kran­
kenhaus ist, untersteht es der Sanitätsdirektion
von Wien. Aber in Ybbs ist keine Kranken­
anstalt, sondern eine Heilanstalt, und Heil­
anstalten unterstehen leider nicht dem Sani­
tätswesen.) Kollege Haberzettl, wer Zeit-ungen
:liest, hat aus den Annoncen immer wieder
feststellen ,können, daß der Verein "Volkshilfe"
für Yhbs immer wieder Kinder für Erholungs­
zwecke geslucht hat. Ich glaube, daß auch das
die Landessanitätsdi'rektion hätte wissen
müssen oder sich darüber häUe informieren
müssen, weil es schließlich ihre Aufgabe ge­
wesen ist und noch ist, sich über alle Vor­
gänge, -die nur irgendwie im Zusammenhang
mit dem Gesundheitswes-en stehen, r-echtzeitig
2:U orientieren. (Abg. Dr. Hablerzettl: War in
der Annonce auch enthalten, daß die Kinder
in die Irrenanstalt Ybbs kommen?) Alber man
hätte so ein Kinderheim ü'herhaupt untersuchen
müssen, man muß doch feststeHen, wo die
Kinder untergebracht sind, man muß das doch
ko'ntTollieren; wenn ein Gesundheitswesen
organisiert ist, dann muß man doch Üiberprüfen
und feststeHen, was da los ist. Aber das ist
nicht erfolgt. lDaher 'können wir 'nicht von der
guten Org-anisaüon des Gesundheitswesens in
Niederösterreich spr-echen. (Abg. Dr. Haber­
zettl: Wenn man nichts weiß, kann man nicht
reden.) Das ist immer so, daß man sagt:
,iMein Name ist Hase! Ich weiß von nichts!"
Das ist auch ein Standpunkt, den man ein­
nehmen 'kann. Das ist der Standpunkt, der im
heurigen Jahr einer Rei'he von Menschen das
Leben ,gekostet hat.

Dann wurde nach zwei Wochen, am 10. -Mai,
endlich eine Bazillenträgerin gefunden - eine
angebliche IBazillenh-ägerin. nas Krankenhaus
St. Pölten, wo die an Typhus ,erhankte Aus­
hiHsköchin untergebracht war, hat festge­
st1ellt, daß diese kein Ansteckungsherd ist. Aber
schließlich: ein Schuldi'ger mußte gefunden
werden! So wurde diese AushiHskächin ent­
lassen, mit der Begründung, daß sie IBazillen­
ausscheiderin sei, obwohl im Krankenhaus
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St. Pölten festgestellt wurde, daß sie keine ist.
Das Ergebnis ist, daß diese Aushilfsköchin
heute keinen Posten mehr findet, weil jeder
Angst hat, daß er durch sie mit Typhus infi­
ziert werden könnte.

Aher diese. mangelhafte Organisation des
Gesundheitswesens ist auch sonst in iErschei­
nung getreten. Man war geradezu bedacht
darauf, nicht zu sagen, in Ybhs sei Typhus
ausgebrochen. Das ,ist sog&r so weit gegangen,
daß man die dort auf Erholung weilenden
KinderZ'Urück nach Wien in ihr Heim ge­
schickt hat, und so dazu beigetragen ,hat, daß
sich der Typhus noch weiter ausgebreitet hat.

Es zeigten sich dann noch weitere Beispiele
der so "rglänzenden" Org.anisation des Ge­
sundheitswesens in Nieiderösterreich. Als es
sich darum gehandelt hat, die Erkrankten in
die Spitäler einzuliefern, da waren nic:ht einmal
genügend Infektionswagen vorhanden, um den
Abtranspürt der 'Er·krankten in einem raschen
Tempo durchzu.führen, das bei einer Infek­
tionskrankheit notwendig gewes'en wäre. Kann
man das als eine glänzende Organisation he­
z,eichnen, KoHege Haherzettl? Si,e haben hier
gegen Ihr besseres Wissen über diese 'frage
gesprochen. (Abr:. Dr. Haberzettl: Wenn der
Abg. Dubovsky ein Bazillenausscheider ist und
man untersucht ihn zehnmal, so kann er zehn­
mal negativ sein. Wenn er dann einen Darm­
katarrh hat, wird der Befund positiv sein. Du
sollst nicht über eine Sache reden, die du nicht
beherrschst!) Ich glaube schon, daß das
Schweigen über diese Toten auf diesem Ge­
biete das Angenehmste wäre. Das wäre das
Angenehmste, aber so leicht ist ,diese Sache
dennoch nicht! KoUeg.e HaberzetU erklärt, wie
glänzend hier in Niederösterreich die Seuchen­
bekämpf,ung organisiert ist. Dieser Ybbser
Typhusskandal hat gezeigt, wie wenig das
zutriHt, denn die Ueberweisung von Kindern
in ihre Heime hat den Ansteckungsherd er­
weitert, ebenso die verZJögerte Einweisung der
Erkrankten in die Spitä'ler.

All das zeigt, daß man sich nicht bemüht
hat, von Haus aus, richtig organisiert, diesen
Seuchenherd einzudämmen. Natürlich kommen
immer wieder - daraus ,kann man niemand
einen Vorwurf machen - Epidemien vor. Im­
mer wieder wird! die Möglichkeit bestehen, daß
da oder dort eine Seuche ,auftritt. Aber den
Wert einer Gesundheitsorganisation erkennt
man daran, wie sie in der Lage ist, diese
Seuche wirklich zu bekämpfen. (Abr:. Doktor
Haberz:!ttl: Daß du heute eine Türsehna!le
ruhig in die Hand nehmen kannst, hast du
diesen Ma(3nahmen zu danken. Im jahre 1945
hast du nicht einmal eine Türschnalle un­
besorgt in die Hand nehmen können, denn
damals - 1()45 - konnte dahei eine Kontakt-

infektion auftreten. Im jahre 1945 waret Ihr
am R.uder! Warum habt Ihr die 50.000 Oonor­
rhäe/älle nicht abgewendet?) Wie schaut es
mit den anderen Infektionskrankheiten in Nie­
derösterreich aus, von denen KoUege Doktor
Haiberzettl hehauptet hat, sie sleien so beschei­
den in der Zahl? Nehmen wir beispielsweise
die Diphtherie. Hier steht Niederästerreich in
der Zahl der Diphtherieerkrankungen an ,der
Spitze von ganz Oesterreich. 'Es 'gab im Jahre
1950 auf 100.000 Einwohner 150 Erkrankun­
gen! Wie steht es mit ScharIac1h? Während
der Durchschnitt für Oest,erreich 248 Er­
krankungen auf 100.000 Einwohner ist, ist er
in Niederösterreich 314!(Abg. Dr. Haber­
zettl: Dureh die Massenansammlungen in den
Schulen! Es ist ja kein Wunder, wenn ein
Kind Scharlach bekommt, daß die anderen
Kinder ihn dann auch bekommen!) Wenn wir
aufzeigen, daß die 'Sohulen nicht in Ordnung
sind, heißt es, die Kommunisten betreiben
Demagogie. Sagen wir, die Seuchen nehmen
zu, so sagt man, die Massenans,ammlungen in
den Schulen sind schuld daran! Wie ist das
dann wirklich? So kann man hier nicht ver­
antwortungsbewußt arbeif.en, so ist das un­
möglich!

Aber wie schaut es bei den ,an'deren Dingen
in Ni,ederösterreichaus? Wir sehen, daß in
Wien die Tuber'kulose zurückgegangen ist; ist
sie auch in Niederösterreioh relativ zurück­
gegangen? Absolut nicht, im Gegenteil, sie ist
gestiegen! 'Ich werde noch auf die Tuberkulose­
erkrank'ungen und auf die Reden des Kollegen
Ha'berzettl in der Or'uppe "Fürsorgewesen"
über die iKinderheilstätte Krems darauf zu­
rüokkommen, die wahrlich kein ärztliches
Ruhmeshl,att darskIlt.

Die zweite Sache, die wir in Niederösterr,eich
erlebt haben, war die fortedol-Angelegenheit,
bei der sich gezeigt hat, daß gleichfalls in der
Organisation und dem Verantwortungsbewußt­
sein des Gesundheitswesens etwas nicht stim­
men kann. Das Sozialministerium übersandte
der Landesregierung einige Kanister fortedoI.
Von der Landesregierung ging ein Kanister
nach Hainburg, einer nach Mistelbach. Der
Kanister, der zuerst als Fortedol,als Kon­
zentrat des Vitamins D bezeichnet gewesen ist,
hat diese Bezeichnung auf dem Wege nach
Mistelbach irgendwie verlor,en, und hier im
Amte ist im AktenIauf ,dieseB,ez,eichnung immer
weiter zurückgegangen. Letzten Endes, nach­
dem der Kanister mit Fortedol woohenlang in
Mistelbach herumgestanden ist - man wußte
mit ihm nichts anzufangen -, ist dann plötz­
lich der Inhalt desselben als 'normaler Leber­
tran zur A'usg,ahe gelangt. Die Folge war,
daß TodesfälIe eingetreten sind, und zwar
TodesfäHe unter Kindern, denen gerade dieses
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als Lebertran verabreichte Fortedol hätte Hei­
lung bringen sollm. Nun ist die Sache nicht
so ,gewesen, wie sie der Kol1eg,e Haberzettl
dargestellt hat, daß nämlich die Leiche obdu­
ziert und dabei ,festgestellt wurde, daß die
Todes'ursache F ortedoll ist, sondern zuerst hat
der Amtsarzt von Mistelbach obduziert und
ei'ne Lungenentzündung als Todesursache fest­
gestel1t. Erst als die ,Erkrankungen immer
stärker in Erscheinung getreten sind, hat man
sich hequemt, eine Obduktion der Leiche durch­
zuführen, 'und 'erst dann wurden diese sehr
charakteristischen Erscheinungen der Vt>r­
kalkungen durch Fort1edol festgestel1t. Das
Schönste da!bei ist ,aber, daß die Eltern des
Kindes, aas man mit fort'edol vergiftet hat,
vom Lande Niederösterreich eine Spitalsrech­
nung in der Höhe VOll' 18.000 S erhalten haben!
Es ist hier wirklich einiges vorgekommen, was
die glänzende Organisation auf dem Gebiete
des Gesundheitswesens neuerdings heweist.
(Landeshauptmannstellvertreter Popp: Hast
du dich nicht verredet?) 18.000 S Verpflegs­
kosten sind nicht so gering. (Nach einer Pause.)
Ich biHe um Entschuldigung, die Verpflegs­
kosten betr'ugen 1800 S. Genügt es aber
nicht, daß man überhaupt 'einen Betrag vor­
schreibt, wo schon ei'ndeutig die Schuld des
Landes, die Schuld der Gesui1dheitsorganisa­
tion des Landes, festgestellt worden ist? !Da
hat man noch die Stirne, den Eltern dieses zu
Tode gemarterten Kindes - und nichts an­
deres war es, wie wir aus den Schilderungen
des Dr. Haberzettel gehört haben - diese
Spitalsrechnung zu präsentieren! Das ist
wohl in diesem ,ganzen Skandal der Höhe­
punkt gewesen! Dieses fortedol hat drei
Ki,nder als Opfer gefordert, 14 Kinder sind
schwer erkrankt und w,ahrscheinlich für ihr
ganzes Leben mit schweren gesundheitlichen
Schäden behaftet. Wie ist das überhaupt mög­
lich, so fragt sich jeder, daß ein Medikament,
das auf der einen Seite eine hervorragende
Wirkung für die Heilung !besitzt, auf der an­
deren Seite aber in seiner konzentrierten Form
zum Tode führen muß, einf,ach literweise aus­
gegeben werden kann? Die Schuld liegt auch
hier in der Organisation des Gesundheits­
wesens vO'n Niederösterreich. Die Schuld liegt
auch hier ganz eindeutig darin, daß diese
Organisation nicht so beschaflfen' ist, wie
sie sein müßte, 'um solche Dinge von vorn"
herein z'u verhindern.

Wir haben - und ich möchte Sie hier daran
erinnern - das bereits vor zwei Jahren hi,er
i'l1 diesem Haus festgestellt; heut,e können wir
schon feststellen, daß 'gerade auf dem Gebiete
des Gesundheitswesens nicht nur eine iDoppel·,
sondern eine Vidgeleisigkeit herrscht. Die Be­
zirksgesundheitsämter wissen oft nicht einmal,

was in den Bezirksspitälern vorgeht, was in
den öffentlichen Kr,ankenhäusern los ist, weit
sie untereinander fast keinen, vielfach über­
haupt keinen Ko'ntakt besitzen. Wir haben hier
vom Kollegen Haberzettl seIhst üher den Zu­
stand vieler Mutterberatungsstellen in Nieder­
österreich gehört. Diese Mutterberatungs­
stellen sind nicht in diese gesamte Gesund­
heitsorganisation einhezo'g,en.

Es gibt aber noch eine Heiheanderer Dinge,
die uns schon vor zwei Jahren bewo'gen haben,
dem Landtag ,folgenden Anü-,ag zu stellen
(liest): "Die Landesregi,erung wirdaufgefor­
dert, soweit sie dafür zuständig ist, geeignete
Schritte zu unternehmen, um die 'Mehrgeleisig­
keit auf dem Gebiete des Gesundheitswesens zu
beseitigen und bei der Bundesregierung die
erforderlichen gesetzlichen Grundlagen zur
Vereinheitlichung des Gesundheitswesens zu
beantragen." Damals, vor zwei Jahren, als ich
in der Begründung dieses Antrages schon auf
die 'unerhörten Gefahren, die diese mange:lhaftc
Organisation des Gesundheitswesens in Nieder­
österreich in sich hirgt, hingewiesen habe, da­
mals haben 6ie den Antr,ag abgelehnt; auch
die beiden Aerzte, ,die sich hier unter den
Abgeordneten befinden, haben ihn abgelehnt,
obwohl gerade sie als A,erzte es besser noch
a'ls ich wissen müßten, welch ungeheure
Mängel 'vorhanden sind. Aber nur deswegen,
weil der Antrag von einem Kommunisten ge­
kommen ist, haben Sie den Antr,ag damals ab­
gelehnt, mit dem Ergebnis, daß in diesen zwei
Jahren nichts geschehen ist, daß uns Ybbs 20
Todesopf,er und das Fortedol drei Todesopfer
gekostet hat. All das hätte vermieden wer,den
können, 'wenn hier das Gesundheitswesen rich­
tig durchorganisiert worden wäre.

Aber nicht nur diese hei'den fälle zeigen die
mangelhafte Durchorganisierul1g des Gesund­
heitswesens. Der Abg. Haberzettl hat hier ,die
Zahlen der Säuglingssterblichkeit angeführt.
Ich habe auch diese Unterlage hier. leh habe
hier nichts hinzuzu,fügen, weil diese Zahlen
allein so anklagend sind, daß sich 'jedes weitere
Wort erübrigen müßte. Hier gibt es eine prä­
zise Stellungnahme eines der größten Kinder­
spezialisten, die wir in Oesterreich und weit
über Oesterreich hinaus besitzen, ,der beileibe
kein Kommunist 'ist. Der hat festgestellt, daß
es fast keinen Kulturstaat mehr gibt, mit
Ausnahme von Spanien - 'lund hier ist die
Kultur sehr zweifelhaft -, der eine so große
Kindersterb'1ichkeit aufzuweisen hat wie Oester­
reich. Aus den Erklärungen des Kollegen
Haberzettl aber ist letzten Endes nur folgendes
hervorgegangen: ,Nun gut, was sollen wir
tun? Wir haben haH in Niederösterreich nur
die Hausärzte, und wenn ,die.ILeute nicht zum
Doktor kommen, ist ihnen auch nicht zu helfen.

,

I
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Schauen wir uns einmal di,e nieder,österrei­
chischeIl! Spitäler ,an. Gibt es an einem der
Krankenhäuser Kinderabteilungen ? (Ruf: 0
ja.') Wo? (Ruf: In Speisinf(! und Stockerau/)
Aber mit einem Kinderarzt als Leiter? 0 ja,
die KinderabteHungen gibt es überall, wo
Kinder separat untergebracht sind. Sind diese
aher direkt einem Kinderarzt unterstellt? Hier
wird soviel KJ.age darüber geführt, daß der
ärztHche Nachwuchs nicht untergebracht wer­
den kann. Zeigt nicht die Zahl der Kinder­
sterhlichkeit von 7,2 'Prozent 'Schon auf, wi,e
groß ,die Möglichkeit für die Unterbringung
der Aerzte auch noch jetzt in Oesterreich 'ist
und wie notwendig diese Unt,erbringung der
Aerzte gerade auf dem Gebi,et der Kinder­
behandlung wäre?

IEs ist hier im Zusammenhang festzustellen,
daß die ärztliche Betreuung schon bei der wer­
denden Mutkr beginnen muß. IHier muß scho'n
der ärztliche Dienst einsetzen, der sich dann
bis ins Altersheim erstrecken muß. Die Auf­
gabe der AHgelffieinheit muß darin bestehen,
r,echtzeihg vorzubeugen, vorzusorgen, einzu­
greifen, um schweren JSchaden oder gar Todes­
opf,er zu 'verhindern. Davon ist aber in Nie­
derösterreich noch sehr weni,g z'u spüren. Man
ist hier bei einem Stand stehengebJi,eben, ,der
schon längst überwunden sein rnüßte. Hier ist
man in der ganzen Entwicklung steokenge­
blieben. .Das kommt auch darin zum Ausdruck,
daß man im ,Hudget von den Einnahmen des
Landes die zweitniedri:gste Post, nämlich nm
2,3 Prozent, für das Gesundheitswesen vorge­
sehen hat. Nicht mehr als 2,3 Prozent der Ein­
nahmen ist dem Lande, der Landesregierung,
die Gesundheit der Bevölkerung wert. Gerade
hieraher müßten in weit größerem, in weit
großzügigerem Maße MiHel eingesetzt werden,
um wirklich vorbeugend zu wirken, um hier
wirklich auf breitester Basis das Gesundheits­
wesen in Ni,ederösterreich zu organisieren.

Der Kollege Haberzettl hat bei der Beratung
der vorhergehenden Gruppe auch lüber die Kin­
derheHstätte Krems gesprochen. Er hat dabei
angeführt, daß seit neun Monaten ,ein rapides
Absinken des Belages dieser Kinderheitstätte
f,estzustellen ist. Das stimmt, was er da gesagt
hat, denn vor neun Monaten ungdähr haben
ja die Wahlen in die Gewerkschaft der öffent­
lich Angestdlten stattgefunden. In der Kinder­
heilstätte Krems haben nämHch mehr als
40 P'fozent der Beschäfi:gten 'nicht für die
OeIVP-SPOe-Liste gestimmt. Und seitdem hat
ein rapides Absinken der Zahl der Einweisun­
gen von Kindern in die Kinderheilstätte in
Krems einges,etzt, und zwar ein sehr rapides
Absinken.

Wie schauen auf diesem Gebiet die Verhält­
nisse tatsächlich laus? Nehmen wir uns die

Zahlen der Tuberkulosenfürsorge ,in Nieder­
österreich überhaupt her, die 'ja ,auch teHweise
noch dem fürsorgereferat unterste1lt ist, teH­
weise aber dem Gesundheitswesen eingegliedert
ist. Auch diese Tatsache beweist die 'schlechte
Organisation des Oesundheitswes'ens in Nie-·
der0sterreich. Wir kommen da zu sehr merk­
würdigen f,estst,eHung;en, vor allem zu der
feststellung, daß es in Niederösterreich 'vi'el zu
wenig Tubenkulosefürsorgerinnen gibt. Und
auch ,diese wenigen fürsorgerinnen werden
noch daran gehindert, richtige Sprechstunden
für die Tuberkuloseerkrankten abzuhalten, weil
si'e auch den Außendienst versehen müs'sen.
So ist die Z'ahl der Sprechstunden vo'n 13.539
im Jahre 1949 auf 11.496 im Jahre 1950 zu­
rückgegangen.In der gleichen Zeit wurde aber
festg:estellt, daß, während im Jahre 1949
14.369 fäHe in ,die Tuherkulosenfürsorjgeauf­
genommen wurden, 'es im Jahre 1950 'bereits
24.397 fälle gewesen sind. Das heißt, daß die
Zahl der zu Befürsorgenden, die Zahl der zu
Betr,euenden innerhalb eines Jahres 'um rund
10.000 angestiegen ist. Trotz diesem An­
stei,gen hat aber in Niederösterreich eine Ver­
minderung der Spredhstunden stattgefunden.
Wie schaut es :nun t,atsächlich aus? Gibt es
genug tuherkulose Kinder, um die 'Kinderheil­
stätte in Krems beschicken z'u können oder
nicht? Allein in Nieder'österreich sind bisher,
obwohl die Erfassung noch nicht sehr gut'
organisiert ist, über 2000 Kinder mit Tuber­
kulose erfaßt worden. Das allein schon zei'gt
die VeJ:1pfHchtung des L'andes auf, daß es
dafür zu sorgen hat, daß di,ese 'Kinder in
einer eigenen Heilstätteunterg,ebracht 'werden.
Wir wo1'len mit Kollegen HaberzetU gar nicht
darüber r,echten, olb ,in Krems die Lage für
diese Heilstätteg;ünsHg ist oder nicht; wenn
man aber der Meinung ist, daß die Heilstätte
in Krems klimatisch nicht entspricht, dann
soH man sie auflassen,aber zuerst :muß eine
andere Anstalt her oder zuerst muß dafür
gesorgt werden, daß die Kinder laufend irgend­
wo untergebracht werden können. Lieber sollen
die Kinder jetzt 'noch in diese Anstalt, die
auch von ärztlicher Seite her Anerk,ennung
gefunden hat,eingewiesen werden, um dort
HeHung z'u finden,als ,bis zum Jahre 1954,
wie der Landeshauptmannstellvertret,er Popp
gesagt hat, zu warten - ich glaube, es wird
aber 1955 oder 1956 werden -, bis die neue
Heilstätte eröffnet werden k,ann. Bis jetzt
haben wir nicht einmal das Gebäude ,für dies@
neue Heilstätte. Wir haben zwar voriges Jahr
dafür zwei MiUionen SchiHing und heuer weitere
zwei Millionen SchiHin,g bewilligt, aber das
Gebäude hahen wir noch nicht, um mit dem
Aus- und Umhau der neuen Anstalt heginnen zu
können. Hier sage ich also: Ueber die Kinder
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nach Krems, als in keine Heilstätte schicken.
Das muß doch unsere Aufgiabe sein. (Doktor
Haberzettl: Sie haben falsche Zittern cr,enannt,
nicht 2000 sind positiv, sondern 8000 sind
positiv; das sind aber keine Gnstaltsbedürttif(en
Kinder.') Ich kann noch mit anderen Zahlen
aufwarter!!. Ich Ik,ann 'Sie g,enau aufgliedern
und nachweisen, daß die Zahl der Knochen­
und HauHubefl1mlosen im Ansteigen begriffen
ist, und ger:ade Krems war die Spezialanstalt
für die knochentuberkulosen Kinder. Dort sind
noch heute knochentulbel1kulose Kinder unter­
gebracht. Wir sehen, daß in Ni,ederösterreich
im Jahre 1949 5746 Tuherkuloseerkr.ankungen
waren, während ,es im Jahre 1950 7664 waren.
Die Zahl der an offener Tuberkulos,e IErkrank­
ten ist im Zeitraum von 1949 auf 1950 von
403 auf 369 zurückgegangen. Das ist 'Vor
aHem dar,auf zurückzuführen, daß mit Hilfe
der chimrgischen 'Eingriffe, die im Landes­
krankenhaus Speising durchgeführt werden,
eine Eindämmung der ofif,enen Tuberkulose
erfolgt ist. Ich frage aber: Ist es für das ge­
samte Oesundheitswes'en nicht wichtiger, ist
es nicht entscheidender, vor allem zu verhin­
dern, daß es zur offenen Tuberk'ulose kommt,
also alles ,daranzusetzen, daß gerade im An­
fangsstadiumder Tbc die davon IBefallenen
eben durch Liegekuren, durch sogenannte
Mastkuren, von der Gefiahr der offenen Tbc
befreit wer,den? >Dazu dient auch heute noch
di,e Heilstätte in Krems, 'und deswegen ist diese
Heilstätte solange ei'ne Notwendigkeit, bis
eine andere H-eilstätte in Niederösterreichge­
schaf'fen ist. Es zeigt sich - ich habe das
klaraufgezdgt -, daß es 'bei der Kinderheil­
stätte Krems nicht darum geht, diese Anstalt
wegen der sinkenden Kinderzahl <ct'ufzulas­
sen, denn Lanrles1hauptmannstellvertreter Popp
mußte 9clbst imfinanzausschuß festste'llen.
daß die 'neue Anstalt mit einem ungefähren
BeJ:ag von 150 Beft.en !gehaut werden wird,
während jetzt in Krems nur 74, 72 oder 70
Kinder untergebracht sind, sondern ,daß man
dort mit der poEtischen Meinung der An­
gestellten nicht einverstanden ist. Darum will
man einfach eine Einschränkung oder Sper­
rung dieser Anstalt herbeiführen. niese Kin­
derheilstätte Krems r,eiht sich würdig an die
Vbbs-er Typhusaffäre und an den fortedol­
Skandal 'Sowie an das Säuglingssterben im
Mistclbacher Krankenhaus ,an. Die genannten
fäHe zeigen, welch ernste Gefahren, welch
ernste >Schwierig~eiten beim Gesundheitswesen
in Niederösterreich vorhanden sind.

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß im
Mistelbacher Krankenhaus Säuglinge ge­
storben und immer wieder gestorhen sind.
Jedem Arzt, der Patienten hehandelt, werden
Todesopfer vorkommen, das ist nicht immer zu

verhindern. Eine Schuld kommt erst dann
heraus, wenn man eine 'Reihe 'von Todesopfern
feststellt, ohne dagegen etwas Entscheidendes
zu 'unternehmen. Das war nun in Mistelbach
bei dem Säuglingssterben der f all. Erst als
es eine sehr große Zahl von Todesopfern ge­
gebert hat, hat der dortige Primarmzt die
Ueberführ-u'l1g der erkrankten Kinder nach
Wien und ihre Untersuchung in Wien bean­
tragt. Hier ist in der Kinderklinik sofort ein­
deutig die Krankheit festgestellt worden, hier
wurden auch eindeutige Maßnahmen zur Ge­
sundung der Kinder getroffen. (Dr. Haber­
Zl'ttl: Der Obduktionsbefund hat das ergeben;
dann ist alles geschehen, aber da war es schon
zu spät.) Wie schaut es bei der gut,en Organi­
satio'n des Gesundheitswesens in Niederöster­
reich aus? (Dr. Haberzettl: Du bist der An­
wärter tür den zukünlti,f!,en Sanitätsdirektor in
Niederösterreich.' ) Als in Mistelbach der Zu­
bau ,des Krankenhauses eröHnet wurde, hat der
Landeshauptmann Steinbäck dort erklärt, daß
gerade in Mistelbach seit dem Jahre 1949
wahre Hddentatten 'an der IOesund'heitsfront
geleistet wur,den.Man hat überhaupt keinen
Bezug auf di,e Tatsache genommen, die, wie
ich hier angeführt habe, die Ursache des Todes
einer Reihe von 'Säuglingengewes,en ist. Viel­
mehr hat maori in einer Verlautbarung der
Landesregier'ung dann kurze Zeit, nachdem die
Affäre bekanntgeword,en war, v'eröHenHicht,
daß der Leiter dieser Anstalt, also der für diese
Anstalt die Verantwortung Tragende, zum
Stellvertretenden Vorsitzenden im Landes­
sanitätsrat ernannt wurde. Das heißt also,
man billigt diese Arbeitsmethode, man billigt
diese Art der ßehandlung der Kranken.

Und wo liegen nun die Mängel bei der
Organisation ,des Gesundheitswesens? Hier
muß man meiner Meinung nach schon an der
Spitze der Verwaltung beginnen. Leitende
Beamte haben mir im Gespräch immer wieder
gesagt, eine ,der Hauptursachen dieser Mängel
auf dem GesundheitsgC!biet ist darin zu suchen,
daß hier der Parteienproporz sozusagen ein­
gegriHenhat, daß beispielsweise die Landes­
sanitätsdirektion dem ILandeshauptmann Stein­
böck untersteht, und die fürsorge dem Landes­
rat Brachmann unterstellt ist, daß man also
nicht aUes, was irgendwie mit der Gesundheit
und mit dem Gesundheitswesen im Zusammen­
hang steht, einheitlich einem Referat unter­

.stellt hat. Auch im beamteten Referat ist es so.
Und Kollege IHaberzettl hat hier dara'uf hin­
gewiesen, daß nicht nur die Kinderheilstätte
Krems aus dem fürsorgereferat herausge­
nommen und dem Sanitätsreferatunterstellt
gehört, sondern daß auch die Mutterberatungs­
stellen aus dem fürsorgerefemt herausgenom­
men werden müssen, weil gerade die Mutter-
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beratungsstellen schon eilue entscheidende Vor­
a·uss.etzung für die spätere gesundheitliche Be­
treuung darstellt. Auch die Landesrheil- und
-pflegeanstalten, die heute noch dem ,fürsorge­
referat unterstehen, müßten schon längst dem
Sanitätsreferat angegliedert sein, weil sie
heute von hloßen ißewahnanstalten zu Heil­
anstalten geworden sind. Den:l die fortschritte
auf dem Gebietle der Medizin haben gezeigt,
daß auch bei den Geisteskranken Heilungs­
möglichkeiten vorhanden sind.

Aber mehr noch. leh glaube, a·uch 5C':1Ist müßte
das Sanitätsrefemt umorganisiert werden. Ich
glaub.~, es ist auf die Uauer untrag1har, daß
der verantwortliche Sanitätsdirektor für diesps
Land, das in seiner Ausdehnung das 'größte
Bund.esland Oesterreic'hs ist, gleichzeitig auch
Nebenfu11'ktionen, Nebenämter bekleiden kann.
Ich halte es auf di·e iDauerfür unmöglich, daß
der Landessanitätsdirektor gleichzeitig Direk­
tor des Speisinger Krank·enhauses sein kann
und - ich weiß nicht, ob ,er es noch ist ­
auch Direkto'r des Spitals des Goldenen
Kreuzes. Etwas kommt dabei zu kurz, und
weder das Krankenhaus in Speising 'noch die
Angelegenheiten ·der Landessanitätsdirektion
dürfen zu kurz kommen. Hier muß man schon
von oben an beginnen, und alles, was auf dem
Gebiet,e des Gesundheitswesens zusammenge­
hört, zusammenf:assen, durchorganisieren und
mit wirklichem 'Verantwortungsbewußtsein er­
füllen.

Da werden sich 'ja 'gerade i'n der nächsten
Zeit große Aufg1aben amh für das Land Nie­
der<österreich ergeben. Wir haben im Finanz­
ausschuß gester.n in der Oeneraldebiatte gehört,
wie es um die Lage der niederösterreichischen
Spitäler bestellt ist. Die spitalerhaltenden Ge­
meinden haben gestern eine Tagung abge­
halten. Ich weiß nicht, zu welchen Entschlüssen
es dabei gekommen ist. Aber schon aus den
Ausführungen im finanzaussC'huß ist hel'vor­
gegangen, daß die Gemeinden einfach nich~

mehr in der Lage sind, ausschließlich für die
Erhaltung der Spitäler aufzukommen, daß das
Defizit der Krankenanstalten in Niederöster­
reich Aus:maß,e angenommen hat. die es den
Gemeinden unmöglich machen, diese Defizite
weiter zu tr.agen. Diese Defizite haben dazu
geführt, daß beispielsweise die Stadt 'Baden die
Gemeinden ihres Bezirkes ersucht hat, Be­
träge ,für die Anschaffung von Spitalsdecken
aufzubringen, das heißt also, daß das Kran­
kenhaus in IBiaden nicht einmal mehr über
soviel Mittel verfügt, um die Decken für die
Betten der Kranken ,erneuern und er,gänzen zu
können. Wir wissen, daß gerade diese für die
Gemeinden untragbaren Defizite dazu 'führen,
daß diese Gemei!nden versucht sind, vor allem
bei den Einrichtungen der Spitäler zu sparen.

Wenn man einzelne Spitäler untersucht, wird
ma'n feststellen müssen, daß die Einrichtungen
du Spitäler immer mehr und mehr hinter den
Notwendigkeiten zurückbleiben.

Ich ,gllaube, daß es notwendig ist, daß hier
w.inklich der ganze Landtag einhellig und
einmütig dafür eintritt, daß die §§ 48 und 49
des Spitalserhaltergesdzes wieder in Kraft
gesetzt werden. Die AußerkraftsetZ'Ung dieser
beiden Paragraphen ist ein eigenes Kapitel.
Nach ·der Okkupation Oesterreichs durch die
Deutschen wurde damals, nachdem die deut­
schen Vorschriften in Anwendung 'gebrac1ht
wurden, das Deutsohe Reich der Pflicht ent­
hoben, die drei Achtel der Spitalskosten auf­
zubringen, die bisher vom Bund zu leisten
waren. Diese drei Achtel wurden von der da­
rnahgen Gauselbst'verwaltung übernommen, so
daß die Gem~inden für ihre Spitäler weiterhin
zwei Achtel zu bez:ahlen hatten, während der
Gau - das Land - sechs Acht'el bezahlt hat.
Im jahre 1941 sind dann plötzlich durch einen
SchneHbrief des z'uständigen Reichsminisf.e­
riums in Berlin die Gemeinden verständigt
worden, daß diese 'Verpflichtung des Gaues ­
des Landes - aufgehoben wurde und daß die
Gemeinden nunmehr - seit dem jahre 1941­
restlos für alle Kosten und für ,aHe Abgänge
des Spitals aufzukommen haben. Und daran
hat sich bis heut,e nichts geändert.

UeberaH dort, wo es für die Bundesregie­
rung Vorteile gebracht hat, sind die reichs­
deutschen Vorschriften 'und Gesetze sehr rasch
außer Kra'ft gesetzt worden. Hier, wo es sich
damm handelt, eine in der österreichischen
Gesetzgebung festgelegte Pflicht wieder fest­
zusetzen, hier haben weder Bundesregierung
noch Landesregierung die entscheidenden
Schritte unternommen, um den Gemeinden
wirkliche Hilfe in ihrer Bedrängnis bezüglich
der SpitalserhaHung zuteil werden zu lassen.

Wir haben im finanza·usschuß gehört, daß
für Niederösterreich die Gefahr besteht, ,daß
di'e Gemeinden, weH sie nicht mehr weiter­
können, zu dem IEntschluß kommen werden,
die Spitäler zu schließen. Der KoHege Wondrak
hat das als 'eilnen europäischen Skandal be­
zeichnet. Er gehört mit hinein in diese ganzen
Skandale, die wir auf dem Gebiete des Ge­
sundheitswesens im heurigen jahr erlebt
haben. Es ist hez'eichnend, daß auch die Lö­
sung dieser frage so lange hinausgeschoben
wird, bis es fast zu spät sein wird. Erst wenn
wahrscheinlich wieder eine <Reihe von Menschen
wird ihr Leben I,assen müssen, wird man sich
gegehenen Orts dazu bequemen, die Bestim­
mungen der §§ 48 und 49 des Spitalserhal­
tungsgesetzes wieder i'n Kraft zu setzen. Es
bleibt also nicht sehr 'Viel von der guten Or­
ganis,ation übrig. Es gäbe noch sehr viel dar-



sorgen, daß die Gerichte weiter bestehen, so wie
alle anderen Einrichtungen, ja 'so wie Oester­
reich selbst.

Ich habe heute schon einmal auf den inter­
essanten Vortrag des Bürgermeisters Doktor
Oreiter aus Innsbruck a'ufmerksam gemacht,
der gefordert hat, daß Politj:~er nicht ver­
gessen dürfen, sich der 'Fachleute zu bedienen.
Ich komme nochmals auf ,die Tatsache zurück,
daß hier im ,Ha'use solche Fachleute sitzen; das
kann ich als alter Mensch, der sich schon fast
vierzig jahre als Arzt mit der Medizin befaßt,
ohne Ueberhehung ruhig 'Von mir behaupten,
und ich weiß auch, daß der Kollege Haber­
zettl, ,der zw.ar mein politischer Gegner ist, als
Arzt von di,esen Dingen das Entsprechende
versteht, um hier darüber zu reden. Man kann
zum Beispiel Paratyphus und Typhusnkht in
einen Topf werfen, sondern man muß wissen,
daß das zwei ganz verschiedene Krankheit€n
sind. Man muß weiter auch wissen, daß gerade
die Frage der Bazillenträger I1nd der IBazillen­
ausscheider eine der schwieri'gsten Fragen der
Medizi'n 'und hesonders der Infektionskrank­
heiten ist. Ich weiß zum Beispiel, daß wir so
eine TyphuSibazillenausscheiderin im Sankt­
Pöltner KrankenhauS" drei jahre hindurch
halten mußten, weil uns damals, vor zwanzig
j ahr,en, keine Behör·de sagen konnte, wo diese
Typhusbazillenausscheiderin hingehört, nach­
dem sie unwissentlich daran schuld war, daß
durch eine Reihe von J.ahren im Priest,erseminar
in San'kt PöHen jährlich ein, wenn nicht zwei
Alumnen den Tod gefunden haben. Als näm­
lich bei der ,Errichtung der Prosektur im All­
gemei'nen Krankmhaus Sankt PöHen durch
sorgfältigste Untersuchung aller Türschnallen
des Hauses festgestellt wurde, daß eine Pfört­
nerin an dieser nicht weichenden Typhus­
epidemie im Sankt-Pöltner Priesterseminar
schuld trägt, wurde diese Frau in das Sankt­
PöHner Spital eingeliefert. Dort mußte sie drei
Jahre bleiben, 'bis man sie 'endlich in ein Alters­
heim gab, das sich dafür 'verbürgte, dieSle
Typhusbazillwausscheiderin so zu halten, wie
sie im Sankt-Pöltner Spital gehalten wurde.
Dort hat sie noch zehn jahre gelebt, und
erst mit dem Ableben dieser Frau wurde diese
fast unlösbare Affäre erledigt. In den Spitälern
besteht die Verpflichtung, daß alle an Infek­
tionskrankheiten Et'kmnkten, also vor allem
Typhus- 'und Paratyphuskranke, di,e drdmal
den Stuhl, das mut und den Harn negativ
haben, zu entlassen sind. ,Man kann natürlich
nicht irgendeinen Kranken, nur weil er Typhus
gehabt hat, ewig im S.pital 'behalten.

Nun hat man im iSankt-'Pöltner Spital, wo
sich eine Prosektur befindet, die so:garvon den
Behörden, vom Bund und vom Land, dazu
ausersehen ist, alle diese Untersuchungen
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über zu reden und es gäbe noch sehr viel Bei­
spi,ele ,anzuführen, die zeigen würden - wenn
man zum Beispiel hier die ganze schulärztliche
und schulzahnärztliche Betreuung anführen
wür,de -, daß es mit der Orgianisation des
Gesundheitswesens in Niederöslterreich nicht
sehr gut bestellt ist, ja, daß das Gesundheits·
wes,en in Niederösterreich, wie ich bereits ge­
sagt habe, sehr krank ist. Der :Landtag möge
doc:h endlich, nachdem er vor zwei jahren un­
s'eren Antrag abgelehnt hat, dafür Sorge
tragen, daß die Landesregierung nunmehr
wenigstens angesichts dieser z,a'hllosen Todes­
opfer des heurigen jahres zu einer richtigen
Organisierung des Gesundheitswesens schreitet,
die dem ,Lande nichts kosten, sondern nur sehr
viel bringen wird.

3. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Ab­
geordneter Dr. S te i n gö t te r.

Abg. 'Or. STE,INGÖTTEiR: 'Hohes Haus! Ich
bin vor ,aUem dem Herm Kollegen DubÜ'vsky
dankbar dafür, daß er 'festgestellt hat, daß die
von ihm erhobenen Anklagen gegen die Sani­
tätsverwaltung des Landes Niederösterreich
nicht den politischen 'Referenten, Landesrat
Brachmann, treffen. (Abg-. Dubovsky: Festg-e­
stellt habe ich es nicht! - Landesrat Brach­
mann: Nimm es wieder zurück!) Diese ein­
fache FeststeHung soll dich (zu Abg-. Dubov­
sky gewendet), wenn du noch ein Gewissen
hast, zwi1lllgen, darüber 'nachzU'den~en, wi,eso es
zu dieser Tatsache kommt; mehr will ich hier
im aUenen Hause darüber nicht sprechen.

Es ist heute etwas festgestellt worden (zu
Landesrat Oenner g-ewendet), Herr Landesrat
Genner. Wenn ich Landesrat sage, Herr Lan­
desrat,sogilt immer der Beiname, den ich
gestern geprägt habe; er gil t so 'lange, solang,c
nicht auf einem anderen Teil desselhen Ge­
bietes eine Gutmachung erfolgt. Wir müssen
einmal den Mut dazu 'haben, ,auch diese Dinge
aufzuz,eigen, um sich nicht durch Schweigen
an diesen Dingen mitschuldig zu machen, und
zwar wir alle, den Linkshlock mit einbegriffen,
der die Hauptschuld an di,esen Dingen trägt!
jeder, der hier im Saale sitzt, wird verstehen,
was ich meine. (Abg-. Dubovsky: Sag,e, daß
der Brachmann nicht als Landesrat anerkannt
wird! - Landesrat Brachmann: Nur von der
Besatzungsmacht nicht, das österreichische
Volk aber hat mich auf diese Position gesetzt!)

Es ist ,also festgestellt, daß ein gerichtliches
Verfahren schwebt und daß es ein allgemeiner
Grundsatz ist, wä'hrend diese gerichtlichen
Verfahren schweben, sich zu hüten, bereits
durch eigene Urteile dem Urteil des Gerichts­
verfahrens zuvorzukommen. Wir hahen in
Oesterreichund ,in Niederösterreich zu den
OericMen Vertrauen, 'und wir werden dafür
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zwei schwerst'en Fällen, aUe Kinder zur Heilung
zu bringen.

DasseIhe gilt auch hez'üglicoh des Fortedols
und seinen folgen. Tatsache ist, in Hainib'll1"g,
wo ebenfalls ein solcher Kanister hi'nikam und
wo die fürsorgerin ISO 'vorsichtig war, diesen
Kanister der dorti'gen rKinderärztin zu zeigen,
ist durch das lEingreifen dieser Aerztin 'eine
ähnliche rKatiastrophe wie in Miste'1'bacrh ver-
hütet worden. Das zeigt, daß tatsächlich auf
diesem Gebiet.e Umorganisierungen notwendig
sind, daß eine f'Ürsorgerin - und mag sie
noch so tüchtig sein - vor allem nichts mit
der Ausgabe 'von Medikament,en an Eltem und
Kinder zutun hat. Hier sind sicher Fehler ge­
schehen, und hier muß umorganisiert werden.
Hätte die Fürsorgerin in Mistelbach dasselbe
Empfinden ,gehabt wie die in Hainburg, wäre
sie rechtzeitig zum Arzt ge:gangen, so wäre
wahrscheinlich diese ganze Affäre verhütet
worden:

Es ist richtig, daß - ieh habe das heute
schon einmal gesagt - wir einösterreichisches
Sanitätsgrundsatzigesetz brauchen, und daß ,die
reinliche Scheidung zwischen rein fürsorigeri­
schen und rein medizinisehen Angelegenheiten
zu erfoIgen hat. Man sagt, das sei heute noch
nicht möglich. Man zitiert alle möglichen ge­
setzlichen Gründe. W'ir wissen, ein Rechtsstaat
muß immer wieder au'f dem IBuchstahen des
Gesetzes Ibehanen. Hier nach dem Rechten zu
sehen, ist A'ufgabeder Juristen. Wir Mediziner
sehen das 'vielfach nicht ein. Es kommt oft vor,
daß ich als Vertreter meiner Gemeinde _
sagen wir - im Städtebund bei manchen
fragen mich mit dem Jmisten herumschlage,
aber schließlich nachgehen muß, weH das Ge­
setz dem Juristen sagt, daß die IDinge in der
Verfassun'g eben so g,eregelt si'nd. Ich als Me­
diziner sehe das nicht ein, weil das Studium
der Rechtskunde auf ganz lander,en Gmndlagen
beruht als das IStudium der Medizin. Wir
Naturwissenschaftler haben überhaupt in vielen
Dingen Ansichten, 'Von denen wir nur hoHen
können, daß sie in der Zukunft Grundsätze
sein werden.

Nun komme ich zu einem der schwiefi.gsten
Probleme, das nur auf finanziellem Wege zu
lösen ist. Der Herr Landesrat MüHner ist
immer dann, wenn 'ich ihm etwas sagen. will,
nicht hier, er scheint immer vorher Z'U 'WIssen,
was ihm bevorsteht. (Heiterkeit. - Landesrat
Oenner: Er ist meist nicht da!)

Man muß den Herrn Landesrat MüHner ein­
mal zum Stadtrat Resch schicken, damit er
sieht daß Stadtrat Hesch, der in Wien dasselbe
Rde~atführt wie der Herr ILandesratMüHner
in Niederöst,erreich, die Verhandlungen mit den
Spitälern, mH dem IBund und mit den Sozial-
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durchzuführen, auch bei dieser Ybhscr Anstalts­
bediensteten ,dreimal negative Stuhl-, Harn­
und Blutbefunde festgestellt, und ist diese
Spitalshedienstete nach den Vorschriften dann
selbstverständlich entlassen worden. Das hin­
dert natürlich nicht, daß dann so ein iBazillen­
träger wie schon der Kollege Haberzettl ge­
sagt hat, durch irgendeinen Zufall wieder
B:azillen ausscheidet. Das ist das Schwierige.
Wir wissen heute, daß Infektionskrankheiten
immer wieder an den Ta'g treten, einmal ,da,
einmal dort, weil eben die frage der Bazillen­
trä:ger und ~ausscheider auch heute wissen­
schaftlich noch nicht völlig gelöst ist.

Alles andere, nämlich wer die Schuld hat,
vor aHemauch 'von den unteren Sanitäts­
organen und warum nicht rechtzeitig die Un­
gehörigkeit festgehalten wurde, daß in einer
Anstalt wo Geisteskranke sind, auch Kinder
zur Erholung unterg,ebracht werden, das wird
die gerichtliehe Untersuchung ergehen.

'Das Haus weiß, daß ich Ikein 100prozentig
überzeugter Föderalist in dem Sinne bin, wie
es jetzt in Oesterreich angepriesen wird. Denn
die Vorbedingung 'für diesen föderalismus ist
ja nicht mehr vorhanden. Es gibt drei iBundes­
länder die historisch nicht bedingt sind: Nie­
deröst~rreiC!h, Wien und das Burgenland. Also
es fehlt auf dem Gebiet des föderalismus bei
drei Bundesländern schon die sogenannte Tra­
dition, die historische Ueberliefemng. Und
immer wieder, bei jeder IBudget.debatte, ent­
weder im Ausschuß oder hier im Hause, er­
kläre ich zum K1apitel "AlIgemeine V'erwal­
tung" daß sich das österveichische Volk erst
mit großen Verfassungsfragen beschäftigen
muß bevor endgültig der Grundstein zm
Zweiten Hepulblik gelegt ist. Nach den bis­
herigen Gesetzen ist niederöst,err,eichisehen Be­
hörden ,die Einmischung in Angelegenheiten
des Wiener Gebietes nicht gestaHet. Die An­
stalt in Ybbs ist Wiener Territorium, ist das
Territorium 'eines selbständigen Landes, 'und es
haben sich eben die oSanitätsor,gane 'von Wien
darum zu kümmern, 'Ü1b in der dortigen Anstalt
Platz ist für die Aufnahme von erholungs­
bedürftiger Jugend. Ich :habe schon betont, das
Gericht wird alle diese Dinge zu 'erheben
hahen; warten wir ·den 'Spruch ,des Gerichtes
ab, wart,en wir alb, ob der Spruch des Ge­
richtes sofort angenommen wird. Und ,dann
kann natürlich öffentlich ,auch auf dieser
Tribün,e das Nötige ,Z'U dieser ganzen An:geIe­
genheit gesagt werden. Nichtsdestoweniger
konnte in die Infektionsabteilung des Kranken­
hauses in Sankt Fölten, wegen dessen Errich­
tung mir schon 'ein paarmal ein Vorwurf ge­
maoht wurde, der Großteil aller in Ybbs er­
krankten 'Kinder auf:genommen werden, so daß
es gelang, mit ,Ausnahme - ich glaube ----< 'Von
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v-crsicherungsanstalten allein führt. In Wien
hat das Sanitätsrefer-at in diese rein finan­
ziellen Dinge gar nichts dreinzurßden. <Diese
Verhandlungen führt der Stadtrat Resch, und
er muß sie führ'en. Es müßte sie aber auch der
Herr Landesrat Müllnerführen. Landesrat
Müllner betreibtaher eine Voge1-Stmuß-Politik,
er steclkt den KopF ei'nfach in den Sand 'und
wartet, bis das große Wunder geschieht und
dieser Spitalskandal - auch ich gebrauche
ruhig dieses Wort - endlich 'gelöst wird. Seine
Vogel-Strauß-IPolitik wird ihm nicht helfen.
Herr Lan-desrat M'Üllner hat meiner 'Bitte
wieder nicht >Rechnung getmgen. Ich habe vor­
gestern im finanz-ausschuß ... (zu Landesrat
MÜllner, der eben den Saal betritt): Jetzt
kommt er endlich! (Heiterkeit.) 'Ich warte
schon, bis Sie -Platz genommen haben. ", ich
habe also vorgestern im Finanzausschuß den
Hefr'll! Landesrat Müllner gebeten, am nächsten
Tag zu den Besprechungen der spitalerhalten­
den .Gemeinden zu 'kommen, ich habe ihn
auch aurmer'ksam gemacht, daß es sich dabei
nur um ein Drittel sozialistisch verwalteter
Gemeinden und um fast zwei Dri ttel von
der Vo.Jkspartei verwalteter Gemeinden han­
delt, daß es also wirklich eine überpartei­
liche Angelegenheit ist. Nach meiner Ueber­
zeugung hätte er hingehen müssen, er war aber
noch nie bei diesen Verhandlungen zugegen.
Das ist auch einer der Gründe, warum diese
Verhandlungen immer im Sande verlaufen. Ich
hahe z'u ihm gesagt: Sie waren nicht anwesend,
Erkundigen Sie sich bei Stadtrat IResch, auch
er führt ,alle IVerhandlungen über finanzfragen
der Spitäler mit dem Spezialreferat und mit
dem Bund. Es ist für Sie - ich sage esganL
offen -- eine Pflicht, es dem Stadtrat Resch
gleich zu machen, weil es sich hier ja um finan­
zielle fragen handelt. Auf dem Parteitag der
Sozialistischen Partei habe ich gesagt: Solange
nicht die finanzreferenten aller Länder zu­
sammen mit dem iFinanzminister und mit den
Sanitätsreferenten hier förmlich wie in einem
Papstkonk\.ave zusammengeschlossen werden
mit der <Drohung, sie nicht früher herauszu­
lassen, bis die Verhandlung zu einem guten
Ende 'geführt wird, solange werden wir zu
kein,em Ende kommen oder es müssen die Ge­
meinden zu dem letzten Mittel greifen und die
Sch'ließung ihrer Spitäler verkünden. Gestern,
Herr Landesrat Müllner, haben diese Spitals­
erhalter noch einmal vor diesem letztw Schritt
zurückgeschreckt. Jetzt ist nur mehr drei Mo­
nate Zeit! Innerhalb dieser frist muß die
Sache erledigt werden. Die spitalerhaltenden
Gemeinden haben nämlich gestern 100proz-entig
beschlossen, im März des nächsten Jahres die
Schließung der Spitäler z'u 'Verkünden, wenn
nicht bis dahin eine Lösung der Spita'lsfrage

------~------

erfolgt ist. leh :stelle daher folgenden Reso­
tionsantrag (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert, bd
der ß.undesregierung neuerlich vorstellig zu
werden und dahin zu wirken, daß der Hund
zur Errichtung, Umgestaltung und Erweiterung
von öHentlichen Kmnkenanstalten sowie zu
den Kosten eines eventuellen Betriebsabganges
dieser Anstalten in ,dem Ausmaße beiträgt, wie
es die §§ 48 und 49 des Krankenanstalten­
gesetzes sein'erz'eit festgelegt haben."

Wir haben immer wieder festg,esteHt, daß es
bei einer modemen Anstalt, bei einem moder­
nen Spital keine kostendeckenden Verpflegs­
g'ebühren Igeben kann. Die Entwicklung der
heutigen Medizin bringt es mit sich, daß der
Spitalsbetrieb, wenn er entsprechend den An­
forderungen der Wissenchaft geführt wird,
heute zu derartigen Kosten führt, daß man
ehen Verpflegskosten kstsetzt, von denen man
unmöglich verlangen kann, daß sie die Sozial­
versicherungsinstit-ute allein oder, wie es heißt,
zU 90 Prozent tragen. Dazu tragen iaher nicht
nur die hohen Kosten der modernen Medika­
ment", und der modernen Untersuchung0n bei,
,sondern lauch ein Umstand, den wir endJich
auch hier oUen erörtern müss,en und den ich
auch in .früheren Debatten anläßlich ,des
Budgets schon ,einmal gestreift habe. Wir
hahen ion den 23 Spitälern Niederöskrreichs
5551 Betten; wir wissel" daß Niederösterreich
in seinem heutigen Umfang wirklich nicht mehr
als 6000 Betten braucht. Es wäre daher von
Uebel, wenn irgendeine Gemeinde oder das
Land weitere Abteilungen eröHnen würde, die
diese Zahl überschreiten. Dies.e 5551 Betten
werden nun VO'!1 50 Primarärzkn, 44 Assistenz­
ärzten -und 166 in Ausbildung begrif'fenen
Aerzten ärztlich betreut. Schon hier ,drohen
gewisse Gefahren. Wir haben zum Beispiel im
Sankt-Pöltner Spital im ganzen 40 Aerzte, das
sind Assist,enten, in A'usbildung begriffene
Aerzte und einige Gastärzte zusammengenom­
men. Diese 40 Aerzte wollen, und das gebührt
ihnen auch, die Nachtdienstwlage. Das kostet
nun dem Sankt Pöltner-iSpital, das sich in einer
außergewöhnlichen finanziellen Noblage be­
findet, wieder 150.000 S. für diese 150.000 S
ist momentan keine Deckung vorhanden. Diese
Ursache zwingt also auch wieder, für diese
Summe eine Bedeck'ung zu finden. Ich bitte, da
wirklich aufzupassen, .auch wenn Sie mir
momentan böse sind, Herr Landesrat Müllner,
bitte, passen Sie auf. (Landesrat Müllner: Das
kenne ich Schon lange, was Sie sagen!) Ich
glaube nicht, Herr Landesrat! Noch schwerer
wird die Lage mit den Schwestern. Diese 23
Spitäler in Niederösterreich werden von 896
Schwestern betreut, von denen sind 408, also
fast die IHälfte bereits, weltliche Schwestern -
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darunter sind auch 36 Säuglings- und Kinder­
schwestern - und 480 Klosterschwestern. Wir
müssen nun zur Kenntnis nehmen - vor
Jahren hat der Abg. Zach meine Meinung
bestritten -, daß der Krankenpflegeb,eruf in
den Orden -der Kirche 'von Jahr zu Jahr ab­
nimmt. Tatsache ist -das liegt in der IEnt­
wickl-ung der Zeit -, daß sich nicht mehr
genügend Novizinnen für diesen schwercn
Dienst melden. Ursache hierfür ist der ZerfaIl
Oesterreichs. Diese Schwestern sind früher
hau-ptsächlich aus Krain, aus den Küstenlän­
dern, aus KfOiatien, Südsteiermark oder Slo­
wakei, aus d;er sQlgenanntenWasserpolakei, und
auch noch aus einigen Gegenden der Tschecho­
slowakei gekommen. In der Mi'nderzahl waren
es niederösterreichische Novizinnen. Wir hahcn
also viele Or-den, denen sozusagen das Stamm­
land ihrer Novizinnen mit der Zerstörung
Oesterreichs einfach abgeschnittcn wurde. Diese
Orden werden nun langsam aussterben 'und wir
müssen also jetzt zu weltlichen Schwestern
greifen und haben deswegen eine ,Landes­
krankenpflegerinnenschule in Sankt P:ölten er­
öffnet; wir ihaben weiter eine Säuglingskranken­
pfl·egerinnenschule in Speising und jetzt zwei
geistliche Kr-ankenpfiegerinnenschuIen in Mistel­
bach und Wiener Neustadt - weil man glaubt,
dieses Aussterben dadurch noch verhindern zu
können - eröffnet. Mit den weltlichen Schwe­
stern hat es nun darin sein Bewenden, daß
diese Frauen bei ihrem schweren Beruf auch
eine entsprechende !Besoldung und Unterbrin­
gung verlangen. Wir wissen von Engl,and 'und
von Schweden, daß dort die Schwest'emnot
genau so groß ist wie bei uns, und wir wissen
weiter, daß wir in gewisser IBeziehung Abhilfe
schaffen müssen. Da stehen uns noch große
Aufgaben bevor. Wiea ,kann uns natürlich
auch in dieser Beziehung wieder 'vorangehen,
weil der Herr Stadtrat Resch scheinhar über
mehr Mittel verfügt. Wien baut ein Schwestern­
heim oder, wie es in England oder Schweden
genannt wird, ein SchwesternhoteI. Eine diplo­
mierte Krankenschwester wiE, wenn sie etwas
älter geworden ist, nur mehr aUein oder höch­
stens zu zweit untergebracht werden. Wir
haben in Sankt Fölten das ehemalige Standes­
amt aus der Zeit des NaNonalsoziaiismus zu
einem Schwesternheim umgestaltet, und diese
Villa, weil sie inzwischen besetzt war, mit
großen Kosten in ein Heim für 30 Schwestern
umgewandelt. Aber wir sind bemüht, in den
einzelnen Zimmern statt 4 nur mehr 3 unter­
zubringen. Trotzdem sagen diese Schwest,em
mit Recht, sie wollen zu zweit oder allein
untergebracht werden. Es muß sich auch di'e
Landesregierung, zusammen mit der Gewerk­
schaft, mit der frage heschäfNgen, wie man
die HonoTierung dieser 'Schwestern besser ge-

staUcn wird, man wird den Schwestern das
Aufrücken in C 5 ermöglichen müss-en, man
wird, um die Mai'uranti'll'nen 'in unsere Schwe­
sternschulen zu bekommen, di,esen Maturantin­
nen das Aufrücken dn IB unbedingt verspre­
chcn und auch erfüllen müssen, damit wir
überhaupt die entsprechenden Schwestern he­
kommen.

Das sind nun hedeutende A'usgaben für ,die
Spitäler, Ausgahen, die zeigen, daß die Ver­
pflegskostengebühren nicht Ikostendeakend :sind.
Darum müssen Land, Bund, Gemei'nden und
die Sozialverskherungsträger zusammen -diese
Defizite, die nicht mehr verschwinden werden,
tragen. Da müssen sie ,alle zusammenhelfcn,
da muß neben dem Sanitätsref'Cfat auch das
fiLTIanzreferat an den Verhaindlungen teil­
nehmen, damit endlich einmal di,ese drohende
Gefahr ,aus der Welt geschafft wird.

Wichtig ist natürlich, daß wir -uns, wi::l
überall bei der Errichtung 'und Gestaltung ,der
Spitäler, einer gewissen Planung hedienen.
Wir haben südlich der Donau jetzt lin Nieder­
österreich zwei voUkommen eingerichtete Spi­
täler, Kliniken könnte man sagen, das ist
Wiiener Neustadt und Sankt pölten. In Siankt
FöHen sind also acht Abteilungen 'und ei'ne
Prosektur vorhanden, in Wiener Neustadt
sieben Abteilungen 'und eine Prosektur. Da­
neben verfügt Sankt P'ölten über einen Kinder­
arzt und einen Nervenarzt als sogenannt,e
Konsiliöl'primarlii, die neben den 'anderen
Primarärzten die entsprechenden Fälle i:hres
Gebietes behandeln. Der Kinderarzt ist in die
Oeburtshilfeabteilung eingeschaltet und über­
nimmt mit ,dem Moment der Trennung des
Kindes von der Mutter die ärztliche fürsorge
für dieses Kind, so daß wir auch auf dem
Gebiete der Säuglingsbetreuung in Sankt
PöHen ,alle die 'for-derull'gen, die Professor
Reuß lin dieser Richtung 'erhebt, vollständig
erfüll t haben.

!Der Kollege HaberzetH wird es mir entschul­
digen, daß ich, weil ich gerade von den Säug­
hngen spreohe, noch einen Resolutionsantrag
bringe (liest):

"Die Landesregierung wir-d auf'gefol'dert,
zum Ausbau der Mutterberatung, rinsbesondere
zur Einrichtung einer ambulanten Mutter­
beratung, ,das Notwendige zu veranlassen."

Ich bin mir klar, daß das heuer nur in einem
ganz 1geringen A'usmaß erfo.Jgen kann, weil
ich mir selbst aus den Unterlagen der ver­
schiedenen Landesämter zusammengestellt
habe, daß eine komplette E,inrichtung von vier
ambulanten Mutterberat'ungen, die zur Be­
kämpfung der Säuglingssterblichkeit in Nie­
derösterreich unbedingt notwendig sind, die
Summe 'von 800.000 S erfor-dern würde. Das
ist also eine Aufgabe, die einige Jahre 'Re-
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ansprucht. Wir müssen es aber tun, denn der
Altersaufbau der niederösterreichischen Be­
völkerung wie überhaupt der österreichischen
ß,evölkerung ist nach den zwei Weltkriegen
ganz schIecht. Wir müssen bedenken, daß wir
heute eine Million der verschiedensten Rentner
zu 'versorgen haben und daß heute zwei
Arbeitende :auf einen Rentner kommen. Darum
müssen wir die 'Basis der iBevölkerung ver­
breitern. Wir 'haben infolge der zwei Welt­
kriege in der sogenannten Alterspyramide zwei
schwere IElilnkel'bungen zu v'erzeichnen. Wir
haben nicht die notwendige jugendbasis. Lesen
Sie mit Schaudern heute die Nachrichten in
den Zeitungen, welch katastrophale Ausdeh­
nung der Geburtenrückgang in Wien angenom­
men hat. Zum Glück können wir in Nieder­
österreich feststellelll, daß hier die Geburten­
freudigkeit eine größere ist als in der Haupt­
stadt Oesterreichs, sodaß wir in uns'erem Lande
dooh hQl~fcn können, daß wir nach Ueberwin­
dung aller Schwierigkeiten und besonders
durch eine entsprechende Mutterberatung den
nötigen Nachwuchs haihen werden. Diese Nach­
wuchsfrage ist eine der wichtigsten biologi­
schen und auch politiischcn Fragen Oester­
reichs. Wir müssen uns eben lauch ,dazu be­
quemen, dieser Frage ohne Scheuklappcn ent­
gegenzutreten.

,Es ist heute hier auch von verschiedenen
Fehlern gesprochcn worden, die geschehen
sind. Lassen wir hier zunächst ,das Gerichts­
verfahren vor sich gehen, und kommen wir
dann noch einmal zusammen, um eindeutig alle
diese F ragen zu lösen.

Freilich geht es uns bei ,der Medizin, geht es
uns beim Gesundheitswesen so wie dem sehgcn
Montecuccoli beim Kriegführen: dazu braucht
man Geld, Geld und wieder Geld. Dazu ge­
hört eine finanzielle Neugestaltung Oester­
reichs.

Ueber ,die Ursachen ist in diesem Ha'use
genügend gesprochen worden. Es sind auch
die Ursachen angeführt worden, die im allge­
meinen nicht mit demselben Pathos zum
Fenster hinausgeschrieen werdcn wie die Dinge,
die irgendeinem Teil nicht gefallen. Aber sie
bestehen. Sie werden erst einmal ein Ende
finden, wenn wir ein unabhängiges Ocsterreich
sind - wenn uns der St,aatsvertrag nicht
Fesseln auferlegt, die viel ärger sind als der
gegenwärtige Zustand.

Ho'her Landtag! Es list tatsächlich auf dem
Gebiete des Spitalswesens Gefahr im Verzuge.
Es ist manches noch z'u ändern und zu ver­
bessern, wenn wir auch nicht in den anklagen­
den, Ton verfallen wollcn, wie wir ihn von den
Rednern des tinksbloClks schließ:lich bei allen
Kapitdn gewöhnt sind. Ich habe mich nur
gewundert, warum nicht auch heute beim Ge-

sundheitswesen Amerika die entsprechende
Schuld trägt.

Wir wissen, daß Oesterreich - und es sei
das einmal auch hier gesagt, was ich in un­
zähligen Versammlungen schon gesagt habe~­

ein tragischer Fall ist. Ein großes Wirtschafts­
gebiet, vom Bodensee bis Czernowitz, von
Aussig bis Kattero, wurde zerrissen. Dieses
letzte Ueberbleibsel, Oesterreich genannt, war
von ständigen Geburtswehen befallen. Wir
haben aber schon einmal bewiesen, daß dieses
österreichisch,e Volk diesen Kem 'wieder zu
einer gewissen 'Höhe bringen kann. Wir sind
nicht bange, daß uns das nicht auch wieder
gelingt, solange sich alle anderen, die rin,gs
um uns sind, nicht einmischen, und wenn alle,
die Kritik üben, das nur in wirklichöskrrei­
chischem Sinne tun 'und nicht im Auftrag einer
fremden Macht.

Wir haben heute ein wichtiges Kapitel des
Landeshaushalts besprochen. Wir halben ruhig
alle Anklagen angehört, und dort, wo sie zu
recht bestehen, werden wir alles daransetzen,
Besseres an ,dieser Stelle zu schaHen. Wir
h,aben uns als wirkliche Demokratcn erwiescn,
die ruhig zuhören, wenn das alles getadelt
wird, was hier gemacht wurde, wenn hier Ab­
geordnete auftreten, die keine Arbeit schätzen,
die imstande sind, aHes zu verunglimpfen und
dem Sprichwort recht geben, daß am schlech­
testen die Vögel sind, die ihr eigenes Nest be­
schmutzen. Ich weiß, daß der gesunde Sinn des
österreichi~chen Volkes al1e die SchwieJ"ligkeiten
überwinden wird, damit auf diesem wichtigsten
Gebiete - 'ich zitiere wieder Tandler: es han­
delt sich um ,das organische Kapital eines
Staates, um ,die Gesundheit des Menschen ---­
Oesterreich in die Heihe rückt, wo alle anderen
Kulturstaaten Europas stehen. Wir 'werden! der
Welt beweisen, daß Oesterreich bestrebt ist,
&eineralten Tr,adition gemäß dieses Ziel zu
erreichen. Hier bin ich auch ein ,Freund der
Tradition. Oesterreich wird zeigen, daß es eine
große Ueberlieferung nicht nur zu bewahren
hat, sondern daß es durch seine internationale
Mission dazu beiträgt, den groß'en Gedanken
der Vereinten Staaten Europas und später der
Vereinten Staaten der Welt zu einer schöneren
Zukunft zu gestalten. (Beifall bei den Sozia­
listen.)

3. PHÄSIDENT: Z'um Wortge1angt Herr
Abg. Pos pis ch i 1.

Aibg.POSPISOHIL: Hoher Landtag! Ich
will mich bei dieser Gruppe mit der Frage des
Sports befassen. Unter dem Voranschlagsan­
satz 54-61 der Gruppe 5, ,,:BeihiHen an Sport­
verbände", ist diesmal ein Betrag von 180.000
SchiHing eingesetzt. Ursprünglich waren es
nur 120.000 S, also der gleiche Betrag wie im
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Vorjahr, das heißt, man hat sich mit der Ab­
sicht getragen, die vollkommen unzulänglichen
Mittel des Vorjahres auch im heuri,gen Jahre
nicht zu ändern. Aber a'uch die T,atsache, daß
man nun im Nachtrag diegen Betrag, 'um
60.000 S erhöht hat, ändert nichts daran, daß
man noch lange nicht von einer wirkhchen
Sportförderung in Niederösterreich durch das
Land reden kann. Wie sieht es mit den Bei­
hilfen für Sportverbände i'n Niederösterreich
überhaupt aus? Die Verteilung dieser Gelder
erfolgt keineswegs nach ,der Zahl der in ,den
Sportverlbänden tatsächlich organisierten Sport­
ler, sondern die Gelder werden nach ,dem Par­
teiproporz unter den Verbänden der Koalitions­
parteienaufgeteilt. Man fördert den Spor!
,daher nur insof,erne, als er unter den Fahnen
der beiden Regierungsparteien hetüeben wird.
Man ist an einer Unterstützung des Sports nur
insoferne interessiert, als er, wie ich sc.hon
gesagt habe, unter dem Protektorat der einen
oder anderen großen Partei im Lande be­
tr,ieben wird. Ich glaube aber, daß man bei
tiner wiflldichen Unterstützung des Sports vor
(tl1em daran denken müßte, daß es nicht nur
.darum geht, den Sportverbänden zu helfen,
Sportgeräte anzuschaffen oder was man sonst
dazu braucht, sondern, daß man vor aJ.1em daran
denken muß, daß die För,derung des Sports
einen wesentlichen Faktor zur Erhaltung der
Gesundheit unseres Volkes darstellt. Wie die
Verteilung ,dieser Mittel bisher gehandhabt
wurde, hat nach meiner Meinung mit der Ge­
rechtigkeit nichts zu tun. Man muß feststellen,
daß die Mittel, die voriges Jahr an die Turn..
und Sportunion und an den As:kö sowie an eine
Heihe von kleineren Sportverbänden, wie zum
Beispiel die Naturfreunde usw., zur VerteiIung
kamen, während der größte niederösterreichische
Allgemeine Sportoverband, dem 40.000 organli­
sierteaJktive Sportler angehören, nichts el'halten
hat. Die nieder1österreichische Landesregierung
hat es alber nicht an Bemühungen fehlen lassen,
das ihrer Meinung nach demokratische Prinzip
sogar noch dadurch unter Beweis zu stellen,
daß sie die diesem Veriband einmal schon zu­
gesagte Summe von 5000 S im nachhinein
wieder gestrichen hat. Ich glaube, daß es vor
allem zunächst einmal notwendig sein müßte,
einen etwas ,größeren Betrag für die Förderung
,des Sports in Niederösterreich auszugeben, und
ich erlaube mir daher folgenden Antrag an das
Hohe Haus Ztll steHen (liest):

Oer Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der Voranschlagsansatz 54-61, ,Beihilf.en

<tn Sportverbände', ist auf 300.000 S zu er.
höhen."

Hinsichtlich der Verteilung der Mittel glaube
ich, wäre es auch angebracht, den Zehntausen­
den Sportlern in Niederösterreich einmal zu

zeigen, daß man es mit ,den demokratischen
Grundsätzen wirklich ernst meint. Wenn das
Buindesminister,ium für Unterricht die Vertei­
lung der Mittel aus dem Sporttoto an die drei
Verbände, nämlich an ,die Turn- und Sport­
union, den Askö und lan den Allgemeinen
Sportverband, bisher vorgenommen hat, so
glaube ich, daß die Landesregierung nicht
päpsHicher als der Papst sein braucht und
auch hier 'nach einer ähnlichen Art eine Ver­
teilung dieser Mittel vornehmen kann. Ich er­
laube mir daher, lauch dieshezüglich 'folgenden
Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landta,g wolle beschließen:
"Di,e :Landesregierung wird aufgefordert, bei

ein Verteilun'gder Beihilfen an Sportverbände
die österreichische Turn- und Sportunion, den
Askö ulnd 'deI! Allgemeinen Landes:sportvlerband
Niederösterreich in gleicher Wei&e zu berück­
sichtigen, da auch das IBundesministerium für
Unterricht die genannten Verbände bei der
Verteilung der Mittel aus dem Sporttoto ,in
gleicher Weise :beteilt."

Eine weitere wirkliche Hilfe - obwohl es
sich bestimmt nicht 'um eine große Sache han­
deH - wäre meiner Meinung nach, wenn man
vor allem die Z'lllassung von 'Lastrkraftwag'en
für den Tmnsport von Sportlern und Sport­
gruppen dadurch erleichtert, daß man für die
Fahrzeuginhaber keine neuerlichen oder ,beson­
deren Belastungen vornimmt. Ich glaube, daß
es auch hier angebracht wäre, eine wirkliche
Förderung des Sports dadurch zu beweisen,
daß Sie für den folgenden Antnag stimmen.
Mein Antrag lautet (liest):

Der Hohe Landtag woHe beschließen:
"Die iLandesregierung wird aufgefordert, die

notwendigen Schritte in die Wege zu 'leiten, daß
den Bewerbern um SonderbewilHgungen zur
fall weisen Personenbeförderung mit Kraftfahr­
zeugen, soweit sie dem Transport von Sport­
,lern dienen, bei der Erfüllung der Voraus­
setZ'Ungen z'ur Erlangung derselben keine
Kosten erwachsen."

3. PHÄSIDENT: Zum 'Wort gelangt Abge­
ordneter Wo n d I' a k.

Abg. WONDHAK: Hoher Landtag! Das
Gesundheitswesen 'und der Gesundheitsdienst
Niederöst,erreichs wurde uns von zwei Mitglie­
dern des Hohen Hauses dargestellt. Allerdings
in zwei ganz verschiedenen Formen. Während
der erste Hedner meinte, daß im Lande alles
in bester Ordnung sei - er führte aus, daß
nicht nUr die gesamte Organisation des Ge­
S'undheitswegens makellos dastehe, sondern daß
alles, was drum und dran hängt, was das Oe­
sundheitswesen überhaupt ,ausmacht, wie das
Zurückgehen der Anzahl der Erkrankungen
und vor allem ,der schweren Erkrankungen
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u. dg1., ein Verdi'enstderLandessanitätsdirek- I
tion sei -, hat der andere Redner nachzu- ,
weisen 'Versucht, daß es bei uns im Lande keine'
gute Organisation des Gesundheitswesens gibt.
Das wurde noch durch einige Beispiele illu­
striert, in denen ausgeführt worden 'ist, daß
diese Mängel innerhalibder Organisation sogar
das größte Opfer, das erbracht werden kann,
nämlich Todesfälle,geforderthaberr. Wenn
man nun versucht, diese beiden Betrac'htungen
zu analysieren, käme man zu verschiedenen
Schlußfolgerungen. Nachdem ich mir nicht
zumute, in medizinische Dinge etwas dreinzu­
reden, 'und auch die verschiedenen Zahlen, die
uns die Stat,istiker zur Verfüigung stellen,
schon im Aufbau ganz deutlich erkennen
lassen, daß sie immer von einem ganz be­
stimmten A'usg,angspunkt aus erstellt worden
sind, will ich über diese Dinge nicht reden.

Ich will v,ielmehr eine andere Frage he­
sprechen, die heute scho'n von vielen Rednern
besprochen worden ist, die mir aber so wichtig
schei'nt, daß es unbedingt notwendig ist, über
diese Frage noch einmal zu sprechen. Wenn
wir vom Gesundheitsdienst und 'Von der Oe­
sundheitsorganisation sprechen, dann dürfen
wir nicht übersehen,daß die Trä'ger des ganzen
Gesundheitsdienstes am niederösterreichischen
Volk unbestritten die iKrankenhäuser sind. Es
mag schon sein, daß die Landessanitätsdirek­
Hon und die Amtsärzte 'verschiedene wichtige
Dinge im Gesundheitswesen zu erfüllen haben;
das wird von niemandem bestritten. Aber der
unmittelbare rDienst an den Menschen ,im Falle
einer Erkrankung wird von den Kranken­
häusern, wird von den 6pitälern geleistet. Und
deswegen sind wir der Meinung, daß diese
Stellen, die Krankenhäuser, so betreut werden
müssen und eine derartige Leistungsfähigkeit
haben müssen, daß sie den an sie gestellten
Anfol'derungenunter aUen Umständen ent­
sprechen ,können. Und deshalb muß es g,esagt
werden, daß die Krankenhäuser in Niederöster­
reich in Gefahr sind. Es ist bedauerlich, daß
leider der Herr Landesrat MüUner schon wieder
davongelaufen ,ist. (Zwischenrufe des Abgeord­
neten Tesar.) Nein, er versteht nicht die Situa­
tion, das ist sogar noch der mildernde Um­
stand, den man ihm zubilligen kann, sonst
müßte man sagen, daß er a'lS purer Gehässig­
keit - aus welchem Motiv weiß ich nicht -­
diese wichtige rF rage der ,Existenz ,der nieder­
österreichischen Spitäler Iganz einfach nichi~

versteheru will. Ich nehme also vie1lmehr das
erstere lan, denn 'ni'emand weiß um alles Be­
scheid. Nun aber ist es tatsächlich so, daß
derjeni'ge, der ,diese Dinge kennt, sagen muß,
daß es So wie bisher nicht weitergehen kann.
nie Ding,e werden auch nicht gelöst, wenn
IierrLandesrat Müllner -denn es ist eine

Geldfrage - sich so aus der Affär'e zu ziehen
versucht, indem er Besprechungen der Kran­
kmhausverwaltungen ganz einfach fernbleibt
und mit einer sehr, sagen wir, labilen Bemer­
kung 'ungefähr sagt: Ihr redet mir lange ,gut,
ich mache doch nichts in eurem Fall, weil mich
die Sache ganz einfiach nicht interessiert. Ich
bin derMeinun~g, daß ein derartiges Vel1halten
eines Mandatars unwürdig ist, und man diesen
tausenden kranken Niederösterreichern das
sagen muß, wie eine ihrer Lebensfnagerr von
einem maßgebenden Mandatar des Landes
behandelt wir,cl. leh spreche nicht ,gern in
diesem Ton, aber weil ich hier absolute Ver­
ständnislosigkeit vorfinde und 'im N amen von
22 Gemeinden spreche, ohne Unterschied ihrer
Parteienmehr'heit, so nehme ich mir heraus, die
Situation mit diesen harten Worten zu kriti­
sieren.

Es sind nun gestern die Gemeinden, die
SpitalerhaJt,er sind, beisammen gewesen, und
das Ergebnis, um es ganz :kurz :zu sagen war,
daß sie alle ,ein trostloses Bild über die Lage
ihrer Anstalten gezeichnet haben. Es hat dort
nur eine Farbe gegehen, denn alles wurde in
düsterem Schwarz gezeichnet. Glauben Sie
wir,klich, daß diese Oemeindevertreter aus
purem Uebermut, aus LustgefüMund aus leinem
Justamentstandpunkt heraus eine solche Situa­
tion schildern und 'nach 'Hilfe schreien'? Sie
tun es nur, weil 'für sie die Situation wirklich
so bedrohlich ist, daß man sagen kann, es geht
ihnen um das nackte ILeben. Ich 'glaube, keiner
Gemeindeverwaltung kann man diese Dinge
z'umuten.

Gestern haben die Gemeinden, die Spitals­
erhalter sind, endgültig zu dieser Frage Slel­
l'ung genommen und einmütig beschlossen, daß
sie diesen Dingen aus eigenem heraus ein
Ende machen. Sie haben, um die rechHichen
Voraussetzungen zu schaffen, eine Reihe wich­
tiger Beschlüsse gefaßt. Wir ,alle sind der
Meinung, daß die <Durchführung dieser Be­
schlüsse das ILand Niederösterreich vor dne
~ehr schwierige Situation stellen wird. Ich
bin aber überzeugt, ,daß 'keine Krankenhausver­
waltung mehr zurückschrecken wird, diesen
letzten Schritt zu tun. Darüber sind wir uns
gestern k'lar geworden. Wir müssen trac·hten,
daß die geforderteIl Maßnahmen verwirklicht
werden und ,diesen Gemeinden wirklich ,geholfen
wird. Es ist 'nicht so, daß die Gemeinden, die
Spitalserhalter sind, einseitig sind und die
allgemeinen Schwierigkeiten nicht verstehen
wollen.

Wir sind aher der M'einung, daß die vier
Komponenten, die daran interessiert sind, daß
diese F mge gdöst wird, erstens einmal den
guten Willen mitbringen müssen, die Frage zu
lösen, die gelöst werden muß: der Bund, der
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nach unserer Meinung die Hauptverpflichtung
für das Gesundheitswesen zu tragen hat, das
Land, das die unmittelbare Verwaltung in
unserem Gebiete ausübt, ,die Gemeinde - der
Spitalserhalter -- selbst und letzten Endes die
Sozialversicherungsträger als derjenige Faktor,
der diese Spitäler fast zu 80 Prozent für sich
ausnützt und in Anspruch nimmt. Wir sind der
Meinung, daß es da einen Ausweg geben muß.

In Niederösterreich hat es im vergangenen
Jahr rund 1,8 Millionen Verpflegstage in den
Spitälern 'gegeben. DasDefizit, dasdie'FÜ'hrung
dieser Kmnkenhäuser aufweist, wird mit rund
13 bis 14 MiHionenSchilling angegeben. IWenn
Sie diesen Betrag mit den Verpflegstagen in
Ver,gleich bringen, kommen Sie darauf, daß
ein jeder Verpflegstag ,den spitalserhaltenden
Gemeinden rund 7.50 S kostet. Darum 'geht es,
wer diese 7:50 S zahlen soll. Und sie müssen
bezahlt werden. Oder wollen ,Sie den Zustand,
der jetzt sciJJ.on best'eht, wirklich so weit treiben,
daß sie Spitäler, ohne daß sie es wollen, selbst
schließen müssen, wei'l einfach kein Geld mehr
Z'Uf ,Bezahlung der Löhne 'und Gehälter da ist
und weil die Geschäftsleute ,nichts mehr liefern
und auch die notw'endi,gen ärztlichen und sani­
tären Einrichtungen nicht geschaffen bzw. er­
halten werden können, die in einem Kranken­
haus unbedingt notwendi,g sind, wenn es nicht
ein iSeuchenherd statt einer Gesundheitseinrich­
tung sein soll?

Wir sind der Meinung, daß nach der Rich­
tung hin unbedingt der gute Wille aufgebracht
werden muß. Ich will mich nicht mehr in die
Details verlieren, ich möchte nur an die nie­
derösterreichische Landesregierung und an den
Herrn finanzreferenten Müllner die dringende
Bitte richten, diese Frage nicht zu bagatelli­
sieren, sondern den Alarmruf zu 'hören, den
alle Gemeinden, die ein Spital verwalten, aus­
gestoßen haben, damit es nicht wirklich zu dem
kommt, 'von dem ich gestern gesprochen habe.
Ich ,gliaube, wenn der gute Wille vorhanden
ist, wird es möglich sein, a'uch hier einen Aus­
weg zu finden.

Für ,das Gesundheitswesen müssen die not­
wendigen Mittel aufgebracht werden. Es werden
viele 'andere Dinge, wenn es s,ein muß, ebenfalls
geleistet. Was ist, wenn eine Katastrophe ein­
tritt? Dann muß man auch 'unmittelbar mit
großen Summen einspringen, weil man Kiata­
strophen nicht einfach aufhalten kann. Und
hier stehen wir 'Vor einer Katastrophe! Hier
muß also sogleich eingegriffen werden! Sofort
muß 'geholfen werden, wenn wir nicht in eine
Lage kommen wollen, die für alle sehr unange­
nehm wird. Diese Sätze wollte ich also gesagt
haben, und ich bin überzeugt davon, daß das
Land Niederösterreich, als der am stärksten
beteiligte Faktor in dieser Frage, die Initiative

ergreifen muß. Man kann hier nicht warten,
bis sich diese Frage irgel1dwie selber löst, es
muß vielmehr jemand da sein, der die Sache
in die Hand nimmt. Und dazu ist das Land I

Niederösterreich berufen. Ich bitte darum, daß
man diese Initiative ergreift, weil diese Frage
gelöst werden muß. Wenn man glaubt, daß
man diese Fr,age noch weiter hinausschiehen
kann, so sage ich abschließerrd, daß das ein
Irrtum ist. Hier ist Gefahr im Verzug, und wo
Gefahr im Verzug ist, muß rasch geholfen
werden, weil es sonst zu Ereignissen kommen
könnte, di,e z'u unabsehbaren Folgen führen
wür:den. (Beifall bei den Sozialisten.)

3. PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt Lan­
desrat Gen ne r.

Landesmt GENNER: Hoher Landtag! nie
Art, wie in diesem Hause von manchen Abge­
ordneten die gewiß ernsten und erschütternden
Vorfälle, die sich iim ,Laufe des Jahres ,ereignet
haben, behandelt wurden, hat mich veranlaßt,
z'u dieser Sache noch einmal das Wort zu er­
greifen. !Die ganze Art, wie das gemacht wor­
den ist, diese Art der Verschleierung, Ver­
tuschung undl V;erdrehung 'von Anfang an,
birgt die Gefahr in sich, daß sich solche /Er­
eignisse wiederholen, ,die wieder zur Gefähr­
dung der Gesundheit von ,Menschen, zur Ge­
fährdung der Gesundheit der Kinder oder gar
zum Tode führen könnten. Außerdem führt

, diese Art, mit ,der ,diese Dinge behandelt worden
sind, daz'u, daß die Schuldigen nicht bestraft
werden 'und der Tod der Kinder Ikeine Sühne
findet. Das ist die Gefahr und das ist aus
manchen Reden hervorgegangen. Der Herr
Abg. Hilgarth - es ist ganz gleichgültig, ob
es er oder ein anderer war, es ist in diesem Ton
ühereinstimmend 'Von mehreren Abgeordneten
beider Parteien gesprochen worden - 'hat er­
klärt, das Vertrauen in die Gesundheitspflege
und das V,ertrauen zu den Aerzten wird er­
schüttert, wenn ,in di,eser demagogischen Weise
davon gesprochen wird. Das heißt, das Ver­
tr,auen ist nicht durch die Tatsache erschüttert
worden, daß -ein Medikament, das in einer
Menge zur Verfügung gestellt wurde, ,die aus­
gereicht hätte, für alle Kinder in Ni'ederöster­
reich, die dieses Medikament brauchen, weil sie
Rachitis 'hahen oder davon bedroht sind, Ge­
sundheit zu ibringen, in einer Art v,erwendet
wurde, die zur Krankheit und zum Tode führte.
Das heißt mit anderen Wortw: Die Kinder
sind tot, man soll s.je schliafen lassen, man soll
nicht mehr davon reden, oder, wie ich schon
erwähnt habe, wie ein hoher Beamter di,eses
Hauses igesagt hat: "Der Teufel schläft nicht,
der Teufel hat die <Schuld." Jetzt will man das
Gras des Friedhofes über die Sache wachsen
lassen und nicht g'emeinsam darum Ikämpfen,
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zu untersuchen, was hier wirklich schuld ist.
Das sind doch nicht die Fürsorgerinnen, das
ist doch nicht allein der pensionierte Hofrat,
das sind doch nicht die armen Teufel, die unter
gekürzten iBezügen von ihren Posten enthoben
wurden, sündern das ,ist das ganze System und
es sind außerdIern ganz bestimmte Personen,
die dafür vemntwortlich sind; ,das ist ent­
scheidend. Diese ,Personen werden aber nicht
zur Verantwortung gezogen, sondern sie sitzen
noch in ihren Aemtern, und das ist für die
Gegenwart und für die Zukunft für die Ge­
sundheit der Bevölkerung Niederösterreichs von
entscheidender Bedeutung. Ueb2r diese Tat­
sache kann man nicht mit einem Satz himveg­
kommen. Man soll davon nicht in demagogi­
scher Weise reden, weil dadurch das Vertrauen
erschüttert würde. Das Vertrauen in das Ge­
sundheitswesen wird sofort wiederhergestellt
werden, wenn es gewissenhaft und richtig ge­
führt wird. Dann wird das erschütterte Ver­
trauen sofort wieder in der Bevölkerung her­
gestellt sein.

Mü ,dies,er Methode kann man davon nicht
ablenken, auch nicht mit der Methode, mit der
krebsen gegangen wird. M,an versteht über­
haupt nicht, wie das möglich ist, daß von einem
Abgeordneten, der vor ,einem Jahr hier noch
das Wort vom "christlichen Humanismus" so
großarhg gepredigt hat, ,eine solche Stellung­
nahme z'u einer solchen erschütternden Sache
eingenommen werden kann.

Es gibt aber noch eine andere Siache, die man
entlarven muß, und hi,er soll ,das einmal ge­
schehen. Wir werden so lange nicht über den
Tod der Kinder und den 'Gram der Eltern
schweigen, ibis die wirklich 6chuldigen 'bestraft
werden. Da wird gesagt, daß ein Gerichtsver­
fahrenanhängig ist, und daß ,alles untersucht
wird; Abg. Hilgarthhat gesagt, daß noch
nicht einmal eine Voruntersuchung durch­
geführt wurde. Da wird weiter gesagt, in das
Gerichtsverfahl:e'll kann man nicht eingrei,fen,
man kann auch kein Disziplinarverfahren ein­
leiten, weil nach dem Disziplinarrecht gegen
solche Beamte, gegen die ein Gerichtsver­
fahren läuft, nic'ht gleichzeitig das Dis­
zip'linarverfahren eingeleitet, sündern erst
nach Abschluß des Gerichtsverfahrens durch­
geführt werden kann. Aber es gibt hohe
Beamte, gegen ,die kein Gerichtsverfahren ein­
geleitet worden ist und gegen die die Landes­
regierung in ihrem Bereich das Disziplinar­
verfahren durchführen könnte. ,Sie will aber
nicht! leh erinnere daran, daß zuerst das Be­
streben 'bestanden hat, die Sache zu ver­
tuschen. Als das nicht mehr m6glich war,
wmde mitgeteilt, daß gegen lacht IBeamte oder
Beamtinnen die Anzeige erstattet worden ist
und daß im Interesse der Untersuchung die

Namen dieser Ang,ezeigten nicht genannt
werden können. A'ls auch das nicht mehr mög­
lich war, sind ,diese Namen aufgeschienen, und
was vorauszusehen war, ist eingetwffen: Es
w.aren die Fürsor,gerinnen, es waren also ,die
kleinsten Beamten, es waren diejenigen, denen
das Fortedol Z'UT Ausgabe übermittelt worden
ist, die allerdings auch Fehler gemacht haben,
was gerade durch das andere, das positive
Beispiel einer Jugendfürsorgerin in Hai't1'burg,
die zuerst gefmgt hat, bewiesen ist. Die An­
gezei,gten sind aber nicht die wa'hren Schul­
digen. Es ist unmöglich, daß diese Leute be­
straft werden, denn sie sind schon ,durch die
Enthebung vom Di,enst sehr hart bestraft,
während die wirklich Schuldigen überhaupt
nicht bestraft werden. Wie ist dann das ganz,e
Verfahren zustande gekommen, wie ist das ge­
macht worden? Es ist im Einvernehmen mit
dem Präsidium ,der Landesregierung, es ist
nach den Weis'ungen des Innenministeriums,
nach den Weisungen des Herrn Helmer, im
Einvernehmen mit der Sicherheitsdirektion ge­
macht worden, und es ist genau so gemacht
wor'den, wie es das Präs,idium der Landes­
regierung gewünscht hat. Es sind genau die­
selben Leute angezeigt worden, die die Landes­
regierung zur Anzeige bringen wollte, die sie
selbst vorgeschlagen hat. Ich erinnere mich
noch ,an die Unterredung damals. Ich selbst
war sehr krank, als ich diese Geschichte ge­
lesen habe. Ich bin natürlich auf.gestanden 'und
ich habe diesen hohen IBeamtcn gefragt: "Kön­
nen Sie ruhig schlafen?" Und er hatgeant­
wortet: "Warum denn nicht?'" leh habe ihn
weiter gefragt: "Haben Sie denn kein Gewis­
sen?" - weil selbstverständlich auch er daran
schul,d ist. Auch er ist daran schuld, daß das
geschehen ist; wenn man noch dazu die Sache
vertuschen und nichts davon wissen will, dann
ist man eben mitschuldig. Hier darf nicht aus
irgendwelc!hen Iparteipolitischen Gründen halt­
gemacht werden, sondern hier muß gegen den­
jenigen, der die Weisung hierzu gegeben hat,
der also die wahre Verantwortung zu tragen
hat, vorgeg,angen werden. Wem kann man er­
zählen, daß man nicht ausfindig machen kann,
wer auf den Kanister "Lehertr,an" geschrieben
hat. Es wird auch von der Doppelgeleisig:keit
gesprochen. Es ist richtig, was hier gesagt
worden ist und besonders was Abg. Dubovsky
zu dieser Sache ges,agthat. Man muß sich aber
einmal vorstellen, was da geschehen ist! Da
werden aus Schweden größere Mengen von
Medikamenten, zusammen mit anderen iDingen
'für das Gesundheitswesen und so weiter ge­
schickt. Damit ist eine ,große Propaganda
gemacht worden, ,das heißt, jedermann hat
davon gewußt, auch das Sanitätsreferat. Hat
sicb aber das Sanitätsreferatdafür interessiert,
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was mit diesen großen IMengen di,es,er Medi­
kamente g,eschieht, wie sie vert,eilt werden, ob
das planmäßig geschieht, ob sie in solche Be­
zirke geschickt werden,wo sie tatsächlich not­
wendig sind? Hat es das Sanitätsreferat nicht
'iJ];tere~siiert, welche lEIrfolge damit erz~e!Jtl

worden sind? Das muß ,doch 'für das Sanitäts­
referat eine interessante 'und wichtige Sache
s,ein, wie das verteilt wurde, wie 'sich das aus­
gewirkt hat 'und welche gesundheitlichen Erfolge
für die Kinder damit erreicht worden sind,
Nein, das Sanitätsr,eferat hat sich erst viel
später dafür interessilert, als die Kinder tot
waren, Das sind die Tats,achen, und diese Tiat­
sachen kann man nicht verdrehen, von diesen
Tatsachen kann man nicht ablenken auch nicht
mit versteckter und oHener Hetze gegen die
Sowjoetunion und die Länder der VO'lksdemo­
kratie, wie es in diesen Tiagen geschehen ist.
Wie das überhaupt eine Methode ist, zum
Budget SteIlung ~zu nehmen, zu der noch
einiges z'usagen sein wird.

Nun, es gibt noch viele solche Ißeispiele,
viele, sie gIei.chen dieser Methode, sie gleichen
immer eines dem anderen. Wenn eine solche
Sache auffliegt, dann wird das zuerst ver­
tuscht. Wenn es nicht mehr möglich ist, werden
einige Leute herausgesucht, von denen man
glaubt, daß man sie preisg'eben Ikann. Schluß,
reden wir nicht mehr davon. Wenn die Kom­
munisten davon reden, sind sie Demago,gen
und haben die Schuld, aber nicht die, die schuld
sind. Das ist eure Art des christlichen Hu­
manismus, dieses Geistes, dieses Ungeistes, der
zum Februar 1934 getührt hat, der dazu ge­
führt hat, daß ,im Schatten des "christlichen
Humanismus" Galgen für die Arbeiter ,aufge­
richtet worden sind. iDas ist ,die letzte Wil1kung,
die daraus hervorgeht. Und das muß man euch
einmal sagen, vieHeicht auch noch öfter. Es
gibt noch viele, viele solche Fälle.

Da ist zum lBeispiel das Krankenhaus
Speising. Ich weiß noch, wie diese Frage in
der Landesregi,erung zur Debatte stand und
die Errichtung des Krankenhauses selibstver­
ständlichals ein Fortschritt begrüßt worden
ist, der es an sich lauch ist. Es ist oft ,genug
festgestellt worden, daß es dem Zweck, zu dem
es ursprünglich bestimmt war, nicht ent­
sprochen hat. A'ber w,as da Geld hineinge­
schustert worden ist, was da Geld vertan
worden ist, ohne daß es seiner eigentlichen
Bestimmung, ,den Kranken zu nutzen, zugute
gekommen ist! Wenn man nur in die T'uber­
kuloseabteilung hineinschaut, wie das alles
herunterfällt, wenn man 'hört, daß viele
Arbeiten noch einmal gemacht worden sind,
wenn man sich dagegen die Zimmer des Sani­
tätsdirektors oder des Oberverwalters anschaut,
sieht man, wie hier die Gelder hinausge-

schmissen worden sind, Steuergelder, die Z'1l

anderen Zwecken bestimmt waren. Deber di'eses
Krankenhaus wird noch einmal sehr viel ge­
sprochen werden.

Ich möchte eine Sache erzählen, die sehr
charakteristisch .Ist. Ich 'habe vor einiger Zeit
selbst festgestellt, daß die Kost der Tuberkulose­
abteilung sich geg,enüber dem vorigen Jahr
stark v,erschlechtert Ihat. leh weiß, daß man hei
Klagen über Kost sehr vorsichtig sein muß,
besonders vorsicihHg bei Tu'beruMosen, ,deren
Mentalität natü,rIich durch ihre Krankheit
beeinflußt wird. Ich war sehr vorsichtig, ich
habe das selber gesehen, ich habe mit Kranken
gesprochen, habe mit Aerzten und mit Schwe­
stern 'gesprochen. Es war glanz Iklar, daß sich
die Kost verschlechtert hat und daß auch die
Menge, ,die an die Tuberkulosekranken ausge­
geben wird, kleiner geworden ist. leh haibe
selbst festgestellt, daß es oift nicht möglich war,
daß die Kranken noch einmal etwas Gemüse
oder Grießkoch - was 'bei Tubel1kulose eine
sehr große Rolle spielt -erhalten, weil es
nicht mehr ,da ist. leh habe die Ueberzeugung
gewonnen nach Gesprächen mit Aerzten, die
.aas selber z:ugege'ben haben; sie 'haben nur
gesagt: !Bitte, nennen ,sie michaher nicht ­
was sehr chamkteristisch ist. Ich habe das dem
Amts,direktor gesagt, darauf wurde eine Unter­
suchung durchgeführt. Es hat lan,ge gedauert,
bis ich 'von dem :Ergebnis etwas gehört habe.
Inzwischen habe ich einmal dem Herrn Amts­
direktor gesagt: leh mache iSi,e :besonders dar­
<mf aufmerksam, ,daß man diese Lieferung,en
von Brot und Wurst duroh üechäftslell'te, die
selbstverständlich alle der Volkspartei ange­
hören, überprüfen soll. Der Herr Amtsdirektor
hat darauf gesagt: "Ich habe ,auch den Ein­
druck, daß man das überprüfen sälI. Aber wie
kann man Beweise erbringen?" Dann ist ein
Bericht gemacht worden, in dem "allIes in
Ordnung" war. leh habe den Herrn Sanitäts­
direktor gefragt, wieso kommt es, daß ,die
Kost verschlechtert worden ist. Da hat er mit
dem Augenaufschlag deschristlichel1' Humanis­
mus geantwortet: "Kost verschlechtert? Ich
weiß nichts davon." - Seine 'Kost ist bestimmt
nicht verschlechtert worden.

Es ist mir draußen einmal erzählt worden,
daß der Sani'tätsdirektor nach der ,Fortedol­
Aiffäre dort war, um Medikamentenangelegen­
heiten zu überprüfen. Alle haben erwartet, daß
er kommen wird und besonders ~n die Tuber­
kuloseabteilung, um sich zu erkundigen, wie
es a'usschaut und was die Kranken zu essen
'bekommen, wie es mit der Ernährung steht. Er
ist nicht gekommen, er hat sich nicht dafür
interessiert. Dann hat er aber gesagt: "Von
einer IKostverschlechterung ist mir nichts be­
kannt!'l So ist auch dieser Bericht ,ausgefallen.
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Mittlerweile hat man mit den Aerzten ge­
sprochen und ges,agt, man wisse, die Tuber­
kulosen schmeißen Brot und Semmeln weg, sie
wollen das nicht essen, daher seien eigentlich
alle zufrieden. Ab,er eigentlich war dieser Be­
richt des Amtsdirektors eine bo,denlose Frech­
heit.

Wenn der Amtsdirektor geglaubt hat, weil
ich dazu zunächst geschwiegen habe, daß ich
das hinnehme, hat er sich geirrt. Er hätte
wissen müssen, nach den guten und schlechten
Erfahrungen, ,die er mit mir im Laufe von
sechs Jahren gemacht hat, daß das nicht meine
Art ist, so ,etwas :hinztunehmen.

Inzwischen ist ,diese ganze Clique in Be­
wegung gekommen, diese ganze Clique des
Arbeiter- und Angestelltenhundes, die überall
ihre Spitzel hat und überall herumschnüffelt.
Es istaHes so gemacht worden, daß ein
solcher Bericht herausgekommen ist. Das ist
sehr charakteristisch, denn es zeigt dieses g,anze
System auf, und es zeigt die Gefahren auf, die
sich daraus ergeben, die Gefahr vor allem, daß
es so weitergeht 'und weiter Menschenleben
gefährdet werden. Man hat dort einen ausge­
zeichneten Chirurgen, der ,große Erfolg'e ,aufzu­
weisen hat, dessen Kunst aber für die Katz' ist,
wenn nicht gleichzeitig alles andere getan
wird, was den T'uherkulosekranken n'ottut.

Ich möchte bei der Gelegenheit eine andere
Feststellung machen. Der Herr Landeshaupt­
mannsteHvertreter Popp hat am Vormittag in
der Schuldebatte - ich ha,be keine andere Ge­
legenheit, das mitzuteilen - auf di,e Tatsachen
nicht geantwortet, die in den Lehrerbriefen, die
ich verlesen habe, enthalten sind, sondern er
hat mich nur wie sein Kollege - Fraktions­
genosse hätte ich hald 'gesagt - Abg. Hilgarth
gefrozzelt, daß ich mir diese Briefe Ibestell t
habe. Es ist aber entscheidend, was in den
Briefen drinnen steht. Er als Schulreferent hat
vor allem die Aufgabe, hinauszugehen 'und sich
das selber anzuschauen. Das ist auch die
Pflicht jedes Abgeordneten, sich um all diese
Dinge zu kümmern, an Hand der Tatsachen,
die mandfa'ußen sieht -- und die sind oft sehr
erschütternd. Man kann sehr, sehr viel lernen,
wenn man dr,außen den Kontakt mit der Be­
völkerung hat, und man kann hier keine
ersprießliche Arbeit leisten, wenn man ,diesen
Kontakt nicht hat.

Nun hat mich der Herr Landeshauptmann­
stellvertreter Popp a'Uifgefordert, mich 'lieber um
andere Schulen zu bekümmern, die von der
Besatzungsmacht besetzt sind. Ich hahe die
erste Gelegenheit in der 'Pause benützt ­
wenn er es früher gesagt hätte, hätte ich es
schon früher getan -, das zu tun. In einem
Fall war 'es sofort feststellbar, wie sich die
Sache verhält, bei den anderen Fällen werden

Erhebungen gemacht 'und das Ergebnis wird
ebenfalls mitgeteilt werden.

Da ist di'e Mittelschule in Amstetten ,ange­
führt worden. Dort ist ein Spital der Besatzungs­
macht untergebracht. Vor einiger Zeit ist der
Landeshauptmann von Nied:erösterreich zur
Kontrollkommission gekommen und hat das
Ersuchen des Bürgermeisters von Amstetten
übermittelt, daß diese' Schule freigegeben wer­
den solle. Daraufhin hat der Kommandant in
Amstetten den Auftrag erhalten, gemeinsam
mit dem Bürgermeister ein ,anderes Gebäude zu
suchen, weil das Spital nicht aufgelassen wer·
den kann - mit jeder Besetzung sind ,all diese
Dinge verbunden. (Zwischenruf: Staatsver­
trag/) Am besten wäre ,der Abschluß des
Staatsvertrages - ganz richtig! -, weil dann
die Besetz'ungaufhören würde, die Besetzung
aller. Ich s,agealler, weil man ja immer nur
eine BesatZ'ungsmacht meint, wenn man das
sagt. (Widerspruch bei den Sozialisten. - Lan­
desrat Brachmann: Alle! Alle!) Schau dir das
Stenographische Protokoll an, was die gestern
alles gesagt haben!

Man muß aber di,ese Dinge verstehen, so un­
angenehm es ist. iDas Spital k,ann nicht aufge­
lassen werden. Daher wurde mitgeteilt, man .
solle versu.chen, ein anderes Gebäude zu finden, I
Als ,der Bürgermeister ein solches Gebäude nicht ~

ausfindig machte, wurde der Stellvertreter des
Herrn Amtsdirektors, der damals - glauhe
ich - krank war, gerufen und ersucht, dem'
Herrn Landeshauptmann zu sagen, daß er ein
solches Gebäude ausfindig machen solle. Vorher
schon war der Herr Landeshauptmannstellver­
treter Popp beim Oberst der Kontrollkom­
mission, und ,dieser hat ihn gebeten, ihm zu
helfen, damit ein solches Gebäude gefunden
wird. ,Landeshauptmaunstellvertreter Popp hat
'g,esagt, das sei nicht seine Sache, sondern Sache
,des Landeshauptmannes. Dann wur,de das iEr­
suchen an den Landeshauptmann mit dem ,B,ei­
fügen gestellt, damit das Spital nicht iaufge­
lassen werden muß, in Amstetten oder in der
Umgebung von Amstetten oder im Bezirk
Amstetten oder, wenn es nicht anders möglich
ist,auch in einem Nachbarbezirk ein anderes
Gebäude ausfindig z'u machen. Bis zum
heutigen T,age wird noch auf 'eine Antwort ,
gewartet. Ich kann mir 'vorstellen, daß es siehr
schwierig ist, ein solches Gebäude in Amstetten
ausfindig zu machen, daß es aber vielleicht
leichter ist, ein solches Geibä'l1de in einem an­
deren iBezirk zu finden. Ich habe aber ,den Ein·
druck, daß hier überhaupt nicht einmal der
Versuch unternommen wurde, ein solches Ge­
bäude zu finden, wie das ja bei allen anderen
Dingen, vom Staatsvertrag angefangen bis zu
den Randgemeinden, immer wieder der Fall ist.

Ein solches System des Hochmuts und der
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Verlogenheit ist, wie schon so manches ähn­
liche System vorher, zum Untergang verurteilt.

3. p:RÄSInENT: Auf Wunsch vieler Abge­
ordneter schalte ich jetzt eine Nachtmahlpause
ein, insbesondere wegen unser,er Stenographen.

Ich unterhreche zu ,diesem Zwecke die
Sitzung ,auf drei Viertelstunden. Um 19 Uhr
30 Minuten wird die Sitzung wieder fortge'­
setzt. (Unterbrechung der Sitzung um 18 Uhr
48 Minuten.)

3. PRÄSIDENT (um 19 Uhr 43 Minuten):
Ich nehme die Sitzung wieder auf. Zum Wort
gelangt der Herr Ahg. Feh r i n ger.

Abg. FIEiHRINOEIR: Hohes Haus! Es ist
verständlich, daß gera,de die Gruppe 5,. Ge­
sundheitswesen, reges Interesse und -eine ehenso
rege Teilnahme bei den Abgeordneten gefunden
hat. Handelt es sich doch bei diesem Kapitel
Um eines der höchsten Güter, ,die der Mensch
besitzt, um die Gesundheit. Für die Wiederher­
st,eIlung der Gesundheit wird in unserem Lande
in 23 Anstalten ,gesorgt. Zwei von diesen
23 Anstalten sind Landesanst,alten, weitere zwei
wurden vor 1938 von Gemeindeverbänden ge­
führt 'und 19 Spitäler von Gemeinden. Also der
überwiegende TeH liegt in den Händen von
Gemeinden.

Es ist eine allgemein bekannte Tatsache, daß
sich sämtliche Krankenanstalten in unserem
Lande in großen finanziellen Schwierigkeiten
befinden. Dieser Notstand geht so weit, daß
die Verwaltungen nicht mehr imstande sind,
die Dinge, die gebraucht werden, um ein Kran­
kenhaus zuführen, zu hez,ahlen. Alle diese
Anstalten weisen derzeit ganz wahnsinni,g hohe
Abgänge auf. Die Verschuldung dieser A'1­
stalten besteht darin, daß sie den taufenden
Bedarf nicht mehr decken können.

Ich bin nicht in der Lage, Ihnen für aHe
23 Anstalten, die bestehen, hier die ent­
sprechenden Zahlen zu nennen, aber von einer
Anst'alt kann ich ,sie nennen: ihre offenen Rech­
nungen weisen per 7. Dezember dieses Jahres
einen Betrag von über 650.000 Sauf. iDi,eser
Betrag ist ständig im Steigen begriffen.

Die Aufschlüsselung dieser 650.000 iS auf die
einzelnen Lieferantengruppen sieht folgender­
maßen aus: auf prilV,ate firmen, zum 'Beispiel
für Lebensmittel, für iBrennmateria'Iien usw.
entfallen 45 Prozent von dem geschuldeten
Betrag; 201 Prozent entfaHen 'auf Medikamente
und ärztliches Erfordernis; 15 Prozent werden
geschuldet an die städtischen Unternehmungen,
8 Prozent an die Versorgungskasse und 6 Pro­
zent an das Beschaffungsamt des Landes Nie­
derösterreich, von dem der so notwendige
Wäschebestand einstens einigel1maßen gedeckt
wurde, 'und 6 Prozent an verschiedene andere
Gruppen.

Zusammemfassend muß ,also gesagt werden,
daß 65 Prozent dieser offenen 'Rechnungen ,an
pdvat-e ,firmen geschuldet ,wel'den und 30 Pro­
zent an die 'öneIlitliche Hand. Wir sehen daraus,
daß sich das schädlich auf die Wirtschaft und
selbst auf die öffentlichen Körperschaften
auswirkt, und ich hin sicher, -daß ,es bei den
,anderen Anstalten nicht wesentlich anders sein
wird. Selbstverständlich sind die Gemeinden
bereit gewesen, mit BetriebsvorschiÜssen das
Allerschreck'lichste ,abz'uwenden, damit die
Anstalten aus dieser schlechten Situation
herauskommen und ,diese Schwierigikeiten be­
seitigt werden können. An der Beseitigung
dieser Schwierig,keiten müssen aber, meines
Erachtens, alle interessiert sein. Ich will nicht
verheimlichen, daß ,auch das Land daran inter­
essiert sein muß. Ich will das dadurch hervorc
heben, daß das Land bei seinen beiden Landes­
spitälerneinen Ahgang in der Höhe von
5,873.500 S 'Zu decken hat, der im ordent­
lichen Haushalt allein 4,007.500 Sausmacht.
Also lauch das Land muß als SpitalserhaHer
an dieser Summe ersehen, wie groß die
Schwierigk1eiten für die ande1"en Spitalserhalter
geworden sind.

Mit einigem Bedauern müssen wir fest­
stellen, daß für 19 niederösterreichische Kran­
kenanstalten nur ein Betmg 'Von 5,200.000 S
bereitgestellt werden kann, der für den not­
wendigen Ausbau der Krankenanst,alten und
für den Zinsen- und THglungsdienst der Dar­
lehen, die an die 'Spitalserhalter gegeben
wurden, verwendet werden soll.

Mit dieser Siruation finden sich noch am
leichtesten die .großen Gemeinden ab, am
sch lechtesten sind aber die kleinen Gemeinden
daran, die waren es immer und werden es
immer sein. IEs w,ar daher nichts anderes mög­
lich, als das Verlangen zu stellen, solche Ver­
pflegskosten pro Kopf 'und Tag zu erhalten,
,daß die Geharung der Spitäler einigermaßen
ausgeglichen werden kann. Dadurch, daß die
Krankenkassen die vollen Verpflegskostensätze
bis zum heutigen T,age nicht bezahlt haben,
sind zum Beispiel in dem angezogenen Spital
mit den 650.000 IS o~fenen .Rechnungen tat­
sächlich seit 1. Jänner 1948 ibis Ende dieses
Jahres 623.000' San Mindei leist'ungen der
Krankenkassen aufgelaufen. IEs ist dies nur
ein einzelner von ,den 23 Spitälem herausge­
griffener 'fa'lI. Ich kenn~ aber noch weitere An­
staUen, die mit den sie belastenden Minder­
leistungen der Krarukenkassen in der Lag~

wären, ihre Schulden 'Zu hezahlen. Die 'ge­
samt'en Minderleistungen der Krankenkassen
für das heurige J,ahr betragen für alle
Anstalten, außer Horn, rund 3,139.000 Schil­
ling. Das sind Zahlen, die uns erschrecken
].assen. Es bleibt nun die frage offen, wi,e man
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den tSpHalsverwaltungen nachweisen kann, daß
sie ihren Haushalt ausgeglichener hätten ge­
stalten können 'und warum diese vollen Ver­
pflegskosten nicht bezahlt wur,den. Hier muß
ich schon darauf hinweisen, daß bei den Ver­
handlungen zwischen SpHalerhaltern und den
Sozialversichemngsträgern seitens der Kran­
kenkassen ein !Standpunkt eingenommen wUl'de,
der unverständlich ist. Die Krankenkassen
haiben nämlich den Spitälern gesagt und sagen
es ihnen noch immer, daß es möglich sein muß,
mit den Beträgen, die die Krankenkassen bec

zahlen, das AusI.angen z'u finden. Hierzu hat
der Herr finanzminister, bei der 'Erwägung,
wie diese ,Angelegenheit zu erledigen wäre,
eine Kontrolle der Sp.italsgebarungen durch
den Rechnungshof nach der Richtung vorge­
schlagen, feststellen zu lassen, ob die Kranken­
hausverwaltungen 'sparsam wirtschaften. Ich
,k,ann dazu IruUT 'folgendes sagen: W,as bleibt
einem schon 'Üb6g,als sparsamst :zu wirt­
schaften, wenn man nicht einmal mehr das
hat, was man zum täglichen Lehen braucht.
Das ist ja kein Verdienst, sondern eine zwangs­
iä'Ulfilge Folge.

Wir müssen uns nun arber auch fragen, ob
die Krank'enrkassen in der Lage gewesen
wären, höher,e oder 'vielleicht sogar die vollen
Verpflegskosten zu bezahlen. Wenn man schon
den Krankenanstalten ,Nieder,österreichs eine
VerwaHungsführung vorwirft, die 'vielleicht
nicht so ist, daß man mit ,der geringen Ver­
pflegskostenzahlungen der Krankenkassen das
Auslangen finden könnte, so möchte ich mir
gestatten, auf Grund von :Erscheinungen bei
den Krankenkassen festzust,ellen, daß auch
diese hätten arndiers wirtschaften können, damit
wir, die ISpita'lserhalter, nicht in eine so~ch

schreckliche Situation gekommen wären. Wir
müssen zum Beispiel feststellen, daß wir nicht
in der Lage sind, unserem Personal in den
Krankenanstalten eine Arheitsz,e.it zu gehen,

,wie dies bei den KrankenkasseIJI und in ver­
schiedenen anderen Aemtern der f,all ist, son­
dern daß unser Personal über die Zeit hinaus
arbeiten muß. Ich möchte mir nicht erlauben,
die Bezüge der Krankenkassenbeamten jenen
,der Beamten der Kran:kenanstaUen gegenüber­
zustellen. Ich muß auch s,agen, daß die letzten
Schätz'ungen und Nachweisungen ergeben
haben, daß Ibei den Kr,ankenkassen ein Rein­
gewinn vorhanden ist. Dadurch können wir
erkennen, daß :unsere Iforderung nach Zahl'Ung
höherer Verp,flegskosten durch die Kranken­
kas'sen ger,echtfertigt war. Die Zahl, die ich
Ihnen jetzt nenne, können Sie ,beim Sozial­
ministerium erfragen. Der 'Reingewinn der
niederösterreichischen Krankenkassen beträgt
in der Zeit vom 1. Jänner 1951 bis September
1951 12,866.000 S. {Hört!-HörtJ-Rute.) Vom

Amte der Landesregierung wurde ,der Abgang
sämtlicher Spitäler in Niederösterreich dagegen
mit Ende September auf 10 bis 11 Millionen
Schilhnggeschätzt. Heute haben wir vom
Herrn Präsidenten Wondrak gehört, daß es
'sich sogar 'Um 10 bis 14 Millionen handeln
wird. Ich möchte sagen, daß dieser Gewinn
der Krankenkassen nicht einzig und allein für
die Spitäler, für die Bezahl'Ung der Verpflegs­
,rkost'en Verwendung finden kann. Ich hin mir
dessen bewuß't, daß die Krankenkassen auch
noch andere A:ufgaben zu erfüllen Ihaben, auf
alle Fälle aber hätten sie mit ihrem Gewinn
beitragen können, ,daß di,e Schuldenlast und
die schlechte finanzielle Lage der Anstalten
nicht so groß geworden wäre.

Wir müssen auch feststellen, daß trotz Ein­
schränkungen, die bei unsepen ,Anstalten ge­
macht werden mußten, es bisher mö,glich w.ar,
alle Schäden, die vielleicht bei der Behandlung
der Patient'en hätten eintret,en 'können, zu ver­
meiden. Wir !verdanken das nicht zuletzt auch
denen, die uns beliefert und uns Kredite auf
lange Sicht gewä'hrt haben. Es kann niemand
i'rgendwo einen Anhaltspunkt finden,um hier
den Anstalten etw.as vüTZ'uwerfen. Es haben
die Gemeinden also - das stelle ich ausdrück­
lich :fest -für die Behandlung der Patienten
bestens gesorgt, 'und es könnten sich diejenigen,
die vielleicht daranzweifeln möcht,en, einmal
die Ergebnisse der Einschaukontrollen durch­
sehen.

Wenn derzeit 'für den Ausbau 'von Spitälern
Beträge zur V,erfügung gesteHt werden, dann
möchte ich sagen, daß die Gemeinden nun
langsam zu überlegen Ibeginnen, eb sie über­
haupt ihre Anstalten ausbauen sollen, ,denn
gewinnbringend sind sie nicht, dürfen es ja
auch nicht sein. Wenn aber ,ein Spital für
einen Gemeindehaushalt eine ganz große iLa3t
bedeutet, ,dann muß es auch dem Finanz­
referenten einer Gemeinde gestattet werden,
hier wirtschaftlich zu denken und eine Ver­
,größ,erung der Anstalt hintanzuhalten. Ich
möchte feststeHen, daß ,die Lage ,der Anstalten
eine äußerst schwierige geworden ist. Auf
Grund dessen möchte ich gerade unseren
größten "Lieferanten" - 'llllter Anführungs­
zeichen gesetzt -, den Krankenkassen, sagen,
daß sie sich anstrengen und vor allem ihrer
Verpflichtung ihren M,itgliedern gegenüher
nachkommen müssen, damit sie i:hnen das be­
zahlen, was sie ihnen auf Grund der Verpflich­
tung schuldig sind. Wir stellen den Kwnken­
kassen sehr ger.ne unser,e Krankenhäuser zur
Verfügung, wenn sie ,glauben, sie !können bess'er
verwalten oder damit größere ,Erfolge erzielen.
Die Spitalser,halter haben sich gestern über
dieses Problem unterhaIten und sich darüber
ausgesprochen. Ich kann I'hnen sagen, die
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Beschlüsse, die ,dort gefaHt wurden, sind er­
schüttemd. Wenn zum Beispiel die Spitals­
erhalter gezwungen sind, den Krankenkassen
zu sagen, wir müssen euc:h den Vertragillündi­
gen, weil wir nicht mehr in der Lage sind, euch
irgendwelche Ra'baHe z'u gewähren, dann ist
das der letz'te 'Entschluß, die di,e spi ta Iserha1­
tenden Gemeinden fassen können. Weiter wurde
der Beschluß gefaßt, d.aß eine Abordnung
dieser Gemeinden bei den zuständi,gen Stellen
vorsprechen' wird, um aIle noch einmal .aufzu­
rufen, hier Abhilfe zu schaffen. Mit Bedauern
muß ich feststeHen -- das entnehme ,ich einem
Schreiben ·der Landesregierung -, daß schon
im Oktober des Vorjahres beim iBoundesministe­
rium für sDziale Verwaltung eine E.nquete be­
antragt w,ar, diese jedoch bi,s zum heut.igen
Tag,e ,nicht stattgefunden hat. In Anbetracht
dieser ernsten und schwierigen Situa-tion sollt'e
man glauben, ,daß ,gerade das z'uständige Mini­
sterium eine sDlche Anregung und einen
solchen Antrag mit Befriedigung aiufnehmen
würde.

Ich möchte daher hier ,im Hohen Hause ver­
langen, daß g,erade dieser Abordnung der
spitalerhaltenden Gemeinden in: Zukunft über­
aIl Tür und Tor ,geöffnet werden möge, damit
einmal aille zuständigen SteIlen hier ans Werk
gehen. Wir hahen es mir eilnem äußerst groß,en
Notstand zu t'un; und wenn die Gemeinden
sich entschlossen haben, einen A,uHösungs­
beschluß nach § 57 des Kr,ank,enanstalten­
gesetzes mit ,Ende Februar des kommenden
Jahres zu fassen, wenn hier nioht Wandel ge­
schaffen wird, dann müssen wir sagen, daß
hi'er die Sache nicht mehr weitergetrieben
werden kann. Wenn auf iÜrund solcher Er­
kenntnisse gesagt wird, es handelt sich um
einen Sk,andal, es handelt sich 'um die schwie­
rigste La,ge, dann glau'be ioh, muß an aIle hier
die Aufforderung ,engehen, zlusammenzuwirken.
Ich glaube, jeder Hausvater hat es noch so
gehalten, wenn ,er vor einer schwierigen Situa­
t,ion 'gestanden ist, ,daß er, um den Noofstand
zu beseitigen, aIle z'Usammeng,erufen hat. Und
auch heute mfen wiraIle auf, hier zu helfen.
Es muß aIlendings eine aIlgemeine Auffassung
sein, daß an einem 'Notstand, der lalle berühren
muß, niemand uninteress,iertvorbeigehen darf,
und alle das i;hre IZU seiner 'BeseWgung bei­
tragen müssen. Ich stehe nach wie vorauf dem
Standpunkt, ,daß /es d~e Krankenkassen sind,
die hier von allem Anfang an einen 'falschen
Weg gegangen sind. Sie hätten den iÜemeinden
und den Spitälern nicht einen Vorwurf machen
dürfen, sondern mit ihnen ,gemeinsam arbeiten
müssen.

Ich möchte ,auch, da woir geradeaus ,diesen
Verhandlungen mit den Sozial'ver,sioherungs­
trägern !Erfahrungen gesammelt 'haben, folgen-

des sagen :Wirhahen gesehen, daß 'a'tlJ~ Grund
von gesetzlichen Teuerungen die VerpfIe,gs­
kosten nachgezogen werden mußten. Dazu
waren langwierige Verhandlungen nO'twendig,
und gerade dadurch haben die 'Spitäler einen
Schaden erlitten. Ich muß daher sagen, daß in
Zukunft V,erteuenungen, die durch ir,gendwelche
gesetzliche Bestimmungen hervorgerufen wer­
den, automatisch in die Verpflegsikosteneinge­
ba'ut werden müssen. Noch einmal möchte ich
sagen: Gehen wir an dieser F'rage nicht mit
irgendwelchen vorgefaßten Standpunkten vor­
bei, versuchen wir nicht, ·die Verantwortung ,auf
diese o'der jene abz'uwälzen, sondern ~ühlen wir
uns alle zur Abhilfe verpflichtet, seien es nun
die KranKenkassen, der Bund, das Land oder
die Gemeinden. Die Gesundheit 'unseres Volkes
und ·die Wiederherstellung der Gesundheit
müssen uns das Opfer wert sein, aUe persön­
lichen oder Gruppeninteressen z'urückzusfeUen
und diesen AnstaJt.en zu ,helfen, damit ehen
auch unseren Patioenkl1,gehoHen werden ·,kann.

Und nun, Hohes Haus, sehr verehrte Mit­
glieder des Hohen ,Landtages, möchte ich Sie
bitten, mir nur noch ganz kurze Zeit Ihre Auf­
merksamkeit zu schenken. Es wurde heute von
Epidemien ,gesprochen und 'verschiedenes dar­
über auch ausgeführt. Ja, wir ,haben daraus
sogar ügendwie einen Vorwurf heraushören
müssen, daß nicht rechtzeitig und nicht so, wie
es vielleicht 'notwendig wäre, vorgesorgt wur,de.
Damit uns in einer Angelegenheit dieser Vor­
wurf nicht gemacht werden kann, möchte ich
mirerlauhen, auf ein g,anz bestimmtes Kmn:k­
heitssymptom in uns,erem Volk hinzuweisen. Ich
möchte es mit dem Ausdruck ,,'Rüstitis timenda"
bezeichnen, 'und zwar muß ich Ihnen sagen,
ist dies eine Erkrankung, die mitfieber:haHen
Erscheinungen einhergeht. Aher diese fieber­
haften Erscheinungen sind nicht eine natür­
liche FoIgeerscheinung di,eser Krankheit, son­
dern dieses Fieber wird durch künstliohe
Schockwirkung erzeugt. Und bei dieser "zu
befürchtenden 'Rüs,tung" muß ich sagen, daß
diese Krankheit nicht durch ei,nen Internisten
behandelt werden kann, sondern in das Fach­
gebiet des Neuroloigen, des Nervenarztes, fällt.

Wir haben im Vorjahr gehört - es wurde
den Regierungspartei,en der Vorwurf ,gemacht-,
daß wir eine Russenhetze betreiben. Heuer
hören wir, daß Kriegsrüstung 'betrieben wird.
Ich fürchte nur, daß bei dem kommenden
Budget den Regierungsparteien der Vorwurf
gemacht werden wind, sie erm~chtigen auch ,dil'
Landesregierung zu einer Kriegserklärung.
(Heiterkeit.) Nein, soweit darf es mit dieser
Krankheit nicht kommen!

,Es wurde mit Befri,edigung festgestellt, daß
die Ansteckungsgefahr in unserer Bevölkerung
ä'ußerst gering ist. Aber eine andere Feststel-
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lung muß 'gemacht werden, Inämlich, daß die
Au&'führungen solcher künstlich Fiebernder
gesundheitsschädii,gendauf die Zuhörer wirken.
Es wurde daher der Antr,ag erwogen, ob nicht
eine Reihenuntersuchung der Landtagsabgeord­
neten stattfinden soUe. (Heiterkeit.) Dieser An­
trag wurde sofort verworfen, weil eben mit dem
Ergebnis dieser Untersuchung die Begründung
gegeben wäre, daß di,e Budgetpost in der
Gruppe 0 für den Landtag um mindestens
50 Prozent erhöht werden müßte, um diese
Gesundheitsschädigung bcseWgen zu können.
(Heiterkeit.)

Aber nun wollen wir auch ernstlich über
diese Angelegenheit srpr,echen. Es ist selbstver­
ständlich, daß 'jede Besatzung 'und jede Be­
setzung eines 'Landes Schwierigkeiten mit sich
bringt, und daß noch keine Besakungsmacht
- s,ei es in der Vergangenheit oder in aller Zu­
kunft - für sich den Ruf in Anspruch wird
nehmen können, daß sie begrüßt wird und von
dem besetzten Volk als angenehmempf'unden
wurde. Damit müssen sich auch unsere Be­
satzungsmächte abfinden, wenn sie bei uns
diese Zustände antreffen.

Aber eines muß ich sagen: Dieser Zustand
ist immer schwieriger zu ertragen, noch dazu
dann, wenn diese iBesetzung 'ungerechtfertigt
ist und verschlimmert wird. Und hier weise ich
Ihnen an einem Beispiel nach, daß gerade ,die
Kommunistische Partei daran interessiert ist,
daß diese BesetZ'ling noch mehr als Last
empfunden wird, ja daß sie sich ihrer bedient
und selbst die Besatzung bei der Bevölkerung
in ein unangenehmes Licht bringt. Sie werden
sich erinnern, wenn Sie vor Pfingsten dieses
Jahres ,die Demarkationslinie an der ![nns
passiert haben, daß dort von der Freien Oester­
reichischen Jugend, also der kommunistischen
l'ugendorgarüsation, Ifür das Treffen der 50.000
- richtiger 15.000 ~ gesammelt wurde, im
Schatten des Postens an der Demarkationslinie.
Als ich dies gesehen habe, habe ich die nächste
Gelegenheit bei einer Aussprache mit unserer
Bezirkskommandantur wahrgenommen und habe
den Herrn Bezirkskommandanten darauf auf­
merksam gemacht, daß dies die Besatzungs­
macht bei der Bevölkerung in ein schlechtes
Licht bringen wird. Und der Herr Bezirkskom­
mandanthat sofort gesagt: Jawohl, das weiß
der Posten nicht,das muß abgestellt werden!

Das i,st das eine. Die Kommunistcn bedienen
sich ,also dieser Besatzungsmacht, um irgend­
wie ihre parteipolitischen Interessen zu unter­
stützen.

Noch etwas anderes führe ich Ihncn dazu an.
Es ist 'uns bekannt, daß ,auf ürund von Inter­
ventionen ,der Kommunisten bei der Besatzungs­
macht in den verschiedenen Betrieben Betriebs­
versammlungen angeordnet werden, ,die nicht
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zum Beispiel in Amstetten, also in einem Be­
zirk mit mehr als 100.000 !Einwohnern, in dem
4000 karteimäßi.g erfaßte Fälle an Tuberkulose
sind, nur eine geschulte Fürsorgerin vorhanden
ist. Ich stelle die Frage, ob es möglich ist, daß
diese eine F!ürsorgerin, die gerade in der Tuber­
kulosefürsorge spezialisiert ist, ihre Auf,gabe
im Sinne der Bekämpfung der Tuberkulose
lOOpwzentig erfüllen ,kann. Früher waren im
Bezirk Amstetten sechs geschulte Tbc"Für­
sor'gerinnen vorhanden. Das gleiche trifft auch
im Bezirk Schei'bbs zu, wo bei einer Zahl 'Von
rund 35.000 Einwohnern früher vier geschulte
Tbc-Fürsorgerinnen waren, während heute dort
nur eine den Dienst versieht. Auch hier sind
annä'hernd 2000 Tbc4Fälle erfaßt; es ist aber
nicht möglich, daß die 'Fürsorgerin, die aus­
schließlich für die Tbc-Fürsorge ,geschult ist,
die Fälle besucht, weil sie mit ihrer Kanzlei­
arbeit voll und ganz beschäfhgt ist. 'Es ist
daher dringend notwendig, die Gesundheits­
ämter in Zukunft mit mehr geschulten Tbc­
Fürsopgerinnen auszustatten. Sie könnten dazu
sagen, es gibt ja die Einheit,sfürsorger,in. Dies­
bezüglich muß ich aber, und das ist mein
Standpunkt, dar,auf hinweisen, daß diese Für­
sorgerinnen in erster Linie geschulte Ju'gend­
fürsorgerinnen s,ind; sie haben daher auch in
erster Linie die Agenden der Jugendfürsorge
zu fühfoen. Sie haben zum Beispiel die Auf­
gabe, die Mündel zu besuchen, bei den Mutter­
heratungen anwesend zu sein usw. Sie haben
also die Aufgabe, die gesunden Kinder
zu überwaehen und zu betreuen, während
die F ürsorgerin des Gesundheitsamtes i'n erster
Linie ,die kranken Menschen zu überwachen
und zu 'betreuen hat.

Es ist auch darauf hingewiesen wor,den, daß
I es bei einer so schlechten Dotierung der Ge-

I
sundheit,sämter mit Fürsorgerinnen nicht mög­
lich ist, daß diese Sprechtage abhalten. Ich
glaube, daß es darüber hinaus auch eine
große Gefahr bedeutet, wenn eine Einheitsfür­

I sorgerin ein gesundes Kind oder ein Mündel

\
besucht, nachdem sie kurz vorher bei einem
Tbc"Kranken war, um ihn Z'li betreuen.

Es gehört auch zu den Aufgaben der Ge­
sundheitsämter, die Lebensmittelgeschäfte im
Land in sanitärer Hinsicht zu überprüfen. Wir
brauchen daher unter aJ,]en Umständen im
Lande Niederösterreich staatlich geprüfte Le­
bensmittelinspektoren, die die Lebensmittel­
geschäHe iiberprül'en, ob sie tatsächlich in
,anitärer Hinsicht einwandfrei geführt werden.
Wir wissen, daß in den IStädten di,e Markt­
kommissäre dafür da sind und daß das novel­
lierte Lebensmittelgesetz deren Verwendung für
die Zukunft regelt.

Es wurde schon einmal davon gesprochen ­
und ich möchte wieder darauf hinweisen -,
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daß im Lande JNiederösterreic:h auch für die
Alters-Tbc-IEnkrankten und für die Unheilbaren
vorzusorgen ist. Es ist unbedingt notwendig,
hier Vorsoi"ge zu treffen, daß ein entsprechen­
des :Heim geschaffen wird, weil gerade diese
MenscheTIi, ,die in ein Spital nicht aufgenom­
men werden, für ihre Umgebung eine gewisse
Gefahr bedeuten. Ich möchte also wieder darauf
hinweisen und er,suchen, daß aUGh ,diese Frage
in Betracht gezogen wird.

Es muß unseren iFürsorgerinnen, die ihren
schweren Dienst draußen lOOprozentig ver­
sehen, der Dank des Landes ausgesprochen
werden. Ich appelliere aber auch an Sie: Geben
Sie den Gesundheitsämtern das geschulte Per­
sonal, das sie brauchen, damit s,ie ihre schwere
Arbeit in den Bezirken klaglos durchführen
können. (Beifall bei den Sozialisten.)

3. P;RÄSliDENT: Zum Wort gelangt der
Herr Abg. Zach.

Abg. ZAGH: Meine sehr verehrten Frauen
und Herren des Hohen Hauses! Ich möchte
nur einige Sätze zu den Ausführungen des
Herrn Abg. Dr. Steingötter und Landesrates
Genner zu diesem Kapi,tel sagen.

Der Herr Ahg. Dr. Steingötter hat darüber
Klage geführt, daß der Ausbildung der Kran­
kenschwestern zuwenig Augenmenk zugewendet
wird. Er hat auch festigesteIlt - ich weiß
nicht, ob mit Befriedi'gung oder mit wehem
Herzen -, daß die Zahl der 011densschwestern
sehr zurückgegangen ist. Ich glaube, über die
l,eistungen dieser Krankenschwestern brauche
ich hier in diesem Hause kein Wort verlieren,
d·enn diesen Schwestern hat selbst von den
großen Männern der Gegner keiner die nöüge
Achtung versagt. Warum sage ich ,das? Weil
es dem Herrn Landesrat Genner gefallen hat,
zu sagen, daß 'unter dem Banner des christli­
chen Humanismus der Gal'gen errichtet wurde.
Dazu ist zu sagen, daß das nicht der Fall ist.
sondern daß dies die Fo,jge von der auf beiden
Seiten ver'fehlten Politik war und daß diese
Dinge mit chrisltlichem Humanismus wahrlich
nichts zu tun haben. Aber die dienende Liebe
der geistlic:hen Krankenpflegerinnen, die ist
uJlter dem Ban,ner des christlichen Humanismus
vollbracht worden. Es ist daher wirkilich not­
wendig, daß wir dieser Frage mehr Bedeutung
beimessen. Ja, wir unterschreiben es hundert­
proz,entig, daß den weltlichen Krankenschwe­
stern und Pflegerinnen Wohnungen und bessere
Entlohnungen 'gegeben werden. Aber auch hiel
ersuchen wir, mit gerechtem Maß zu messen.
Wenn wir wissen, daß ,die geistlichen Ordens­
schwestern, die Krankenpflegerinnen, für ihre
Unterkunft selber au~kommen müssen - sogar
in kriegsz,erstönten Städten wurden ihnen nur
ganz kleine Zuschüsse gegeben -, 'und daß
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von dem geringen Stand ein ,großer Prozent­
satz ,an Infektionskrankheiten wegen der
schlecht,en Unterbringung zugrunde gegangen
ist, dann müssen wir sag,en: Laßt uns doch
auch dorthin den !Blick wenden. W.enn wir
daher 'auch für diesen S,t,and bessere Unter­
künfte schaffen - nicht volle IBezahlung, das
verlangen wir gar nicht, weH ·die Schwestern
es seIher nic~t verlangen, sondern mit viel
weniger zujr,ieden sind -, damit si'e ein ge­
sUindes Leben führen können, dann wird sich
auch bei di,esem Stand der Zuzug wieder
bessern. Woran krankt ,es in dieser Beziehung?
Daran, daß ,ihre ILeistung z'ulweni:g ancl1kannt
wird. Geben wir ilhnen wenigstens in i,deellen
Werten das, was man mit materiellen Werten
nicht geben kann und vielleicht auch nicht zu
geben braucht, weil es nicht verlangt wird,
dann haben wir auf diesem Sektor unendlich
v,iel ,geleistet.

Und, lieber Herr Landesrat 'Oenner, auf der
ganzen Welt W'uJ:1den den Gegnern nicht so
viele Oalig,en und Arrestzellen gewhlmet, wie
von vi,elen ,anderen ,den ,ehemaligen eigenen
Anhängern bereitet werden. Das ist der große
Unterschied. Gerade die letzt'en Vorgänge in
,der Tschechoslowakei 'und in Ungarn sind auch
Ihnen 'ein Warnruf, nicht zu v,erurt,eilen zu
einer Zeit, wo das Oericht noch kein Urteil
gesprochen hat. Sie haben es heute wieder vor­
gezogen, :zu Iv,erurteiloen und zu beschimplen ­
ich sage das härtere Wort 'nicht -, 'und sie
haben nicht :abgewartet, bis die !Zuständigen
Stellen ,gesprochen haben. Selber empfindlich
sein, wie sIeben l'Ulngfrauen, und in der Wahl
der eigenen AusdJ:1üoke sich schon 'gar keine
Hemmungen lauf,erlegen, das ist nicht Kampf
mit gleichen Mitteln. Nicht so sehr die Kraft
des großen Bruder,s zeig,en, sondern mehr die
eigene. d,ann kämpf'en wir ifreudig; wem dann
der Sieg zufällt, darüber ,gibt es kei'nen
Zweifel. Also mit eigenen Mitteln kämpfen!
Aber nicht Autos öffentlicher Körperschaften
bestellen für jemand ,anderen und dann mit
diesen Autos, in IBegleitung von Abgesandten
des großen !Bruders, so'gar zu Versammlungen
'fahren! IOas iM nicht mehr das, was man als
Volksdemokratie bezeichnen :~ann, denn dort
wissen die ILeut,e, >daß sie ausgeschaltet sind,
aber hier wird immer noch damit gespielt, daß
man Ueberd,emokrat ist.

,Ich will nochmals betonen, daß wir der
Frage "Krankenpflege" wirklich das größte
A'ugenmenk zuwenden müssen, und ,biUe Sie
daher, mitzuhelfen, . daß ,endlich ,allen, die auf
diesem !schweren und schwersten Gebiete ,ar­
beiten, die nötige Gerechtigkeit widerfährt.
Wenn daher Herr Landesrat Genner sagte,
daß einj'ge ausgesucht wurden, di,e Sündenböcke
abzugeben; dann fmge ich: Wurde einer aus-

gesucht, der Ihrer Partei nahesteh1? Nein!
(Abg. Dubovsky: Das ist auch nicht die ent­
scheidende Frage!) IEs wurden alle - nicht,
daß sie deshalh schon etwas 'v,erschuldet haben
mußt,en - namhaft gemacht, ,die für dieses
o·der Ienes ,Ressort Izuständig sind. Oalnn hat
iaber niemand ,in diesem Hause das Recht, zu
sagen: Unsere Leute wurden in erster Linie
genannt! Es wurde hier nach 'ganz :ger,ecMen
Voraussetz'ungen eine Auswahl getroffen, und
wir sagen heute schon: Wir warten die Ent­
scheidung ruhigm Herzens ab, denn dann
werden diejeni,gen, die so gesprochen haben,
gerichtsaktenmäßig als Verleumder gestempelt
werden. (Beifall bei der Volkspartei. - Abge­
ordneter Dubovsky: So wie im Sykora-Prozeß!)

3. PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist er­
schöpft. Der Herr Berichterstatter hat das
Sc:hußwort.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL ,(Schluß­
wort): Angesichts des gewalltigen Stoffes, der
heute noch zur Behandlung steht, verzichte ich
auf das Schlußwort. Ich st,ellefest, ,daß ein
Abänderungs- und vier 'Resolutionsanträge vor-
liegen. .

3. PRÄSIDENT: Zur Abstimmung liegt vor
ein Abändemngsantra1g des Abg. Pospischil
und zwei Resolutionsanträge des Abg. Doktor
Steingötter und ebenfalls zwei Resolutions·
anträge des Ahg. Pospischil.

Ich lasse zunäc'hst 'über den Abänderungs·
antmg, dann über die Gruppe selbst, und zum
Schluß über die zur dieser Gruppe vorgelegten
Resolutionsanträgealbstimmm.

Berichterstatter Abg.SOHÖBERL (nach
Verlesung des Abänderungsantrages des Abge­
ordneten Pospischil): Ich bitte um die Ab
stimmUlng.

3. PIRÄIS,IiDENT (nach Abstimmung): A b­
!gelehnt.

Ich bitte nun den IBer,ichterstatter um slei'nen
Antrag zur Gmppe 5.

,Berichterstatter Abg. SOHÖlBßRL: Ich stelle
an das Hohe Haus den Antrag auf Annahme
der Gruppe "Gesundheit und körperliche Er
tüchUgung" in 'Erfordernis 'und Bedeckung.

3. PRÄSIDENT (nach Abstimmung): A H­

genommen.
Ich bitte den Herrn Berichterstatter 'um die

Verlesung der Resolutionsanträge des Herm
Abg. Dr. Steinlgötter. Zunächst Resolutions­
antrag 1.

'Berichterstatter A1bg. SCHöBERL: Oie Neu­
f.assung des Resolutionsantrages des Herrn
Abg. Or. Steingötter lautet fologendermaßen
(liest): "Die ni,ederösterreichische Landes­
regierung wird aufgefordert, bei der Bundes­
re.gierung vorstellig zu werden 'und zu er-
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klaglosen Funktionieren dieser Einrichtungen

Iabhängen, wieweit die Arbeitslosigkeit einge­
dämmt oder eine stärkere Winterarbeitslosig­
keit vermieden werden 'kann. Wir 'k'Önnen ohne
UeberheblichkeH feststellen, daß im Jahre
1951 dieses Uebel restlos überwunden werden
konnte. Wir können weiter 'feststellen, daß im
Sommer dieses Jahres auf dem Baus'ektor
tatsächlich eine Zeitlang, nämlich drei Monate
hindurch, nur 700 beschäfti,gungslose Bau­
arbeiter vorhanden war,en; diese sind zu einem
großen Teile auch nur deshalb heschäftigungs­
los gewesen, weil sie aus irgendeinem Grunde
im Augenblick nicht eins,atzfähig waren. Es
haben sich im Z'usammenhang damit sogar
besondere Dinge ereignet, nämlich daß >Bau­
facharbeiter von einzelnen Unternehmungen
geradezu gekapert worden sind, weil man sie
da und dort dringend gebraucht hat. Wir
stellen aber auch fest, daß die Beschäftigung
auf dem Bausektor sehr 'inniJg mit der Be­
handlung der Gruppe 6 z'usammenhängt. Auf
dem 'Bausektor waren im Jahre 1951 um
3000 JBeschäftigt,e mehr als im Vorjahre, das
heißt, es waren heuer, im Gegensatz z.u 1950,
wo nur 32.000 B,auarheiter beschäfti,gt waren,
35.000 Bauarbeiter beschäftigt. Trotzdem wir
also eine verhältnismäßig große Zahl von
Bauarbeitern in 'Beschäftigung gehabt haben,
konnten wir wieder ;am 'Ende des Jahres fest­
stellen, daß beispi,elsweise bei der Zählung am
30. November d. ]. ,gegenüber 6467 arbeits­
losen Baumbeitern im Jahre 1951 wieder
1370 Bauarheiter mehr in IBeschäftigung ,ge­
standen haben. All das kann uns aber nicht
darüber hinwegheHen, daß uns die Winter­
monate, nämlich die Monate Jänner und
Februar des nächsten Jahres, zweif'ellos auf
dem Gebiete der Beschäftigung vor große,
schwierige Aufg.aben stellen werden. Wir
geben uns rk,einer Täuschung daf1über hin, daß
es der Anstrengung aller Kräfte bedarf, um
über diese drohende Arbeitslosigkeit der !kriti­
schen Wintermonate einigermaß,en hinwegzu­
kommen. Leider müssen wir in diesem Zu­
sammenhange feststellen, daß die finanziellen
Möglichkeiten,die uns zur IEoindämmung dieser
Aribeitslosigkeit zur Verfiügung stehen, relatIv
g,ering sind. iDiese Schwieri,gkeit'en sind selhst­
verständlich längst vorausgesehen worden, und
es wurde auch von der niederösterreichischen
Landesregierung diesem Umstande bereits vor
einigen Monaten insoferne 'Rechnung getragen,
als ein Ausschuß konstituiert wurde, der sich
lediglich mit der Frage ,der Arbeitsbeschaf­
fung für die Wintermonate zu befassen hat.
Im Rahmen dieses Ausschusses sind alle
Mö,glichkeiten, die nur irgendwie denkbar
sind, bereits ef1wogen worden. Leider hel'fen
uns die theoretischen Erwägungen nicht sehr

wir'ken,daß die frage der Tragung des Ab­
ganges der niederösterreichischen Kranken­
anstalten 'ehestens einer Lösung zugeführt
werde."

3. PRÄ,sIIiDENT (nach Abstimmung): Ei H­

s tim m i g an gen 0 m me n.
Berichterstatter Abg. SOHÖBERL (nach Ver­

lesung des 2. Resolutionsantrages des Abge­
ordneten Dr. Steingötter): Ich bitte um die Ab­
stimmung.

3. PRÄSliDlENT (nach Abstimmung): A n­
ge n ommen.

Ich bitte den Hernn Berichterstatter um Ver­
lesung des 'ResoIutionsantrages des Ahgeord­
neten Pospischil.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL (nach
Verlesung des Resolulionsantrages des Abge­
ordneten Pospischil, belrettClld die Erteilung
von Sonderbewilligungen für den Transport von
Sportlern mit Lastkraftwagen): Ich bitte um
die Abstimmung.

3. PRÄSIDENT (nach Abstimmung): A b­
gelehnt.

Ich bitte um Verlesung des zweiten 'ResoIu­
tionsantrages des Abgeordneten Pospischil.

Berichterstatter Abg. SOHÖBER,L (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des Abge­
ordneten Pospischil, betreffend die Verteilung
d~r Beihilfen an Sportverbände): Ich bitte um
die Abstimmung.

3.PRÄSlüENT (nach Abstimmung): A h­
gele h n t.

Ich ersuche nun den Herrn Referenten
Abg. Sc höb er I zu Gruppe 6, Bau-, Woh­
nungs- und Siedlungswesen, zu berichten:

JBerichterstatter Abg. SOHÖBER'L: Die Aus­
gaben bei Gruppe 6, Bau-, Wohnungs- und
Siedlungswesen, betragen 136,521.600 S,die
Einnahmen 4,027.500 S. 'Das Nettoerfor,dernis
er,gibt daher 132,494.100 'S.

Die Ausgaben ,dieser Gruppe haben, sich
gegenüber dem Vorjahr um 43,1 Prozent ,er­
höht. Im VerhäHnis zum Gesamtaufw,and be­
ansprucht diese Gruppe 25,3 Prozent desselben.

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die
Spezialdebatte über die Gruppe 6 eiollzuleit,en.

PRÄSIDENT: Ich eröffne die <Debatte.
Zum Wort gelangt Herr Abg. Wen ger.

Abg. WENOER: Hohes Haus! Wenn keine
andere Gruppe im Budget, so ist es die
Gruppe 6, die g,eeignet ist, als af1beitsbesc:haf­
f.end zu wirken, wie es der Herr Finanz­
ref.erent im Finanzausschuß dar,gestellt hat.
Gerade das ist eine eminente Notwendigkeit,
wenn wir bedenken, daß jetzt die kritischen
Wintertage vor 'uns stehen. Zu einem wesent­
lichen Teil wird es also von der Landes­
regierung und deren Aemtern sowie vom

T
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viel, wenn wir feststeHen müssen, daß es
gegen Ende des Jahres am notwendigen Geld
mangelt. Wir wären sehr froh, wenn ,die Be­
schäftigung überall, schon in Anbetracht des
günsNgen BauweUers, ungehemmt fortgesetzt
werden~önnte. Wenn uns aber beispielsweise
der Hofrat Ing. Schima mitteilt, daß er dieses
oder jenes iBauvorhaiben unbedingt einstellen
muß, 'weil imwischen die notwendigen Oeld­
mittel ausgegangen sind, dann zeigt uns das,
daß die Theorie allein nicht allzuviel hilft,
sondem daß selbstlverständlich auch irgendwie
etwas Praktisches dazukommen muß. Wir sind
uns also darüber klar, daß die Wintermonate
ein gewisses Anstei'gen der Arbeitslosigkeit
bringen werden. Wir glauben nur, daß es uns
bei Anspannung aller Kräfte und bei Inan­
spruchnahme aller Möglichkeiten gelingen
wird, mit einer relativ gering,en Arbeitslos,en­
zahl 'Über di,ese Monate hinwegzukommen.
Wir gJ.auben weiter, daß wir bei ehester flüs­
si,gmachung der Geldmittel ,den Anschluß an
die Bausaison 1952 finden werden. Vom Lande
aus wird also alles -Erdenkliche zu tun sein,
um di,ese Mittel sobald als möglich flüssig zu
machen, damit sie bei den verschiedenen Bau­
vorhaben zweckentsprechend eingesetzt werden
können.

Wir sind uns ,aber auch klar darüber,
Hohes Haus, daß wir mit diesen vom Land
aufg,ebrachten Mitteln ,allein das Auslangen
nicht finden werden. Ich meine damit nicht
nur die Mittel, die das Land unmittelbar bei­
stellt, sondern auch die Mittel, die von Ge­
meinden beigesteIlt werden und letzten Endes
auch vom iB'und ,als Beitrag zu leisten sein
werden. Wir werden also 'vor der Notwendig­
keit stehen, alle Möglichkeiten irgendwie aus­
zuschöpfen, um auch von anderswoher Mittel
zu bekommen. Ich komme zweifellos in Kon­
flikt mit der AuHassung der Herren von der
anderen Seite, wenn ich der Meinung Aus­
druck gebe, daß 'uns die von gewisser Seite
viel geschmähte Marshall-Plan-iHilfe irgendwie
zusätzliche HilfsqueUen, sei es aus ERP-MiUeln,
sei es aus Counterpart-Mitt'C1n, erschließen
muß, damit wir ungehemmt die im Winter
möglichen Arbeiten fortsetlzen können. Ich
muß zur Ehrenrettung dieser Hilfe sagen, weil
so viel Kritisches und Abfälliges hier in die­
sem Haus gegen sie gesagt wurde, daß die
MarshaH-Plan-Hilfe den Hauvorhaben, und ins­
besondere den öffentlichen Bauvorhaben, und
da auch wieder den öffentlichen ,Bauvorhaben
im Lande Niederösterr,eich, sehr, sehr viel
HiHe gebracht hat. Wir mußten feststellen,
wenn diese Hilfeirgendwie aufgezeigt werden
sollte, etwa daduroh, daß Tafeln errichtet
W'Urden, auf denen diese Hi1f.e kundgemacht
war, daß im Zusammenwirken zwischen Orts-

kommandantm und der Kommunistischen
P.adei erreicht wurde, daß diese Tafeln ent­
fernt wurden. Man hat aIso öffentlich von
dieser Hilfe 'nichts sehen dürfen, aber dessen
unbeschadet ist es .feststehend, daß aus ERP­
Mitteln,aus Mitteln der Marshall-Plan-iHilfce,
den 'öffentlic'hen ißauvorhahen sehr, sehr viele
Gelder zugeflossen sind, die wir nur z'u not·
wendi'gin unserem Lande gebraucht haben.
Ich möchte zur Ehrenrettung dieser großen,
weltumspanncnden Aktion außer,dem feststel­
len, daß nicht nur der öffentliche Bauherr
daraus MiUel empfangen hat, sondern daß
auch private ,firmen in größtem A'usmaße
Mittel daraus erhalten haben, auch in Ni'eder­
österreich. Ich 'führe zum Beispiel an: di-e
Olasfabrik in Nagelberg, die mit dieser Hilfe
instand gesetzt wUl'de, ihren Export zu ver­
größern; \die Semperitwer:ke, die mit ,diesen
Mitteln ebenf,alls instand gesetzt wurden,
ihren Betrieb in ,der Ibisherigen Höhe aufrecht·
zuerhalten; darüber hinaus -die metaHver­
al'beitenden ·Betriebe von Stockerau, weiter die
P.apierindustrie 'und die Textilindustrie, nicht
zuletzt die verstaatlichten Unternehmungen,
wie es beispielsweise die Firma Schoeller­
Bleckmannist. Diese Hilf.e, ,die sowohl den
privaten Unternehmern .als .a·uch dem Lande
als öffentlicher Bauherr zugute ,gekommen
ist, ist überaus wertvoll gewesen. Und diese
Hilfe ist uns, das muß immer wied'er festge­
steBt werden, als Geschenk zugekommen. Man
kann daran rütteln 'und deuteln so'viel man
will, es ist ei'ne Tatsache, an der wir alle zu­
sammen nicht' vorübergehen können, daß ,diese
Hilfe uns als Geschenk gegeben wurde. Und
wenn wir a'uch im allgemeinen von den Ameri­
kanern als Besatzungsmacht nicht entzückt
sind, genau so wenig, wie wir von den Russen
,als Besatzungsmacht entzückt sind, so müssen
'Wir gerechterweise doch feststellen, daß es
eben die Amerikaner waren, vieHeicht zufällig
die Amerikaner, aber eben doch ,die Ameri­
kaner, die uns ,diese 'Hilfe z'uteil werden
ließen. Und es wäre ein Akt allergrößter Un­
dankbarkeit, wenn wir nicht anerkennen wür­
den, daß wir diese Hilfe f.aktisch bekommen
hahen. Es ist ,also ,absurd, da'von zu reden,
daß uns diese HiH'e, die MarshaH-Plan-Hilfe,
ü] irgendei'ner form ein,en Schaden hereitet
hätte.

Es ist auch absurd, Z'U behaupten, daß in
Oesterreioh gerüstet wird und damit der Be­
stand uns,eres Landes, unserer Wirtschaft und
unserer politischen Einrichtungcn gefährdet
würde. Es ist schon sehr viel darüber ge­
sprochcn worden, und trotz,dem drängt es
mich, noch eini,ge Worte dazu zu sagen. Wenn
irgendwo im Westen, ob das in Unz ist, ob
es in Hörsching oder in Salzburg oder sonst

•
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irgendwo ist, ein Kind mit einem Kapsel­
revolv'er spielt, dann wird ein Gesohrei darüber
erhoben, daß dort Hüstungsbestrehungen im
Gange sind, die uns in Gefahr bringen. Wenn
irg,endeine Besatzungsmacht, nur nicht die
russische, auf den Gedanken kommt, ihre be­
stehenden 'flugfelder zu vergrößern bzw. mit
einer Rollbahn ,auszugestalten, dann setzt
man, um das zu 'Verhindern, Demonstrationen
in Bewegung, mit dem Motto: Hier wird ge­
rüstet und dadurch Oesterreich in schwerste
Gefahr gebraoht. Ueher jene Rollfelder aber,
die man sieht, wenn man in Richtung Wienu
Neust,adt oder in Richtung Gänsemdorf fährt,
und zu denen die Zivilbevölkerung keinen Zu­
tritt hat, wird kein Wort gesprochen, auch
darüber nicht, daß diese RoIlfelder bestehen
und auch selbstverständlich verwendet werden.
Es wird weiter nicht davon geredet, daß es
auch irgendwie zu ,den Rüstungsbestrebungen
der Mächte gehört, daß es in Niederösterreich
ein Döllersheim gibt, ein weites, fruchtbares
Gebiet, das wir dringend zur Verbesserung
'unserer Ernährung benötigen würden. Davon
wird auch kein Wort gesprochen, ,daß dort
eine Unz,ahl von Panzern 'herumfährt und
unsere Straßen ruiniert, die "wir mit unseren
Geldern r,eparierenundneu gestalten. Ich
weiß schon, daß man die Panzer, die dort
rollen, nicht als Panzer <bezeichnen soll, son­
dern meinetwegen als Brutkästen für F riedens­
tauben. (Lebhafte Heiterkeit.)

Es ist auch neu, daß sich die Bewohner des
Waldvierkls davon überzeugen müssen, daß
dort täglich Dinge 'vor sich gehen, die nicht
in den IRahmen eines friedlichen Oesterreich
hineinpassen. Wir sind uns darüber im klaren,
daß die Besatzungsmächte ,hier selbständig
ihre Politik betreiben und daß si,e ihre Tätig­
keit inuH'serem Lande rein nach ihren Interessen
ausrichten, ganz gleich, ob es nun die sowje­
tische, dieamerikanische, ,die englische oder
die ,froanzösische Besatzungsmacht ist. Sie
scheren sich dabei einen Pfifferling darum, ob
wir Oesterreicher damit einverstanden sind
oder ob wir dadurch irgendwie in Mitleiden­
schaft gezogen werden oder nicht. Sie be­
trachten 'uns einf,ach als besi,egtes !Land. Sie
sind stark, sie verfügen jede über ,die WaUen,
um uns niederhalten zu können. Das müssen
wir zur Kenntnis nehmen. iDasnehmen wir ­
wenn auch nur traurigen Herzens - zur
Kenntnis. Wir können dagegen schon auf
Grund ,der Tatsache, daß wir die 'Schwächeren
sind, nichts 'unternehmen.

Was 'uns unter diesen Umständen als lächer­
lich erscheint oder was wir in diesem Zusam­
menhang geradezu als eine 'Beleidigung
empfinden, ist der Umstand, ·daß wir jedes
Jahr - es kommt bald wieder diese Zeit -

höflich eingeladen werden, a'n irgendieiner
Befreiungsfeier teilzunehmen, obwohl sich die
,g,esamte Bev'ölkerung Oesterreiohs schon
längst darüber im kIaren ist, daß wir im
Jahre 1945 zwar 'von einem Uebel befreit
wur·den, das aber im gleichen A'ugenblick
durch ein anderes Uehe1 ersetzt wurde, daß
also eine Unt,efldrückung lediglich durch eine
andere Unterdrückoungabgelöst wOflden ist.
Das ist eine Tatsache, über die sich dieöster­
reiC'hische Bevölkerung schon längst im klaren
ist, ganz ,gleiC'hgültig, ob sie im Ost,en oder
im Westen Oesterreichs lebt. Siehen J,ahre naoh
Kriegsende empfinden wir es geradezu als
eine Verhöhnung, daß man uns noch immer
zumutet, ,an einer sO,lehen Feier teilzunehmen,
ja vieIIeicht gar zu glauben, daß es wirklich
so sei, daß wir einer Befreiung zugeführt
wOf'den sind.

,Wir verstehen die HaUung der Besatzungs­
mächte. Sie sind die Stärkeren und tun, was
sie wollen, ,ganz 'gleich, ob es uns int,eressiert
und ob wir zufrieden sind oder 'nioht. W,as
wir aber nicht verst,ehen ist, daß es eine
Partei in diesem IHause gibt, die sich herufen
füihlt, diese IBesatzungsmacht ,noch zu ver­
üeten, die sich berufen fühlt, dias als richtig
und zu Recht ,bestehend ,anzuer,kennen, was die
Besatzungsmacht tut. Oamitsi'nd wir niC'ht
einverstanden, 'und das bedauern wir zutiefst.

Damit komme ioh wieder auf unsere not­
wendigen Arbeiten ,im Rahmen der <Gruppe 6
z'urück, die sich insbesonders mit ·der Instand­
haltung und iHenichtung der Straßen und der
Durchführung 'al1er anderen ,ß,auarbeiten, die
uns durch den Krieg und seine Fo}genaufer­
legt sind, beschMügt. Es müssen also über die
Mittel hinaus, die dem Lande und den Oe­
meinden zur Verfügung stehen, weitere Mittel
freigemacht werde'n. Ich habe bereits gesagt,
daß es uns wahrscheinlich viel Mühe und In­
terventionen kosten 'wird, um von der Marshal1­
Plan-Hilfe irgendetwas zu bekommen. Wir be­
kommen wOihl eine HiHoe durch die sogenannte
Produ1ktive ArbeitslosenfürsoT,ge; es ist bereits
bekanntgegeben worden, daß diese PIAlf~Zu­

schüsse erhöht werden. Es muß aber fest­
gestel1t werden, daß diese HiIf.e nur dann in
Anspruch genommen werden kann, wenn
irgendej,n Bauvorhaben bereits in Arbeit ist.
Sie dient also nicht zur Finanzierung von
Winterarbeiten, sondern lediglich zu ihrer
Unterstüt:zung.

Die notwendige weitere Hilfe, die also
irgendwoher genommen werden muß, wo sie
nur erreichbar ist, muß herbeigeschafft wer­
den. Das ist die Aufgabe nicht nur des bei
der Landesregierung gebildeten Ausschusses
zur Bekämpfung der Wintemrbeitslosigkeit,
sondern es ist auch die A'ufgahe der gesamten
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Landesregierung und insbesonder-e der zu­
ständig,en Referenten, um die allerdings er­
freulicherweise kurzen Wintel'monate ohne
stärkere Erschütterungen überstehen zu kön­
nen. Wir müssen uns in diesem Zusammen­
hang darüber ~dar sein, daß es EIernente in
unserem Lande gibt, die sehr darauf warten,
wenn eine solche stänkere Spannung entsteht,
daß s-ie auch politisch ausgenützt werden
könnte. Um di'ese Möglichkeit von vornherein
auszuschalten, wird es gut sein, wenn wir
unsere Anstrengungen verdoppeln.

In diesem Zusammenhange ist es auch -gut,
noch einmal darauf hinzuweisen, daß alle
Arbeiten, die im LandeNiederösterreich an
verschiedene Firmen vergeben werden, an
öst'erreichische, vor allem an nieder'österreichi­
sohe Fil'men ver:geben werden sollen. Dabei
muß weiter dar,a'ufBedacht genommen wel'den,
daß dIese IFü'men selbstverständlich Ihr,en Ver­
pflichtungen nachkommen, das heißt, daß sie
die Steuern 'pünktlich 'bezahlen und daß sie
auch gegenüber ihrer Belegschaft, gegenüber
ihren Arbeitern, den Verpflichtungen nach­
kommen, die ihnen di,e ,Kollektivverträg,e und
sonstigen Vereinbarungen auferlegen. Dieser
Umstand vemnliaßt mich, folgenden Resolu­
tionsantrag einzubringen (liest):

,;Die Landesregi'erung wird aufgefordert,
bei der Vergebung von Straß'enarbeiten und
sonsUgen öffentlichen Arbeiten nur solche
österreic:hi'Slche, insbesondere niederösteneichi­
sche Firmen mit öUentlichen AuHrä'gen zu
bedwken, «ie ihrer Steuerverpflichtung gerecht
werden."

Ich bitte um Annahme -dieses Antrages.
In diesem Zusammenhange, wenn auch nicht

in unmittelbarem Zusammenhange damit, ist
noch eine andere IFrage erwähnenswert, 'und
zwar di,e, daß die bisher geschaffene Ordnung
au-f den:Straßen Nieder·österreichs auoh weiter­
hin el'halten werden muß. Dazu ist ein Per­
sonal notwendig, das pflichtbewußt ist, das
aber auch hinsichtlich seinerß.esoldung und
seiner anderen dienstlichen ,Belange z'ufrieden­
gestellt wird. In di·esem z.usammenhange möchte
ich feststellen, daß hier einiges nooh nicht so
bereinigt ist, wie es 'notwendig wäre. Es ist
im März di,es'es Jahres die neue Ditlnst- und
Besoldungsordnung für das Straß,enpersonal
erstellt worden. Im Zuge der Durchführung
dileser Dienst- lund Besoldungsol'dnung sind
an die Straßenwärter Dekrete ausgegeben
worden, die aber unvollständig sind. Diese
Dekrete enthalten nämlich nicht das, was in
einem .Dekret enthalten sein muß, vor allem
den Anstellungstag, die Einreihung und letz­
ten Endes den Vorrückungstermin. Es ist also
notwendig, daß neue Oekrete aus.gestellt
werden, 'um diesen Fehlergutvumachen. Oe-

rade dieser Umstand ruft nämlich bei den
Stil<aßenwärtern einli1ge Unsioherheit hervor.
Ich möchte außerdem mitteilen, daß es not­
wendig wäre, daß die Vertragsbediensteten im
Straßenwesen, so wie es ihnen längst zugesagt
wurde, auf Grund dieser Dienst- und Besol­
dungsordnung ihre Verträge erhalten. Ich
stelle fest, daß bisher noch keiner dieser Ver­
trags:hedi'ensteten seinen Vertrag erhalten hat,
ein Umstand, der eben,f,alls dazu beiträgt, daß
sie sich eini,germaßen unsioher fühlen.

In gleichem Maße wäre es notwendig, daß
die Bekleiduugsfrage beim Straßenpersonal,
das einen wesentlichen Bestandteil des gesam­
ten Personals unseres L,andes bildet, einer
Bereinigung zugeführ,t wird. In diesem Zu­
sammenhange erinnern wir uns daran, daß
vor 1938 jeder Straßenwärkr eine bestimmt,e
Am,ahl von Kleidungsstücken in rege1mäßi,gen
Zeitabschnitten ,erhalten hat, nämlich alle
sechs Jahre ei,nell Wintermantel,alle zwei
Jahre ein Paar Sohuhe und ,auch zwei Paar
Doppler. Seit 1945 haben dieSle Straßen­
wärter lediglich eineamerikanische Windjacke,
weil ja 'bekanntlich sonst nichts vorhanden
war, erhalten, 'f,erner ein Paar Schuhe; für
1950 ist ein Bekleidungspauschale von 150 S
vor,gesehen wo'rden. Im Jahre 1951 ist dieses
Pauschale überhaupt nicht flüssig 'gemacht
worden und es ist auch im Augenblick keine
Aussicht, daß das Geld in irgendeiner Form
flüssig gemacht wer-den könnte, weil einf,ach
die MiHel für die Auszahlung fehlen.

Ein weiteres Kapitel im Zusammenhang mit
der Bekleidung ist der Umstand, daß viel zu­
wenig Schmutzklei,der vorhanden sind. Es gibt
Bauarbeiten, die ausgesprochene Schmutz­
kleider erfordern. Früher waren solche
Schmutzkleider in reichlichem Maße vorhan­
den. Heute besteht der Zustand, daß Bau­
abteilungen mit durchschnittlich 30 IBedienste­
ten ledigI-ich über fünf oder sechs solcher
Schmutzanzüge verfügen, mit denen sie Ibei
weitem nicht das A,uslangen finden. Die B~­

diensteten müssen da·her ihre eigenen Kleider
in einem Maße strapazieren, das bei ihrem
Einkommen nicht erträglich ist.

Ich bin daher der Meinung, daß es not­
wendig ist, -allen diesen berechtigten Wünschen
des Straßenperso'nals Rechnung zu tragen,
weil man damit die Voraussetzungen schafft,
daß durch verstärMe Arbeitsfreudigkeit die
Straßen in besserer Ordnung ,gehalten werden
können. (Beifall bei den Sozialisten.)

2. PIRÄS,I'DENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. N ag1.

Abg. NAGL: Hohes Haus! Das Straßen­
netz in Niederösterreich fordert aBe Jahre
einen entsprechenden Betrag, erstens für di'e
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ErhaUung ,unserer Straßen 'und zweitens für
die Ausbesserungsarbeiten aller Schäden, die
oft durch Unwetterkatastrophen oder !durch
Auffrieren im zeitlichen frühjahr entstehen
k,önnen. ,Es ist 'uns allen bekannt, daß seit
dem Jahre 1945 auch auf dem Gebiete des
Straßenwesens sehr viel geschehen ist und
daß auch so manche Güterwegegebaut werden
konnten. Wenn atber so ein müder Wanderer
durch das südliche Waldviertel zieh t, muß er
feststellen, daß dort in !bezugauf das Straßen­
wes'en noch vieles zu wünschen übrig ist. Ins­
besondiere die Straße von Marbach nach
Maria-Taferl, und eine zweite, die Strecke von
Weitenegg nach Eitenthal, vor allem aber die
ers,tere, die eine dementsprechende Steigung
und auch sehr scharfte Kurven hat, die er­
weitert werden sollen, hedürfen, daß sie in
Ordnun'g gebracht wer,den. nie Straße von
Weitenegg nach Eitenthal ist f,ast die einzige
Durchzugsstrecke vom südlichen zum 'Überen
Waldviertel, i:nso'ferne als dieses Gebiet über­
haUipt keine Bahn besitzt, so daß man nur
auf den Straßenverkehr angewiesen ist. An
dieser Durchzugsstraße wurde seit dem Jahre
1945 eine Teilstrecke, das Stüok von Pögg­
stall nach Eitenthal, in Ordnung gebracht,
während die Strecke von iEitenthal nach
Weitenegg noch instand gesetzt werden soll.
Insbesondere diese StTecke, wo man sich, im
Postauto sitzend, halten muß, um nicht vom
Sitz heruntergeschleudert zu werden, wäre i,n
Ordnung zu bringen.

Ich ,erlaube mir daher, an die Hohe Landes­
j'egi,erungfolgende zwei Anträge zu stellen
(liest):

"Die niederüsterreichische Landesregierung
wird aufgefordert, aus verkehrstechnischen
Gründen die Erweiterung der Stmßenkurven
sowie die Instandsetwug der Straße Marbach
-Maria-Taferl ,ehestens in die Wege zu
leiten."

"Die niederöst'erreichische Landesregierung
wird aufgefordert, die ,Instandsdzung deS
Straßenteiles von Weiteneg,g nach Eitenthal,
mit Rücksicht auf den besonders sohlechten
Stmßenzustand, ehestens in die Wege zu
leiten."

leh ersuche das Hohe Haus um Annahme
dieser ,Anträge. (Beifall bei der Volkspartei.)

PHÄSI:DENT: Zum Wort ,gelangt Herr A'b­
geordneter Pos 'P i s eh i 1.

Ahg. POSPISCHIIL: Hoher Landtag! Ich
glaube nicht, besonders betonen zu müssen,
daß gerade dieser Gruppe hier in Nieder­
öst'erreich eine hesondere Bedeutung zukommt.
Beinhaltet sie doch die g,esamte Bautätigkeitt
innerhlalb unserer Grenzen, die sowohl die
Beseitigung der Kriegsschäden mit sich brin-

gen, als auch v'Ür aHem den Erfor,demissen
gerecht werden so:ll, die direkt und unmiMelbar
mit dem täglichen ILeben unserer Bevölkerung
im Zusammenhang stehen. Ich will mich hier
vor aHem mit zwei Problemen befassen. Auf
da.s eine Problem, nämlich die Tatsache, daß
in diesem Jahr duroh das 5. Lohn- und Preis­
abkommen sowie durch die Preissteigerungen
eine frühzeiüge IErschöpf,ung der MiHtei ein­
getreten ist, habe ich bereits in der Oener,al­
debaMe h1ngewiesen. Es ist kein Zufall, wenn
die Beschäftigtenzahl um rund 7000 zurück­
g'ing; ein Rüok'gang, der absolut 'und rdaüv
größer ist als in anderen Bundesländern, ein
RÜükg,ang, dessen Ursachen aher vor allem
in der vorzeitigen EnHassung von tausenden
Bauarbeitern liegen. Das heißt, es ist· in
diesem Jahr eine neue und bedeuknde Stei­
gemn;g der Baukosten für den Straßenbau
eingetreten, eine Steigef'Ung, die durchsohniH­
lieh mit 35 bis 40 Prozent zu bemessen ist.
Es ist dabei nämlich dieselbe Erscheinung
eingetreten, wie auf so vielen anderen .Ge­
bieten. Nach der gesetzlichen El"höhung der
Löhne, ,in di,esem Falle der B,auarbeiterlöhne,
ist eine geduldete Erhöhung der wichtigsten
BaustoUe, vor allem bei Zement und SohoHer,
eingetreten.

Aber darüber hinaus ist auch - und das
ist für diese Gf'Uppe sehr, sehr wesentlich --,
eine Erhöhung der Ei~en'Preise eingetreten, die
seitdem Vorjahr rund 50 Prozent tbeträ'gt.
Tafeleisen spielt da hesonders bei dem so not­
wendigen Bau von ßrücken 'eine bedeutende
Rolle.

Das zweite Probl'em liegt in der Tatsache
begründet, daß der Brückenbau unter einem
ausgesprochenen und akuten Eisenmangel
leidet. Es ist klar, daß unter solchen Verhält­
nissen eine große Zahl von .Bl"ücken in Nie­
derösterreich infolge dieses iBaustoffmangels
nicht rechtzeitig o,der überhaupt noch nicht
fertiggestellt werden konnte; unter anderem
die Bahn'brücke in Deutsch-Altenburg, für die
das notwendige 'Ei'sen noch immer nicht ein­
gdangt ist, die Aggsbachbrücke, deren Bau
von Mai bis A,ngust aus Mangel an lEisen
nicht fortgeführt werden knnnte, ferner die
Pielachbrüctke bei SchönhüheI, wo zeitweise
nur zwei ibis drei Arbeiter tätig waren, weiter
die Schwarzabrücke in Neunkirchen, für die
104 Tonnen Eisen benötigt werden, während
bisher aber nur 38 Tonnen für den Bau dieser
Brücke geliefert wurden. -Dasselbe ist bei der
Pidachbrücke in Obergrafendorf der Fall.
Die zur Lieferung beantragte Eisenmenge von
48 Tonnen fehlt hier noch zur Gänz,e. Soweit
der Bau fertiggestellt ist, wurde das dafür
notwendi,ge lEisen bei Iverschiedenen Händlern
Z'Usammengekauft. Nicht anders ist es bei
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den !Brüoken bei Karnabrunn, bei Eichenbrunn
und bei Wenzendorf, ebenso bei einer Brücke
in Klausen - Leopoldsdorf, ferner bei der
TriesNngbrücke in !f,ahrafeld 'und bei einigen
ander,en.

Von dem insgesamt benötigten Rundstahl
lie'ferte die Alpine Montan dem Lande bisher
eine Menge von 223 Tonnen. Obwohl schon
im Dezember 1950 an die Alpine Montan 6n,e
Vorbestellung für dieses für den Brückenbau
in Niederüsterreich benötigte Eisen erging
und die Alpine Montan sich schriftlich ver­
pflicht,ete, in den Monaten Oktober, November
und Dezember dieses Jahr'es je 50 Tonnen zu
liefern, sind in diesen drei erwähnten Monaten
hisher nur insgesamt 38 Tonnen Stahl ge­
liefert worden. rEs kann keinefrag,e sein, daß
es zweckmäßig gewesen wäre, wenn das Land
für die ,gesamte benötigte Menge an Stahl für
den IBrüokenbau in Niederösterreich eine
Sammelbestellung aufgegeben hätte und mit
allem Nachdruck und dem ganzen Gewicht
des Landes sich bei der Bundesregierung für
die Realisier,ung dieses Auftrages eingesetzt
hätte. Durch das ratenweise und unzuläng­
liche Einlangen der Liderungen mußten viel­
fach Eisenmengenzu überhöhten und soge­
nannten ImpoDtprieisen gek,auft werden, um
überhaupt ba,uen zu können.

Wie sieht das aber mit den Importpreisen
eigentlich aus? Der ,normale Werkpreis des
Eisens - und zwar ab Werk - beträgt der­
zeit pro Ki'logramm 2.68 S. Wenn dieses
Eisen bei !Händlern von deren ,Lager gekauft
wird, kostet das Kilogramm 3.91 S - ein
sehr, sehr wesentlicher Unterschied! Dazu
kommt, daß da;; Eisen bei den Händlern nur
in 'unzureichendem Ausmaße zu bekommen
ist; zum Importpreis, der zwischen 5.70 S ,und
7 S le nach Sorte liegt, ist freilich ,genügend
Eisen zu 'erhalten.

für das Brückenbaureferat ergab sich dabei
die Tatsache, daß von den zur Verfügung
stehenden 6 Millionen Schilling rund 1,5 Mil­
lion,en für den vorgesehenen IBrüokenbau prak­
tisch nicht zum rEinsatz gekommen sind, weil
der benötigte Stahl nicht zu haben war.

Bemerken will ich noch, daß di.c im Jahre
1950 für 1951 vorbestellten S,tahlmengen für
den Brückenbau in Nieder'österreich erst im
dritten Quar,tal des j.ahres 1952 geliefert
werd'en 'SoUen.

Es liegt auf der Hand, daß die nicht ein­
gehaltenen Lieferverslprechungen der Allpine
Montan, daß überhaupt der akute 'Eisen­
mangel, der sich gerade hier beim IBau der
Brücken in Niederösterreich so k1m zeigt, eine
folge der Kriegspolitik sind, das heißt, daß
das Eisen wieder nach strategischen Grund­
sätzen ,der Verwendung zugeführt wird. Im

allgemeinen ist festzustellen, daß der Wieder­
aufbau der kriegszer&törten Brückenunzuläng­
lich ist, wozu noch kommt, ,daß ein Großteil
der Brücken den heutigen Anforderungen des
modernen Verkehrs nicht mehr entspricht.
Wenn man dann noch bedenkt, daß Nieder­
österreich einen großen Teil seiner Einnahmen
für den Ausbau 'und ,di,e Erhaltung der
Straßen 'verwenden muß - daß NiederöMer­
reioh mi,t ei·nem S't'ra:ßennetz von insgesamt
13.224 km nur 1874 km :Bundesstraßen hat,
das sind 13,5 Prozent, während der Anteil
der :Bundesstraßen in anderen Bundesländern,
so in Kärnten 43 Prozent, in Oberöst,erreich
59,2 Prozent, in Salzburg 67,6 IProzent 'und
in Tirol sogar 86 Prozent beträgt -, so ist
die BenachteiHgung Niederösterreichs gerade
auf diesem Gebiete ganz offensichtlich. Die
Preissteigerungen im Zuge des Ietzten Lohn­
,und Preisahkommens haben, vor allem was
die ißaulo'Se anbelangt, das ihre get,an. 'Be~

den 318 Baulosen, die wir hier aufz1uweisen
haben -also auf :Bundes- 'und Landesstraßen
zus,ammen, auf dene'n im Jahre 1951 Arbeiten
durchgeführt wurden -, er~gab sich eine zirka
30prozentige Kürzung.

Aber so wie in bezug auf das Straßenwesen
ist es auch im Hinb'iick auf die Mit,tel des
Bundes für die Behebung der Schäden, die die
heurige Hochwasserkat,astrophe in Nieder­
österreich anrichtete. Der ,ßund hat dem ,Lande
Niederösterreich 4 Millionen Schilling ver­
sprochen, obwohl beMimmt alle hier zugeben
müssen, daß das Zehnfache dazu notwendig
wäre, um die Schäden, die diese Hochwasser­
katastrophe in Niederösterreich angerichtet
hat, wirklich zu beseiügen. Also hier ist die
,gleiche stiefmütterliche lBeh,andlung unseres
Landes z.u finden wie in so vielen -Dingen, ob­
wohl die niederösterreichische Bevölkerung
genau so wie dieJBev.ölkerung in allen an­
,deren Bundesländern ,ihre Steuern entrichten
muß.

Zum Hochwasserschutz in Niederösterreich
muß gesagt werden, daß die Arbeiten an den
Flußregulierungen, an den Uferbruohverba'u­
ungen, an den Dammbauten in der letzten
Zeit ebenfalls eine Einschränkung, oft eine
sehr empfindliche Einschränkung erfahren
haben, da das notwendi,ge Geld für die Ar­
beitslöhne nicht vorhanden war. Unter den
stark reduzierten rBauvorhqben sind zum Bei­
spiel die Regulierungsarbeiten an der Melk
zu ,nennen, wo ,an den 'Baustellen der Arbeiter­
stand von 44 auf 13, ,an anderen Baustellen
von 35 auf 20 Mann reduziert wurde. Auch
an den Baustellen im Weinviertel wurden zum
Teil Arbeiten eingestellt, obwohl .gerade hier
die Schmida, der GöHersbach, der Rußbach
und der Weitenbach durch ihren jährlichen
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Ufera-ustriH viele hundert Hektar fruchtbaren
Ackerbodens vernichten. Die Hochwasscl1kata­
strophen sind aber nicht nur auf die außer­
ordentlichen klimatischen Wetterver,hältnisse
zurückzuführen, sondern auch auf die syste­
matische Ausplünderung unserer Wälder durch
die Holzexporteure, die zu Phantasiepreisen
das Holz in das Ausland exportieren. Nam­
hafte Fachleute, wie zum Beispiel der Uni-ver­
sitätsprofessor Erwin Eichinger, haben auf
diese Gefahren hingewiesen. loh erwähne das
hier vor allem deshalb, weil immer wieder die
frage aufgeworfen wird, von wo man das
viele Geld zur Behebung dieser groß-en
Schädeln, die die Hochwass,erkatastrophe in
Niederöst-erreich angerichtet hat, hernehmen
soll. Diese frage kann ohne Zweifd dami,t
heantwortet werden, daß man es dort holen
Süll, wo es, trotz der Not bei denarbeit'enden
Menschen in unserem Lande, in reichlichem
Ausmaße vorhanden ist, nämlich bei den
Holzexporteuren, die Riesenprofite und Oe­
winne haben.

PHASIiDIENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. G r a ben h of.e r.

Abg. GRAB'ENHOfER: HoherLandtag'
Ich möchte an die Worte des Herm P,rtäsi­
dent,en Wandralk bez'Üglkh der Erhaltu:mg der
Landes- und Bezirksstraßen aniknüp.fen. Ich
muß sagen, daß die Bezinksstraßen zi,emlich
lange Jahre schon übel1haupt keiner Schotterung
zlugdührt worden sdnd. Wenn auch infolge der
Kriegseinwiil1kungen so manche Landst'raße
'noch nicht zur Gänze instand gesetzt werden
konnte, so müssen wir - wi,e ich bereits g'c­
sagt 'halbe - festst,ellen, daß tatsächlkh die
Bezirikss~raßen sohon seit Jahren InJiicht mehr
bes'chottert wurden. Ich muß leider auch sa'gen,
daß diie finanziellsohwächeren, besonders die
Landgemeinden, nie in der Lage waren und
es auch nie sein werden,ihre Straßen ohne
zusätLjhohe Landiesmittel aus eilg,enen Mitt,eln
in Ordnung zu brinlgen. V.erg,essen wi,r nicht,
daß dlnlDoIge de[' TechiniiSieJ:1ung unsere Bezü;ks­
sfmßen ä1ußerst stark in Anspruch 'genommen
werden. Unsere Bezinksst,raßen sind, wie ge­
sagt, Straßen, die schon s,eit J,ahr.en nicht mehr
beschottert wUllden. Si'e sind durch d!;,e fort­
schv6tende Technislienung, durch unsere schwe­
ren T,miktoren derart zugerichtet worden diaß
e~ jede[' iBesohreilbung spottet. W,enn es so
weitel'geht, können wir bald nur mehr U'n~er

slchwieri,gist'en UmständIen auf 'UllJs.er,e Aecker
hinauskommen. Wir haben doch in der heut'i­
gen Krisenz:eit eine Erzeuigungsschlacht zu
schJ,31gen, die wi,r lunt.er aUen Umständen ge­
winnen müssen. Aus :ERP~MitteIn sind biJs zum
Jahre 1950 für die Straßenerhaltung z'irika
fl2 MillHonen SchiHi,n!g gegeben worden. Das

Buidig,e'( für 1952 si'eht einen ßetrag von zli,rka
38 MiUionen SchiUiitlg vor. Ich glaube kaum,
daß mH diesem Betr-ag die notwendigen Mittd
bereit.gestdlt sind, um unsere Straß-en so in­
stand zu setzen, wie es gewünscht wird. Wir
düden nicht vef'gessen, daß das S'traß-mbild dii,e
Visit.enk,arte für das Ausland ist. Ich begrüße
d!:e VoranscMagsansä tze zur ErhaHung der
LandieSistraßen, di,e eine 5Ü1p-rozenüge Steigle­
rung erfahren haben, g],aube aber kaum, daß
damit das A-usdangen gefunden werden kann.
Von dieser Vora1ussetzung aus,gehend, bitte ich
das Hohe Haus, dii,e Instandsetzung ci:er Landes­
st'raßen weit-er im Augle zu behaU,en und be­
sonders die Bezirksstmßen, (he bis heute so
stiefmütterlich behandelt wUl'd'en, ei'ner ordent­
bchen BeschoHel1unrg ZIU unterziehen. Mit Rück­
sicht auf die alußerordie.ntlich ang-espal1lnte Wirt­
schJaftslage unseres Landes d!ünf,em wk alle öli,e
Vollbeschäftigung niüht a,us dem Auge ver­
Ji.eren. Unsere Landwi,rtschl3lH braucht dringend
AIIhei'bsikräfte, uns,ere Gewerhetr-eibenden briau­
chen Aribed. Das Land aber bralucht eilne fiUhige
und fri<edlhche Entwicklung. In diesem Si'lllne
biUe ich Hoch e:i:nmal1 das. ,Hohe IHaus., bei dler
Doüelfiung die Bezirk:sstraßen mögliichst zu be­
rücksi:'chügen, d:amit wirr einmal auf dem Lande
draußen sagen könnlen, es geschi,e:ht etwas von
der Zentrale Wien aus. (Beifall bei den So­
zialisten.)

PRÄSIDENf: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Dr. Hab erz e t t 1.

Ahg.HAJBERZETTL: Hohes Haus! Es ist
inder Onupp.e 6 s,chon über das. Straßenwesen
g,esprochen worden, und ich möchte zu diesem
Kapitel noch einiges hinzlufügEilli. Me:irn Vor-

redner hat diavon gesprochen, daß f,ür die In­
standhaltung der Bezirksstr,aßen nicht so viel
a.ulfgewendet wurde,a:ls vorgesehen war. Ich
'habeei,gientlich heute ,erwartet, daß auch von
gewi:s,ser andiCifler Seit,e wi,eder die alte Leier
aufgezogen wilrd, die wir ja nkht eIlst einmal
gehört hahelll, daß nämlich der lin dies.em Vor­
anschJI,alg Ifür ldii'e Ims:tandlhaltung der Landes­
'und iBezirkssltraßen v:orges,ehene ßetmg 'Von
24,000.000 SchilJi,mg nicht der B>estimmung ge­
mäß verwendet wurde, daß die Schotterzuwei­
sung,en viel~fach ge'kül1zt undl hier Umst,ellun­
gen vorgenommen wurden. Es wa'ren in dem
Voranschlag pro Ki'lometer Landesstraß,e 7000 S
und pro Kilomet.er Bez'inksst'raße 2800 S vor­
gesehen. Ich muß zugehen, ich war selber
manchmal unzuifri'eden, :habe mich aber um die
Mat'cri,e gekümmert; U'llId' da halt die Sache
gle~iC!h ein anderes Oesi,cht bekommen. Der
Mensch dmkt und GoH lenkt, di,eses altle
Sprichwort trifft gelr;ade bei di,esem Kapit.erl wie­
der einmal zu.

Di'e Mit1tel, di,e dem Referat zur Venfügung
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werden erst in dem nächs,ten urnd im
nächst,en Jalhr pragmatisi,ert welrd1en.

loh kan,nl Ihnen auch miHeiIen - es wurde
hier auch von der Ausrüstung des Slr,aßen­
personals gesprochen -, daß eine Aktion zur
BeisteUung von Dienstkleidern und Regen­
bekleidung sowie ein BekleidUingspauschale
im Anlaufen war, daß sie auch ZIUim Teil durch­
g-.eführt wurde, a,ber infol,ge der einsetz'enden
Teuerung wiederahgeblasen wenden mußte. Sie
kann erst wieder weitengeführt wel'den, wenn
nleUe Kredit'e bewilll,ilgt werden.

Der Brund :hat für di,e Erhaltiung der nie:dc'·­
österreichisühen Bundesstraß,eneinschli:eßlich
des Personalauf'wandes zirka 28,150.000 S a'usige­
geben. Im auß,erordentlichen Voranschlag waren
für Str,aßen- und Bpückenarbeiten 24,2 MiUionen
Schiil1ling vorgesre1hen. Dieser Betrag wurde für
61 Haulosre aufgebrauoht.

:Dazu kam noch ein Nachtragskredit von fünf
Mit1:i:onen Schilling für den AluSibau der St,raß.en
im Gebiet von Krumalu, Ottenst'ein und Dobra
als ZUIEahrtstraß.en für das Kampta!lweJ1k,

Z,usammel1Jfass,end kann ich sa'gen, daß an
landes. und Bezirksstraß·en 136 Hauten mit
150 kim Länge und 25 Brauten an Unwetter­
sClhäden {~u:rchgelführt wurden. Es wUlfden wei­
ter 35 kriegszerstört:e Brücken instand gesetzt,
und 19 Brücken befinden sich in Hau, die
W,ider131g,elr stehen, aber es ist kein Eisen da,
um ,die Brücken fertigsteUen Z!U können.

An Bundesstraßen wurden 29 Bauten mit
78 km durchgeführt, 27 Hochwas,sersohäden
behoben, 11 krioegszerstörte Brücken fertig­
gesteHt, 12 sind in IBau.

!Die Arbeit im Jahre 1951 u!illf,aßte 318 Bau­
lose und erforderte einen Betrag von
rund 111 Millionen Schilling. Heuer stehen
für diesen Zweck im ordentlichen: Voran­
schlag einschließlioh des· PersonaIauf'wandes
110,957.000 S 'Und im außerordentlichen Vor­
anschlag 24 Millionen z'ur Vedügung. Das
ist im Venhältnis weniger als im Vorjahr.

:Das [Bauprogramm muß natürlich ,gekürzt
werden, denn die Güte der Bauweise darf auf
gar keinen Fall leiden. Es genügt heute nioht
mehr, Schotter auf die Straßen aufzuführen,
denn die schweren Traktoren o,der ILastautos
schleudern den Schotter, der so schweres Geld
kostet, 'unverbraucht auf die Seite, was eine
Vergeudung von Geldern bedeutet. Es muß
daher der Schotter in die Shaßendecke einge­
walzt werden. Wir haben eine Venkehrs­
dichte auf unseren Straßen, daß die Ver­
breiterung und Staubfreimachung unbedingt
notwendi'g ist. Jeder Autofahr:er hat ein In­
teressedaran, daß er auf weiten Strecken
wil'klich einwandfrei fahren kann.

Es ist schon wiederholt von der Benach­
teiligung des Landes Niederösterreich durch
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standen, wÜDelien, wenn alles nonmail verla'llifen
wäre, wirJdi,oh für di,e I:nst,andhaJltung dier
Straßen alUflgewendet worden sein. Nun hatte
der Wint,er 1950/51 sei,ne ganz besonderen
Tüdwn. Statt daß eiue Schneed1ecke UDls,ere
Straßen iSchütlzte, waDen diese zmm T,ei:l schnee­
friei, u[ld der ständige Weahsel von Plus- und
Mil1'ust,emp~at'uJ1en hat FJ10stschäden verm­
sacht, dii,e auf maruchen Straß.enzügen g'emdezu
katastmphal waJ1en. Dazu kamen die Unwetter­
katlalskophen im ,Mai, J,uni IUlnd August, die das
ganze EDhaUungsprognamm umstießen. Wäh­
r,eng in den Vora!lpem di,e Schärdien aus den
Jalhren 1949 und 1950 noch 'l1ioht behoben wer­
den konntlen, erWluohlSlen neue mit einem Ge­
samtlschadenswert von 10,385.600 S. Prälimi­
niert wa,renfür ,diese Zwecik,e 500.000 S, mit
denen man diese Sc:härdlen nat'ürhch a,uf ,gar
keinen f:a:]l beheiben konnte.

Um dJie~e beschädl:lgtrenl Stmß:em halbwegs
wieder instand zu s,etzen, unterspülte Mauern zu
stützen, öffentliches und pr:~vates Out zu
s!ichern, mußt,en 2,8 MiHionen SchiUing auf'ge­
wendet weDden, 'und: weitere 1,2 Mililironen Schil­
ling sind noch not1wendig. Das alles ging
natürlioh auf ,Kiosten einer glerilngeren Schotter­
:l!UlflUhr; dabei wUfiden die Ausbesserungen
meist mit eilgenem PeJ1sona,1 durchgerfiührt, es
mußten auoh manche durch Katastrophen un­
fahrbar gewordenen Straßen:stücke, die einen
be50ndlers st,arken Verk,ehr a1ulfwies,en, modern
herigenichtet werden, ,indem gleichzeit,ig Ver­
breiterungen PlatiZ griffen, scharfe Kurven ver­
flaetht, SichtverhältnissIe v:el'bess,el1t und statt
SchoHer fes/le Decken geIe,gt wiUfden.

Wenn man den Betr,ag von 24,4 Millionen
zerpflückt, so ergibt sich Ifolgendes Billd: Für
die B1eheibung ,der Elementarsohäden 2,8 Mil­
honen und di,e dalfü,r rpräLinümi'erten 500.000 S,
für den Winte1rtdli,enst, dier an unser,en Straßen­
dienst ganz besondere Arnforderungien st,eme,
weil 'ülberall gestreut werden muß, eine MiHion,
für die Brückennebenanlagern 728.000 S und für
die Brüokenerhalltung 1,8 Millionen. So bleiben
rumcJi 17,5 MHlionen Schilling für die Erhaltung
von 4073 km Landesstraßen und 7272 km Be­
ziriksstraßen.

Wlenn von den PragmaHsi'er:uriligen der
Straßenwärt'er gesprochen wurde, so möchte
ich erinnern, daß wir heuer di,~ besoldungsrecht­
lichen Vel1hältniSis,e der Straßenmeister und
Straßenwärter geJ1egeH haben. AlBe Stflaßen­
meister und Wärter, die bereits vor dem
13. März 1938 im Di'mst war,elli, wurden auto­
matisch pra'gmatiisiert. W,ei,ter 'wi,ssen Si,e ja, daß
wir in di,eser Vmlage di,e Pragmatlilsienung von
weiteren 400 Stflaß,enwädern beschloss,eu haben,
dli,e jetzt in dmi Jahnesraten von j1e 135 Mann
durchgeführt werden 190U. Die ersten Ueber­
nahmen gingen betreits hinaus, die übrigen 270
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den Bund ,gesprochen worden. Ich will nic,ht
in dieses .alte Lied einstimmen, aber wir
müssen ,doch eines sagen: ,Es müssen Mittel
und Wege ,gef'unden werden, daß das Land
Niederösterreich nicht weiterhin benachteiligt
wird. Schauen Sie die Straßen nach Süden,
nach ;Westen, nach Osten an! Das sind A'us­
fallsstraßen von Wien bzw. Durchzugs­
straßen der anderen Bundesländer nach Wien.
Diese 'Straßen werden 'Von vielen Aut'Os be­
fahren, von denen wir ja keinen Heller haben,
die aber unsere Straßen ruinieren. Dasselbe
gilt auch für die Post- und Bahnautobusse,
die alle eine Wiener Nummer führen und die
Steuer in Wien zahlen, wä'hrend die Straßen,
auf denen sie fahren, vom Land Niederöster­
reicherhaltcn werden müssen, daher müßte
der Bund dem Land Niederösterreich größere
Mittel zur Verfügung stellen.

Zusammenfassend möchte ich sagen: Mit
den kargen Mitteln, die zur Verfügung
standen, wurden die Straßen doch instand
gesetzt, und wir werden auoh in den kommen­
'elen Jahren unbedingt wieder diese oder jene
Straßenzüge in jedem einz,elnen Viertel aus­
baucn können. Ich glaube, daß wir für ,die
Arbeit,die hier geleistet wurde - die manch­
mal wirklich nicht leicht war -, unserem
Landeshauptmannstellvertreter Ing. Kargl
und dem Chef des Landesamtes B/2, Hofrai
Wudy, seinen 'Mitafibeitem sowie dem Per­
sonal der Straßen- und 'BrückenverwaHung
unseren Dank für ihre treue und gewissen­
haHe Pflichterfüllung sagen können. (Beifall
bei der Volkspartei.)

PRÄSIrDENT: Zum Wort ,gelangt Herr
Präsident E n cl I.

Abg. ENiDL: Hohes Haus! Durch die fort­
schreitende Motorisierung hat sich der 'ganze
V'enkehr in 'unserem HeimatJ,ande von der
Schiene auf die Straße verlagert Ich werde
mich kurz fassen, meine Herr,en Ahgeord­
neten, und nur einige interessante Ziffern
bekanntgeben, wie hoch heute der Stand der
motorisierten Fahrzeuge in Niederöster­
reich ist.

Wir haben mit Stichtag 1. November 1951
an Personenkraftwagen 6733, an Lastkraft­
wagen 8397, an Zugmaschinen 7549, .an Mo­
torrädern 30.619, an Anhängern 9369, zu­
sammen also 62.667 motorisierte Fahrzeuge
zu verzeichnen. iFahrräder mit Hilfsmotoren
gibt es in Niederösterreich 2008, so daß in
Niederösteneich auf 23 Personen 1 KraH­
fahrzeug entfällt, und zwar 'gerechnet nach
dem iBevöl:kerungsschliissel von 1,249.610.
Erschreckend ist aber, was sich heute an
UnfäHm auf den Stnaß,en unseres Hleimaf­
landes ereignet. Wir haben hier Unfallszif-

fern, die zu denken gehen und die in der
Z.ukunft nicht mehr tragbar sind. Der Ver­
kehr hat eine derarüge Dichte erreicht, daß
in der Minute 12 fahrzeuge die Straße pas­
sieren. Wir haben beispielsweise im Jahre
1951 im Monat Dezember 188 Tote und
2900 Verletzte durch Verkehrsunfälle zu ver­
zeichnen.Die Zahl der verhängten Strafen
ist 38.874. Leider ist häufig auch Fahrer­
flucht zu verzeichnen. Verglichen mit dem
Jahre 1950 iM eine Steigerung der Verkehrs­
liIlfälle von Monat zu Monat zu verz,eichnen.
Besonders in den Monaten Juni, Juli, August
und September, welche die größte Verkehrs­
dichte aufweisen, sind Unfallsziffern festzu­
stellen, die in anderen Ländern nicht zu
beo'bacMcn sind. Hier müßte einmal von allcn
zuständigen Stellen z'ugegriffen werden und
insbesohdere die Möglichkeit der Erlangung
eines Führerscheines dur c h s t I' e n 'g e I' c
Prüfungen v'erschärft werden. Die Zulassung
zu den Kraftwagenfiihrerprüfungen müßte
übe r,haupt einer ganz neuen Hegdung unter­
zogen werden. ISoviel zum Verkehrswesen.

Es wäre zu wünschcn, wenn die Straß'en
,die Visitenkarte ,des Landes sein sollen, wie
schon ein Vorredner sagte, daß di,e Straßen
endlich in einen solchen Zustand versetzt
würden, damit wir auch mit dem Auslande
konkurrieren könntcn. Leider fehlt unserem
Referent'en hierzu immer das notwendige
Kleingeld.

Es ist erfreulich, daß in ,dieser Gruppe des
IBudgets für das Siedlungswesen auf den
ersten Anhieb 26 Millionen Schilling IbereH­
gestellt wurden. Dies ist jedoch nur ein
Tropfen auf den heiHen St'ein, wenn man
hört, daß nahem 4000 Darlehensansuchen
vorhanden sind. Wenn man sich mit dieser
fragJe näher hefaßt, so kann man sich vor­
steIlen, wie schwer wir die WohIlJbau'förderung
im Jahre 1952 werden durchführen können.
Es ist richHg, und wir ha'ben es auch in an­
deren K'örperschait>en des Landes Niedler­
österreich aufgezeigt, daß der Bund unser
Land in dieser Bez'iehung immer stiefmütter­
lich behandelt hat. W,ennauc:h 'vom 'Bund
bisher über 35 Millionen 'Schilling ,für den
Wohnungs- und Siedlungsfonds 'gegeben
wurden, so ist das mit Rücksicht darauf,
daß wir das am meisten kriegszerstörte Land
s'ind, viel zuwenig, ganz besonders im Ver­
gl'eich zu anderen Bundesländern. Wir haben
schon vor 1938 eine viel größere SiedIungs­
trägerorganisation gehabt als jetzt. Sie hat
es auch immer verst,anden, aus dem Ißundes­
Wohn- u'nd -SniCda'ungsfonds eine 'große
Tranche zu heanspruchen. Wir müssen immer
und immer wieder die Ansuchen 'unserer Ge­
nossenschaften, 'unserer Gemeinden usw. beim
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zuständigen Sozi,alministeriuiIU zeitgerecht ,ein­
bringel!.

Während der Genera!debaHe ist schon dar­
,nd hingewiesen worden, daß aus den 'EH'P­
Mitteln, die in größeren M-illionenbeträgcn
g:egeben wurden, für Niederösterreich nur
l) Millionenab'gezweigt wurden. Auch ,hier
müssen wir immer dem Bunde gegcnüberauf­
zeigen, daß wir als Aschenbrödel behandelt
werden. Es ist wohl wichhg, gut,e Straßen
zu haben, es ist aber ,auch wichtig, dem
'kleinsten Manne in ,unserem Heimatlande
eine Wohnung .zu g,eben; nehmen wir also
() uch dar,aufR'Ücksicht! (Beifall bei der Volks­
partei.)

PHÄ'SIDENT: Z,um Wort gelangt Herr
Ahg. Sigmund.

Abg. SIGMUND: Hohes Haus! Das Ka­
pitel 6, Bau-, Wohnungs- und Siedlungs­
wesen, ist jcnes Kapitel, das uns besonders
darauf hinweist, daß in unserem' Lande ­
und daran sind wir alle interessiert - viele
Arbeitsmöglichkeiten geschaffen werden. Wir
anerkennen die Leistungen, die besonders im
heurigen Jahre vollbracht wurden. Wenn wir
die Zifferfl ansehen, finden wir, daß im Jahre
1951 aus Landesmitteln für Straßen- und
Brückenbauten sowie für Flußregulierungen
107 Millionen Schilling, an iBundesmitteln
dagegen nur 70 Millionen Schillingauf,ge­
wendet worden sind. Bei dieser Gelegenheit
müssen wir besonders die Leistung der ein­
z'elnen Referate :hervorheben. Ich möchte dar­
auf verweisen, daß besonders im Wasserbau
infolge ,der Unwettenkatastrophen viel Arbeit
notwendig war, daß es aber heute noch an
dem notwendigen Personal mangelt

Wir wissen auch, daß die Wünsche für
Straßenbauten sehr groß sind. Wir stehen auf
dem Standpunkt, daß unterallellJ Umständen
getrachtet werden muß, die Straßen wenig­
stensfahrbar z,u machen, ,und jeae Beträge,
die für die iErhaIbung der Straßen vorgesehen
sind, unter allen Umständen für die Schotter­
lieferung zu verwenden. Wir müssen vor
aHem trachten, daß Straßen, die nicht nur
von ver;kehrs,technischer, sondern von volks­
wirtschaftlicher Bedeutung sind, unbedingt
fahrbar gemacht werden. loh möchte da be­
sondersauif die Kleine Er1auftalstraß,e hin­
weis;en; sie führt in jenes Gebiet, welches vom
f remdenverkehrssta'11'dpunkt aus nach dem
Semmering an zweiter Stelle steht. Man muß
auch imnäch:sten Jahr alles ,daransetzen, um
den Ausbau dieser Sir,aße fortsetzen zu kö/1­
'nen. Ich erlaube mir daher, folgenden Resolu­
tionsantrag zu stellen (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert, den
weiteren Ausbau der für den Fremdenverkehr

bedeutsamen Kleinen Erlauftalstraße durchzu­
führen."

Wir wissen, daß besonders auch hinsichtlich
der Güterwege -- CiS sind heuer hierfür vier
Millionen Schilling wieder vorgelsehen ~ große
Wünsche beste'lh:n. Im heurigen Jahr sind unge­
fähr 20 Baustellen in Angriff genommen wor­
den, wir wissen aber auch, daß 183 Vormerkun­
gen für Güterwegbauten vorhanden sind. Wir
sind der Auffassung, daß unter allen Umstän­
den jene Güterwege, die bereit!s in Angriff ge­
nommen worden sind, vorers't fertiggestellt
werden sollen, bevor man darangeht, neue
Güterwege zu bauen.

Bezüglich der Hochwasserschäden möchte ich
heute nicht all das wiederholen, was ich in der
letzten Budgetdebatte gesagt habe. Wir wissen,
daß anläßlich der Unwetterkatastrophe im
Jalwe 1949 Dringlichkeitsanträge hier im Hause
eingebracht worden sind. Die von der Kata­
strophe Betroffenen haben nun gehofft, daß
etwas gemacht wird. Wir wissen schon, dan
große Beträge zur Behebung der Schäden not­
wendig 'sind, aber viele Menschen bangen
heute noch, daß ihnen bei neuerlichem Boch­
wasser vielleicht noch größerer Schaden zuge­
fügt wird. Ich verweise besonders auf den Lueg­
graben in Scheibbs, wo bis heute nichts ge­
macht worden ist. Wir wissen, daß das Projekt
vielleicht einen großen Betrag vierschlingen
wird. Aber es muß zumindest so viel Vorsorge
gdroffen werden, und dafür stellt auch die
Stadtgemeinde Gelder zur Verfügung, daß
wenigstens die gefährdetste Stelle - und in
diesem Bereich sind fast 25 Kleinhäusler zu
Hause - gesichert wird, damit, wenn wieder
ein Unwetter kommt, nicht eine neue Kata­
strophe passiert.

E,ines möchte ich besonders her'vorhehen. Die
Mehrheitspartei hat vor einigen Monaten einen
Antrag über den Ausbau der TormäuerlStraße
eingebracht. Es wäre wünschenswert, daß die
Tormäuerstraße nicht als Güterweg ausgebaut
wird, weil es vom fremdenverkehrsstandpunkt
begrüßenswert wäre, wenn endlich der Zu­
sammenschluß dieses Straßennetzes hergestellt
würde. 'für einen Teil hat das Land große
Mittel aufgewendet, wie von Reith-Annaberg
bis Erlaufboden und von Kienberg in die Tor­
mäuer. Es wäre noch eine Str,ecke von ungefähr
neun Kilometer auszubauen. Wir wissen, es sind
hierfür acht Millionen notwendig, aber es ist
gerade dieses Gebiet vom volkswirtschaftlichen
Standpunkt wichtig. Auch die St,aatsforste
müssen hierfür Interes,se zeigen, denn es ist
schlagbares Holz vorhanden, und fast jährlich
werden rund 10.000 festmeter nutzbares Holz
geschlägert. Es ist dies dort ein Gebiet, in dem
für etwa 70 Jahre schlagbares Holz vorhanden
ist. Es wäre daher gut, wenn das Ministerium
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für Land- und Forstwirtschaft ERP-Mittel für
dic:Een Straßenbau zur Verfügung stellt. Dann
könnten wir im nächsten Jahr den Ausbau
dieser wichtiglen und landschaftlich 'so schönen
S'kaße in Angriff nehmen. Ich möchte besonders
an den Iferrn Laldeshauptmannstellvertreter
Kargl appellieren, er möge alles -daransetzen,
damit auch diese Straße ausgebaut wird, was
ja schließlich auch im Interesse des Fremden­
verkehrs gelegen ist. (Beifall bei den Sozia­
listen.)

PRÄSIDENT: Zum Wort ;gelangt Herr Ab­
geordneter E t I i n ger.

Abg. ETUNGER: Hohes I-Iaus! Die Gruppe 6,
Abschnitt StraßJenwesen, zeigt ihre Bedeutung
schon dadurch, daß sich so viele Redner hierzu
gemelclet haben. Wir wissen, daß da,s Straßen­
wesen von Niederösterreich die große Sorge
uns,ercs Landes ist. Wir können aber zu unserer
freude feststellen, daß in unserem Lande Nieder­
österreich alle Anstrengungen gemacht wurden,
um den Anforderungen womöglich gerecht zu
werden. Mein Vorredner, der Kollege Sigmund,
hat seine Wünsche über das Kleine Erlauftal
vorgebracht. Ich darf mich seinen Wünschen
anschließen und das Lap,desbauamt für Straßen­
weSen biHen, daß hesonders die Kleine Erlauf­
talstraße, welche vor einigen Jahren mit einer
Walzung fertiggestellt wurde, vielleicht im heu­
rigen Jahr mit einer Hartdecke bzw. Tränkdecke
versehen wird, ,damit der Unterbau nicht ver­
lorengeht und nicht später wieder neue, größere
Kosten erwachsen.

Aber ganz besonders möchte ich hinweisen
au'f die HUi1Ic1esstraße duroh das Große Erlauf­
tal und die Verbindun,gtilstraße von Niederöster­
reieh nach Steiennark sowi,e auf einen der
schönsten fremdenverkehrsorte in Lunz am See.
Sie finden dort ein herrliches Ausflug1sgebiet
und einen wunderschönen See in Lunz.

Wir können mit großer Freude feststellen,
daß besonders im letzten Jahr bei den Arbeiten
auf dieser Strecke große Anstrengungen ge­
macht wurden und vi,ele Kilometer mit einer
Ilartdiecke versehen werden konnten.

t\1it ganz besonderer Freude können wir fest­
stellen, daß bei der sogenannten Mausrodel,
einer ausgesprochenen Autofalle, heuer schon
die Arbeiten begonnen wurden und daß dieSle
schwere Kurve al\'s,gebaut wird. Ich bittte den
Herrn Landeshauptmannstenvertreter Kargl
gzmz besonders, zu 'veranlassen, daß ,im kom­
menden Jahr diese Teilstrecke nach Möglichkeit
ferüggestellt wird, oder man möge wCI1Iigstens
so weit kommen,' daß man den WUlnsch der
Lunzer und der fremdCl1'verkehrsorte im Großen
ErlauHal erfül!>i, daß diese Orte wiIiklich er­
schlossen werden.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch dar-
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auf hinweisen, daß im heurigen Jahr viele
Katastrophen unsm- I-ieimatland heimgesucht
haben, daß unter anderem auch I-iochwaSiser
herrliche Landflächen zerstört haben. Kollege
Sig'l11und hat sich schon damit bes1chäftigt, daß
wir uns im vorigen Jahr mit dem großen
Dammbruch am Kleinen Erlauftalzu befassen
hatten. Ich möchte ebenfalls das Wasserbauamt
bitten, hier sein besonderes Augenmerk hinzu­
lenken. Ich möchte darauf v,erweisen, daß nach
dem Damll1'bruch 'nur ein Notdaa11'm errichtet
wurde, eier im Hochwassledall keinen Schutz
bietet. Viele Bauern sind aufs schwerste ge­
fährdet, auch hinsichtlich des Milchhofes be­
steht die Gefahr, daß 'er bei der nächsten Hoch­
wa,sserkatastrophe Wleggeschwemmt wird.

Ich möchte daher die Hohe Landesregierung:
bitten, die Projektierung von Schutzbauten im
Kleinen Erlauftal im kommenden Jahr durch"
zuführen.

Wir haben Ibei dieser Gruppe 6 noch ein
weiteres wichtiges Kapitlel, das sind die soge­
nannten Güterwege. Wi,r wissen, daß es ein
Wunsch unserer Gebirgsbauern ist, daß die
Wege zu ihren Wirtschaften möglichst ausge­
baut werden, und daß ihre Höfe möglichst an
das Bezirksstraß,ennetz angeschlossen werden.
Mit freude haben wir festgestellt, daß auf
diesem Gebiete in der let2Jten: Z'eit sehr viel
erreicht wurde. Ich möchte bitten, daß auch im
kommenden Jahr, so wie in dieslem Jahr, das
Referat dieser frage seine Aufmerksamk'eit zu­
wenden möge. Wir wilssen ja, daß der Aushau
der Güterwege für viele unserer Gebirgsbauern
ihre Exisltenz bedeutet. Es kann auch so die
Abwanderun,g au.s gewissen Gebieten verhindert
werden.

Ich darf in diesem Zusammenhang auf einen
ganz besonderen Fall in unserem Lande Nieder­
österreich hinwei,slen. Vi,elleicht ist 'er der brei­
kpen OeHenthchkeit nicht !bekannt. In unserem
schönen Gebirgstal bei Gaming liegt NesteI­
berg. Ich muß hier im Hohen Hause aufzeigen,
daß dort 20 Häuser von Bauern und Holz­
arbeitern sind, die bis heute noch keinen Zu­
fahrtsweg haben. EiS wohnen dort zirka 90 Per­
sonen. Ich war vor kurzer Zeit in diesem Dorf
und konnte feSitistellen, daß in diesem s,chönen,
aber armen Gebir~Sidorf die treuesten, bravsten
und auch die verläßlichsten Oesterreicher leben.
Sie sind schon dankbar, wenn sie wenigstens
einen Zufahrtsweg bekommen könnten. Ich
muß besonders aufzeigen, daß die Bewohner
dieses Dorfes alles, was sie zum Leben brau­
chen, auch alle Baumaterialien, Sand, Schotter,
Ziegd und Zement auf dem Buckel nach Hause
tragen müssen. Im Jahre 1938 wurde vom Ar­
beitsdienst der Bau einer Zufahrtsstraße bzw.
eines Güterweges begonnen. Durch die Natur­
katastrophen sind aber zirka 300 Meter von
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diesem neuerbauten w.eg abgeruhscht und heute
ist die ganze Zufuhr wieder mit Steingeröll ver­
schüttet. leih möchte daher die Hohe Landes­
regierung auf diesen einzig dastehenden fall
besonders aufmerksam machen. Vor 20 Jahren
war dieses Dorf noch von 180 Pel1sonren be­
wohnt; weil aber keine Verkehrsmöglichil~eit

dort vorhanden war, ist die Jugend abgewan­
dert und es leben heute dor,t tatsächlich nur
mehr 90 Personen. Wenn das so weitergeht,
wird ein schönes Gebirgsdorf in kürzester Zeit
aussterben. Ich möchte weiter darauf hinwei,sen,
daß besonders im letzten schweren Krieg diese
braven Bewohner von Nestelberg schwere
Opfer gebracht haben. Von diesen 90 Personen
waren 34 zum Militärdienst eingerückt, von
denen 16 nkht mehr zurückgekehrt sind, das
heißt, dieses Dorf hat einen großen Tribut an
Blutopfern gebracht.

Aus dies,en wenigen angeführen Gründen
muß die OeffentlichkeH die ganze Aufmel~ksam­

keit dorthin lenken und diesen braven Menschen
auch ihre Existenz ermöglichen. Es ist also ein
Gebot der Stunde, daß die Landesregierung
alles daransetzt und mit allen Mitteln versucht,
die Erschließung dieses Gebirg,sdorfes zu er­
möglichen. leh erlaube mir daher, folgenden
Resolutionsantrag einzubringen (liest):

"Di'e niredlerösiteneichische Landesl'egieruntg
wird: al\1lfgefoll1deTt, ZJur ErschHeßul1lg dier Berig­
siedlung ,Nest'Clbel1g', Bezink Gaming, (be Pro­
jektiemng und ,den A'UJsbau eines Oüterweges
zu veranlassen, um diesIel' iBergrotte von zwan­
zig Häusern eine Zufahrt und Abfahrt möglich
zu machen."

:lch bitte um Annahme des Antra.ges. (Bei­
fall bei der Volkspartei.)

PiRASIDENT: Zium Wort g'elangt Herr Ab­
geordnet H r e b 'a c ik a.

Aibg. HREB/ACKA: Holbes Haus! In der
Gruppe 6 müssen wir besonders damwf aohten,
daß die gerinlgen Mittlel igepeoht a'UJfgeteilt wer­
den. Es muß also ZJunächst dairalulf Rücksicht
genommen wepden, woher die Mittel }{;ommen,
damit s,iie auch wi'eder dort verwend~t werden.
Ich möcht'e hier besondeflsaJuf dri,e schweren
Schäden, di'e >das Gölrslental <lllfiZiuweisen hiat,
hinweisen. Die Regulieflungsm'beiten am Dur­
laßibach in dea- Gemeinde ROIhtbach an der
Gölsen sind dringend notwend,i,g geworden,
aber d'll:C'h di,e OöilsenreguHellUng im der Ge­
meindie St. Veit :kall1n nicht mehr länger aUJ~ge­

s,chioiben werden. W,enn der Schaden dort nicht
noch ,größ'eT wenden soll, müssen düe RegiUlie­
l1ungsarbeiten in der nächst,en Zeit begonnen
w,erdJen.

Di,e Tm,isenbrück,e in ScheibmÜihl, di,e durch
den Kdeg z,ersoorrt wUlrde, hegt heute ll1ioch so
da, wi,e :~m Jahre 1945, obwohl das Gölsental

durch Lastlkraf't!wagenl versor,gt wiTd. Alle diese
Lastwalgeln müssen über Traisen fahren, um da:s
Gölsent'al überhaupt erreichenZJu können. Bei
den Regulierungsm;beiten im Pielachtal in der
Gemeinde WeinbU11g drohen di'e AI"beiten ein­
gestellt Z!U werden, weil die MiHel alus/gehen.
Es 'ist Sache des Landes, Slich besonders um
dieSle großen Schäden z:u kümmern. Bei der
Papierfahrilk in RennersdJolif sind dJile großen
Hochwasserschä'del1 vom Jahre 1940 bis heute
noch nicht beseH,igt wor'den. Auch di'e Brücke
nach Ober-Orafend!od SOlU neu erbaut werden.

Ebemo ist di'eBrüclke in St. Alldrä an der
Traisen dem Verfall preisgegeben. Die lnstand­
setZJUing dm;slelben muß daher vom Land aus
baldi,gst in Angri:f'f genommen we1"den. Zu all
diesen Arbeiten müssen natürlich ,auch die Inter­
essenten beit:ragen, um !unter führung des Lan­
des an diie W'iiederernichtunrg dieslelr Brücke zu
schrei't'en. Tmtz de'f schwer,en, Zeit muß diese
Brücke gebaut werden, denn die Bauern, d'i,e
dort iiluen Opund' haben, bmuchen sie, 'um ,ihre
Aed~er ZJuef11eilÜhen; aill'Sonsten bestle:ht die Ge­
fahr, ,diaß ,dlort einmal eiln größeres Unglück ge­
schehen könnte.

Auch di'eRegmlierungsarbeiten :in dien Oe­
mei/nden StatZienidoid und Kü;flf,em sind dringend
notwendilg 'Undl könnten noch im Will't,er be­
gonnen und durchgeführt werdIen. Die Stmße,
die ZJur Spinnerei in Ochsenburg lund zum Tei,l
durch einegesc:h,lossene Si,ed:Jung ,führt - es
sind dort eine größere Anzahl Si.edillungshäluser,
di,e direkt an, der Skaße Hegen -, müßte mit
einer ASiphalMeckle versehen werden, weil die
dlortilgen ßewohllier im Sommer sehr unter der
StarUibpJ,age leiden. rDire Gemeinden sind bereH,
bis zu 50 ProZient der Kost/en selbst bereitzu­
stellen; es muß daher 'i'l1 nächsiter Zeit getrach­
tet werden, di,ese kiUrZie Stmcke in Ordnung zu
bringen. Auch im iBezilflk Neulengbach sind di,e
Straß,en dringend' zu ,repa:r:i:eren.

Dem Siedilungswesel1 wurde in dler rletzt'en
Zeit besondere BeaClhtiulng geschenkt, 'und ma'l1
kann sagen, daß auf diesem Geb~et,e Ni'eder­
österreich etwas geleistet hat, was sich sehen
laissen kann. Das darf ,aber nicht eing,est,ellt
werden, sondern eis muß ,immer wi'ede,r auf die
groß1e Woihnungslnot' in Niede'rösteneich ver­
wiesen wel1den:. DaZiu ,fehlt uns der § 8 des
Wohnll1l1ig:sanfordeflungsg:esetzes, der von der
Mehlnheitspairteiabsolrut abgelehnt wird. Wir
spüren aber auch in Niederöslten;eioh vor allem
die AuswirkrU1nge'lll dav:on, we:i:I man offensicht­
hcih glaubt, daß, weill der § 8 in Niederöster­
rdch nicht ,g/ilt, aluch dals Wohnungsanforde­
ru:ngslgesetz ülbel1naUipt nic1ht ,gilt. W,er nämlich
die Entsche,iidlull1igen ,des Landes anschaut, kommt
zu der Ueberzleu,gung, daß heute di'e Häuser­
sp'ek1ulanten wi'eder das laUe Recht zugestanden
bekommen. Der eine oder ander,e glaubt, der
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Richter wird ilhm di'e Wohnung schon zu­
spr,eohen. Wir haben es in der letzten Zeit er­
lieht, daß durch das Bezi'l1k~gericht St. PöHen
gle:iich slec'hs, sj,eben oder mehr Mveter Zll!f
Zwa:11Igsräumung verpfhchtet wurden, obwohl
di,e Gemeinde sagt, es ist kein anderer Raum
vorhanden. Der junge Richt,er - den man ja
nichtanglreifen dall1~ - gllaubt 'wahrscheinlich,
daß in einer Suurude dj,(~se Siveben und mehr Par­
t,ei'en irgendwo anders 'lIeicht unt,ergeibmcht wer­
dien können. Was kann ,nun so ein Büngermeister
daw sag,en, wenm ZJum Beispiel der RicMer der
Mei:nung ist, daß sliich schon i'l1gendein Magazin
oder ein Saal finden 'Wird, wo man di,e Möbel
ei-nsteUen kann. \X1ir wannen vor solchen Zu­
ständen und können daw nur s,algen: Wenn der
eine glaubt, daß deranidere in seiner Wohnung
nicht gesi'chert zu sein braucht, dalnn wil1d es
a,uoh für di,e anderrien 'weine Siohenheit g,eben.
Der Teil, dem man da gIauht drohen :w können,
hat wesenUich dazu bei>getralgen, daß sich die
andel1en in ,i'hren Wohnungen sicher fühlen kön­
nen. Wenn aber der eine g,efähpdet wind, dann
ist es gal1lZ klm, daß auch di,e SicherheH des
anderen nioht mehr igegeben ist. Wenn man arlso
auf di,ese Art und Weise die Leute in Unruhe
v,ers,etzt, dann t1rägt das wesent'llith dazu bei,
daß eine aHgemeine Unsicherheit PIatz greift.
Hier muß eine Sicherheit im kollekti'ven Sinn
eintreten, denn sonst haben auch ,die anderen
keine Sicherheit mehr.

Ich möoMe noch weHler anführen, daß die Re­
giuIienung des Schallabaches ,in der Gemeinde
Anlzenlchrf bei Loosdonf Siehr notwendig ist und
erlauibe mir, dazu foIgenden Resolutliro'l1lsantrag
zu stellen (liest):

"Di,e Landesre:girerurng wilrd au5gdordelft, zur
VenmeicLun1g von Hochwassersohäden in der Oe­
merllldie Anrzendonf hei Loosdiorf die Regluliemng
des Unt,edaufes des SchaIIabaches u[\lver2Jüglich
in Angri5if zu nehmen."

Ich biNe, 'Um Annahme dieses Antrages.
(Beifall bei don Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Worrt gebngt Abgeord­
neter franz M ü I I ne r.

Ablg. Franrz MOLLNER: Hohes Haius! Wir
wissen um di,eungeiheure Inansp'rllohDiaihme des
Straßenwesens, besonders der R,eilC!lLSstraße
Wien-Salzbur,g. Industrie- una Wirtschaft­
treibende benütz,en diese Stmß,e trotz der da­
neben laJufenden Schienenstränge.

Wir wiss,en ,abelrauch, was wir unserem aluf­
s'kebCJ1ldlen Fnemdenvenkehrr - eiil1'em bedeuten-,
den Delvisenbringer - schulden 'lH1d begrüßen
daher j,eden AUlshau bzw. j,ede Modiernisiürung
unserer Straßenzüge.

Meine Bitte geht aber heute dahin, auch unsere
Glite,rwege nicht zu überseheni. Ich möchte er­
neut hri,er V01' dem Hohen Hause meine Bitte

wiederholen, uniSerer Bezirksstraße S'i. Pölten­
Ober - Oralfel1dorf~Killb-Mank-St Leonhard
amforst~Matz,Jeill1sdio1",f-Reichsstraße mehr
Augenmerk :ouzu!wenden, damilt sie endlich ein­
mal, wi,e es uns schron sleit Jahrien versprochcrl1
wird, ihrem Ausbau zugeführt und hiel~bei ein
denartiges Tempo eingeschlagen wird, daß wir es
noch edeben können, daß di,ese Straße ferLg
wi1rd. Der Dank nicht nur der Bezi<rike St. Pä!ten
und Me~k, sondern darüber hinaus aUer derer,
di'e dli,ese Straße als Paral:Iellstraße 2Jurr Reichs­
str'aBe benützen, wird hier dem Lande gewiß
sein. Ich darf hier 'besonders he!IWOriheben, daß
an der Bl1ückemelno'Viepunrg in Ober-Grafendorf
fleißigst giearbeitet Wi'IU.

Ich erlalube mir, fo\'gendien Resolutionlsan:,rag
Z'U stellen (liest):

"Di,e nilederösterr,eichische Landesregierung
w,ind aufgefordert, die forts,etzung der Straßen­
pflasterung, Hartdeckenbelag der Bez,i,rksst:r,aße
Ober - Orafendorf-Kilb-Mank-St. Leonhard
am Forstc-M:atzleinsdJorf~Rekhs,stmß.e mit
Rücksicht auf ,die dbrt iherrsiCihenden besonders
s'Üh~echten Skaßenverhältnis:se beschleunigt wei­
ter fortzusetzen."

Hohes Haus! kh drar:f alber Vonl di,elser SteUe
alus auch dem La:ndeSibauamt B 3, an dessen
Spitze Herrn Hafmt Sc'hima, lund, uns'erer braven
Arbeit.erschaH für die heuer äm Markte Kilb
durchge~Ülhrt,e Baohregulierung, di,e e'ines
KostClnau~wa:ndes Von l1und 750.000 S bedurfte,
herzliohst danken, das Hohe Haus aber gleich­
zeit:ilg bitten, im kommenden Ja/hr dem welit,epen,
sicherlich dringli'chen AJushau der Me~knuß­

regulierung größtes Augenmerk zu sohenken,
um damit ,erneut tl1UcMbares Land zu gewinnen.
loh darf Sie bitten, mi,t au,fgesohlossenem Herzen
und l11eiiCIhlichen finanzie~ilen MittelIn dies,er Mel1k­
flußregulierung zu gedenken. ( Beifall bei
der Volkspartei.)

RRÄS,IDENT: Zum Wort gelangt Herr Ab­
geordneter 0 e rh art I.

Abg. GERHARTL: Haher Landtag! Ich
wC'nde mich angesichts der vmgerückten Zeit
wirklich nur auf meinen Antrarg besohI1äilllken.

Ich dad fest,stellen, daß Herr Landesihaurpt­
mannstel1verketer Kangl sich ni'cht über gerin­
g,es Intel'esse für sein Ressolrt z,u bekbgen
brauoht. WiIr haben also ihri,er eine k1einie Geo­
gmphiestunde mitgemacht. Es sind die Sorgen,
die jeden Abgeordneten t,reffen, vorgebracht
worden. Abe:r auf der anderen Seite muß .llest­
gestleililt wel1den, das Ressort tut bei den ver­
hältnlirsmäßig g,eri'l1!gen MiHleln, 'was es kann. Es
kann alber diami't nicht zaubern. Unsere A,ufgabe
best,eht nun darin, die Wünsche, dii,e wi-r als die
dri<l1/gendskn ans,ehen, in den Vordel:gwnd zu
schi,eben.

Es ist das Wort "AutofaIIe" gebraucht wor-
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den. AUif so ei,ne möchte ~ch auch in me,inem
Bezirik hinweisen. Im Zluge ,de,r \Veohselbunc!es­
stmße von Wiener Neustcudt nach Aspang
meßt die Schwarzalu durch den Ort SchwarULt.
Di,e Verbindunjgsbf'ücke ist so schmal, daß sich
kürzlii'ch wieder zwe,i Lastwagen derart ver­
keilt,en, daß a,uch Fuß,gänger nicht mehr \01'­

heigehen konnten. Ich glaube, daß es ein un­
hailtbarer Zustand ,ist, daß ein Ort nur des­
wegen blockimt wird, weil kein Gehst6g <liuJ
dieser BrüClkeist. Ich möchte nicht der Ver­
lockung erliögen, von anderen SOf'gen über
Straßen in unserem Bezirk zu reden, sondnn
niU,r daraut hinweis,en, daß das behoben werden
soll.

Ich stelle also folgenden Antrag (riest):
"Die La1ndes11cgierung wi'l'd aufgefordert, die

Brücke in Schwarzau am S't,e;nteld, d;c im Ver­
lauf dier Wechselbu\1!cliesstm.B,e gelegen ist, zu
verbreitern und zum Schutze der Fußgänger
mit einem Gehsteig zu versehen." (Beifall bei
dcn Sozialisten.)

PiRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr Ab­
geordneter Feh l' i n gel'.

Abg.FEHRINGER:Hohes ,I-Iaus! Ich da'rf
nun Ihre Aufmerksamkeit von den Straßen
etwas ablenken. Mehrere Abgeordnete haben
hier von der Beschotterung der Straßen ge­
sprochel1l. Ich muß von etwas sprechen, wo
dieser Schotter dimkt als etwas Unangenehmes
a'Ultflält, und das i'st im Wasls1el'bau, bei der Re­
glullienun,g Vlerschiedener Gewässer iund beson­
diers bei der Ybbs i,n ,unsewm BeziI'k.

Unter dem Voranschlagsansatz 671-61
finden wir für "Beiträge zu den Kosten VOll
f l:uß-und Bachr,egulierungen, Uferbruchver­
bauungen, DammherMeUungenund Damm­
sicherungen" einen Betrag von 8,250.000 S
festgeseht. Hier ist gegenüber dem IVoran;­
srhlagsans.atz des Vorjahres eine Steigerung
um 50 Prozent eingetreten. Es 'ist das gewiß be­
grüßenswert, doch wenn wir die Projekte alle
kennen, die vorgesehen sind und die einge­
bracht wurden, dann müssen wir feststellen,
:daß mit diesen Beträgen das Auslangen nicht
gefunden werden kann. Ich möchte aber sagen,
daß gemde beim Wasserbau eine planvoHe
A'l"beit geleistet werden muß, weil ,es ja un·
möglich ist, sdbst in einem Zeitraum von
fünf oder zehn Jahren diese Arbeiten zu
bewältigen. Wir haben es 'hier mit Arbeiten
zu 'tun, die sich über Jahrz,ehnte erstrecken.
Wir müssen aber,gewde deshalb dafür sor­
gen, daß die Beträge, die derzeit 'verbaut
werden, auch dementsprechend angelegt sind,
daß sie auch in Jahrzehnten noch imn~er ihren
ZweCik erfüllen.

Ich verweise auf die "Beiträge zu den
Kosten der ,Erhaltung von Wassrrbauten".

Wir sehen an vielen Bauten, daß für die Er­
haltung der 'Bauten in der Vergangenheit zu
wenig getan wurde. Wenn diese Post wiederum
nur eine geringfügige Erhöhung erfahren hat,
dann muß ich heute schon darauf hinweisen,
daß in Zukunft gerade den ErhaUungsarbeiten
mehr A,ugenmerk g,eschenkt werd,en muß.

Ich möchte diese Gelegenheit dazu benützen,
um gerade die Bevölkerung, die ihre Grund­
stücke an fluß- :und Bachläufen hat, darauf
aufmerkam z'u machen, daß auch sie auf die
Verbauungen entsprechend Rücksicht nehmen
soll, daß sie bei .der Schotterentnahme, sei es
nun für den Eigenbedarf oder gewerbsmäßig
- daß es auch das gibt, soll festgestellt wer·
den -, so vorgehen soll, daß kein Schaden
an ·den Verba,uungen eintritt lind daher auch
keine weiteren Reguliemngen vorgenommen
wer,den müssen.

Ich nehme daher mit freude lind mit Ge­
nug,tuung die Nachricht zur Kenntnis, daß
derzeit im Parlament ein Entwurf eines fluß­
aufsichtsdienstgesetzes in iBehand1:ung steht.
Ich will nur der Hoffnung Ausdruck geben,
daß eine solche Oesetzwerdung so rasch wie
möglich vor sich ,geht.

Gleichzeitig möchte ich aber auch eine da­
hingehende ,BiHe an die Landesregierung
richten, für den flußa'ufsichtsdienst die Aus­
gaben nicht zu scheuen, denn durch diese
Ausgaben werden in der Zukunft Ersparungen
bei den Ausgaben fürWasselhauten möglich
sein, (Beifall bei der Volkspartei.)

P,RASIiDENT: Zum Wort gelangt der :Herr
Abg. N.j met z.

Abg. NIMETZ: Hoher Landtag! Ueber den
schlechten Zustand der Straßen in Niederöster­
reich wurde in den vorhergegangenen Jahren
und auch heute wie,der schon viel geredet. Es
ist dabei nicht notwendig, ausschließlich über
den schlechten Z,ustand der Straßen zu spre­
chen, sondern man muß auch die Ursachen
erkennen.

'Ich möchte hier die Meinung des Herrn Prä·
si'denten Endl unterstreichen, der ausgeführt
ha't, daß die Verlagerung des Schwergewichtes
des Verkehrs von der Schiene auf die Straße
eine der Ursachen ,des schlechten Zustandes
der Straßen ist. Wir müssen doch in Betracht
ziehen, daß der Unterbau unserer Landstraß.en
vor Jahrzehnten gelegt wurde, als ein 5-10n­
nen-Wagen noch ei.ne <Seltenheit war. Hüute
sehen wir jedoch Lastautos mit Anhängern,
die ein Gewicht von 20 Tonnen transportieren,
Es ist verständlich, daß ein Unterbau, der für
eine weit geringere Belastung gebaut wurde,
der heutigen Beanspruchung nicht standhalten
kann.

Eine weitere Ursache ,des schlechten Zu-
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standes der Straßen ist die Geldknappheit des
Landes. Es wäre bestimmt der Wunsch des
Herrn Landeshauptmannstellvf'rtreters Kargl
und des zuständigen Referats, mehr zu machen
auf diesem Gebiet, wenn mehr Mittel dafür
zur Verfügung stehen würden. Wir wissen
aber, daß wir knapp an Geld sind, da kann
man nichts machen.

Aber mit einem anderen Umstand bin ich
nicht einverstanden, und mit 'uns, möchte ich
sagen, der größte Teil der Niederösterreicher.
Wir sind nämlich der Meinung, daß die vor­
handenen Mittel nicht in objektiver, sachlicher
Weise zur Anwendung 'gebracht werden, und
daß nicht gerade die Straße instand gesetzt
wird, bei der eine Instandsdzung am not­
wendigsten wäre, sondern daß auch hier, wie
auf vielen anderen Gebieten, nach Parteiricht­
linien vorg'egangen wird.

Ja, man erwägt sogar in den Kreisen der
Automobilisten 'und ,derjenigen, ,die die 'Straßen
benützen müssen, die Idee, ob es nicht ,gut
wäre, alle Jahre den Landeshauptmann und
den Stellvertreter aus einem anderen Viertel
z'u nehmen. (Heiterkeit.) Denn dann - ist man
überz'eugt - würden in jedem Viertel die
Straßen ü1stand gesetzt werden, so daß nach
vier Jahren sämtliche Straßen des Landes
instand gesetzt wären. (Erneute Heiterkeit.)
Das ist die allgemeine Mei,nung und ich
schließe mich dieser Meinung ,an.

Eine weitere Ursache ist die Ueberbelastung
und die große Frequenz der Straßen. I'n jedem
Bezirk gibt es Straßen, die so sohlecht sind,
daß man fast glaubt, sie sind 'Überhaupt nicht
mehr befahrbar. Auch wir im Bezirk Baden
besitzen eine solche Straße, und zwar von
Großau nach IBerndo'ff. Diese Straße, deren
Instandsetz'Un~g dringend notwendig ist, stellt
die kürzeste Verbindung 'von der Triester Bun­
desstnaße in' das Triestingtal dar und wird
von schweren Fuhrwerk'en, welche :hauptsäch­
lieh Lang- und Seheiberhoiz transrporNeren,
benützt. Die Instandsetzung ist dringend not­
wendig, 'und ich gestatte mir daher, folgenden
Resolutionsantrag zu stellen (liest):

"Die Landesregierung wird ,aufgefordert, die
rnstandsetzung der Landstraße Großau­
Bemdorf ehestens in Angriff zu nehmen."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages. (Bei­
fall bei den Sozialisten.)

PIRÄSliDENT: Die Hednerliste ist erschöpf,t,
der Herr IBerichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Ahg. SOHÖB,ERL (Schluß­
wort): Oie große Anzahl ,der Debatteredner
und der Inhalt dieser Heden sind ein deutlicher
Beweis für die große 'Bedeutung, die dies,er
Gruppe zukommt. Nicht zuletzt ist diese
Gruppe 6 im ganzen Voranschlag am ,größten

dotiert. Diese Gruppe hat auch den größten
Sachaufwand, und ich konsta'tiere, daß auch
bezüglich ,der IResolutionsanträge diese Gruppe
am stärksten aufscheint. :Es sind dazu Resolu­
tionsanträ'ge gest1ellt worden von den Herren
Abgeordneten Wenger, Nagl, Sigmund, Etlin­
ger, Hrebacka, Franz M'Üllner, Nimetz und
GerharotI.

Ich bitte ,den Herrn Präsidenten, vorerst über
die Gruppe 6 und .anschließend über die Reso­
lutionsa.nträge abstimmen zu lassen.

P<RÄrSIDENT: Z'ur Abstimmung liegen vor:
Die Gruppe 6, ,,!Bau-, Wohnungs- und Sied­
lungswesen", :und neun 'Resolutionsanträge. Ich
lasse zunächst 'Über die Gruppe selbst ,und zum
Schluß über ,die zu dieser Gruppe vorliegenden
Resolutionsanträgeahstimmen.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, nun­
mehr seinen Antrag zu der Gruppe 6, "Bau-,
Wohnungs- und Siedlungswesen", zu stellen.

Berichterstatter Abg. SOHÖBIER,L: Ich stelle
den Antrag auf Annahme der Gruppe 6 in Er­
fordernis und Bedeckung.

PRÄSliDlENT (nach Abstimmung): An g e­
n ommen.

Ich bitte den Herrn IBerichterstatter nunmehr
um die Verlesung der Resolutionsanträge.

Berichterstatter Abg. SOHÖBiERL (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des Abge­
ordneten Wenger): Ich bitte um Abstimmung.

PoRÄSIIDENT (nach Abstimmung): A n g e­
n ommen.

Berichterstatter ,Abg. SOHÖB:ERL (nach
Verlesung des ersten R.esolutionsanlrages des
Abg. Nagl): Ich bitte um Abstimmung.

!P'RASiIDENT (nach Abstimmung): An ge­
nommen.

!Berichterstatter Abg. SCHÖBIER'L (nach
Verlesung: d:>s zweiten R.esolutionsantrages des
Abg. Na[;1l): Ich bitte um Abstimmung.

PRÄSIDENT (nach Abstimmung}: Ange­
H ommen.

Berichterstatter Abg. SOHÖBERL (nach
Verlesung des R.esolutionsantrages des Abge­
ordmten Sig:mund): Ich bitte um Abstimmung.

PRÄSIDIENT (nach Abstimmung): A n g e­
n omme n.

Berichterstatter Abg. SCHÖBiERL (nach
Verlesung des R.esolutionsantrages des Abge­
ordneter Etlinger): Ich bitte um Abstimmung.

PRÄSIDENT (nach Abstimmung): An g e­
no mmen.

'Berichterstatter Abg. SCHÖBiEoIK (nach
Verlesung" des R.esolutionsantrages des Ab,f.',e­
ordnetm Hrebacka): Ich bitte um Abstim­
mung.
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gestellt, als obausschließlioh die unbefriedigende
Preisentwickhm.g daran :schuld wäre. Bekannt­
lich ist es bei der Milch so, daß ein Liter Mag,er­
mikh für die Konsumenten 1.92 S kostet und
ein Liter Milch mit Fettgehalt dem Produzenten
mit 1,40 S bezahH wird, woraus man sieht, daß

Zwilschenspanne auch hier auße,rordentlich
groß ist. Es ist eine sehr bec1auerLid"e Tatsache,
daß heuer auch vor Weihnachten, und gerade
vor Weihnachten eine solche Verknappung und
ein solcher Mangel auHritt und daß anderseits
,die hohen Preise 'CIiaran schuld sind, daß ill
manchen Arbeiterhaushalten und Ül manchen
Familien der All'gestdHen diesmal mager ge"
kocht wird und manches Kind a'uf Zuckerwarel1,
Bäckereien u. dgl. verzichten muß.

Eines ist gewiß: Die Mass,e der kleinen und
mitUerel1l Bauern hat alles Int'eress,e daran,ihre
Produkte zu gerechten Preis'en unter mög­
lichskr Ausschalt1ung des Zwischenhandels in
die Städk 'zu liefern" um so mehr als diese
Städte ja auch in der Z'llkunft die Absatzmärkte
für die landwi1rtsoha:ft\ichen Produkte sein wer­
den. Ebenso gewiß ist, daß die Arbeiter 'Cin
großes InteresiSie daran hahen, daß die forde­
rung der Bauern, ihnen die Möglichkeit zur
Hebung der lan:dwirtschaf'thühen Produlktion zu
geben, ,e111lüllt wilrd.

Wir wollen beute die Sache von dieser Seite
aus betrachten. Wie steht es heute ,i'l1l de,r Land­
wirtschaft wirklich? Man kann in der letzten
Zeit immer mehr, immer 'häufiger und immer
eindr.inglicher, als es in den vellgangenen Jahren
der Fall gewesen ist, hören, daß der Futter­
mittelrrnangelin der Landwirtschaft ei'ne der
Hauptursachen dafür ist, daß die P'roduktion
nicht gesteigert werden kann und daß auch
gewisse Verknappun,gs,erscheinu!ng,en eintre'kn.
Ich darf daran er,ilnnern, daß wir auch ,in dies,em
Hohen Hause schon vor Jahren, und zwar in
den Jahren 1945 und 1946 und auch i:n den
späteren Jaihr,en, da'Pauf hingewiesen haben, daß
die entscheideIlde frage g,emäß der heutigen
Struktur der österreichi,schen Landwirtschaft
die Einfuhr einer genügenden, Menge F,utter­
mittel ist, wie das vor dem Kriege, nämlich
vor 1938, der Fall gewesen ist. Wir sind da­
mals sehr häufig deswegen verspottet worden,
und es war bei der Berat,ung des sogenannten
Tierzuchtförderulligs,gesetiziesim Juni oder Juli
des vorigen Jahres, als de1rHerr Abg. Hirmann
aUlfstand und erklärte, das sei nkht richti!g, was
die Kommunisten da sagen: In jedem Lagerhaus
könlne man soviel futtermittel zu erschwing­
lichen Preisen kallll1en, als man nur wolle. Später
hat er enklärt, daß es "damals" so gewesen
s,ei. In Wirklichkeit besteht dieses Problem seit
dem Jahre 1Q45, lleute wird das auch von hohen
Funktionären der Landwirtschaftskammer kst­
gestellt. Der Präsident der niederösterreichi-

PRASIDENT(nac!l AbstimmunR): An ge­
no m me n.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (nach
Verlesung: des Resolutionsantrap,es des Abg'e­
ordneten Franz Müllner): Ich biHe um Ab­
stimmung.

PRAS'IiDENT (nach Abstimmung): An ge-

n om met1.
'Berichterstatter Abg. SCHöBERL (nach

VerlesunR des Resolutionsantrages des AbRe­
ordneten Oerhartl): Icb bitte um Annahme.

PRASIiDENT (nach Abstimllllln,r.;): An g e­
no m m e n.

Berichterstatter Abg. SOl-IÖBiERL (nach
VerlesunR des Resolutionsantra,(I,'es des Abge­
ordneten Nimetz): Ich bitte um Abstimmung.

PRAS.JOENT (nach Abstimmlln,r.;): An ge­
n ommen.

Ich ersuche den Herrn Referenten Abgeord-
neten Sc h ö bel' I, zu Gruppe 7, "Oeffentlicbe
Einrichtungen und Wirtschaftsförderung" , zu

berichten.
Berichterstatter Abg. SCHÖß,ERL: In der

Gruppe 7, "Oeffent:1iche ,Einrichtungen und
Wirtschaftsförderung" betragen .die Ausgaben
47,884.100 S, und di,e entsprechenden Einna'h­
lUen 5,928.900 S, so daß das Nettoertorderl1iis
41,955.200 Sausmacht.

Gegenüber dem Vorjahr ist ,eine Erhöhung
von 46,1 Prozent :lJU vm~z.eichnen. Die A:us,gaben
,umfassen 8,9 Prozent des GeSiamtauf'wimdes.

Neu geschaffen wurden die Vor,anscblagsarr
sätze 7319-68 f'ür Aufforstungszweckeund
745, "Bauhof Laaan der Thaya'''.

Ichers,uohe den Herrn Präsidenten, zu di,espr
Gnuppe die Spe0i,aldebatte zu eröffnen.

PRÄSIDENT: Z,um Wort ge}angt Herr Lan­

desrat Gen n e r.
Landesrat OENNER: Hoher Landtag! Der

Uhrzeiger ist zi'emlich weit vorgerückt und
jetzt kommt die Gl'uppe "La'ndwirtschaft" daran.
Ich kann mich an keine ßudgdberatung er­
innwn, wo das anders g,ewes,en wäre. Gerade
jdz,t wird von manchen Leuten wieder der Ver­
such unt'ernommen,einen Gegensatz zwischen
Arbeitern und Bauern ZJU erzeugen und ei,ne
künstliche KI,uiftaufzJU:reißen, es wird ver9ucht,
Arbeiter und Bauern gegeneinander auSZU­
spi,e1en. Der Anlaß da,z,u ist die Tatsache, daß
genade vor W,eiihnaCihten lin Wien und in ill1de­
r,en Industriestädten ,eilllg'roßer Mangel an
wiohtigen Lebensmitteln, wie an Milch, die
rayoniert worden ist und sehr schwer ZJll er­
halteni1st, an Butter und Schmalz, z'u verwi,cb­
nen ist. AUif der einen Seite wird el1klärt, daß
<l:i,e Bauel'l11 in ihrer Gesamtheit dman sohuld
sind, weil sie nicbt genug bekommen können,
aulf der anderen Seite wird die Sacht' so hin-
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schen Landlwirtschaftskammer St,rommer hat bei
der BudigeMebatte im Parlament erklärt, daß
das futtenmiHelproblem das ZentraLprOlblem der
ös[,errleichisohen Landwirtscl1afti'st, und er hat
hinzugefü,gt, daß VOr 1938 das wichtigste Ge­
biet deraglraäschen Produktion in der alten
Monapohie die Ostländer gewesen s,eien. Er hat
nur vergessen, weiter zu sagen, daß auch nach
1918 noch enge Wirtschaftsbeziehungen mit den
Oststaa't,en bestandren und daß im W'ege des
Handlelsaust:allliSches alus ,d!iesen Staaten haupt­
sächlicrh jene Me~gen an futtermitteln, die wir
br:auc'htren - rUlnldl 800.000 Tonnen -, und, zm­
säflzliClhe Narhrung:smi ttel, die wir bJiu nicht in
genügender Menge erzeugen konnten, vor allem
Weizen - rund 50 Prozent Weizen und durch­
schnittlich 75 Prozent Brotgetreide überhaupt
wurden in Oesterreich eI1zeugt -, aus diesen
Ländern ei,n!geführt wlurden.

Diese Wlilft'sühaft!s:bezi,ehungen sind erst seit
1945 dluirch das MarSihaN~P,Jan-Diiktat zerrissen
worden.

Es gibt noch einen anderen Kronzeuglen da­
für, wie d:l1ing1end ,und wicMilg und von ent­
scheidender Bedeutung in der nächsten Zukunft
es für die österreichische LandlwirtschaH und
diamitflür die Enruähpung der gall'Zen Bevö~k!e­

fiUng sein wird, daß genügende fuNermittel­
mengen 'eing1eführt werden können. Das ist die
Zeitschrift "Die Landwirtschaft", das Mit­
tei,lungsbl<att der La'l1dwirtschaH.sikammer für
NiederJösterrdch und! Wiien. In der Dezember­
nummer ,ha~ dort Kl3Ifnmer3lIl1f1Sdi,r;ekt:or Doktor
Müller unt,er dlem Titd "Die Fru~tenmitteldnlf'uhr

- ZentralprOlbil<em der öst'er,rleichischen Land"
wljrtschaft" unter anderem geschrieben (liest):
"WÜ haben voJ' 1938 wohl Z:U 80 Prozent die
einheimische Bev61k,eJ1ung mit Bmtrg,etlieide,
Flei,sch, Mirkh, Kartoffeln, Zuck'er UISW. aus
eigener Produktion lernährt, jedoch alljährlich
600.000 bis 800.000 Tonnen futtermittel einge­
führt" -was sich .im wesentlichen deckt mit
den fest'S'telliulng,en, dii,e wilr schon im Jahre
1945 und den folgenden Jahren gemacht Iha<bren
(Liest weiter): "Die öskrreichii,sche Landwirt­
schaft betrieb vor dem zweiten Weltkrieg unter
ZurhilJ,enaihmeausJänldlis,cher Futtermittel eine
Vereidlungswirtrschafit; ohne A,usilandsfuHer­
mittel hätte sie in weit stärkerem Maße Brot­
getmide und f1.eisch (Vieh) ein:rü:hren mÜsslen.
Vom ROlhstoM ,f!uttermittel' führ'te Oestermich
im Wirtschaftsja1hr 1950/51 nur 250.300 Tonnen
ein", obwohl - das füge ich jetzt ein - da­
mals eine EinflUJhr von mindestens 400.000 Ton­
nen z'Ulgesa,gt wo,rden ist, "wordurclh ehen eine
vermelhrte Einfuhr von BI'Otge'treide und FJ,e,i6ch
(Vlieh)geg1enüber 1938 notwendig wurde, je­
doch nur beim B.rotlgetrei:dle Igelang; das fl,eisch
insges!amt ges,ehen, WluJ1die Mangelware. Alle
Anstrengungen müssen daher dafa'uf gerichtet

sein, im lalufenden \XI,irtschaftsjahr 1950/51 di,e
vorgesehenen 495.000 Tonnen f,ut'temnittel tat­
säohIirch zu importieren, womit g,egenüber der
Vorkrie!gsZ!eit <noch immer ,ein enhebliches futter­
mitteildefizit vrervbleilbt;" - sel:bst wenn dies,e
495.000 Tonnen tats,ächlich einigeführt werden
würdeni, voerbleilb't noch ein erhebliches Futter­
mitt>eldrefi,zlit - "dabei muß überdies bedacht
werden, daß die Bevöl1kerung um eine halbe
MillHoill ,Einwohner gewaohsen ist.

Mangel an dem Rohsto~f rfuttenmittel be­
deutet überhörhte Schweinepreise, Mirtziehen
der Rindenpreisle, Oef,aihr der VerrüüepuIlig von
Brütgretreide, SpeisekaftOiffein und Mi~ch und
damit Emähr1Ulngsdiefizit a,uClh <l!U~ di,esen Ge­
bi,eten." Es wind also rhi,er ausdrück:lrioh ,gesalgt,
daß aUe Anstrengungen gemacht weroen
müssen, um dieSle voonges:ehenen 495.000 Ton­
nen, die noch 'immer ,ein ,großes Defizit gegen­
über der VOI'kriegsz,eit darstellen, tatsächhch
zu impol'tielren. Nun, wir 'haben in der Idzten
Zeit - dii,e Meldung,en sohwanken ja ständig -­
gehört, daß bis Ende Mäliz 190.000 Tonnen
Brotgetreide und 110.000 Tonnen Futtengetr,eid:e
eingeführt werden sollen; dias sind aIs:o wes,ent­
lich wrenige,:". Wir haben di'e Ernfahr:u:ng g'e­
macht, daß sOikhe Versptl'echrungen dann wegen
SchiHmummangels 'und depgilreirchen nilcht einge­
halten worden sind. Man sieht dJals zum Bei­
spi,el aus einer Mi'tt'eilung, die vom Prräsidernt'en
Strammer hei der Präsidient'enkonferenz der
Landiwirtsclhaftsikammem, die am 4. Oktober
st,attgref1unden hat, :gemacht lund die im "Kleinen
Voliksblatt" vom 5. OktoberverÖlf,fenUich't
wurde. Er hratdlOrt, wie es wörtlich heißt, ge­
sagt (liest): "AJuf Gl1Und der Mitteilung der
ECA.,Mirssiolfi könne in Kürne mit einer aus­
reichenden Schweind1eisch!v'erSOtgu:ng ger,echnet
werden." Diesre Verdoppelung ist nich!t einge­
treten, wie Sie seIhst aUe wisiS,en, somdenn ganz
im Gegenteil, es hGiben weitlere Herabsetzun,g'en
stat'tlgefuuden. Woher soll also dieser futter­
mit'teIimport selbst mit dieser reduzierten
Menge, von der die Zeitung ,,Die Landwirt­
sohaft" behaurptd, daß slie ungenügend ist,
undauoh schon g,eg,enüber der Einfuhr der Vor­
kriegsjahrre 'ein Dehzit darstellt, kommen? Mit
neuen Hoffnungen und Verspreohungen ist da
sioher nkhtls getan" selbst wenn man jetzt, um
- wie es Zltlim Betsrpiel diesler Tage im "Klei­
nen VOillksbilatt" und in anderen Zeitungen ,ge­
standen ist - "die Futtermittellkna:ppheit nU be­
heben",ein:en neuen Weg wäh:lt, nämlich zu
den schon bestehenden Rayoni,elrung,en noch
eine dazu.

Iflu~.tergletreird!e soll Il11Ulr gegen Ablieferung
von Schweinen abg,elgeben werden, wobei sich
die Baluern dialnn um dli,e Uefel1bestätigungen
raufen müssen. Es ist f,emer anrgeordnet wor­
den, Futtergetre<ide nUlr gegen Abl:iefemmg von
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Brotgetreide abzugeben, wobei man sagen
muß, <daß es nicht viele kleine und mittlere
Haluernl gelben wird, die heu'te noch 81'ot­
g'etreilC1e abliefern können. Wenn man aber das
wenlitg;e F1uHergetre<ide, das vorhanden ist, <!'u1[

menr1ere Leute verteiiH, so wird di'e Menge nicht
g,rößer, sondern es schalut nlUl" so aus, als ob
wiJikJi,ch etwas g,emacht werden würde. Aber
dieses t'a'tsäohlicihe Zentralpmblem, von dem
gesipI'Ochen wird, best,and schon im Ja!hre 1945.

Witr 'WaUen hi'er von einer Sache redlen, die
mehmmails, :mmindest in Zwischenrufen, immer
einle .Rolle ,gespielt ,hat und die damit im ge­
wis,sen Z,usammenhang steht. Es ist immer wie­
dier mit einiger StuJ.1heit nach dem Vorbild im
Panlame11't ,genulen worden: "Was ist es mit
uns,er,en !Bodenschätzen?" Nun, im Jahre 1945,
dias 'ist sdlO!nl festgestellt worden, ist der
österr,eichischen RegieJ1ung das Angebot von
50:50 Prozent gemacht worden. (Landesrat
Brachmann: Unter welchen Bedingungen!)
In mehJ1eren Sitzung,em der provisorischen Re­
giel1ung Renner ist dias damals beraten worden.
Ich habe damals selbst der provisorischen Re­
gi,el'Ull1g ang,ehört underinner,e m~ch noch ganz
genau, wi,e sogar dier Herr Raab damals er­
klärt hat, daß der Vertrag günsbg sei. In der
nächsten Sitzung der Regierung sind Herren
von der Vo'lkspartei und von der SozialisHschen
Partei aulflgestanden und haben z:unäohs,t ge­
salgt, die pro1v1ilsoris'che Regier1un,g !könne einen
sokhen Vertrag nkht schh<eß,en, man müsse
waden, bis WalMen durchgeführt sind und im
Parlament verhandieilt wird. Dann aber ist ~est­

geste:li't wopden, daß ein solcher Vertrag den
Interessen der Amer'ikaner und Engländer wider­
spräche, und der Vertrag, der vorher noch als
giÜl1Ist~g bezeiohnet wurde, i,st nlicht ab,geschlos­
'sen worden. Damals ist auch beschlossen wor­
den, daß so~ort nach der Unter1Jekhnung des
Vertm~es eine HandelsdeIegation nach Moslka'u
fährt 'und dort mit der 'sowjetischen Regierung
und mit Vertretenn der Oststaaten, die Z,U

gleicher Zeit dorthin eing,elladen worden sind,
über die Eirrfulhr von Wapen, die Oesterreich
dringend braucht, Verhandlungel1l führen soll.
Iüh war selbst Mitlglied di,eser Handelsdelega­
tion, 'und zwar als Verheter des damaHgen
St,aatsamtes für Landwirtschaft aUlf Vorschlag
meiner damal,ügen Koillegen, Unterstaatssekretär
MentasN 'Imid Staatssekre'tär Buchinger. Nach­
dem vorher mit dien hohen Beamten des Staats­
amt,es bemt,en wOl;den war, welche FordefiUn­
geln wir, wenn diese Handelsdelegation fährt,
für di,e ösierreichisohe Landwil'tschaH stellen
soUen, wurde s,ellbst!v,erständl<ii:h bes(,hlossen, als
HaupHordienung die Einf'uhr von Futtermitteln
zu st,eHen. Auch diese Handels'ddegcation [si
nicht nach Moskau gefahren, auch (j:j,ese fahrt
is~ 'VerJündert worden. Man hraucht nm einen

....._.---_.. --- .. --..---~----------

Augenblick darüber nachzmdenken, was es für
die öst,erpeiohi'sche LandWIrtschaft und für die
Ernäihr1ung unseres Volkes bedeutet hätte, wenn
damals solche Verträg1e ahgeschlossen worden
wären. Die ZeitsohriH "Di,e Landwirtschaft", die
nun nlicht mehr anders ka;1l1, als dieses Zen'tral­
problem zu behanddn, hat mit eitliigen, a.ller­
din:gs venschämten Sätzen erklärt, daß heute di,e
Widsoha'fitsbeziehun:g,en zu den Oststaaten nicht
mehr möglich wären. Ich möch'i,e daran er­
innern, daß aus der SowjetUinion nach Enigland
große Meu!gen von Brotgetreide 'und Futter­
mitteln ausgeführt werden, und es gibt wahr­
schein:lich keinen öst'erreichiis,chen iBauern, der
futtermittel aus der Sowjetunion nicht nehmen
würde. Denn es ist klm, daß man futklimittel
einHiIhren muß, und! daß im Rahmen des
MarSlhaH-Planes infolge des fortschreitens der
Kfi,egsvoribemitul1lg der Amerikaner immer
wClniger Futtermittel ihef'einkommen. Ganz im
Gegenteil, es we~den doch beka'nntlich aus
Oesterreich Lebensmittd,zmm Beispiel Sohlacht­
rinder, nach HaHen und' Westdeutschl:and aus­
geführt. In ,der "Presse" ist vor einiger ZeH
ein Artikelgestande11l, daß öst,err,eiohis,che
LebensmittelSipezialit'äten nach ,England aUSige­
führt we~den. Es wäf'e ein dringendes Gebot,
daß diese LebensmittelexpOlte eingestellt wer­
den, ebenso wi,e es ,ein dringendes Gebot ist,
daß alle Anstrengungen gemacht weJ1den, um
mit der Sowjet1union und den OststlClJaten ZIU

einem Wi,rtschaHsver!kehr zu kommen, dami't
auch die genügende 'Einfuhr 'Von futte~mitteln

gesi1chert ,ist. Das ,ist wirklich ein Zentral­
problem, wi,e es auch 'Vonl hemfene.r Seit,e f,est­
gesteHt wivd, nachdem wir schon lange daraluf
verwiesen haiben, mit ähnlichen Worten, wie
sie hier (zeir;t eine Zeitung vor) auf ,der ersten
Seite stehen, weil das eben Tatsachen sind,
über die man ni'oht me:hr hinwegJkommen kann.
Nur aUif diese Weise und nicht mit HiLfe des
vielgepriesenen Marshall-Planes kann dieses
Zentralprob1em gelöst werden. Ich kann mir
schon vorsteHen, daß manlChe Leu'te, für die
bei der Verkillung di'eser Mittel besonders viel
herausschaut, oder auch and'eJ1e Leute - wie
einer, der da heut,e eine blöde Hetzrede,ge.halten
hat - den Marsihalil-1Plan preisen und: segnen,
weil er Iflür sie etwas bedeutet; .für die öst'Cf­
reilchische Landwirischa.ft aber ist er nur 'Von
Schaden.

Nun zu einer anderen frage, die selbstver­
ständlich auch in gewissem Zusammenhang mit
der futtermittelknappheit steht, weil alle diese
landwirtschaftlichen Fragen auf das engste mit­
einander zusammenhängen. Das ist die frage
der Brotgetreideablieferung. In der letzten Zeit
haben wir darüber auch sehr viel gelesen und
gehört. Die einen sagen, daß die Bl.'Otgetreide­
ablieferung hoher ist als sie im vorigen Jahr
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war. Es ist ganz sicher, daß das in Niederöster­
reich der fall ist. Die anderen rechnen und
sagen: Ja, das ist schon wahr, wenn man diese
Zahlen anschaut, aber wenn man das Soll an­
schaut, dann ist das weniger, als es im vorigen
Jahr gewesen ist. Und der Mann, der Volks­
wirtschafNer in der "Arbeiter-Zeitung", der das
ausgerechnet hat, war sicher sehr stolz darauf,
daß er den Arbeitern wieder einmal gezeigt hat,
wie er es den Bauern gegeben hat. Etwas Düm­
meres als eine solche Politik und etwas Schäd­
licheres als eine solche Politik für die Arbeiter

• lind Bauern gibt es überhaupt nicht. Jedenfalls
ist es sicher, daß Brotgetreide insbesondere von
den Großgrundbesitzern und Großbauern ver­
füttert worden ist, und daß zuerst Brotgetreide
verfüttert worden ist und dann irgendwie diese
billigeren futtermittel auf Grund von liefer­
scheinen dafür gegeben worden sind; wobei
ich nur wieder sagen kann, daß mir immer wie­
der von Kleinbauern erzä'hlt wird, wie sie dann
Schwierigkeiten haben, diese Lieferbestätigun­
gen zu erhalten, und wie der Händler dann
sagt, er hat sie nicht bekommen. Viele Klein­
bauern haben Schweine zu den vOl~geschrie­

henen I-Iofpreisen abgeliefert und dann erst
keine' verbilligten futtermittel erhalten. Alle
diese Futtermittelrayonierungen verfolgen den
Zweck, möglichst wenig Futtermittel auszu­
gehen. Das bedeutet natürlich eine Einschrän­
kung der Schweinehaltung für die kleinen
Bauern, das bedeutet natürlich, daß der Rinder­
stand nicht vermehrt werden kann, sondern
herabgesetzt wird. kh verweise darauf, daß
nach einem Bericht des "Bauernbündler" der
Stand an Kühen vor einiger Zeit in Niederöster­
reich noch um 72.000 ,geringer war als er vor
dem Krieg gewesen ist. Das sind sühr harte und
sehr ernste Tat'Sachen, die zu denNen geben.
Also auch das Problem der Ablieferung von
Brotgetreide hängt auf das engste mit der
FuttennittelknappheH zusammen. Ich erinnere
mich noch, daß nach dem 5. Lohn- und Preis­
pakt in der "Arbeiter-b:ituHig" klipp und klar
gestanden ist, jetzt wird dieser Zustand der Ver­
fütterung von Brotgetreide ein Ende nehmen,
weil wir das so geschickt gemacht haben, und
jetzt wird auch Brotgetreide in genügender
Menge kommen! So 'haben sie sich das vorge­
stellt.

Es gibt noch ein anderes sehr ernstes Pro­
blem für die Bauern, zu dem ich auch noch
einiges sagen will: Das iiSt das Preisproblem ;
aber nicht nur das Preisproblem für die Pro­
dukte, die sie zu verkaufen haben, sondern viel­
leicht in noch höherem Maße das Problem der
Preise für die Waren, die sie brauchen. Denn
auch hier spielt das doch eine Rolle, ob das
Einkommen in irgendeinem Einklang zu den
dringendsten Ausgaben, die zu machen sind,

steht, oder üb das Einkommen immer kleiner
wird und daher die Aus/gaben herabgesetzt
werden müssen, das heißt, der Verbrauch ­
was der Zweck der Uehung ist - eingeschränkt
werdien muß. kh möchte mir erlauben, auch
hier einige Zahlen anzuführen. Die sogenannten
Agrarpreise sind nach den Berichten des In­
stituts für Wirtschaftsforschung gegenüber dem
Jahre 1937 auf 752 Prozent, die sogenannten
gewerblichen Preise auf 972 Prozent gestiegen,
das heißt, die Agrarpreise sind 7,5mal, die ge­
werblichen Preise fast zehnmal höher. Wie hat
sich nun der 5. Lohn- und Preispakt für die
Bauern ausgewiJ1kt? Auf die Weise, wie alle
übrigen Lohn- und Preispakte. Die Bauern sind
wieder vorgeschoben worden, es wurde erklärt,
es müsse ein bestimmter Preis bewilligt werden,
weil sonst die Ablieferung stocken wird, man
müsse eben die höheren Preise gewähren, weil
die Bauern diese Preise verlangen. Die Herr­
schaften werfen einander die Bälle zu. Zuerst
hat wieder Minister Kraus eine Rede gehalten,
daß die Preise nicht mehr zufriedenstellend sind,
dann hat die "Arbeiter-Zeitung" zu schimpfen
angefangen, und auf einmal ist ein neuer Lohn­
und Preispakt dagewesen.

Wie hat sich nun der 5. Lohn- und Preis­
pakt - nach den Verheerunlgen für die Haus­
halte der Arbeiterschaft - für die Bauern
ausgewirkt? Im Jahre 1937 - ich wiB das wie­
der an Hand einiger Tatsachen beleuchten ­
hat ein Hemd 9 S gekostet, das waren 24 kg
Weizen zum Preis von 37 g. Vor dem 5. Lohn­
und Preispakt hat ein Hemd 80 S gekostet. Das
waren 59 kg Weizen zu 1.35 S. Nach dem
5. Lohn- und Preispakt hat ein Hemd zunächst
noch 80 S gekostet, und man brauchte nur
39 'kg Weizen zum Preis von 2.05 S. Aber
jetzt - man braucht nur in das nächste Ge­
schäft zu gehen - kostet ein Hemd mindestens
120 S, das sind fast 60 kg Weizen. Beim Eisen,
das doch von den Bauern immer wieder ge­
braucht wird, ist es noch krasser. Für ein
Kilogramm Weizen !hat der Bauer 1937 63 dkg
Stabeisen bekommen, vor dem 5. Lohn- und
pakt 51 dkg. Jetzt muß er froh sein, wenn er
30 dkg dafür bekommt. Ebenso ist es bei Zie­
geln und vielen Gebrauchsgegenständen und
Waren, die die Bauern notwendig brauchen.

Man sieht, daß die sogenannte Preisschere
noch größer geworden ist, daß auch die Bauern
durch die Auswirkungen des 5. Lohn- und Preis­
paktes schwer geschädigt wurden. Das sind die
wichtigsten Probleme, die heute zur Debatte
stehen, wobei -- wie gesagt -- der Futter­
mittelmangeI mit Recht zum Zel1'tralproblem
erklärt worden ist.

Es wird behauptet, daß die Landwirtschaft
viel weniger Steuern zahlt als die anderen
Gruppen. Aber die Wahrheit ist, daß nach den
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jetzigen Bestimmungen die Bauern mit einem
kleinen Besitz relativ mehr zahlen als die
Bauern mit einem großen Besitz. Wir haben
nun gehört, daß die Grundsteuer erhöht werden
soll, was wieder eine schwere Belastung der
Kleinbauern darstellt.

In welcher Weise trägt nun das Budget den
forderungen der Landwirtschaft Rechnung?
Man kann nicht alle Posten anfühflen. Es wird
ja aus diesem Grunde so gemacht, daß man die
Debatte über diese Gruppe zu so später Stunde
beginnt, damit dazu nicht mehr allzu viel ge­
redet wird. Ich will nur einige wenige Beispiele
dafür geben, wie man die forderungen der
Landwirtschaft behandelt.

Es gibt da im Budget eine Post für künst­
liche Befruc'htung. Sie ist gegenüber dem
vorigen Jahr von 275.000 Sauf 350.000 S erhöht
worden. Da nach den Angaben der Budget­
vorlage selbst die im letzten Jahr eingetretenen
Pre~serhöhungen 50 Prozent betragen, müßte
der Betrag auf 420.000 S erhöht werden. Es ist
vor einiger Zeit ein Artikel von Dr. Braun
erschienen, in dem mit konkreten Angaben dar­
gelegt wird, welcher Erfolg mit diesen Be­
fruchtungsstationen erreicht wurde und wieviel
Kälber - ich glaube 70GO bis 8000 - künstlich
gezeugt wurden. Es wird dargelegt, daß es hier
einen großen Erfolg und einen fort,schritt gibt.
Aber der Betrag, der für diesen Zweck ausge­
worfen wird, wird nicht in einem Maße erhöht,
wie es notwendig wäre. Dann ist es aber eben
kein fortschritt, dann ist es ein Rückschritt.

Wir haben ,gerade gestern wieder durch die
amtliche Landeskorrespondenz erfahren, daß in
Niederösterreich die Maul- und Klauenseuche,
dieser Schreck,en jedes Bauern, sich immer mehr
ausbreitet. Welche Vorlkehrungen sind nun hier
getmffen worden? Wir wollen das wieder an
der Hand von amtlichen Angaben nachweisen.
Selbstverständlich gibt es zunächst einmal einen
Erlaß; das ist der Erlaß vom 29. November.
Das ist aber nicht ein Erlaß, der sehr rasch
gekommen ist, wie es sonst manchmal der fall
ist. In diesem Erlaß wird erzählt, daß in der
Zeit vom 8. bis 10. November auf Veranlassung
des Internationalen Tierseuchenkongresses in
Bern eine Tagung stattgefunden hat, in der
über die Maßnahmen zur Bekämpfung der
Maul- und Klauenseuche in Europa beraten
wurde. In diesem Erlaß werden Mitteilungen
gemacht, die von dieser Tagung stammen, zum
Beispiel die Mitteilung, daß in Westdeut~sch­

land etwa 40.000 Höfe verseucht sind, daß
solche Seuchenherde in Dänemark, in Luxem­
burg, in der Schweiz und so weiter, bereits vor­
handen sind. Die Tagung war, wie gesagt, vom
8. bis 10. November, dieser Erlaß ist vom
29. November. Es gibt auch einen Erlaß vom
12. Dezember an alle Bezirkshauptmannschaf-

ten, der die Maul- 'und Klauenseuchebekämp­
fungspflicht und die Einfuhrsperre von Klauen­
tieren nach Oesterreich betrifft. Das h,eißt in
Wirklichkeit, daß auch die Absperrungsmaß­
nahmen und die Kontrolle ,der ,Einfuhren von
Klauentieren sofort, als diese Tagung stattge­
funden hat, hätten durchgeführt werden müssen.

Wir hören auch, da es keine oder zu wenig
Impfstoffe gibt, die das einzige Mittel sind, um
die Ausbl'eitunlg der Maul- und Klauenseuche
wirklich zu verhindern. Die Absperrmaßnahmen
sind zu spät durchgeführt worden, Impfstoffe
gibt es keine! Wenn man nun die Zeitungen der
Koalitionsparteien anschaut, wird die Schuld
der Gemeinde Wien gegeben, weil sie das Ge­
bäude nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt
hat. Es ist aber Tatsache, daß man wissen
mußte, daß in bestimmten Zeitabständen die Ge­
fahr der Maul- und Klauenseuche besteht, und
daß man daher rechtzeitig dafür Vorsorge
treffen muß, daß genüigend Impfstoffe vOr!han­
den sind. <Das sind doch die wichtigsten IDinge
für· die lßevöllk<erung im Dorf und in der Stadt,
für die Gesundheit der Menschen vorzusorgen,
und hier muß man daher in erster Linie etwas
unternehmen und kann nicht sparen.

Es ist da genau so wie bei allen anderen
fmgen, wie bei den Spitals- und anderen Pro­
blemen, die schon aufgerollt wurden. Hier gibt
es nur die Pflicht, rechtzeitig Vorbeugungsmaß­
nahmen zu treffen. Selbstverständlidh weiß
jeder, welche folgen die Maul- und Klauen­
seuche hat. Der Milchertrag geht zurück und
die Tiere müsgen vielfach zugrunde gehen.

Man muß feststellen, -daß die Auswirkungen
des gepriesenen Marshall-Planes für die öster­
reichilsche Landwirtslchaft besonders sc'hädlich
sind. Die Struktur der österreichischen Land­
wirtschaft ist so, daß die österreichische Land­
wirtschaft mit der Einfuhr ausreichender Men­
gen von futtermitteln steht und fällt. Das ist
eine absolute Tatsache, die nicht zu ändern ist
und die auch anerkannt wird. Es ist ganz klar,
daß sich derfuttermittelmangel im Laufe der
Jahre verhängnisvoll auswirken muß, und daß
der Schaden für die Landwirtschaft und damit
für die österreichische Bevölkerung immer
größer wird. Ich halte es für sehr wichtig, daß
man auch der Arbeiterschaft an diesem Beispiel
aufzeigt, mit welchen Schwierigkeiten die
Bauern zu kämpf,en haben, daß man auch der
Arbeiterschaft sagt, daß hier gemeinsame Inter­
essen bestehen, und daß es in Wirklichkeit
keinen Gegensatz gibt. Man muß der Arbeiter­
schaft sagen, daß diese Gegensätze künstlich
erzeugt werden, weil man dann dem anderen
die Schuld geben und Bauern und Arbeiter
gegeneinander ausspielen kann.

Dieses Budget bedeutet auch hir die Bauern
keine Hilfe. Im Budget kommt die Bauern-
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freundlichkeit des Finanzreferenten nicht zum
Ausdruck. Ich habe schon darauf verwiesen,
daß nur die Subvention für die Landwirtschafts­
kammer in beträchtliohem Ausmaße erhöht
wurde. Es gibt keine andere Möglichkeit zur
Rettung der Bauern vor dem d110henden Ruin,
als eine Politik der Zusammenarbeit zwischen
Arbeitern und Ba'uern, eine Politik des Friedens,
die dazu führt, daß genügend Futtermittel zum
Nutzen der Landwirtschaft und zum Nutzen
der ganzen österreichischen Wirt'schaft 'einge­
führt werden.

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Abgeor'd­
IIeter Ta t z b e r,

Abg. TATZrBBR: Hoher Landtag! In der
Gruppe 7 jst in erster Linie von der Landwir't­
schaft di'e -Rede. Wenn wir daher davon reden,
wissen wir, daß in Niederösterreich die Land­
wirtschaft der wichtigste Faktor ist. Wenn wir
in den vergangenen Wochen die Kritiken g'e­
hört haben, die an der Landwirtschaft geübt
worde,n sind, besonders bezüglich des Brot­
getf'eides, bezüglich der Nichtlieferung von
Schweinefleisch und dergleichen, so müssen wir
auch die Gründe suchen, wi'eso es möglich ist,
daß man der Ladwirtschaft solche Vorwürfe
machen kann. Die 'erste Frage jst deshalb die:
Ist Oesterreich und besonders Niederösterreich
in der 'Lage, den Bedürfnissen auf ,ernähmngs­
politischem Gebiete Rechnung zu tragen? Da-

. zu müss:en wir sagen, besonders wenn wir Wien
in Betracht ziehen, daß wir nicht in der Lage
sind und es a'uch niemals waren, die Bevöl­
kerung Oest'erreichs aus eigener Kraft zur
Gänze zu ernähren. Es ,ist die zweite Frage zu
stellen: Was können wir tun, damit wir zu­
mindest soviel als möglich für dieseJErnährung
unser,es Vol~es beisteuern? Da müssen wir
wieder ,auf di'ealte Antwort zurückkommen,
daß wir alles ,unternehmen müssen, was not­
wendig ist, um unseren Boden richtig zu be­
bauen, die :Landwirtschaft zu techni3ieren usw.
Nat'ürlich ist auch die Schulbildung auf dem
landwirtschaftlichen Gebi'ete ein wichtiger Fak­
tor, a'ber das dringendste, was wirf'Ür die
Landwirtschaft brauchen, sind die Arbeits­
kräfte. Die KardinalpunHe - wenn ich sie so
nennen darf -, die der Landwirtschaft nottun,
sind ,die Bodenverbesserung, die Meliorationen
und die Kommassierungen. Dabei dürfen wir
auf eines nicht verg,essen, daß der sogenannte
Windschutz besonders im Marchfeld und' im
Wiener Beoken dringend notwendi,g ist. Der
Landwirt weiß, was der Sturm im Laufe der
Zeit für die Landwirtschaft bedeutet und wie­
viel frudht:bare Aokerkrume durch ihn wegge­
f.egt wird. Wir können das nur dadurch hint­
anhalten, wenn wir dem Wjndschutz wieder
eine besondere Bedeutung beimessen.

Des weiteren ist es selbstverständlich, daß
man kalken muß, damit unsere IBöden, unsere
Aecker 'und Wiesen mehr hervorbringen kön­
nen. W-ir wissen selbst, daß wir in 'UllS'eren Ge­
genden nicht überall K,alik 'brauchen, es gibt
aber Gebiete, die Kalk benötigen, währendes
große Teile unseres Alpenvorlandesgibt,die
auf Kalk nicht reagieren, weil dort d-er'Boden
ohnehin sehr kalk reich ist.

Weit'er ist natürlich darauf auch Rüoksicht
zu nehmen, daß der Bauer und Landwirt
die richtige Fruchtfolge einhalten muß. Denn
es ist nicht egal, was er anbaut.

nie T'echnisierung, von ,der ich ,gesprochen
habe, hängt natürlich mit dem Problem der
Arbeitskräfte z,usammen. nie Tatsache, daß
man die Vollbeschäftigung mit aUen Mitteln
aufrechterhalten will, weil sie für den Staat
notwendig ist, geht in erster Linie auf Kosten
der landwirtsohaftlichen ,Arbeitskräfte. Und
wenn uns mitgeteilt worden ist, daß im ,Laufe
der Zeit, -im Laufe dieser Jahre 60.000 Arbeits­
kräfte von der Landwirtschaft abgewandert
sind, dann sehen Sie, daß die Landwirtschaft
Wege suchen muß, um das auszugleichen. Das
ist nat'ürlichnur möglich, wenn man die Hand­
arbeit durch Maschinenarbeit ersetzt. Auf
diesem Gebi'et muß di<e Landwirtschaft selbst­
verständlich unterstützt werden, damit sie die
notwendigen Maschi'nen bekommt und sie ein­
setzen kann. Denn wir wissen ja, ,daß die
Pr'eise auf der anderen Seite im Verhältnis zu
diesen teueren Maschi,nen in keinem 'Einklang
stehen, ,und auf d-eranderen Seite der Bauer
nicht in der Lage ist, aus eigenen Mitteln das
alles zu leisten, besonders nicht die kleinen und
mittleren Bauern.

Es ist auch die finanzielle Seite beim Ankauf
derartiger Maschinen äußerst ungünstig. Wir
rnüssenauf dem Standpunkt stehen, daß alle
Maschinen Volksgut für uns sind, und d·ieses
Volksgut soll äkonomischausgenützt werden;
es s01l so ausgenützt werden, daß es sich ren­
ti,ert, daß dieser Wert, ,der darin steckt, auch
entsprechend verwertet wird. Es hat keinen
Sinn, wenn sich 'i'emand, der das notwendige
Geld hat, irgendwieMaschinen kauft, die er
immer nur einen Tag braucht, und die dann
her,umstehen - das ist nutzlose Kapitalver­
geudung -, während auf der anderen Seite
jemand, der die Sache besser ausnützen könnte,
die Maschinen nicht bekommt, weil er sie sich
nicht leisten k,ann.

Weiter, meine sehr Verehrten, haben wir in
letzter Zeit, eben in Anhetracht der Techni­
sierung in der Landwirtschaft, die Forderung
nach Maschinenhöfenaufgestellt. Wir wollen
mit diesen Maschinenhöfen in erster Linie er­
reichen, daß auch die kleinen und mittleren
Bauern in die Lage versetzt werden, die Pro-
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duktion zu steigern. W'enn es in unserem Lande
25.831 Betriebe bis zu 20 Hektar, das sind
23,1 Prozent der Ackerfläche, und 50.282 Be­
triebe gibt, die nur bis 10 Hektar Grund um~

fassen, das sind 15,5 Prozent der Ac~erfläche,

so sehen Sie, daß wir auf diese Mensohen nicht
vergessen dürfen, daß wir diese Menschen in
den Produktionssteigerungsprozeß einbeziehen
müssen. Wir ~önnen sie aher nur einbeziehen,
wenn wir ihnen auch die günstigsten tech­
nischen Möglichkeiten bieten. Aus dies·em
Grund wollen wir diese Maschinenhöfe ein­
führen, so ähnlich wie in Kär-nten. Natürlich
sind Maschinen für den einzelnen ein Unding,
er kann sie sich nicht leist'en, er würde dadurch
verschulden. Durch Maschinenhöfe würden sie
für eine Anzahl solcher Menschen viel nutz­
bringender 'und 'ökonomischer verwert,et werden
können. Wir wissen, daß den Menschen damit
nicht nur die Maschinen zur Verfügung ge­
stellt werden, sondern daß, wenn bei dies-en
Maschinen ein oder zwei Männer sind, sie auch
eine zusätzliche Arbeitskraft haben, die dann
natürlich nur 'einen Tag Q-der zwei oder ein
paar Stunden hei ihnen sind' und aushelfen und
sie dann weiter nicht belasten. Das dürfen wir
nicht vergessen. Sie sehen, daß diese Ma­
schinenhöfe in der ILage wär'en, kleinen und
mittleren Landwirtschaften wirksam zu helfen.

Wir wissen, daß die Großgrundbesitzer und
die größeren Bauern mit 50 bis 100 Joch
Grund mit Maschinen arbeiten müssen, weil
sie die erfordenlichen Arbeitskräfte nicht be­
kommen. Die Maschinenhöfe wären geeignet,
hier AiJJhilfe zu schaffen. Allerdings muß bei
diesen Maschinenhöfen die Instandhaltung der
Maschinen gewährleistet sein. Wenn irgendein
M.aschinenwart da ist, ist die Gewähr gegeben,
daß die Instandhaltung und Betreuung der
Maschinen durchgeführt wird.

Sie wissen, daß die Technisierung der ILand­
wirtschaft nicht nur für ,die Menschen in der
Landwirtschaft, sondern auch für die Allge­
meinheit von Nutzen sein wird. Wir würden
öabei natürlidl immer den Schwächeren helf:en,
damit sie nicht in die Gefahr kommen, noch
schwächer zu werden. Es ist eben eine Gefahr
f'ür die Schwächeren heim Kampf' um die Pro­
duktionssteigerung vor,handen, daß sie unter
Umständen von den StäI1kerenbesiegt wer­
den. Um di-eser Gefahr zu begegnen, müssen
wir uns dieser Menschen annehmen, wir müssen
alles -unternehmen, damit sie mitkommen kön­
nen. Ein Mittel dazu sind die Maschinenhöfe.
Sie sind ein Mittel, um sie aus ihrer patriarcha­
lischen Unterordnung -" möchte ich sagen ­
herauszureißen.

Die Notwendigkeit der !Steigerung der land­
wirtschaftlichen Produktion erfordert nicht nur
die Technisierung, sondern auch das Lernen

·des Umganges mit Maschinen in den Schulen.
Wir begrüßen in ,diesem Zusammenhang die
SchaHung eines landwirtschaftliehen IFortbil­
dungsschulgesetz-es, durch das {l.er Besuch
dieser Schulen obligatorisch wird. Wir be­
grüßen auch, daß in di,esen landwirtschaf!­
lichen Schlll-en oder B,auernsohn neben dem
Landiarbeiterkind sitzt. Dadurch, daß beide auf
derselben Schul:bal1lk sitzen, entsteht eine ge­
wisse Kameradschaft.

Es ist aber auch notwendig, vor allem bei
der Landarbeiterschaft, 'die Landflucht zu be­
kämpfen. 'Leider ist die diesbezügliche Verord­
nung zum Gesetz noch nicht erlassen. Ich
glaube aber, daß sich der Herr Landeshaupt­
mann in kürzester Zeit dieser Sache unter­
ziehen und ,die notwendigen Verordnungen er­
lassen wird.

Wir wissen, daß es noch viele Fragen zu
lösen gilt. Man betont, es sei nicht so einfach,
von heute auf morgeru einen so umf,assenden
landwirtschaftlichen Unterricht aufzuziehen.
Die Notwendigkeit der Schaffung von Fort­
bildungsschulen für unsere bä'uerliche Jugend
liegt darin begründet, daß wir in -der land­
wirtschaftlichen Produktion vorwärtskommen
wollen, daß wir aus -uns'erem ;Boden soviel
herausbringen wollen,als nur möglich ist.

Natürlich müssen wir in diesem Zusammen­
hang auch über den Mangel an Arbeitskräften
in der Landwirtsohaft und über die ,Landflucht
sprechen, und auch über die soziale 'lage der
Landarbeiter müssen wir reden. Wir müssen
in diesen Fragen vor -allem ehrlich sein. Wir
können vor allem nur dann die soziale Lage
der Landarbeiter verbessern, wenn die Produk­
tion gesteigert wird. Es :gen'Ügt nicht,einfach
,die 'Preise zu erhöhen, denn das tun andere
Kreise auch. Wir müssen trachten, mehr aus
unserem Boden herausz'ubringenund mehr z-u
produzieren. Dann können wir die wenigen
Menschen, die wir in 'unseren Wirtschaften
beschäftigen, besser bez,ahlen.

E,s s,ind 'V,e:rsoruiedene Ansätze da, die Men­
schen -an dii,e Sdruolle:l!U f,esse1n. Ich verweise
hi,er vor allem aluf den landarbeit1erwohl1lungs­
bau. Di,eser Bau von Landarheit'erwohnungen
wlurde schon im vori:genl Jahr betrieben. Es
wUifldJen Sulbventionen 'und ERP·Kred:ite ver­
sproClhen, aber es war dann nicht tatsächlich so,
wlie man es ursprü:nlgI.ich v,ers:prochen hat. Ein
f.RP-KredJit list nämlich für den Landarbeiter­
wohnungsbau überha1up't nicht gegeben, viel­
mehr .ist er v,elrw·eigert ~V!orden. Es bIeibt nun
noch die SUlbv,entionier:ul1lg übrig. Bezüglic'h
der Suibvenbiolnli,ewng der Lanidarbeiterwohnun­
gien durch das Land- und ForstwirtoscihaHs­
minist,erilum ist ein Wlul1'schzettel mit zwölf
Punkten Ivorgelegt worden. Seine ErfüHung ist
aber nioht sehr einfach. leh kenne folgc11'ckn
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konkretien faU: Auf dem Harrachsehen Gut
wohnt 'eine Landarbeiterfa:miIie; der Vater ist
61 Jarlwe alt rund arberitet im Gutshof als
Kutscher. Sein Sohn ist 24 Ja:hre alt und arbeitet
erbenlfaHs aIrs Kutscher im Gutshof. A,uch seine
Tochter ist dOift beschäftigt, es handelt sich
hier also :um eine ausrg,esrprochene Lanidal'beiter­
familie. Die Leute sind brav ,und haben sich
Geld zusammenrgesip:art, aHel'dings nicht soviel,
daß sü,e sich damit ein Eigenheim schaUen könn­
ten. Sie s:uchennrunum einen Zruschruß an, wer­
den aber aus dem Grund abgewilesen, weill der
familienvater schon 61 ]alhne alt ist und daher
keinen Anspmch auf eine Landarbeiterwohnung
hat. Nun ha,t si'ch der Junge gedacht, er heiratet
sowieso haild und er sucht daher selbst an. Er
hat also ange'Srucht, dieses Ammchen ist aber
ebenfalls abgelehnt worden, weil der junge
Mann noclh ni'cht verheiratet ,ist. Sehen Sie, eine
a'l1sgesproohene Landlarbeit,erfamilie kann also
keine Subvention bekommen. Wegen dieses
falles ist sogar eine Deputation in das Land­
und forstlwirtschaHsministerium gegangen, sie
hat aiber a,uoh dort nicMs erreicht. So w,ird
man der ju!gend die Liebe z,ur Scholle gewiß
nicht beibrilligen können! Es ist vielJeicht so,
daß im Landwirt:8c(haftsminist'erium der Sek­
tionschef die Verhältnisse dort gar nicht kennt.
Würde man aher ,die Entscheidung der Landes­
LandWrirtsohaftlskammer überJa:ssen, die mit dier
Belvölkenuflig draußen in unmittelbare Berüh­
rung kommt, dann würden 'Solche Dinge nicht
vOlikommen. Durch diese Tatsaohe kann man
",Iso bei den Leuten draußen nicht die Liebe zlur
Lllndwirtsohaft wecken. Das sind wühl Kinder­
krankheikn, aber irmmeI1hin Dinge, die ehestens
ausgemerzt gehören.

Ich habe Ihnen nur in ganz großen Zügen
unsere Wünsche vorgebraoht, weil meine An­
meldung ails Redner z'UJm vorher,igen Kapit'el
leider übersehen wurde 'Und ich daher nicht
zum Reden ge/kommen bin.

In dies,em Zusammenhang möchte ich noch
dararulf verweisen, ,daß im heurigen Mai und
.hmi so wie überall auch an der Leitha große
Niederschläge gewes,en sind und der Leithafluß
ein ziemlich großes Hochwasser führte. Dazu
muß ich Ihnen miHeilen, daß seinerzeH der
StraßeflibeziI1k selbst mit dem ,f,lußarufsiohts­
dienst und der Leithakonkurrenz zJUsarmmen di,e
Relguhenungsarrbeiten ÜI dri,e Hand genommen
hat. Seit der Auflösung der seinerzeitigen Be­
zirksstraß'enausschüss,e ,kümmert sich ,um die
Leitha überhaupt k,ein Mensoh mehr. Wenn Sie
das heuri!ge Hochwasser ges,ehen hätten, das
die Leitlha geführt hat, ,würden Sie selbst zu­
geben, daß dort eine ReguJierung wirklich drin­
gend notwendig ist. Wir haben in diesem
Hohen Haus schon Gelegenheit gehabt, von den
AbgeordneteIl verschiedene diesbezügliche Mit-

teilungen entgegenz1unehmen. Di,l' Leitha hat
heuer ein Hochwasser 'geführt, wlj,e schon seit
Jahrrzehnten nicht mehr, si,e ist e,in reißender
Strom' geworden. Es sind dort Dämme nieder­
gerissen worden,es ist aber kein Mensch da,
eier di,e notwendigen Anordnungen treUen
könnte, daß die Dämme ehestens hergeliichtet
werden. Die Ufer und die Dämme, di,e seiner­
zeit reguliNt wUJ1den, sind jetzt ganz ver­
wadlsen, und seit 1938 ist auch die Leitha­
konkurrenz, welche die Dämme und Ufer
immer instand gehalten hat, aufgelöst worden;
deshalb ist seither <1:111 der Ufervertba1uung nicht,s
me,hr gemacht worden. Das heurige Hoch­
wasser hat UiUIl 'wiedm- große Schäden ver­
urs!acht, und es ist daher notwen,ii,g, daß wir
jetzt nach dem !Rechten sehen.

Ich erlaube mir, hierzu foligendcn Antrag ein­
zubringen (liest):

"Die Landesregierung wird <lwfge/flordert, das
ZU,r Gründung eineIS Wasserverbandes, der die
ErricMung und EnhaH.ul1lg von Wassetbauten
an der Leitha ZJllJm Schutz des GrundeitgentuilTIs
bezweckt, Erfmderliohe ZIU veranilassen."

leh bitte, diesem Antrag die Zus!timmung zu
geben. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRASIDENT: Zum Wort gelan,gt He,rr Ab­
geordneter T es a r.

Abg. TIESAR: Hoher Landtag! Im Tde­
grammstil will ich kurz einige Sachen be­
sprechen, die bisher im Hohen Hause noch
nicht erörtert worden sind.

Ich schließe an das Kapitel 6 an, in dem für
Güterwege eine größere Dotation vorgesehen
ist. Auch für die Agrarbezirksbehörde, die die
Planung und die verschiedenen Arbeiten für die
Güterwege durchführt, ist eine größere Dota­
tion im Budget vorgesehen. Es ist notwendig,
daß wir bei dieser Gelegenheit darauf hin­
weisen, daß es nützlich und notwendig wäre,
wenn die Techniker draußen, die leider nur in
geringer Zahl vorhanden sind, in engster Zu­
sammenanbeit mit der Wildbachverbauung
stehen würden. Dadurch würde viel Zeit erspart
und eine wirklich gute Planung vorgenommen
werden können, was heute, wo die einzelnen
Abteilungen getrennt arbeiten, leider nicht der
fall ist. In der Praxis 'hat sich herausgestellt,
daß bei größeren Arbeiten viele Vorarbeit,en
notwendig sind. Wir machen da immer wieder
die Erfahrung, daß den einzelnen Bauern in den
Einzelgehöften im Gebirge am besten dadurch
gedient wäre, wenn man diesen MeuG{:hen, die
sehr arbeitswillig sind, für diese Vorarbeiten
die notwendigen Geräte zur Verfügung stellen
würde. Auf diese Art und Weise wäre das
gesteckte Ziel rasch zu erreichen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch auf
die Besitzfestigung hinweisen, für die ,heuer eine
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entsprechende Erhöhung des Voranschlag­
ansatzes vorgesehen ist. Die vorgesehenen
400.000 S werden aber trotzdem bei weitem
nicht ausreichen, um allen den vielen heute
schon notwendigen Besitzfestigungen Rechnung
zn tragen. Hier wäre wohl eine zehnfach
größere Dotierung notwendig. Ich möchte
daher bei dieser Gelegenheit recht sehr bitten,
hier speziell die Gebirgsgegenden zn berück­
sichtigen, und zwar nicht nur die rein bäuer­
lichen Betriebe, sondern auch die Mis,chbetriebe,
wie Schmiedemeister oder sonstige Hand­
werksmeister, nicht auszuschalten.

Hier heißtesi einträchtig zusammenarbeiten,
damit die sogenannte Bergflucht, die noch ärger
als die Landflucht ist, hintangehalten werden
kann. Der Herr Präsident Endl hat in seiner
Rede schon darauf hingewiesen, wie die Ver­
hältnisse draußen liegen.

Nun komme ich zu dem Kapitel Gewerbe.
Hier hat der Herr Landeshauptmann Ing. Kargl
zu sehr an seine produktiven Arbeiten gedacht
und unsere Gewerbeförderung mit nicht allzu
hohen Beträgen dotiert. Wir wissen aber, daß
gerade dadurch, daß die Gewerbeförderung
dringend notwendig ist, für sie auch größere
Mittel erforderlich sind. Wenn wir uns den
Tätigkeitsbericht über das abgelaufene Jahr
hinsichtlich der bewilligten unverzinslichen
Kredite ansehen, so finden wir, daß doch
wieder 157 Handwerksmeister und 'hemden­
verkehrsbetriebe mit rund einer halben Million
Schilling bedacht werden konnten. Eine sehr
begrüßenswerte Tatsache, denn der vom Lande
übernommene Zinsendienst hat letzten Endes
manchen besonders sc1hwer geprüften Betrieben
über das Aergste hinwegge<holfen. Bei dieser
Gelegenheit müssen wir bitten, daß speziell
jene, die bereits durch drei Jahre im Genuß
dieses Zinsendienstes standen, auch in der Zu­
kunft, wenn auch vielleicht in bescheidenem
Maße, wieder zum Zuge kommen. Da, wie ich
schon gesagt habe, das Gewerbe finanziell
nicht in dem notwendigen Ausmaß unterstützt
werden ikann, weil eben die Mittel mehr für pro­
duktive Zwecke aufgewendet werden müssen,
wollen wir bei dieser Gelegenheit unseren
Appell dahin richten, daß das Land Nieder­
österreich und seine Anstalten, die als Groß­
einkäufer in Betracht kommen, ihren Bedarf
vornehmlich bei niederösterreichischen Unter­
nehmern decken und auch die Arbeiten von
niederösterreichischen Unternehmungen durch­
führen lassen. Letzten Endes muß auch dafür
Sorge getragen werden, daß die Rechnungen
dieser Firmen möglichst rasch liquidiert werden.

. Das ist notwendig, weil ja auch die Kranken­
kassen, Steuerämter u. dgl. auf die rechtzeitigen
Zahlungen des Gewerbes bestelhen und in dieser
Frage keine Rücksicht nehmtn.

Eine indirekte Wirtschaftsförderung wäre es
auch, wenn das Land Niederösterreich mithelfen
würde, Handel und Gewerbe dadurch zu unter­
stützen, daß das Pfuscherturn intensiv bekämpft
wird. Wenn wir auch wisslen, daß gemäß der
fIandwerksnovelle heute weder die Bezirks­
hauptmannschaften noch die Gewerbebehörden
damit befaßt werden können, wäre aber doch
durch indirekte Einflußnahme immer wieder
eine Möglichikeit gegeben. Ich möchte auch
dem GewerkschaHslbund s,ehrans Herz legen,
bei der Boekämpfung des Pfuscherwesens mitzu­
helfen, und zwar hauptsächlich auch deswegen,
weil wir dadurch, daß wir immer die Abstellung
dieser Mißstände fordern, Steuern, wie Lohn­
steuer, Umsatzsteuer und nicht zuletzt Ge­
werbesteuer, hereinbringen, die ansonsten ver­
lor,en gehen. Immer müssen wir den Arbeitern
sagen, daß sie ja1hrzehntelang um den Acht­
stundentag gekämpft haben, und daß wir heute
mit Bedauern sehen, daß viele Arbeiter durch
Pfuscherarbeit diese Errungenschaft über den
flaufen werfen, indem sie oft 14 Stunden, von
früh morgens bis spät abends, arbeiten.

Wir müssen auch neuerlich darauf hinweisen,
daß einzelne Betriebe immer wieder Aktionen
machen, die gesetzlich nicht stattihaft sind. Es
ist heute nicht notwendig, daß diese Betriebe
Waren an ihre Mitglieder verkaufen, weil diese
Waren in allen Geschäften zu tragbaren Preisen
erhältlich sind.

So wäre in kurzeIll Zügen das Allerdringend­
ste skizziert. Ich möchte aber nicht schließen,
ohne auch einer Post zu gedenken, die zwar als
letzte im Kapitel 7 unter Wirtschaftsförderung
vorgesehen ist, aber von allergrößter Wichtig­
keit ist. Sie betrifft das Feuerlöschwesen, für
deren Zwecke drei Viertel der Feuerschut:zsteuer
herangezogen werden. Wir haben mit Dank
zur Kenntnis genommen, daß uns das Referat
des Herrn Landesrates W,aH:ner in großen Um­
rissen einen sehr gut fundierten Rechnungs­
abschluß in die Hand gegeben hat, aus dem wir
ersehen, daß diese Ge1der wohl gut und nütz­
lieh für die Freiwilligen Feuerwehren verwendet
wurden. Wir Bürgermeister wissen, was es
heißt, daß sich Tausende und Abertausende von
Männern Stunde für Stunde bereit erklären, für
den Nächsten bei allen Anlässen einzutreten.
Es ist d.3'hereine sdbstv1erständliche Pflicht,
wenn wir hier von dieser Stelle aus diesen
braven Männern für ihre in diesem abgelaufenen
Jahr geleistete Arbeit den herzlichsten Dank
aussprechen. Wir hoffen, daß ihnen dieser Geist
der Zusammenarbeit auch im kommenden Jahr
eigen ist. (Beifall bei der Volkspartei.)

PRÄ'S'IiDiEiNT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. G r a ben hof e r.

Abg. GRABENI-IOFER: Hoher Landtag! Ich
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dachte nicht, daß in so später Stunde 'eines der
wichtigsten K,apitel, - man muß schon sagen,
durch'gepeitscht wird. Ich möchte nur wün­
schen, daß dieses Kapitel bei den nächsten
Budgetberatungen als erster Punkt behandelt
wird. Es ist nämlich wichtig, wenn es sich um
die Brotfrage dreht, wenn es sich um die Besitz­
festigung, um die Schädlingsbekämpfung und
andere einschlägige Sachen handelt, daß man
Zeit haben muß, um diese Dinge gründlich zu
besprechen.

Zu den landwirtschaftlichen fortbildungs­
schulen hätte ich zu sagen, daß man dem Schul­
wesen auf dem Lande das allergrößte Augen­
merk zuwenden muß. Unsere bäuerliche Schul­
jugend hat sicherlich auch Anspruch auf eine
gediegene Schulbildung. Nun ist es mit den
landwirtschaftlichen fortbildungsschulen so,
daß sie draußen auf dem Lande nicht so ernst
genommen werden; es fehlt vor allem daran,
daß die Durchfülhrungsverordnung zum Gesetz
noch nicht heraus:gegeben worden ist. Das land­
wirtschaftliche fortbildungsschulwesen wird
sowohl zum Nutzen der Landwirtschaft als
auch zum großen Nutzen der Landjugend sein.
Iclh möchte zu 'so später Stunde nicht weiter
darauf eingehen, ich möchte nur den Hohen
Landtag bitten, dafür zu sorgen, daß die Durch­
führungsverordnungen endlich dazu erlassen
werden.

Ich möchte nun zu den Schädlingsbekämp­
fungSlmaßn'athmen ühergJehen. Die Landes-Land­
wirtschaHskammer lIat hierfür einen Betrag von
einer Million Schilling ausgegeben. Wir haben
im abgelaufenen Jahre in 650 Gemeinden
55 Waggon Maikäfer gesammelt. Wir können
da immerhin feststellen, d,aß die iLandes-iLand­
wirtschaftskammer es ernst mit der Schädlings­
bekämpfung nimmt. Wir haben da nämlich
manchmal schlechte Erfahrungen gemacht. Vor
,aUem beim Wei'n1bau war fast 'kein ErfoIg zu
verzeichnen gewiesen. Die Weinbauern sind
geigen runsere 6pritzsprühan~agen, denn das
V,itl'iO'I, dias sie dort bekommen haben, war
schlecthter laIs das Vitriol, das sie sich selbst
zubereitet haben. Ich ,glaube, hei den Spritz­
sprühanlagen wären f aohleut'e notwendig, ,die
eine genü1g,wde ISchulung aufweis,en, damit sie
wissen, wie das Vitri'Ülangemacht werden muß.

Bezüglich dessen, was über die Maul- und
Klauenseuche gesagt wurde, muß ich leider
Herrn Landesrat Genner recht g,eberl. Es sind
zu wenig Maßnahmen ergriffen worden, um,
wenn diese Seuche ausbricht, gleich entspre­
chend eingreifen zu können. Alle möglichen
Maßnahmen sollten in Angriff genommen wer­
den, um diese Seuche eindämmen zu können.

Was den Weinbau betrifft, so muß gesagt
werden, daß sich die Weinbauern und die Wein­
hauer abgemüht und sich im Schweiße ihres

Angesichts bis zur Weinlese geplagt haben, da
man schon fast keine Hoffnung mehr hatte,
überhaupt eine entsprechende Weinlese zu be­
'kommen. Durch ihren fleiß ist es ihnen aber
doch gelungen. Wir haben wieder Wein in
unseren Fä-ssern. Es ist dies auss,chließlich der
unermüdlichen Arbeit der Weinbauern und
Weinhauer zu danken, die auf diesem Gebiete
eine übermäßige Anbeit geleistet haben. Es
wäre daher besonders wichtig, daß den Wein­
bauern das notwendige Kupfervitriol zu er­
schwinglichen Preisen und auch in entsprechen­
den Mengen bereitgestellt wird. Es müssen ja
alle Maßnahmen getroffen werden, um den
Weinbau wieder einigermaßen zu heben.

Bezüglich der Besitzfesti:gung haben wir
schon die verschiedensten Mittel angewendet.
Nun versucht man wieder auf Hinterwegen das
Erbhofgesetz zu reaktivieren, das Gesetz, das
vom "Tausendjährigen Reich" gesdhaffen wurde.
In der Bezirksbauernkammer haben wir diese
bestehende Absicht schon gründlich besprochen
und im Interesse der Landwirtschaft abgelehnt.
Mit dem Erbhofgesetz verhält es sich docrh so,
daß 'unsere B,a'uern tatsächlich froh waren, als
es außer Kraft gesetzt wurde.

Was die Landarbeitervensicherung, die Ar­
beitslosenunterstützung und die Altersversiche­
rung anbelangt, so möchte ich hierzu nur sagen,
daß unsere Landarbeiter, die sich für die Land­
wirtschaft ihr ganzes Leben lang geplagt haben,
jetzti:rn Herbst ihres Lebens tatsächlich ohne
jegliche Unterstützung dastehen. Wäre es nicht
-gut, wenn wir hier aUe z'Usammenhelfen und
eine Ueber'briiok'ung schaffen würd~n? Was
sollen diese armen Teufel machen, wenn sie im
Herbst mit der Ifeldarbeit fertig sind? Sie
müssen dann zu Hause sitzen, sie bekommen
keine Arbeitslosenunterstützung und müssen
wieder bis zum frühjahr auf eine Arbeit warten.
Da wäre es gewiß gut, wenn im Zuge der Voll­
beschäftigung diese Landarbeiter im Winter
zu Straßenarbeiten herange:wgen würden.

Was nun die Arbeit auf dem Lande überhaupt
anbelangt, so muß kh sagen, daß es richtig
ist, daß Arbeiter und Bauern zusammengehören.
Schaffen Sie daher die Voraussetzungen dazu,
damit wir wieder ein weiteres Stück Weges
gemeinsam gehen können. Wenn aber hier eine
Kluft aufgerissen wird, wie das bei der Budget­
debatte manchmal der Fiall ist - 1J.eute hat
mang,esagt, die amerikanische oder die russi­
ISche Grenz:e liege an der Enns -, dann muß
ich sagen, daß unsere Bauern an solchen Rede­
reien kein Int,eresse haben. loh bin der Ansicht,
daß es innerhallb Oesteneichs überhaupt keine
Grenze gibt, denn es gibt ja uurein Oester­
reich! Gehen wir daher - Bauern und Arbeiter
gehören ja zusammen - gemeinsam den Weg.
(Beifall bei den Sozialisten.)
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in diesem jahpe ebenfalls gedenken lund ihr alus
dieser Ausg'abenpost einen Betra,g zur Ver-

fü:gung stellen.
,Boher Landta,g! Ich will den Frieden d,ieses

Abends nicht mehr mit einem Resolutionsantrag
stören, wir :wollen aber an die Landesr,egieru:nlg
das Ersuchen richt,en, zu Lasten der Ausgaben­
post 79--62 einen Betrag von 100.000 S für
Zwecke ,der Brandverhüt:ungin Niederösterreich
auch für das ja'hr 1952 zur Verfügung zu
steHen. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zium Wort gelangt Berr Ab­

geordneter G 'u t s ehe r.
Abg. GUTSCBER: Hoher Landtag! Die

niederöskrreichische LandwirtschaH begrußt in
der Gruppe 7, Abschnitt 74, des Bud!get1s 1952
die Erhöhu!n,g der AUisgaben für landwirtschailt­
liehe Schu1en von zirka 10 Millionen Schilling
im jahr 1951 auf zil1ka 13,7 Millionen Schililng
für das jahr 1952. Diese Erhöhung findet ihre
Berecihti:gungin den Anfm1deDungen, die heute
an die bäuerliche }Uig,endgesteillt wel1den. Der
heutige jungbauer muß nicht nur in der allge­
meinen Land1wirtschaftslehre Kenntniss,e aiuf-
weisen, er mußnieht nur so wie der Bauer von

, geskrn pflügen, ackern!, säen und ernten, son-
, dern er muß auch entsprechende Kenntnislse im

landwirtscha.ftlichen Masehinenwesen haben; er
muß we,iter auch Kenntnis,sle in der Chemi,e, in
der landwirtschaftlichen BuchfühI1ung, in der
Kallkulation usw.haben. Weit,er muß er auch die
richtigen Futter,gpundla,gen zlls,ammenstdJen
können, um einen Ausg1l1eich für den Ahgang
VO'IlI a'Uisländischen Futtermitteln in seiner Wirt­
schaft zu finden. Ferner muß er auch imstande
sein _ wie Herr Landesrat Genner gesagt
hat __, den großen Abgang an a:usländischen
futtermitteln durch die Ei:genproduktion von
futtermitteln ,wettzumachen. Das ist, wie man
feststellen kann, 'uns,erer Landlwirtschaft zium
großen Teil, speziel,l in der Milchwirtschaft,
auch gdungen. Im Jahre 1946 haben wir eine
Produktion von 94.159 Tonnen Milch ge­
habt, im jahre 1950 bereits eine solche
von 254.414 Tonnen, also eine ganz gewaHi.ge
Stei'gerung .der Erzeugun,g.

Der Wissensdurst unserer bäuerlichen jugend
spiegelt sich am besten wider in der
Zahl der Besucher unserer ländlichen Fort­
bildun,gs,schulen. Im Schuljahre 1950/51 wurden
498 Lehrgänge mit 8377 Schülern und im
Schuljahr 1951/52 bereits 625 Lehrgänge mit
über 10,000 Schülern verzeichnet.

Von bäillerlicher Seite her können wir also der
[lohen Landesregierung und ganz besonders
ihrem finanzrderenten für das grüße Verständ­
nis bezüglich :der A,uslbildung der bäuerliohen
}u1gend den besten Dank alussprechen.

Es wäre aber im Zusammenhang mit dieser

PRÄSIDENT: Zum Wort gelaI1lgt Berr Ab­

geordneter Pe t t e na u er.
Abg. PETTENAUER: Haher Landtag! In

der Gruppe 7 wurde im vergangenen ja1hre
vom Landtag ein Betrag von 100.000 S der
Kommission für 'Brandv1erhütung in Ni'eder­
österreich zur Verfügung .gestellt. Die Statistik
besagt i.n diesem Falle ist diese
Statistik nicht mit jenen 10C'keren Mädchen
zU vergleichen, von denen 'heute schon ge­
sprochen wurde, sondern ein Automa't, der

il1

genauen Ziffern sagt - daß di,e IBrandschäden
im jahre 1948 Verlust,e in der Höhe von
13,5 Mi1llionen Schilling und im Jahre 1949 von
23 Millionenl Schining veflursadht haben. Durch
die Br3lndsClhäden ist in kurzer Ze1it kostbarstes
Volksl~ut und eine Arbeit von ]ahr:zehnten zer­
stört wOl1den; durch diese Brandschäden wurde
aber auch wertvollies Ernte~ut vernlichtet und
brave Menschen sind im Handlumdrehen zU

Bettlem geworden. Es ist eine Selbstverständ­
lichkeit gewesen, daß im vergangenen jahre
für diese Einricht,uln\g,en 100.000 S bewiJ.]igt
wurden, damit die BezirksihaupüllannschaHen
und die feuerwehrkommandos mit ihren
großen Erfahrungen .entsprechend eingreifen
konnten. Dabei wurde von dem Grundsatz
ausgegangen, daß VOI1beugen besser ist als
HeUen. Die Ha1uptauflg,abe dieser Brandtver­
hütun,gsKomlüis.sion ,ist es ja, vor'be,ulgend zU
wirken, die Ursachen dt::r Brandlkatastrophen
kennenzJUlernen, sie genau ZIU untersuchen und
das Erg~hnis dieser Untersuchungen so auszu­
werten, daß dieses GeJfahrenmoment, das der
Volkswirtscha,ft MiHionen Schi:llil1g entzieht, SO

gründlhoh a.Js nur möglich ausgemerzt wird.
Es wäre eine einlache Rechnung, mn zU zeigen,
daß sich der bewiUi,gte Betrag von 100.000 S
reich verzinst hat. Es muß aber leider mit Be­
dauern festgestellt werden, daß, obwohl sich
die Schadenssumme bedeutend erhöht hat, von
den 100.000 S nur die Hälfte, nämlich 50.000 S,
wirklioh seiner V,erwenduntg zugeführt und a:11'
die Kommission weitergeleitet wurde. Uns ist
die Ursache nicht bekannt, die Auswirkungen
jedoch um so mehr. Auf der einen Seite wurden
zwar 50.000 S erspalrt, auf der anderen Seite
sind aber MiHionen Schilling im Rauch der
Flammen au1,gega'l1Igen. Das kann aber doch
nicht Sinn und Zweck die,ses Antrages gewesen
slein und d;aI1um ers,uöhen wir das zuständilge
Referat, den noch offenen Betrag von 50.000 S
in diesem Jahre der Brandver.hütungskom

mis
­

sion sogleich zuzuwenden, dalffiit sie ihre ge­
stellte Aoufgabe lund die ,in sieges.etzten Bo~f­
nunlgen wil1klich erfü1l1e'l1 kann. In der Gruppe 7
sehen wir in diesem jahrie 3,704.000 S an
Aufwend;ungen für das Feuerlöschwe::en ein­
ges,etzt. Ich glaube, der wirkungsvollen Arbeit
der Brandlyerh'üt'ungskommission müssen wir

--------



vergißt man ganz und gar aufzuzeigen, daß
die Beschäftigtenzahl in der Industrie gegenüber
1938 einen Stand von 158 Prozent erreicht
hat, gegenüber 1937 aber um 130 Prozent
mehr pl"Oduziert. Das bedeutet eine Ar1beits
produktivität von nur 82 Prozent.

W,ir hören in dien letzten Wochen und Mo­
naten so vid von einer Fleisch- bzw. Sehweil1'e­
fleisohkristC. 'Man macht wieder ledigllich nur
ehe Bauernsehaft dafür lverantwort:lich. Wie
sieht es a,uf diesC!ln Sektor Iwü1klich aus? Wer
hat im ersten Halbjahr 1951 die Großstadt
Wien mit Lebendvieh und F1ei,sch versorgt?
Woher stammen die 33.467 Tonnen? Nur von
der öst-erreichischen Bauernschaft, 'Wcoi,l im
selben Zeitraum ledi,g:lich 2000 Tonnen fleisd1
aus dem Ausl:and hereingebracht wunden.
Blicken wir in die Auslagen unserer Flleisch­
hauer, schauen wir nach St.Marx. In den letzten
Woc.hen und Monaten bheben dort allwöchent­
lich 20, 60, 120 und mehr Stück Großrinder
unverkäulf,l'ich. Hier kann man doch wil1klich
nicht von einer FleisClhkrise reden! Ja, vieUeicht
von ei,ner Schweil1leneiiSchimpOtrtkrise, aber nur
deshalb, ,wei,l es uns ml den nötigen Devisen
fehlt ,und man daher, was heute im Hohen
Ha,us schon von einigen Rednern erwähl1lt
wurde, der äMerreichischen Bauern,schaft nicht
jene Futtermitt'el ZUr Vefif,ügung stellt, die sie
brauchen wÜllde. Betrüblich i'st ,es, daß man
einenseits diesen Fleischskandal und diese
Fleischkrise aufzei'gen muß, daß anderseits aber
tausende Schalfe nach Frankrei,eh exportiert
werden müs1sen, wei,l si,e in Oesterreich nie­
mand dem Konsum zuführen will. (Hört!­
Hört!-Rute! )

:Es ist sOl1nenklar, daß unse,re La'I1Idwirtscl1aft
nach 'wie vor von der F,uHe11mitteleinfuihr ab­
häl1'gi'g ist. Mit ihr steht und fällt eine im
Interesse der Aufrecht-erhalt:u:nlg von Ruhe und
Ordnung unbedingt weiterhin anhaUende Pro­
duikt,ions,steig,erung.

Leider sind alle Bemühungen -- soviel uns
aus der Pre"ls,e bekannt ist .-, Hemdelsverträge
mit den Oststaaten, Un,garn ode,r Rumänien,
abzuschließen, immer wieder gescheitert. Gerade
Ungarn und Rumänien !halben auf dem F,utter­
mittels,ektor die Liefenbedinglllngcn der <Handels­
verträge nicht erfüllt.

Wir mußten VOr ein paar \X1ochen a'Ulf der
Internationall-en Agrartag'ill1lgin Rom, an der
46 Staaten - ohne die Sowjetunion und den
Ostblockst,aate:n - teiJ,genommen haben, hören,
daß g,roße, bisher als Ueberschußstaaten auf
dem Lebensmittells<Clktor geltende Länder, wie
etwa Australien, für -die nächsten Jahre selbst als
Einfuih:r1änder zu gelten haben. Alle bisher Reis
ausführenden Länder haben um eine Lenkung
des Reis:absatzes gebeten. Diese Länder werden
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BudgeMebatte 'und der GI1Uippe Lanrdwü'tschaft
auch noch <etwals ande;ries notwendi,g. Es wäpe
näm,jjch nooh notwendig, daß di,e Kl'eise, dite
Iieute noch immer kein Verstänrdinisfür unsere
Landwirtschaft haben, endlich auch Einsiciht
bekämen in die Schwierigkeiten 'und ErlSiclhiwer­
nis'se, mit ,denen der Landwirt heut'e zu kämp­
fen hat. Die Landwirtschaft Niederösteueichs
wird sich jedentalls ailleMiihe geben, ihre Pro­
dulktion zu stei'gern und z'u verbessern, nicht
nur :lJU ihrem eigenen Vorteil, sondern zum
Vorteill de,s ges'alll1t-en österreichischen Volkes.
(Beitall bei der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr Ab­
geordneter Franz Müll ne 1'.

Abg. Franz MOLiLNER: Hohes Haus! Der
Zeit und dem Druck des Alltags entsprechend,
zeigt das Kapitel 7, "Oeffentliche Einrichtun­
gen und 'Wirtschaftsförderung", eine, wenn
auch geringfügige prozentuelle Steigerung.
Wir alle freuen uns darüber, wenngleich ich
feststellen möchte, daß wir in der Landwirt­
schaft mit Rücksicht darauf, daß sie noch im
Jahre 1945 schwerstens betroffen wur,de und
der Krieg besonders über das östliche Nieder­
österreich mit aller Härte hinweggebraust ist,
tin bedeutenderes Mehr vertragen ,könnten.

Und, gerade in diesem Zusammenhange
möc-hte ich ein paar Worte zur Landwirtschaft
sagen, die man ja in den letztel1l Wochen und
Monaten, ich möchte sagen, mit Kübeln von
Unrat zu beschütten versuchte, wobei man
ganz und gar vergißt, daß vor 1918, also in
der Zeit der Monarchie, der Schwerpunkt ,der
gesamten ,agrarischen Produktion gerade in
jenen 'Ländern ,gelegen hat, die nach 1918 von
uns abgetrennt wurden. Trotzdem aber konnte
die österreichische 'Landwirtschaft schon vor
1938 den fnlandsbedarf bereits zu 90 bis
100 Prozent bei Milch,Mo'lkereiprodukten,
Obst, Gemüse und Kartoffeln, und zu 80 bis
90 Prozent bei Brotgetreide decken. Und jetzt,
nach dem furchtbaren Geschehen VQ,J1 1938 bis
1945 und darüber hinaus im Frühsommer
1945, aller Werte, Zugtiere, Maschinen usw.,
entblößt, trotz eines Hückganges von 15 Pro­
zent bei den Landarbeitern gegenüber 1937,
trotz aller dieser Lasten, unter denen die Land­
wirtschaft schier z'usammenzubrechen _drohte,
war es ihr möglich, heute bereits wieder eine im
Verhältnis zu 1938 90proz'eniige Leistung zu
erreichen, was einer Produktivität von 106 Pro­
zent entspricht. Weh muß es daher dem um
sein Dasein hart ringenden Bauern tun, dem
es an Arbeitsleistung, Mühe und Pilage, keiner
gleichmacht, wenn ,er immer wieder hören
muß, die Landwirtschaft leistet nichts, sie
produziert viel zuwenig, sie bringt nicht den
nötigen Fleiß 'lind das Verständnis auf. !Dabei
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über Nacht von Zuschuß- zu BedarfsJändern.
Dies muß uns aUe nachdenklich stimmen!

Ich darf auch a1Uif di,e richtige Verwendung
der u:nlS,erer Landes-Landwirtschaftskammer ,irn
Jahre 1950 zugeteilt,en Landesmittel v(!'rweisen.
Dem in der Landes-LandwirtschaHskammer ein­
gefÜihrt,en KontroUa1ulsschuß gehört als Ob­
mannsteUvertreter auch ein Mitlgl1ied uns,erer
Koahtionspartei Nationarlrat Mentasti, an. Die­
ser Ausschuß Ihat sich im heurigen Jahr ein­
gehend mit der Kontrolle des Rechnungs­
abschlusses befaßt. Im besonderen wurde der
Autobetrieb und die Ge:bamng der Reparatur­
werkstätte Korneuburg abgesprochen. Von: die­
ser Stelle(l!us möchte ich auch als Landes­
Kammerrat dem Hohen Haus für die zugebilrlig­
tenMittel1 danken, gIeiohzeitig aber auah bitten,
im Falle eines Nachtragsbudrgds die Kammer
mit e,iner höheren Dotierung zu bedenken, weil
wir nUr dann entsprechende Mittel aufwenden
können.

In ,der Genera~debatte wurde Üll Hühen Haus
gesproohen, daß die landwirtsdhaftliohen
Schulen 'lllicht die frequenz aufweiscn,die zur
EnhaHung notrwendig sei, so ganz besonders
die landwirtscharftliche Sohule in Pyhra. Dad
ich erwähnen, daß Pyhra heuer in :heiden Ja~r­
gängen üibertülilt ist, ja sog,ar an die zwanzIg
Al1JilleldJungen zurüaNstellen mußte. In diesem
lmsammenrhang habe ich nur die eine Bitte,
daß möghchst haiId die DurchHlhrungsverord­
nunig ,für das landlwirtsohaftliohe Fortbildungs­
wesen erlassen werden soll.

Im übrigen stimme kh mit meiner Fraktion
für dieses Kapitel des Voranschlages. (Beifall
bei der Volkspartei.)

rPiRkSI'DENT: Oie rRednerliste ist erschöpft.
Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

'Berichterstatter SCHÖBE,R,L (Schlußwort):
Ich verzichte.

PRÄSIDENT: Zm Abstimmung liegen vor
die Gruppe 7 und ein Resolutionsantrag. Ich
lasse zuerst über die Gruppe seIhst und dann
über den Resolutionsantrag abstimmen.

Ich bitte nunmehr den ,Herrn <Berichterstatter,
seinen Antrag zur Gruppe 7 zu st'C'lIen.

IBerichterstatter Abg. SOHÖBIERL: Ich be­
antrage die ,Annahme der Gruppe 7 in 'Erfor­
dernis 'und Bedeckung.

PR~:SI!DENT (nach Abstimmung): Ange­
nommen.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, nunmehr
die Verlesung des Resolutionsantrages ,des
Herrn Abgeordneten Tatl'Jber vorzunehmen

Berichterstatter Abg. SCHöBE'RL (nach

Verlesung des Resolutionsantrages des Abge­
ordneten Tatzber): Ich bitte um die Abstim­
mung.

PRÄSIDE NT (nach Abstimmung): Ange­
nommen.

Ich ,ersuC'lle den Herrn Referenten, zm
Gruppe 9, Finanz- und Vermögensverwaltung,
zu berichten.

Berichterst,atter Abg. SOHöBERL: Die Aus­
gaben der Gruppe 9, "firnanz- und Vermögens­
verwaltung", betragen 121,PüO.0ü0 S. Ihnen
stehen Einnahmen von 430,586.300 S gegen­
über, so daß sich ein Nettoertrag VOll

308,986.300 S er,gibt. .
,oie Ausgaben dieser Gmppe haben Sich

gegenüber dem Vorjahr um 60,7 Proz,ent er­
höht. Sie stellen innerhalb des Gesanüvoran­
sohlages 22,6 Prozent dar.

Diese Gruppe repräsentiert sich als die tra­
aende Säule und das Rüc~grat der Landes­
gebarun,g, weH in ihr die iEingänge aln den Er­
tragsanteilen, an den gemeinsahaftlichen Bun­
des,abgaben sOIwie die ei'genen Steuern des Lan­
des aIrs hauptsächlkhste Einn1ahmeposten ihre
Venechnung hnde'lll. A,uf der A:usgabcns1ei'te
werden die Zuführungen z,um außerordentlichen
HausrhaH, welche in diesem Jahre 50 Millionern
SchiHing betragen, veranschlagt.

Die starke Erhöhurng der Ausgaben gegen­
über dem Vorjahr von 45,916.500 S ist insbe­
sondere aurt die rl'iast hunidertpl'ozentirg1e Siei,ge­
wng des Betrarg,es für Zufühl1ul1lgen zum außer­
ordenthchenHaushalt und des Kl1edites für die
Bedarfsweisungen an die Gemeindeverbände
und Gemeinden ziurückzufiiJhren.

Ich ersuche den Herrn Prärsidenten, die De­
batte zur Gruppe 9 einzuleiten.

prRÄSIOENT: Es liegt keine Wortmeldung
vor, wir kommen zur Abstimmung. (Nach Ab­
stimmung): Angenommen.

Wrir kommen jetzt zur Abstimmung über den
gesamten ordentlichen Voranschlag des Landes
Niederösterreich für das Jahr 1952. Ich ersuche
die Mitglieder des Hohen Hauses, welche für
den ordentlichen Voranschlag intrforderl11s
und B,edeckung stimmen wo,J[en, die Hand zu
erheben. (Geschieht.) Der ordentliche Vor­
anschlag des Landes NiederösterreIch für das
Jahr 1952 ist somit angenommen.

Ich schließe die 'Sitzung.
Die nächste Sitzung des Landtages f1l1det

morgen um 9 Uhr 30 Minuten statt
Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 23 Uhr 52 Minuten.)
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